Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2155 


Sachgebiet 8 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
1/4 — (IV/3) —81407 — So 19/71 


Bonn, den 12. Mai 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Sozialbericht 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Der Sozialbericht 1971 dokumentiert im Teil A P durch welche 
Maßnahmen die Bundesregierung bisher ihre sozialpolitischen 
Ziele verwirklicht hal r und unterrichtet über den Stand der 
Arbeiten an weiteren Vorhaben. Eine erstmals beigelügte 
Übersicht über abgeschlossene und eingeleitete Maßnahmen 
und Vorhaben der Sozialpolitik erlaubt eine schnelle und um- 
fassende Information. 

In Teil B des Sozialberichts 1971 — dem Sozialbudget — wird 
in quantifizierter Form ein Überblick über Leistungen und 
Finanzierung der sozialen Sicherung sowohl unter funktionalen 
als auch institutionellen Gesichtspunkten vorgelegt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Sozialbericht ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates 
ebenfalls zugeleitet worden. 
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Einleitung 


Die Bundesregierung legt in diesem Jahr dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat wiederum einen Sozialbericht vor. Wie der 
Sozialbericht 1970 enthalt er als ersten Teil einen Bericht über Maß- 
nahmen und Vorhaben der Gesellschafts- und Sozialpolitik und als 
rweiten Teil das Sozialbudget 1971. 

Der Sozialbericht 1970 war in seinem Teil A eine umfassende, pro- 
grammatische Darstellung der sozialpolitischen Ziele der Bundes- 
regierung für diese Legislaturperiode. Der Bericht fand in der Öffent- 
lichkeit ein starkes Echo. Er wurde für die Bundesregierung und 
andere an der sozialpolitischen Diskussion Beteiligte zu einer Grund- 
lage des Planens und zu einem Kursbuch des Handelns, Der vor- 
jährige Bericht ermöglichte es, vor dem umfassenden Bild der Vor- 
haben auf dem breiten Feld der Sozialpolitik über Schwerpunkte zu 
urteilen und die Bedeutung der einzelnen Maßnahmen abzuwägen. 

Der erste Teil des Sozialberichts 1971 soll zeigen, in welchem Aus- 
maß die Ankündigungen und Analysen des vorigen Berichtes Auf- 
takt zu intensiver und planmäßiger sozialpolitischer Arbeit waren. 
Viele der Vorhaben, die im Sozialbericht 1970 angekündigt worden 
waren, sind bereits verwirklicht worden. Das Gesetz zur Weiterent- 
Wicklung des RechU der gesetzlichen Krankenversicherung, das Dritte 
Vermögensbildungsgeselz und das Aktionsprogramm für berufliche 
Bildung sind Beispiele dafür, daß die Bundesregierung Schritt für 
Schritt die Ansprüche erfüllt, denen sie sich selbst verpflichtet hat. 
Weitere Vorhaben, die w>e das neue Betriebsverfassungsgesetz von 
der Bundesregierung den gesetzgebenden Körperschaften bereits vor- 
gelegt worden sind, machen den Willen der Bundesregierung deut- 
lich, den im programmatischen Teil des Sozialberichts 1970 markier- 
ten Weg ihrer Sozialpolitik einzuhalten. 

Die konkrete Arbeit des Jahres 1970 und die in Gang gesetzten inne- 
ren Reformen, die nn ersten Teil des hier vorgelegten So/ialbcnchts 
1971 geschildert werden, kennzeichnen die gesellschafts- und sozial- 
politischen Ziele der Bundesregierung: mehr soziale Gerechtigkeit, 
mehr Sicherheit in der gesellschaftlichen. Entwicklung und dadurch 
mehr Chancen für die Selbstbestimmung des einzelnen. 

Um diese Ziele unter den Bedingungen und Möglichkeiten der Ge- 
sellschaft von heute zu erreichen, hat die Bundesregierung ihre 
Sozialpolitik an den folgenden Leitlinien orientiert: 

— Ausbau der sozialen Sicherheit für alle Bürger, 

— Vorsorgende Gestaltung von sozialen Prozessen durch die Sozial- 
politik* 

— Mehr Selbstbestimmung des einzelnen durch mehr Demokratie in 
allen gesellschaftlichen Entscheidungsbereichen, 

— Beitrag zur gerechteren Verteilung des gemeinsam erarbeiteten 
Vermögenszuwachses in der Volkswirtschaft. 

— Mehr Überschaubarkeit und größere Verständlichkeit gerade der 
Sozialpolitik in einer demokratischen Gesellschaft. 

— - Mehr Wahlfreiheit bei der Vorsorge für die Wechselfälle des 
Lebens. 

Der diesjährige Sozialbericht soll vor allem zeigen, durch welche 
Maßnahmen die Bundesregierung ihre Zielvorstellungen im ersten 
Jahr der Legislaturperiode konkretisiert hat* Außerdem wird der 
Stand der Vorarbeiten für weitere Vorhaben veranschaulicht. 




TEIL A 

Maßnahmen und Vorhaben 
der Gesell Schafts- und Sozialpolitik 
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I. Weiterentwicklung 
der sozialen Sicherung 

1- Die neuere Entwicklung des Systems der so- 
zialen Sicherung ist vor allem durch zwei Grundrich- 
tungen gekennzeichnet, dje die enge Verflechtung 
des Sozialbereidis mit der allgemeinen gesellschaft- 
lichen und wirtschaftlichen Entwicklung deutlich 
machen: Die Ausweitung des gesicherten Personen- 
kreises und die zunehmende Ausrichtung der Höhe 
und Qualität der Leistungen am wachsenden Le- 
bensstandard der Bevölkerung. 

Maßnahmen und Leistungen sozialer Sicherung, die 
ursprünglich vor allem auf die abhängig Beschäftig- 
ten zugeschnitten waren, werden auf weitere bis- 
her nicht ausreichend gesicherte Gesellsdiaftsgrup- 
pen ausgedehnt. Dabei zeichnet sieb ein Entwick- 
lungsprozeß ab, in dem die Sozialleistungen immer 
mehr zu einem Gesamtsystem sozialer Sicherung zu- 
sammenwachsen. Die soziale Sicherung löst sich von 
ihrer begrenzten Funktion für bestimmte Gruppen 
und Lebensbereiche und gewinnt einen umfassen- 
deren Charakter. 

Die Höhe von Sozialleistungen richtet sich in zuneh- 
mendem Maße nach der Entwicklung der Einkom- 
men. Die soziale Sicherung wird dadurch in den 
Wachstumsprozeß der Wirtschaft einbezogen. Ihre 
Bemessung und Ausgestaltung orientiert sich an der 
dynamischen Entwicklung in unserer Gesellschaft. 


1. Erweiterung des gesicherten Personenkrefses 

2. Wirtschaftlicher und sozialer Wandel hat die 
Frage nach dem Umfang des Systems der sozialen 
Sicherung und seiner Ausdehnung auf weitere Ge- 
sellschaftsgruppen profiliert. Die ursprüngliche Be- 
schränkung der sozialen Sicherung auf Arbeitneh- 
mer wird immer mehr als unzulänglich empfunden. 
Berufsständische Unterscheidungen reichen als Maß- 
stab für den Umfang des zu schützenden Personen- 
kreises nicht mehr in allen Fällen aus. Das kon- 
krete soziale Sicherungsbedürfnis ist deshalb in 
wachsendem Maße zur Richtschnur gesellschaftspoli- 
tischen Handelns geworden. 

Ein erheblicher Teil der heute noch außerhalb des 
Systems der sozialen Sicherung stehenden Bürger ist 
nicht mehr in der Lage, sich aus eigener Kraft gegen 
die sozialen Grundrisiken zu sichern. Ein vorüber- 
gehender oder dauernder Ausfall des Arbeitsein- 
kommens kann von vielen Selbständigen nicht mehr 
durch Ertrag oder Aufzehrung eines Vermögens 
aufgefangen werden. Hinzu kommt bei vielen die 
durch den Strukturwandel bedingte Unsicherheit der 
beruflichen Existenzgrundlage. Die Bundesregierung 
ist daher bestrebt, soziale Sicherung allen Gesell- 
schaftsgruppen zu ermöglichen und damit den Not- 
wendigkeiten unserer Zeit anzupassen. 


Unfallversicherung für Schüler, Studenten und Kinder 

3. Diese Politik hat in der Ausdehnung der gesetz- 
lichen Unfallversicherung auf Schüler, Studenten 
und Kinder, die Kindergärten besuchen, Ausdruck 
gefunden. Für die Einbeziehung der Schüler in die 
Unfallversicherung hat sich die Bundesregierung be- 
reits im Soziafbericht 1970 (Teil A r Nr. 63) ausge- 
sprochen. Durch das Gesetz vom 18. März 1971 
(BGBl. I S. 237) wurden mit Wirkung vom 1. April 
1971 etwa \ Million Kinder, die einen Kindergarten 
besuchen, sow'ie 9 Millionen Schüler allgemeinbil- 
dender Schulen und 430 000 Studierende an Hoch- 
schulen in die gesetzliche Unfallversicherung aufge- 
nommen. 

Der bundeseinheitliche Unfallschutz für Schüler, Stu- 
denten und Kinder tritt an die Stelle unterschied- 
licher Regelungen in den Ländern. Er beseitigt die 
gegenwärtige Rechtszersplitterung und verbessert 
die soziale Sicherung dieser Personengruppen. Ein 
wichtiges Ziel des Gesetzes ist es ferner, die Unfall- 
verhütung in Kindergärten, Schulen und Hochschu- 
len erheblich auszubauen. Die Unfall versicherungs- 
träger werden verpflichtet, in Schulen und Hoch- 
schulen sowie in Kindergärten gezielte Unfallver- 
hütung zu betreiben. 

Die Leistungen für unfallgeschädigte Schüler, Stu- 
denten und Kinder entsprechen dem allgemeinen 
Leistungsniveau der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung. Sie umfassen Heilbehandlung und Berufshilfe 
zur Eingliederung von Kindern und Jugendlichen in 
Beruf und Gesellschaft und gewährleisten die Exi- 
stenzsidicrung bei Dauerschäden durch Rentenzah- 
lung. Diese erreichen bei einem entsprechenden Le- 
bensalter die Leistungen für berufstätige Unfallge- 
schädigte mit gleicher Schulbildung. 

Das Gesetz bringt ferner eine wesentliche Erweite- 
rung des UnJaUversidierungsschutzes für berufs- 
tätige Eltern: Die Eltern genießen künftig den vollen 
Unfallversicherungsschutz auch dann, wenn sie zur 
Unterbringung ihrer Kinder Umwege auf dem Wege 
zur oder von der Arbeit machen müssen. 


BeEtrlttsrecht zur gesetzlichen Krankenversicherung 

4 . Durch das Gesetz zur Weiterentwicklung des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
21. Dezember 1970 (BGBl. 1 S. 1770) ist allen Ange- 
stellten der Beitritt zur gesetzlichen Krankenver- 
sicherung ermöglicht worden. Nach dem bisher gel- 
tenden Recht waren Angestellte in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nur dann versichert, wenn 
ihr Gehalt die Versicherungspflichtgrenze nicht über- 
schritt oder wenn sie sich nach dem Überschreiten 
der Grenze freiwillig weiterver sicherten. Ange- 
stellte, die als Berufsanfänger ein über der Ver- 
sicherungspflichtgrenze liegendes Gehalt bezogen, 
hatten dagegen keinen Zugang zur gesetzlichen 
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Krankenversicherung. Diese Benachteiligung der 
Angestellten gegenüber den Arbeitern, die ohne 
Rücksicht auf die Höhe ihres Arbeitsentgelts der 
gesetzlichen Krankenversicherung angehören, ist 
nunmehr beseitigt worden. Nicht krankenversidie- 
rungsp flieh Läge Berufsanfänger können künftig in- 
nerhalb von 3 Monaten nach Aufnahme ihrer Be- 
schäftigung der gesetzlichen Krankenversicherung 
freiwillig beitreten. Aus Gründen der GJeidibehand- 
lung wurde allen Angestellten, die bisher wegen 
Überschreitens der Versicherungspf lichtgrenze nicht 
in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
waren, das Recht eingeräumt, bis zum 31. März 1971 
freiwillig dieser Versicherung beizutreten, Audi den 
Rentnern, die die Beitrittsfrist zur gesetzlichen 
Krankenversicherung vom 1. Januar 1968 bis 30. 
Juni 1968 versäumt hatten, wurde ein Beitrittsrecht 
bis zum 31. März 1971 gewährt. 

Angestellte, die nur wegen Überschreitens der Jah- 
res arbeitsverdienstgrenze nicht versicherungspflich- 
tig sind, sowie bestimmte von der Versicherungs- 
pflidit befreite Angestellte haben vom 1, Januar 
1971 an einen unabdingbaren Anspruch gegen ihren 
Arbeitgeber auf einen Zuschuß zu ihrem Kranken- 
versicherungsbeitrag, wenn sie der gesetzlichen 
Krankenversicherung freiwillig angehören oder bei 
einem privaten Krankenversidierungsunternehmen 
mit entsprechendem Krankenversidierungsschutz 
versichert sind. Diese Angestellten werden damit 
weitgehend den pflichtversicherten Angestellten und 
Arbeitern gleichgestellt. 


Krankenversicherung für Landwirte 

5* Die Bundesregierung hat schon im Sozialbericht 
1970 (Teil A, Nr. 61) angekündigt, daß sie bestrebt 
sein wird, audi die Landwirte in die gesetzliche 
Krankenversidierung einzubeziehen. Aufgrund eines 
Kabinettbesdilusses vom 22. Oktober 1970 erarbei- 
tet das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung z. Z. einen Entwurf zur Einführung einer 
eigenständigen Krankenversicherung der Landwirte. 
Danach soll für selbständige Landwirte, ihre Fami- 
lienangehörigen und für Alteateiler Versidierungs- 
pflidit auf der Grundlage eines Solidaraus- 
gleichs bestehen. Bei einem der Art nach vergleich- 
baren privaten Krankenversidierungsschutz sollen 
sie während eines bestimmten Zeitraums nach In- 
krafttreten des Gesetzes die Möglichkeit haben, sich 
von der Versidierungspflicht befreien zu lassen. 
Außerdem ist eine ßefreiungsmöglichkeit für Land- 
wirte vorgesehen, deren Betrieb einen bestimmten 
Einheitswert übersteigt. 

Ohne Berücksichtigung von Befreiungen wird sich 
die Krankenversicherung der Landwirte auf rund 
2,5 Millionen Personen erstrecken. 

Die Krankenversicherung der Landwirte wird grund- 
sätzlich dieselben Leistungen erbringen wie die 
übrige gesetzliche Krankenversicherung. Lediglich 
die Gewährung von Krankengeld und Mutter- 
sdiaftsgeld ist nicht vorgesehen. Dagegen sollen vor 
allem bei längerem Krankenhausaufenthalt ein Be- 


triebshelfer als Ersatzkraft gestellt oder die Kosten 
hierfür in angemessener Höhe erstattet werden. 

Die Krankenversidierung der Landwirte und ihrer 
mithelfendeo Familienangehörigen soll ausschließ- 
lich durch eigene Beiträge finanziert werden; die 
Krankenversicherung der Altenteiler soll vom Bund 
getragen werden. 


Verbesserung der Landabgaberente 

6. Durch das Gesetz zur Verbesserung und Er- 
gänzung sozialer Maßnahmen in der Landwirtschaft 
vom 21. Dezember 1970 (BGBl. I S. 1774) ist der 
Kreis der landwirtschaftlichen Unternehmer, die bei 
Abgabe ihres Hofes Landabgabe rente nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte erhalten, 
mit Wirkung vom 1. Januar 1971 erweitert worden. 
Die Gewährung von Landabgaberente setzt u. a. 
voraus, daß das abgegebene Unternehmen eine ge- 
setzlich naher bestimmte Größe nicht überschreitet. 
Nunmehr können Inhaber landwirtschaftlicher Be- 
triebe bei strukturverbessernder Hofabgabe und 
Erfüllung der persönlichen Leistungsvoraussetzun- 
gen je nach Bodennutzungsart bis zu einer Betriebs- 
größe von rund 20 bis 25 ha Landabgaberente er- 
halten, ln dem begünstigten Betriebsgrößenbereich 
befinden sich rund 75 v. H. aller Voll- und Zu- 
erwerbslandwirte. Der Betrag der Landabgaberente 
wurde außerdem von 275 DM auf 350 DM monat- 
lich für verheiratete und von 180 DM auf 230 DM 
für unverheiratete Berechtigte angehoben. 


Sozialversicherung för langfristig und schwer 
Behinderte und für Minderjährige in Heimerziehung 

7- Eine große Zahl der körperlich, geistig oder 
seelisch Behinderten, deren Behinderung auf Ge- 
burtsschäden zurückzuführen oder im frühen Le- 
bensalter eingetreten ist, ist gegenwärtig nicht so- 
zialversidiert. Es besteht insbesondere Unklarheit, 
wieweit die Behinderten, die in Werkstätten für 
Behinderte oder ähnlichen Einrichtungen gegen ein 
wenn auch geringes Entgelt beschäftigt werden, ver- 
sidierungspflichtjg sind. Um sidierzustellen, daß 
alle diese Personen gleidibehandelt werden, wird 
eine gesetzliche Regelung erwogen. In diesem Zu- 
sammenhang wird auch geprüft, wie die soziale 
Sicherung der übrigen langfristig und schwer Be- 
hinderten, die für ihre Tätigkeit z. B. in Anstalten 
nur Taschengeld oder eine Prämie erhalten oder die 
keine Beschäftigung aufnehmen können, verbessert 
werden kann. 

Für einen Teil der Minderjährigen in Heimerzie- 
hung fehlt noch der Schutz der Sozialversicherung. 
Das gilt vor allem für die schulentlassenen Minder- 
jährigen, die aus erzieherischen Gründen längere 
Zeit hindurch ohne Entgelt mit Tätigkeiten be- 
schäftigt werden, die der Berufsfindung und Förde- 
rung der Arbeitsbereitschaft bei gleichzeitiger Ver- 
mittlung von Grundkenntrüssen dienen, damit spä- 
ter eine Berufsausbildung möglich wird oder eine 
geregelte entgeltliche Beschäftigung aufgenommen 
werden kann. Es wird zur Zeit geprüft, wie durch 


12 



Deutscher Bundesta g — 6, Wahlperiode 


Drucksache VI /2 155 


eine gesetzliche Regelung erreicht werden kann, 
daß diesem Personenkieis aus dem Heimaufenthalt 
keine Nachteile für die soziale Sicherung erwach- 
sen. 


Öffnung der Rentenversicherung 

8. Die Bundesregierung beabsichtigt, die gesetz- 
liche Rentenversicherung für alle Personen zu 
offnen, die noch außerhalb dieser Versicherung 
stehen. Sie hat am 11. März 1971 das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung beauf- 
tragt, eine Konzeption zur Öffnung deT Rentenver- 
sicherung für weitere Gesellschaftsgruppen zu er- 
arbeiten, die Mehrbelastungen für den Bundeshaus- 
halt und die Pflichtversicherten ausschließt. Dadurch 
soll vor allem folgenden Personengruppen die 
Chance für eine soziale Sicherung gegeben werden; 

’ — den Selbständigen einschließlich der Angehöri- 
gen freier Berufe, 

- — den mithelfenden Familienangehörigen und 
— den nichterwerbstätigen Frauen. 

Die Notwendigkeit, den selbständig Erwerbstätigen 
die Möglichkeit zu eröffnen, der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung beizutreten, wurde bereits im So- 
zialbericbt 1970 (Teil A, Nr. GO) hervorgehoben. Die 
Öffnung der Rentenversicherung trägt der Tatsache 
Rechnung, daß ein großer Teil dieser Personen- 
gruppen in seinen Einkommens- und Lebensverhält- 
nissen den abhängig Beschäftigten vergleichbar ist. 

Die Öffnung der Rentenversicherung für die nicht- 
erwerbstätigen Frauen bedeutet einen wichtigen 
Schritt auf dem Wege zu einer verbesserten sozialen 
Sicherung der Frau. 

Grundlage für die Öffnung der Rentenversicherung 
soll die freie Entscheidung des einzelnen über den 
Beitritt sein. Damit sollen sowohl das Sicherungs- 
bedürfnis als auch die finanzielle Leistungsfähigkeit 
des einzelnen berücksichtigt werden. 


2* Soziale Leistungen und wirtschaftliches 
Wachstum 

9. Im Zusammenhang mit der durch die wirtschaft- 
liche und gesellschaftliche Entwicklung bedingten 
Ausdehnung des sozial gesicherten Personenkreises 
hat sich auch das Verständnis von Inhalt und Auf- 
gabe sozialer Leistungen gewandelt: Sozialpolitik 
und soziales Handeln sind in der industriellen Ge- 
sellschaft eng verknüpft mit dem wirtschaftlichen 
Wachstum. Soziale Sicherung hat demgemäß nicht 
nur den Schutz des einzelnen in Notlagen zum 
Ziele, sondern darüber hinaus in immer stärkerem 
Maße die Erhaltung seines Lebensstandards. 

Dieses Ziel läßt sich nur dann erreichen, wenn die 
Sozialleistungen kontinuierlich den veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnissen, insbesondere der 
allgemeinen Einkommensentwicklung angepaßt wer- 
den. Eine solche Anpassung (Dynamisierung) des 
Umfangs der Sicherung ist Ausdruck der Teilhabe 


des einzelnen an den wirtschaftlichen Erfolgen der 
Gemeinschaft auch in solchen Zeiten, in denen er 
nicht selbst in der Lage ist, durch seine Arbeit dazu 
beizutragen. 


Leistungen der Krlegsopferversorgung 

10. Für die laufenden Versorgungs leis tun gen der 
Kriegsopferversorgung hat das Erste Gesetz über 
die Anpassung der Leistungen des Bundesversor- 
gungsgesetzes vom 26. Januar 1970 (BGBl, f S. 121) 
die jährliche Anpassung an die wirtschaftliche Ent- 
wicklung vorgeschrieben (vgl. Sozialbericht 1970, 
Teil A, Nr. 65). Durch das Zweite Anpassungsgesetz 
vom 10. Juli 1970 (BGBl. I S. 1029) ist diese Anpas- 
sung (Dynamisierung) der Versorgungsleistungen 
mit Wirkung vom 1. Januar 1971 erstmalig durch- 
geführt worden. Maßstab für die Dynamisierung ist 
der Anpassungssatz der Bestandsrenten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Die laufenden 
Versorgungsleistungen stiegen daher vom 1. Ja- 
nuar 1971 an um 5,5 v. H. Diese Anpassung bedingt 
für das Jahr 1971 Mehraufwendungen von rd, 280 
Millionen DM für 2,6 Millionen Kriegsopfer. Ein 
weiteres Anpassungsgesetz wird zur Zeit vorbe- 
reitet. Es sieht eine Erhöhung der Renten um 6,3 
v. H. vom 1. Januar 1972 an vor. Durch Leistungs- 
verbesserungen im Jahre 1970 und durch die ge- 
nannten Anpassungen zum 1. Januar 1971 und zum 
1. Januar 1972 werden sich im Jahre 1972 — be- 
zogen auf den Beginn dieser Legislaturperiode - — 
die Renten der versorgungsberechtigten Beschädig- 
ten, Waisen und Eltern um durchschnittlich 30 v. FL 
und die vollen Grund- und Ausgleichsrenten der 
Witwen um -40 v. H. erhöht haben. 


Unterhaltsgeld bei Fortbildung und Umschulung 

11- Auch das Unterhallsgeld für Teilnehmer an 
beruflichen Bildungsmaßnahmen wird an die Ent- 
wicklung der Arbeitsverdienste angepaßt. Durch 
das Erste Gesetz zur Änderung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes vom 22. Dezember 1969 (BGBl. I 
S. 2360) wurde das Unterhaltsgeld von bisher ein- 
heitlich 120 v. H. des Arbeitslosengeldes auf 130 
v. H. für das erste Halbjahr und 140 v. H. des 
Arbeitslosengeldes für die darüber hindusgehende 
Dauer der Bildungsmaßnahme erhöht. Bei langfristi- 
gen Bildungsmaßnahmen wird außerdem von der 
Vollendung des ersten Lehrgangsjahres an das der 
Bemessung zugrunde liegende Arbeitsentgelt halb- 
jährlich um 4 v. H. erhöht. Durch diese Regelung 
werden eine automatische Anhebung des Unter- 
haltsgeldes erreicht und zusätzliche Anreize für die 
Teilnahme an beruflichen Bildungsmaßnahmen ge- 
geben. 


Einkommensgrenzen ln der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

12. Die Versicherungspflichtgrenze für Angestellte 
und damit auch die Beitrags- und Leistungsbemes- 
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sungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung ist durch das Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 
vom 2L Dezember 1970 (BGBl* I S. 1770) auf 75 v, H. 
der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der 
gesetzlichen Rentenversicherung angehoben und 
auf dieser Basis dynamisiert worden. 

Die Einkommensgrenzen, die sich zum Teil auch auf 
die Höhe der Geldleistungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung auswirken, werden damit jähr- 
lich der Lohn- und Gehaltsentwicklung angepaßt. 
Für 1971 bedeutet dies eine Erhöhung von 1200 DM 
auf 1425 DM monatlich. Die Pflichtversicherung 
wurde dadurch von 3,1 auf 4,1 Millionen Angestellte 
— das sind 57,8 v. H. der insgesamt 7,1 Millionen 
Angestellten — ausgedehnt. 


Leistungen der hüttenknappschaftlichen 
Pensfonsveralcherung Im Saarland 

13. Audi in dem Entwurf der Bundesregierung für 
ein Gesetz zur Neuregelung der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung im Saarland ist neben 
anderem ein Ansatz zur Dynamisierung enthalten. 
Im Hinblick auf die steigenden Einkommen und die 
wachsenden Sicherungsansprüche sollen nach diesem 
Entwurf die Zusatzrenten alle zwei Jahre daraufhin 
überprüft werden können, ob und in welchem Aus- 
maß ihre Erhöhung unter Berücksichtigung der lang- 
fristigen Finanzlage der Zusatzversicherung ange- 
bracht ist. 


3. Finale Ausrichtung der Leistungen 

14. ln ihrem Sozialberidit 1970 (Teil A. Nr. 24) hat 
die Bundesregierung den Grundsatz aufgestellt, daß 
die sozialen Leistungen und Dienste zunehmend 
final auszurichten sind. Damit bat sich die Bundes- 
regierung nicht schlechthin gegen jede Berücksichti- 
gung in der Vergangenheit liegender schadensver- 
ursachender bzw. anspruch begründender Tatsachen 
ausgesprochen. Sie ist der Meinung, daß im Recht 
der sozialen Sicherung bei gleichen gegenwärtigen 
Schadenstatbeständen historisch entstandene ur- 
sachenbedingte Unterscheidungen nicht für alle 
Leistungen auch künftig notwendig und berechtigt 
sein müssen. 


Anglelchung der RehabllitatEonslelstungen 

15. Im Sinne der finalen Ausrichtung sozialer 
Leistungen hat sich die Bundesregierung im Sozial- 
bericht 1970 (Teil A, Nr. 53) dafür ausgesprochen, 
sowohl hinsichtlich der dem einzelnen Behinderten 
gewährten Leistungen als auch der Terminologie 
eine Angleichung der Rechtsgrundlagen der Rehabili- 
tation anzustreben. 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
wird inzwischen ein Gesetzentwurf vorbereitet. 


Es wird angestrebt, daß Behinderte die Förderungs- 
leistungen, unabhängig von der Ursache der Behin- 
derung und unabhängig davon, wer die Kosten im 
einzelnen trägt, nadi einheitlichen Gesichtspunkten 
erhalten. Insbesondere sollen die Leistungen für 
den Lebensunterhalt nach einheitlichen Grundsätzen 
bemessen und die medizinischen und beruflichen 
Maßnahmen nach Umlang und Inhalt vereinheitlicht 
werden. 


Erweiterung des Schwerbeschädigtengesetzes 

16. Ferner wird eine Novellierung des Schwer- 
beschädig tengesetzes vorbereitet Sie hat zum Ziel, 
alle Schwerbehinderten rechtlich insoweit gleichzu- 
stellen, als sie zur Erlangung oder Erhaltung eines 
Arbeitsplatzes besonderen Schutz brauchen. Die 
heute noch bestehende unterschied liehe Behandlung 
einzelner Behirtdertengruppen ist nur aus der Ent- 
stehungsgeschichte des Schwerbeschädigtengesetzes 
heraus verständlich, das in erster Linie zur Über- 
windung der Kriegsfolgen geschaffen wurde. Die 
mit dem Gesetz verbundene unterschiedliche Be- 
handlung gleicher Behinderungen entspricht jedoch 
nicht mehr der heutigen sozialen Auffassung. Es ist 
daher beabsichtigt, in den Schutz des Sdiwerbesdiä- 
digtengesetzes neben den Kriegs- und Arbeitsopfern 
künftig alle Behinderten einzubeziehen — unabhän- 
gig von der Ursache der Behinderung. 


4. Individuelle Mitgestaltung 

17. Eine zeitgemäße Weiterentwicklung der so- 
zialen Sicherung kann sidi nicht auf die Ausdehnung 
des gesicherten Personenkreises und den Ausbau 
der Leistungen beschränken. Mit Rücksicht auf indi- 
viduell unterschiedlich auftretende Lebensrisiken 
und Sicherungsbedürfnisse wird zunehmend der 
Wunsch anerkannt, den notwendigerweise genera- 
lisierenden Charakter des sozialen Leistungsreöhts 
im Interesse einer wirksameren, vom einzelnen 
mitgestaltelen sozialen Sicherung zu modifizieren 
und zu ergänzen. 

Dem einzelnen sollen Möglichkeiten eröffnet wer- 
den, im Rahmen der bestehenden Sicherungssysteme 
durch eigene Entscheidungen und wirtschaftliche 
Dispositionen auf Umfang und Ausgestaltung seiner 
individuellen sozialen Sicherung mehr Einfluß zu 
nehmen. Dadurch soll dem Berechtigten ein größe- 
rer Freiheitsspielraum eingeräumt werden. 


Flexible Altersgrenze 

18. Die Bundesregierung hält die Überprüfung der 
bisherigen starren Altersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für notwendig. Sie geht hierbei 
von der Erkenntnis aus, daß die bisherige starre 
Altersgrenze von 65 Jahren sowohl den individuel- 
len Bedürfnissen wie der objektiven Situation der 
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Versicherten am Ende ihres Arbeitslebens nicht 
mehr gerecht wird. Eine feste Altersgrenze wider- 
spricht der Tatsache, daß der Prozeß des Alterns bei 
jedem Versicherten anders verläuft. Insbesondere 
die Arbeits- und Leistungsfähigkeit des älteren Ar- 
beitnehmers entwickelt sich. — je nach den sie be- 
stimmenden Faktoren im Leben des einzelnen “-un- 
terschiedlich, Es ist daher ein Gebot der sozialen 
Vernunft, die schematische Zeitgrenze für den Be- 
zug des Altersruhegeldes aufzugeben, um an ihre 
Stelle eine den individuellen Erfordernissen ange- 
paßte Lösung zu setzen. 

19 . Eine flexible Gestaltung der Altersgrenze soll 
die Möglichkeit eröffnen, von einem bestimmten 
Lebensalter an über den Beginn des Rentenbezugs 
selbst zu entscheiden. Die Einführung einer flexib- 
len Altersgrenze wird bei dem Versicherten auch das 
Gefühl fördern, nicht mehr so stark wie bisher 
festen und unbeeinflußbaren Mechanismen unter- 
worfen zu sein, sondern an einem sozialen System 
teilzuhaben, das ihm auch Raum läßt, nach seinen 
persönlichen Wünschen und Bedürfnissen den Be- 
ginn der Leistungen an seinem Lebensabend mitzu- 
bestimmen. 

20 . Zur flexiblen Altersgrenze in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen hat die Bundesregierung be- 
reits in der Regierungserklärung vom 28, Oktober 
1969 und im Sozialbericht 1970 (Teil A, Nr. 66) ent- 
sprechende Überlegungen für die laufende Legisla- 
turperiode angekündigt. Zur Verwirklichung des 
Vorhabens müssen zunächst die arbeUsmarktpoliti- 
schen, demographischen, tarif- und arbeitsrecht- 
lichen, sozialmedizinischen, volkswirtschaftlichen 
und finanziellen Aspekte geprüft werden. Diese 
Prüfungen sind im Gang. Inzwischen wurde das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
von der Bundesregierung am 11. März 1971 beauf- 
tragt, eine Konzeption zur flexiblen Altersgrenze 
zu entwickeln, 

21 . Die Ergebnisse einer im Auftrag des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung durdi- 
geführten demoskopisdien Umfrage, die die Einstel- 
lung der Bevölkerung zur Einführung einer flexib- 
len Altersgrenze zeigen sollte, liegen jetzt vor. Sie 
ergänzen die bisherigen Vorarbeiten und haben 
eine Reihe von Daten und Erkenntnissen, gerade 
auch über die Verhaltensweisen der Betroffenen, ge- 
bracht, die bei der Entwicklung einer Konzeption 
verwendet werden können: 

— ■ Die Einführung einer neuen Altersgrenze wird 
von einem weit überwiegenden Teil der ver- 
sicherten Bevölkerung als ein bedeutendes so- 
zialpolitisches Ziel angesehen. So halten zwei 
Drittel der Befragten aller Altersklassen eine 
flexible Altersgrenze für „sehr gut" oder „gut", 

— * Etwas weniger als die Hälfte der Befragten aller 
Altersklassen zog eine frühere Beendigung der 
beruflichen Tätigkeit einer Verlängerung des 
Urlaubs 'und einer Verkürzung der Arbeitszeit 
vor. 


— Etwa zwei Drittel der Befragten haben sich ge- 
gen die geltende Altersgrenze ausgesprochen, 
wobei die Ablehnung im allgemeinen mit zu- 
nehmendem Alter, steigendem Einkommen und 
wachsender Zahl der Berufs- und Versicherungs- 
jahre steigt. 

— Bei den Gründen für die Zustimmung zur Ein- 
führung einer flexiblen Altersgrenze dominiert 
der Wunsch nach einer früheren Beendigung des 
Arbeitslebens und damit praktisch nach Herab- 
setzung der Altersgrenze. Uber 80 v. H. aller Be- 
fragten haben sich für eine Altersgrenze vor 
Vollendung des 65. Lebensjahres ausgesprochen, 
ca. 75 v. H. der Befragten sogar für eine Alters- 
grenze bei Vollendung des 60. Lebensjahres und 
noch früher* Der Anteil derjenigen, die vor Voll- 
endung des 65. Lebensjahres aus dem Arbeits- 
leben ausscheiden wollen, geht auf etwa die 
Hälfte zurück, wenn sie auf die zu erwartende 
Minderung ihrer Rente durch die Verkürzung der 
Versidierungszeit hingewiesen werden. 

— Uber 70 v, H. der über 55jährigen Befragten wür- 
den auf keinen Fall bis zum 67. Lebensjahr Wei- 
terarbeiten, auch wenn dadurch eine wesentlich 
höhere Rente zu erwarten wäre. Unter den übri- 
gen haben sich nur wenige Prozent klar für eine 
Weiterarbeit entschieden. 

— Für nahezu die Hälfte der Versicherten ist eine 
flexiblere Gestaltung der Altersgrenze so wich- 
tig, daß sie sogar eine etwas niedrigere Rente 
oder eine etwas höhere Beitragsbelastung in 
Kauf nehmen würden. 

22* Die Gesamtergebnisse der Meinungsumfrage 
geben wichtige Hinweise darauf, wie sich die Ver- 
sicherten bei der Einführung einer flexiblen Alters- 
grenze verhalten würden. Mit den sich hieraus er- 
gebenden Daten können die Auswirkungen des Vor- 
habens, insbesondere auf die Finanzlage der Ren- 
tenversicherung und auf den Arbeitsmarkt, sicherer, 
als bisherige Schätzungen es erlaubten, berechnet 
werden. 


Beltragsnachentrlchtung zur gesetzlichen 
Rentenversicherung 

23 . Die bereits heute für bestimmte Personen- 
gruppen vorgesehene besondere Möglichkeit der 
Nadientrichtung von Beiträgen 2 ur gesetzlichen 
Rentenversicherung für zurückliegende Zeiten er- 
möglicht es, bestehende Versicherungslücken zu 
schließen und dadurch im Falle einer nach dem bis- 
herigen Verlauf des Arbeitslebens unzureichenden 
Sicherung nachträglich aus eigenem Entschluß und 
mit eigenen Mitteln die Voraussetzungen für Ren- 
tenleislungen zu erfüllen oder bereits begründete 
Ansprüche auszubauen. 

24 . Eine solche Möglichkeit persönlicher Mitgestal- 
tung des einzelnen im Wege der Beitragsnachent- 
richtung soll auch im Rahmen einer Öffnung der 
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gesetzlichen Rentenversicherung für weitere Ge- 
sellschaftsgruppen geschaffen werden. Das Nachent- 
richtungsrecht soll dem Umstand Rechnung tragen, 
daß die künftig zum freiwilligen Beitritt berechtig- 
ten Personen zum Teil — insbesondere wegen vor- 
gerückten Lebensalters — ■ nicht mehr in der Lage 
sein werden, sich allein durch die laufenden Bei- 
tragsleistungen die mit der Öffnung der Renten- 
versicherung bezweckte ausreichende soziale Siche- 
rung zu schaffen. Durch die Beitragsnadicntrichtung 
soll deshalb auch den älteren unter den freiwillig 
Beitretenden Gelegenheit geboten werden, nach 
Maßgabe ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
eine ihren individuellen Ansprüchen und Bedürf- 
nissen entsprechende Rentenanwartschaft aufzu- 
bauen. Das Recht zur Nachentrichtung von Beiträ- 
gen wird aus Gründen der Gleidibehandlung auch 
den Pflichtversicherten, die Versicherungslücken in 
der Vergangenheit haben, zu gewähren sein. 

25. Auf die besondere Lage und Sdiutzbedürftig“ 
keit bestimmter Versicherlengruppen ist bereits 
jetzt das Nach ent richtungsrecht zugesdinjUen, das 
durch das Gesetz zur Verbesserung und Ergänzung 
sozialer Maßnahmen in der Landwirtschaft vom 
21. Dezember 1970 (BGBL I S. 1774) für ehemalige 
— nunmehr versicherungspfliditig beschäftigte oder 
tätige — landwirtschaftliche Unternehmer und mit- 
arbeitende Familienangehörige eingeführt wurde. 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung kön- 
nen für Zeiten landwirtschaftlicher Tätigkeit nach 
dem 31. Dezember 1955 nadhentrichtet werden; das 
Recht, Beiträge nachzuentrichten, ist für landwirt- 
schaftliche Unternehmer davon abhängig, daß sie 
ihren Hof aufgeben. Wenn die Abgabe des Unter- 
nehmens der Stmkturverbesserung dient, wird zu 
den nachentricbteten Beiträgen ein Zuschuß aus 
Bundesmitteln gewährt. Diese Ausgestaltung des 
Nachentriditungsrechts entspricht der strukturpoliti- 
sehen Zielsetzung des Gesetzes. Dabei spielt audi 
eine Rolle, daß vielfach nur dadurch für die ehemals 
in der Landwirtschaft tätigen Personen eine befriedi- 
gende Sicherung in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung zu erreichen ist. 

26. Der Schließung von verfolgungsbedingten Ver- 
sicherungslücken dient das Nachentrichtungsrecht, 
das durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
der Vorschriften über die Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialver- 
sicherung vom 22. Dezember 1970 (BGBL I S. 1846) 
für bestimmte Gruppen politisch Verfolgter geschaf- 
fen wurde. Danach können weibliche Verfolgte oder 
die Ehefrauen von Verfolgten, denen in der Zeit 
vom 30. Januar 1933 bis 8, Mai 1945 Beiträge zu 
den gesetzlichen Rentenversicherungen wegen Hei- , 
rat erstattet worden sind, Beiträge für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1924 nachent richten. Ferner haben 
Verfolgte mit einer Versicherungszeit von minde- 
stens 60 Kalendermonaten, deren rentenversiche- 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aus 
Verfolgungsgründen unterbrochen oder beendet 
worden ist, das Recht, Beiträge für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1933 nadizuentrichten. 


5. Sachverständigenkommission zur Weiterent- 
wicklung der sozialen Krankenversicherung 

27, Auf Beschluß der Bundesregierung wurde im 
April 1 970 beim Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung eine Sachverständigenkommission 
zur Weiterentwicklung der sozialen Krankenver- 
sicherung gebildet (Vgl. Sozialbericht 1970, Teil A, 
Nr 72). Die Kommission hat ihre Beratungen auf- 
genommen und bis zum Ende des Jahres 1970 be- 
reits Vorschläge für Pflichtleistungen der gesetz- 
lichen Krankenkassen bei der Früherkennung von 
Krankheiten und Vorschläge zur Einführung einer 
Krankenversicherung der Landwirte erarbeitet. 

Die Vorschläge der Sachverständigenkommission 
wurden weitgehend berücksichtigt. Dieser Weg der 
Weiterentwicklung der sozialen Krankenversiche- 
rung, sich bei der Vorbereitung der Gesetzgebungs* 
arbeit möglichst früh auf eine breite und wissen- 
schaftlich fundierte Meinungsbildung zu stützen 
sowie schrittweise vorzugeben, hat sich schon jetzt 
als zweckmäßig erwiesen. 

Die Bundesregierung wird auf diesem Weg konse- 
quent fortfahren. Auf dem Arbeitsplan der Sach- 
verständigenkommission steht noch eine Reihe vor- 
dringlicher und ungelöster Probleme. Nach dem bis- 
herigen Fortgang der Beratungen der Kommission 
hofft die Bundesregierung, daß alsbald weitere Im- 
pulse und geeignete Vorschläge für eine moderne 
Gesetzgebung folgen werden. 

28. Die Sachverständigenkommission befaßt sich 
aufgrund eines von der Bundesregierung erteilten 
Auftrages vor allem mit folgenden Fragen: 

— Verbesserung der medizinischen Versorgung, 
insbesondere in unterversorgten Gebieten auf 
dem Lande und in Stadtrandgebieten, 

— Stärkung der Position der sozialen Krankenver- 
sicherung auf dem Arzneimittelmarkt, 

— Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf wei- 
tere Personenkreise (z. B. die Studenten), 

— Verbesserung der Leistungsfähigkeit des Ver- 
trauensärztlichen Dienstes, 

— Nutzbarmachung der elektronischen Datenver- 
arbeitung für das System der sozialen Kranken- 
versicherung, — so hat die Kommission bereits 
Vorschläge zur Frage einer einheitlichen Ver- 
sicherungsnummer in der sozialen Krankenver- 
sicherung gemacht. 

— Finanzierung der Gesundheitsleistungen in der 
sozialen Krankenversicherung. 


6. Sozialgesetzbuch 

29. Unterstützt von der im Mai I97Ö eingesetzten 
Sachverständigenkommission hat das Bundesmini- 
steriuxn für Arbeit und Sozialordnung mit den Vor- 
arbeiten zur Kodifizierung eines Sozialgesetzbuches 
begonnen. Ziel und Inhalt dieses Gesetzgebungs- 
vorhabens ist es vor allem, die soziale Stellung und 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2155 


die Sicherung des Burgers im Staat erkennbar und 
überschaubar zu machen. 

Das Sozialgesetzbuch soll daher einerseits durch die 
Zusammenfassung des Sozialrechts der zunehmen- 
den Kompliziertheit und Unübersichtlichkeit der 
sozialrechtlichen Vorschriften entgegenwirken, an- 
dererseits durch Angleichung und Harmonisierung 
der vielfach nicht aufeinander abgestimmten Rege- 
lungen in den einzelnen Sozialbereichen das Ver- 
trauen des Staatsbürgers in die sozialen Institutio- 
nen stärken sowie sein Rechts Verständnis und die 
Rechtssicherheit fördern. Dabei sollen die in das 
Sozialgesetzbuch aufzunehmenden Sozialgesetze 
nicht nur harmonisiert, sondern auch au die struk- 
turellen Veränderungen angepaßt werden. 

Nach einer Empfehlung der Sachverständigenkom- 
mission sollen üi das Sozialgesetzbuch u, a. das ge- 
samte Recht der Sozialversicherung, das Arbeits- 
förderungsgesetz, das Ausbildungsförderurrgsgesetz 
und das Kindergeldgesetz, das Recht der Sozial- 
und JugendhjJfe sowie das Bundesversorgungsge- 
setz einbezogen werden. 

30, Dem Sozialgesetzbuch wird ein Allgemeiner 
Teil vorangestellt, dessen Verabschiedung noch in 
dieser Legislaturperiode beabsichtigt ist. Der All- 
gemeine Teil soll vor allem die soziale Stellung und 
Sicherung des Menschen im Staat umschreiben und 
dem Bürger seine sozialen Rechte und die für ihn 
zuständigen Institutionen übersichtlich zeigen. Fer- 
ner soll er Vorschriften enthalten, in denen die 
Rechtsstellung des einzelnen, insbesondere seine 
Leistungsansprüche und seine Pflichten für alle 
Sozialbereiche gemeinsam geregelt werden, ln 
enger Zusammenarbeit zwischen dem Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung und der Sach- 
verständigenkommission wird z. Z. ein Entwurf 
vorbereitet, der nach Möglichkeit noch in diesem 
Jahr der Öffentlichkeit zur Diskussion vorgelegt 
werden soll. 


7. Betriebliche Altersversorgung 

31. Bei dem Bemühen, das System der sozialen 
Sicherheit auf seine Leistungsfähigkeit und Wirk- 
samkeit zu überprüfen, wurde auch die betriebliche 
Altersversorgung einer kritischen Analyse unter- 
zogen. Wie bereits im Sozialbericht 1970 (Teil A, 
Nr. 67) festgestellt wurde, hat sich bestätigt, daß 
diese Einrichtung für einen Teil der Arbeitnehmer 
in der privaten Wirtschaft zu einer wichtigen Er- 
gänzung der gesetzlichen Rentenversicherung ge- 
worden ist, Die betriebliche Altersversorgung hat 
jedoch auch Liguiditäts- und Finaimerungseffekte 
für die Unternehmen, über deren Ausmaß und Wir- 
kung bisher nur unzureichende Unterlagen zur Ver- 
fügung standen. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung hat daher die betriebswirtschaftlichen 
Effekte bei der Bildung von Pensionsrückstellungen 
am Beispiel eines Modelluntemehmens untersuchen 
lassen. Die Ergebnisse liegen jetzt vor. Sie zeigen, 
daß die Rentenzahlungen nur zu einem Teil durch 
betriebliche Mittel finanziert werden, zu einem er- 
heblichen Teil aber durch steuerlich bedingte Vor- 


teile. Damit wird deutlich, daß durchaus Raum für 
sozialpolitisch wünschenswerte Verbesserungen 
gegeben ist, 

32. Berechnungen des Bundesministeriums der 
Finanzen verdeutlichen das finanzielle Volumen, 
um das es bei den häufigsten Formen der betrieb- 
lichen Altersversorgung geht: 


Aufwendungen 


1965 


1970 


Millionen DM 


a) Höhe der jährlichen Zufüh- 

rungen zu den Pensions- 
rückstellungen 

b) Bestand an Pensionsrück* 

Stellungen 

c) Höhe der Zuwendungen 
nach dem Zuwendungs- 
gesetz an 

— Pensionskassen 

— Unterstützungskassen . 

d) Höhe der Kassenvermögen 
bei 

— Pensionskassen 

— Unterstützungskassen . 


2 223,1 3 500 


21 708,4 34 000 


195.7 350 

527.7 800 


5 269,8 6 500 
5 496, i 9 600 


Quelle: Gutachten der SteuprreformkommissioD 


33, Zur Erhöhung der Transparenz in diesem Be- 
reich der Alterssicherung trägt auch eine Umfrage 
bei, die der Bundesminisler für Arbeit und Sozial- 
ordnung unter Arbeitnehmern der privaten Wirt- 
schaft veranlaßt hat. Dabei haben nur etwa 30 v. H, 
der Befragten angegeben, daß sie Ansprüche auf 
betriebliche Altersversorgung haben. Dieses Ergeb- 
nis weicht von den bislang der sozialpolitischen Dis- 
kussion zugrunde gelegten, weitaus höheren Schät- 
zungen über die Verbreitung betrieblicher Alters- 
versorgung ab. Die Wertschätzung, die zusätzliche 
betriebliche Leistungen zur Alterssicherung genie- 
ßen, kommt darin zum Ausdrude, daß zwei Drittel 
der Befragten die betriebliche Altersversorgung 
der Zahlung eines höheren Barlohnes vorziehen. 
Beachtlich ist aber auch, daß rund 70 v. H. der be- 
fragten Arbeitnehmer eigene Mittel eher zur Ver- 
besserung der Ansprüche aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung, als zur Verbesserung der betrieb- 
lichen Altersversorgung einsetzen würden. 

Die Frage nach der Verbreitung der verschiedenen 
Formen der betrieblichen Versorgungseinrichtungen 
ergab, daß die Ruhegeldzusage des Arbeitgebers 
mit über 40 v, H. den größten Anteil hat. 30 v, H. 
der Anspruchsberechtigten können mit einer Ver- 
sorgung aus einer Unterstützungskasse rechnen, 
während Ansprüche gegen eine Pensionskasse in 
rund 20 v. H. und solche gegen ein Versicherungs- 
Unternehmen in 10 v. H. der Fälle genannt wurden. 
Es hat sich auch gezeigt, wie stark die Einbeziehung 
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in betriebliche Versorgung^ werke von der im Unter- 
nehmen erreichten Stellung abhängt. Nach den Er- 
gebnissen der Umfrage sind Meister und höhere 
Angestellte weit stärker begünstigt als ungelernte 
Arbeiter oder einfache Angestellte. 

Insgesamt bat die Umfrage ergeben, daß die Arbeit- 
nehmer recht ungenaue Kenntnisse über betrieb- 
liche Versorgungseinrichtungen haben. Die Befra- 
gung richtete sich im übrigen nur an aktive Arbeit- 
nehmer, nicht an Rentner. Das darf bei der Wertung 
der Ergebnisse nicht außer acht gelassen werden, 

34. Die beteiligten Ressorts der Bundesregierung 
prüfen z. Z. die Möglichkeiten für die Beseitigung 
der wichtigsten Mängel und für die Ausdehnung 
der betrieblichen Altersversorgung auf bisher nicht 
erfaßte Arbeitnehmergruppen. Dabei ist die stän- 
dige Beteiligung der Organisationen von Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern durch die Behandlung 
dieser Probleme in einer besonderen Arbeitsgruppe 
der Sozialpolitischen Gesprächsrunde sichergestellt. 
Die hier von Vertretern der Sozialpartner und der 
beteiligten Ressorts der Bundesregierung zusammen 
mit Sachverständigen zu erarbeitenden Lösungsvor- 
schläge sollen den sozialpolitischen Forderungen 
nach Sicherung und Werterhaltung der Leistungen 
entsprechen, ohne berechtigte Interessen der Unter- 
nehmen außer acht zu lassen. 

35. Die ersten, aus diesen Vorarbeiten resultieren- 
den Maßnahmen werden der Sicherung von Versor- 
gungsanwartschaften gegen Verlust beim freiwilli- 
gen Wechsel des Arbeitsplatzes und bei Kündigung 
durch den Arbeitgeber dienen; solche Mobilitäts- 
hemmnisse sollen möglichst bald abgebaut werden. 

Es wird zu prüfen sein, ob und inwieweit im 
Rahmen der Steuerreform durch eine Änderung des 
5 6 a des Einkommensteuergesetzes die Rückstel- 
lungsbildung für eine Versorgungsverpflidhtung 
auch davon abhängig gemacht werden kann, daß 
der Versorgungsanspruch beim Ausscheiden aus 
dem Beschäftigungsverbällnis vor Eintritt des Ver- 
sorgungsfalles unteT bestimmten Bedingungen er- 
halten bleibt. Dies umfaßt den großen Bereich der 
aus Rückstellungen finanzierten, unmittelbaren Pen- 
sionszusagen von Arbeitgebern an ihre Arbeit- 
nehmer. 

Für die übrigen Formen der betrieblichen Alters- 
versorgung (Pensionskasse, Unterstützungskasse, 
Direkt Versicherung) sind andere Regelungen mit 
dem gleichen Ziel zu treffen, 

36. Dem sollen Vorkehrungen zum Schutz der Ver- 
sorgungsansprüdie gegen Einbußen bei wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten der Unternehmen folgen. Da- 
bei ist zu prüfen, ob die Sicherung von Versor- 
gungsanwartschaften beispielsweise durch Rück- 
versicherungsverträge oder durch Gemeinschafts- 
einrichtungen erreicht werden kann. 

Die überwiegend noch fehlende Anpassung der Be- 
triebsrenten an die wirtschaftliche Entwicklung und 
die Minderung der erdienten Versorg ungs an Sprüche 


durch Anrechnung der dynamisierten gesetzlichen 
Rente sind weitere zu lösende Probleme. 

Ob und auf welche Weise die Verbreitung betrieb- 
lieber Leistungen zur Alterssidierung gefördert 
werden kann, hängt im wesentlichen davon ab, wie 
weit es gelingt, durch Beseitigung der Mängel der 
betrieblichen Altersversorgung deren sozialpoli- 
tische Funktion wirksamer zu machen. 


II. Vorsorgende Sozialpolitik 

37* Durch den raschen wirtschaftlichen, sozialen 
und technischen Wandel sind der einzelne und die 
Gesellschaft mit Anpassungsproblemen und Kon- 
fliktsituationen konfrontiert. Aus diesem Prozeß 
erwachsen neue Anforderungen sowohl an den ein- 
zelnen als auch an die Politik. Die Sozialpolitik 
kann sich nicht darauf beschränken, nur soziale 
Risiken ab 2 udecken, den Ursachen individueller und 
gesellschaftlicher Notstände und Fehlentwicklungen 
nachzugehen und dazu beitragen, sie abzubauen. Sie 
muß gleichzeitig vorsorgenden Charakter haben und 
zur Chancengerechtigkeit in der Gesellschaft bei- 
tragen, 

38. Durch Maßnahmen im Bereich der Arbeits- und 
Berufsförderung sollen Arbeitsplätze über konjunk- 
turelle und saisonale Wirtschaftsentwicklungen hin- 
weg gesichert und im wirtschaftlichen Wandel neue 
geschaffen werden. Eine gule Berufsausbildung und 
kontinuierliche Fortbildung erhöhen die berufliche 
und damit die wirtschaftliche Chancengleichheit, 
verbessern die Mobilität und mindern existenzielle 
Lebensrisiken des einzelnen. Sie steigern die zu- 
künftigen Einkommenschancen des Bürgers und ge- 
samtwirtschaftlich das Potential an Wissen und be- 
ruflichen Fertigkeiten. Dadurch werden Effizienz 
und Wachstum der Volkswirtschaft gefördert. 

Um das Arbeitsleben zu humanisieren, wird u. a. der 
Arbeitssdiutz weiter ausgebaut. Eine vor allem 
auch als Gesundheitsvorsorge verstandene Gesund- 
heitspolitik soll dazu beitragen, jedem einzelnen 
die volle Teilnahme am Leben der Gesellschaft und 
die Mitwirkung am volkswirtschaftlichen Leistungs- 
prozeß 2 U sichern. Schließlich sind durch Rehabili- 
tation im umfassenden Sinne den durch persönliche 
Umstande oder gesellschaftliche Entwicklung behin- 
derten Menschen neue Startchancen, zu schaffen, 

39. Sozialpolitik begnügt sich also gerade auch auf 
| den im folgenden Abschnitt dargestellten Gebieten 

nicht mehr damit, mögliche nachteilige Auswirkun- 
gen für die einzelnen sozialen Schichten oder Berufe 
nachträglich zu korrigieren oder zu mildern. Sie 
wirkt vielmehr aktiv auf die gesellschaftlichen und 
zivilisatorischen Entwicklungsprozesse und Verände- 
rungen ein, gestaltet sie vorausschauend und ver- 
sucht, Fehlentwicklungen rechtzeitig zu verhindern. 
Eine so verstandene Sozialpolitik ist weder eine 
Ableitung von anderen Politiken noch bloß deren 
soziales Korrektiv, sondern erfüllt eine eigenstän- 
dige Funktion. Sie ist Teil der Gesellsdiajftspoütik 
in umfassendem Sinne. 
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1. Arbeit und Beruf 

40. Das Arbeitsleben ist von tiefgreifenden Wand“ 
lungen geprägt. Zwischen den großen Wirtschafts- 
bereichen Bergbau und Landwirtschaft, der Industrie 
und dem DiensLleistungsgewerbe, vollziehen sich 
einschneidende strukturelle Umschichtungen. So ist 
die Beschäftigtenzahl insbesondere in der Landwirt- 
schaft stark gesunken! sie wird andererseits vor 
allem im Dienstleistungsbereich weiter steigen. 
Aber auch innerhalb dieser Sektoren verändern sich 
Berufsinhalte, -anforderungen und -qualifikationen. 
Gleichzeitig werden erhebliche Umgestaltungen in 
der Erwerbsstruktur sichtbar. So nahm die Zahl der 
abhängig Beschäftigten und darunter besonders der 
Anteil der Angestellten zu. 


Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel 

41. Die Bundesregierung hat deshalb ihre Initiati- 
ven verstärkt, die Grundfragen des wirtschaftlichen, 
technischen und sozialen Wondlungsprozesses 
systematisch zu klären und Orientierungen für ihre 
Bewältigung erarbeiten zu lassen. Sie hat zu diesem 
Zweck eine unabhängige Sachverständigenkommis- 
sion berufen: die „Kommission für wirtschaftlichen 
und sozialen Wandel". Die Kommission ist auf 
Beschluß der Bundesregierung vom 8, Oktober 1970 
gebildet worden und hat im Februar 1971 ihre 
Arbeit aufgenommen. Dabei baut sie auf den For- 
schungsarbeiten auf, die vom „Arbeitskreis Auto- 
mation" begonnen worden sind (Sozialbericht 1970, 
Teil A, Nr. 28), Die unabhängige Kommission setzt 
sich aus je fünf Vertretern von Arbeitnehmer- und 
Arbeiigeberorganisationen und sieben Wissen- 
schaftlern zusammen, 

42. Aufgabe der Kommission ist es, die mit dem 
wirtschaftlichen und sozialen Wandel zusammen- 
hängenden Probleme zu untersuchen und dajzu- 
stellen. Dabei sollen folgende Schwerpunkte be- 
rücksichtigt werden: 

— Entwicklung und Auswirkungen technischer und 
organisatorischer Neuerungen m den Wirt- 
schaftssektoren, 

— Möglichkeiten sinnvoller Förderung des tech- 
nischen Wandels, 

— Bewältigung unerwünschter Auswirkungen des 
technischen Wandels, 

— Einflußnahme auf die Verteilung des aus dem 
wirtschaftlichen Wachstum resultierenden Wohl- 
standszuwadises. 

Der Kommission stehen für die Forschung Mittel in 
Höhe von 4,2 Millionen DM zur Verfügung. Mit der 
Vorlage des Gutachtens, die spätestens vier Jahre 
nach der Berufung der Mitglieder {9, Februar 1971) 
erfolgen soll, endet die Tätigkeit der Kommission. 

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

43. Eine vorausschauende Arbeitsmarkt- und Be- 
rufspolitik muß durch entsprechende Forschungs- 
arbeiten unterstützt werden. Hierzu hat das Institut 


' für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes- 
anstalt für Arbeit in Erlangen im vergangenen Jahr 
wichtige Beiträge geleistet und wissenschaftlich be- 
i gründete Orientierunyshilfen für arbeitsmarklpoli- 
lis-che Entsdreidungen geliefert. So wurden bei- 
spielsweise 1970 folgende Forsdrungsprojekte durch- 
geführt und abgesdilossen: 

— Eine Modellrechnung nach Wirtschaftszweigen 
bis 1980, die wichtige Aufschlüsse über die Ten- 
denzen in der Beschäftigung älterer Arbeit- 
nehmer brachte. 

— - Eine Untersudiung über die Erwerbstätigkeils- 
phasen der Frau und deren voraussichtliche Ent- 
wicklung in den wuchtigsten Berufsgruppen bis 
1980. 

— Alternativredmimgen über quantitative Auswir- 
kungen von Änderungen der Ruhestandsgrenze 
auf das Arbeitskräfteangebot bis 1981. 

— Eine kritische Analyse der bisher vorliegenden 
Abgrenzungs- und Orgonisationsvorschläge für 
den „Grundberuf" und die berufliche Grund- 
bildung. 

Die Forschungsergebnisse werden so aufbereitet, 
daß sie von der Arbeitsverwaltung als Entschei- 
dungsgrundlage verwendet werden können. 

44. Die Arbeitsmarkt- und Bemfsiorschung steht 
in engem Zusammenhang mit der Berufsbildungs- 
forsthung. Eine ständige Zusammenarbeit zwischen 
dem neu errichteten Bundesinstitut für Berufsbil- 
dungsforschung in Berlin und dem Erlanger Institut 
ist unerläßlich, wenn die unterschiedlichen For- 
sdiungsaspekte dem beruflichen Fortkommen und 
der beruflichen Sicherheit des einzelnen Arbeitneh- 
mers nützlich sein sollen, 

45, Prognosen über die zukünftige Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt haben aber nicht nur für die 
Arbeitsmarktpolilik, sondern auch für die Wirt- 
schaftspolitik, die Bildungspolitik, die Verkehrs- 
politik und die Raumordnungs- und Städtebaupolitik 
eine zunehmende Bedeutung, Zur Intensivierung der 
Forschung auf diesem Gebiet hat das Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordmmg einen Auftrag 
vergeben, eine Prognose der Arbeitsmarktentwick- 
lung in der Bundesrepublik Deutschland mit Hilfe 
eines Struklurmodells zu entwickeln (vgl. Sozial- 
bericht 1970, Teil A, Nr. 27), Sowohl die methodi- 
sche Studie zur Entwicklung eines Prognosemodells 
als auch die erste Vorausschau auf die Arbeits- 
marktentwicklung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bis zum Jahre 1976 sind auf großes Interesse 
gestoßen. Allerdings können die Ergebnisse dieses 
Versuchs nodi nicht so stark abgesichert sein, daß 
sie der Politik schon jetzt Entscheidungshilfen ge- 
ben können. Noch in diesem Jahr wird mit einer 
weiteren Stufe dieser Untersuchung begonnen, in 
die jene politischen Daten mit eingehen sollen, die 
für die zukünftige Entwicklung des Arbeitsmarktes 
bedeutsam sind. Die gesamtwirtschaftliche Prognose 
wird durch die Untersuchung der Entwicklung eines 
TeilarbeiLsmarktes (Rhemland-Pfalz/Saarland) er- 
gänzt. 


19 



Drucksadie VI /2 155 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


46. Die heutigen Berufsklassifizierungen werden 
den Anforderungen einer vorausschauenden Ar- 
beitsmarkt- und Berufsbildungspolitik nicht voll ge- 
recht. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung bemüht sich daher, mit Hilfe eines weiteren 
Forschungsauftrags zu klären, welche neuen Klassü 
fizierungen notwendig sind, um bessere und 
progno.sefähigere Informationen über Erwerbstätig- 
keiten und Erwerbspersonen zu erhalten. 

47 . Der Aufbau der Beschäftigtenstatistik ist in ein 
entscheidendes Stadium getreten. Das vorgesehene 
Erfassungsschema wird in einem Großversuch in 
Berlin erprobt. Von 1974 an wird dann eine lau- 
fende Statistik des Beschaftiglenbestandes möglich 
sein, die ein Bewegungsbild des Arbeitsmarktes, 
geliedert nach Wirtschaftszweigen, Berufsgruppen 
und Ausbildungsstand, vermittelt, 

48 . Um die Transparenz im Bereich der Arbeits- 
markt- und Berufsforschung zu erhöhen, ist im Bun- 
desminislerium für Arbeit und Sozialordnung eine 
Informalions- und Meldestelle für Forschungen auf 
dem Gebiet der Beschäftigung eingerichtet worden. 
Die dort eingehenden Informationen werden in 
einer gemeinsamen Dokumentation des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes- 
anstalt für Arbeit, Erlangen, und des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Sozialordnung vierteljährlich 
veröffentlicht. 


Arbeits- und Berufsförderung 

49 . Die Bundesregierung unterstützt Verbesserun- 
gen und Erweiterungen der Arbeits- und Berufs- 
förderung mit dem Ziel, 

— dem arbeitenden Menschen die Umstellung auf 
die sich verändernden Bedingungen auf dem 
Arbeitsmarkt zu erleichtern, 

— die Engpässe im volkswirtschaftlichen Leistungs- 
prozeß abzubauen, 

— die gesamt wirtschaftliche Produktivität zu stei- 
gern und 

— geeignete Arbeitsplätze zu sichern. 

Ein erheblicher Teil dieser Aufgabe obliegt der 
Bundesanstalt für Arbeit, deren Leistungskatalog 
von der Berufs- und Arbeitsberatung über die Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitsbeschaffung bis hin zur 
Förderung der beruflichen Rehabilitation und der 
Berufsbildung reicht. Sie kann sich auf die Unter- 
suchungen und Analysen des ihr an geschlossenen 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in 
Erlangen (vgl. Teil A, Nr, 43) und künftig des 
Bundesinslituts für Berufsbildungsforschung in Ber- 
lin (vgl, Teil A, Nr. 80) stützen. 

Im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit erhöhen 
sich die Ausgaben für Maßnahmen der Arbeits- und 
Berufsförderung (einschließlich der beruflichen Bil- 
dung) von rund 1,4 Mrd. DM im Jahre 1970 und 
etwa 1,8 Mrd. DM im Jahre 1971 auf über 2,4 Mrd. 
DM im Jahre 1975. Das sind rund 36 v. H. der Haus- 
haltsmittel der Bundesanstalt im Jahre 1970 und 
etwa 46 v. H. in den Jahren 1971 und 1975, Ein 


Teil dieser Ausgaben wird im Sozialbudget (Teil ß, 
Nr. 117) weiter aufgeschlüssett. 

Im Bereich Arbeit und Beruf wird Beratung in zu- 
nehmendem Maße eine wichtige soziale Aufgabe. 
Ausgehend vom Arbeitsförderungsgesetz hat die 
Bundesanstalt für Arbeit die Arbeitsberatung und 
die Ausbildung der Berater durch organisatorische 
und personelle Regelungen weiterentwickelt. Auf 
diese Weise soll die Unterrichtung des Arbeitneh- 
mers über die Beschäftigungsmöglidikeiten und be- 
ruflichen Fortbildungsdiancen verbessert werden. 
Sie ist nicht nur für Arbeitslose, sondern auch für 
Berufstätige wichtig. 

50 . Arbeits- und berufsfördemde Maßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit und Bundesregierung rei- 
chen jedoch nicht aus, strukturelle Disproportionali- 
täten auf dem Arbeitsmarkt auszugleichen. Die Bun- 
desregierung bemüht sich deshalb mit der Bundes- 
anstalt und auch in Zusammenarbeit mit den Tarif- 
Vertragsparteien um Lösungen. Ein Beispiel dafür 
ist die Beseitigung des ausgeprägten Kräftemangels 
in der Krankenpflege; es fehlen schätzungsweise 
35 000 oder mehr als 15 v. H. der insgesamt be- 
nötigten Pflegekrafte, Zusammen mit den Kranken- 
hausträgera hält es die Bundesregierung für erfor- 
derlich, die innere Struktur der Krankenanstalten 1 
zu verbessern, auch mit dem Ziel, die Kranken- 
pflegeberufe attraktiver zu machen; ferner hält sie 
es für erforderlich, Regelungen aufzuheben, die die 
Bereitschaft zur Fortführung oder Wiederaufnahme 
einer Tätigkeit in der Krankenpflege einsdi ranken, 
und mehr Teilzeitarbeitsplätze zu schaffen. 

Die Bundesanstalt wird zunächst vor allem die 
Berufs- und Ausbildungsberatung über pflegerische 
Berufe intensivieren, die Einrichtung von Kinder- 
gärten bei Krankenanstalten verstärkt finanziell 
fördern und für eine Übergangszeit mehr Pflege- 
personal im Ausland anwerben. 

Im Dezember 1970 hat der Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit eine Kommission 
eingesetzt, die sich mit einer Überprüfung der 
gegenwärtigen Krankenpflegeausbildung befaßt. 
Zur Diskussion stehen auch die im Aufträge des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
durchgeführte umfangreiche Untersuchung über 
„Beschäftigungslage und optimalen Einsatz von 
Kräften in Krankenanstalten Hf sowie weitere Unter- 
suchungen über Berufsmobilität und Kräftebedarf in 
den Krankenanstalten, die im Aufträge des Bundes- 
ministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit 
durchgeführt werden, 

51 . Hervorragendes wirtschafts- und sozialpoliti- 
sches Ziel der Bundesregierung ist die Sicherung der 
Vollbeschäftigung über konjunkturelle Wechsel- 
lagen hinweg. Zwar ist nach der Dämpfung des 
Booms im Jahre 1970 — mit seinen gerade auch 
sozialpolitisch unerwünschten Preissteigerungen — 
für 1971 mit einer konjunkturellen Beruhigung, 
nicht aber mit einer Gefährdung der Vollbeschäfti- 
gung zu redmen. Gleichwohl werden in zunehmen- 
dem Maße Voraussetzungen geschaffen, um auch 
das im Arbeitsförderungsgeselz vorgesehene Instru- 
mentarium der Beschäftigungspolitik im Konjunk- 
turablauf flexibel einsetzen zu können. 
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Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
In der Bauwirtschaft 

52, In der Bau Wirtschaft sind bisher alljährlich 
erhebliche witternngsbedingte Beschäftigungsminde- 
rungen und damit saisonale Leistungsausfalle ein- 
gelreten. Für den notwendigen Ausbau der Infra- 
struktur und um die vielerorts bestehende Mangel- 
Situation auf dem Wohnungsmarkt bei möglichst 
stabilen Preisen zu überwinden, sind jedoch weiter- 
hin steigende und kontinuierliche Bauleistungen er- 
forderlich. Hierfür wird eine verstärkte Förderung 
der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft 
einen wichtigen Beitrag leisten, ln dem — allerdings 
besonders strengen — Winter 1963/70 sind in der 
Bauwirtschaft rund 52 Millionen Tagewerke ausge- 
fallen. Die Bundesanstalt für Arbeit ist dadurch mit 
rund l r 3 Mrd. DM für Schleditwettergeld belastet 
worden. Fs ist fraglich, ob das auf die Dauer finan- 
ziell tragbar ist. 

Andererseits reichen die produklionsfördernden 
Maßnahmen, insbesondere die durch das Arbeits- 
förderungsgesetz eingeführte Produktive Winter- 
bauförderung, als Anreiz in ihrer gegenwärtigen 
Form noch nicht aus. Im Winter 1969/70 wurden 
hierfür aufgrund der eingegangenen Anträge der 
Unternehmer nur G r 9 Millionen DM ausgegeben; im 
Winter 1970/71 werden die entsprechenden Auf- 
wendungen zwar voraussichtlich höher, jedodi ge- 
messen an den Zahlungen für SdiledUwettergeld 
immer noch zu gering sein. 

53. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung bereitet deshalb eine Änderung des Ar- 
beitsförderungsgesetzes mit dem Ziel vor, die Bau- 
produktion im Winter stärker als bisher zu steigern. 
Den Arbeitnehmern soll dabei der volle Lohn, dem 
Unternehmer die volle Ausnutzung seiner Investi- 
tionsgüter gesichert werden. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, soll die bisherige Produktive Winterbau- 
förderung entscheidend verändert werden: Die Lei- 
stungen zur Beschaffung von Winterbaugerät sollen 
erhöht und dem Bauunternehmer ein Rechtsanspruch 
auf die Leistungen eingeräumt werden. Die Zu- 
schüsse an Bauunternehmer je Arbeitsstunde zu 
den Mehrkosten des Bauens in der SchledUwetter- 
zeit sollen künftig auch im Monat Dezember gezahlt 
werden; es wird geprüft, ob auch hier die Förde- 
rungssätze angehoben werden können. Außerdem 
sollen die Mindestarbeitsleistung von 800 Stunden 
in der Förderungszeit als An Spruchs Voraussetzung 
für Arbeitsstundenzuschüsse wegfallen und das 
Risiko des Bauunternehmers, bei Arbeitsausfall die 
gesamte Vergünstigung zu verlieren, vermindert 
werden. 

Für unvermeidbare Arbeitsausfalle wird zwar auch 
in Zukunft Schlechtwettergeld zu leisten sein. Die 
Verbesserung der Leistungen an die Bauwirtschaft 
und das damit erreichbare günstigere wirtschaftliche 
Ergebnis im Winterbau lassen es aber vertretbar 
erscheinen, die Unternehmer mit einem höheren An- 
teil an den sozialen Lasten zu beteiligen, die trotz 
einer insgesamt größeren Winterbautätigkeit dann 
noch durch unvermeidbare witterungsbedingte Ar- 
beitsausfälle entstehen. 


Anpaasungshllfen für die Landbevölkerung 

54, Der Strukturwandel in der Landwirtschaft ist 
besonders ausgeprägt. Seine Auswirkungen auf die 
Bevölkerung des ländlichen Raums sind eine Her- 
ausforderung an die Sozialpolitik. Die Bundesregie- 
rung berücksichtigt das bereits bei der Weiterent- 
wicklung der sozialen Sicherung* Darüber hinaus 
muß jedoch auch mit arbeitsmarkt- und bildungs- 
politischen Mitteln den Menschen in der Landwirt- 
schaft geholfen werden, mit den Strukturverände- 
rungen fertig zu werden. Auf sich allein gestellt, 
können sie es nicht Darum kommt einer möglichst 
breiten Inanspruchnahme der staatlichen Berufs- 
förderungs- und Bildungsmaßnahmen io ländlichen 
Gebieten, vor allem der im Arbeitsförderungsge- 
setz gebotenen Hilfen bei der Fortbildung und Um- 
schulung, wesentliche Bedeutung zu. 

55, Der Übergang landwirtschaftlicher Erwerbs- 
tätiger in andere Berufe darf allerdings nicht zu 
einer Entvölkerung landwirtschaftlicher Problem- 
gebiete führen. Die Bundesregierung hat daher ihre 
Bemühungen verstärkt fortgesetzt, in ausbaufähigen 
Schwerpunkten ländlicher Gebiete Gewerbebetriebe 
anzusiedeln. Diesem Ziel dienen die 20 regionalen 
Aktionsprogramme, die gemeinsam von der Bundes- 
regierung und den Landesregierungen im Zusam- 
menwirken mit den kommunalen Spitzenverbänden 
und der Bundesanstalt für Arbeit nach den Ziel- 
setzungen der Landesplanung und Raumordnung 
erarbeitet worden sind. Im Strukturbericht 1969 
hatte sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, in 
den wirtsdiaftsschwachen Gebieten, zu denen auch 
der größte Teil der landwirtschaftlichen Problemge- 
biete gerechnet werden kann, jährlich etwa 20 000 
außerlandwirlschaltliche Arbeitsplätze zu schaffen. 
Dieses Ziel wurde schon 1969 und dann auch 1970 
bei weitem übertroffen. Durch umfangreiche Investi- 
tionshilfen von Bund, Ländern und der Bundes- 
anstalt für Arbeit konnten in den Jahren 1969 und 
1970 im Rahmen der regionalen Aktionsprogramme 
die Voraussetzungen für die Einrichtung von über 
100 000 zusätzlichen Dauerarbeitsplätzen im Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft geschaffen werden. 
Hinzuzurechnen ist eine etwa gleiche Anzahl von 
Arbeitsplätzen im Dienstleistungsbereich, die in der 
Regel als Folge der neu geschaffenen gewerblichen 
Arbeitsplätze ohne besondere Förderung entstehen. 

56, Bei der Standortwahl richten sich die Unter- 
nehmen erfahrungsgemäß auch in starkem Maße 
danach, ob sie qualifizierte Arbeitskräfte für die zu 
besetzenden Arbeitsplätze gewinnen können. Maß- 
nahmen der beruflichen Bildung müssen daher vor- 
aussdmuend mit der regionalen und überregionalen 
Ansiedlungsplanung abgestimmt werden. Bei den 
Verhandlungen mit an einer Ansiedlung interessier- 
ten Unternehmen müssen für einen absehbaren 
Zeitpunkt hinreichend qualifizierte Arbeitskräfte 
angeboten werden können. Um eine genügend 
große Zahl von umschulungswilligen Arbeitskiäften 
aus der Landwirtschaft zu gewinnen, wurde die In- 
forraations- und Beratungstätigkeit über die Chan- 
cen einer Umschulung in gewerbliche Berufe fort- 
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geführt, Berufs- und Arbeitsberatung der Arbeits- 
ämter und die sozialökonomisch orientierte Bera- 
tung der Landwirtschaftsverwaitung und der land- 
wirtschaftlichen Berufsverbände wirken dabei eng 
zusammen. 

57. Das Interesse der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung an der Umschulung oder Einarbeitung in 
einen neuen Beruf war traditionell relativ gering. 

In letzter Zeit ist es jedoch deutlich gestiegen und 
steigt weiter an. Ende Juni 1970 nahmen rund 2 600 
Personen aus der Landwirtschaft (darunter L 077 
Selbständige und 1 060 raithelfende Familienange- 
hörige) an Maßnahmen zur beruflichen Umschulung 
oder Einarbeitung ted, Die bisherigen Erfahrungen , 
bei der Umschulung haben gezeigt, daß Teilnehmer 
aus der Land- und Forstwirtschaft die Umschulung 
in sehr hohem Maße erfolgreich abschließen. 


Förderung des Berliner Arbeitsmarktes 

58 . Die besondere Lage Berlins und der ungünstige 
Altersaufbau der Berliner Bevölkerung erfordern 
weiterhin einen verstärkten Zuzug von Arbeitskräf- 
ten aus den anderen Bundesländern nach Berlin. Um 
die Leistungsfähigkeit der Berliner Wirtschaft zu 
erhalten und zu stärken, müssen die Arbeitsbedin- 
gungen in Berlin so attraktiv bleiben, daß gewisse 
Nachteile der Berlin-Situation ausgeglichen werden 
können. 

Mit dem Berl.införderungsgesetz vom 23. Juni 1970 
(BGBl. I S. 826 und S, 1481) wurden daher die 
steuerlichen Vergünstigungen für in Berlin tätige 
Arbeitnehmer erheblich verbessert. Rückwirkend 
vom 1. Januar 1970 an wurde für alle in Berlin Be- 
schäftigten mit Kindern ein monatlicher Kinderzu- 
schlag von 22 DM je Kind eingeführt. Mit Wirkung 
vom 1. Januar 1971 wurden die bisherigen Steuer- 
erleichterungen (Lohnsteuerermäßigung von 30 v, H. 
und degressiv gestaffelte Lohnzulage von 5 bis 
1 v. H.) durch eine einheitliche Steuer- und sozial- 
abgabenfreie Lohnzulage in Höhe von 8 v. H. er- 
setzt. Die Förderung ist dadurch vor allem zugunsten 
derjenigen verbessert worden, die wegen eines 
niedrigen Einkommens oder der Höhe der Kinder- 
freibeträge bisher nur geringe oder keine Vorteile 
von dieser Lohnsteuerermäöigung hatten. 

59. Die Bundesregierung hat außerdem mit Wir- 
kung vom L Januar 1970 zusätzliche Anreize für 
eine Arbeitsaufnahme in Berlin geschaffen. So ist 
das Überbrückungsgeld nach den Richtlinien der 
Bundesregierung über die Förderung der Arbeitsauf- 
nahme in Berlin für Ledige von 300 DM auf 750 DM 
und für Verheiratete von 400 DM auf 1 350 DM er- 
höht worden. Die verbesserte Förderung sowie eine 
verstärkte Werbung des Berliner Senats in Zusam- 
menarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit haben 
dazu geführt, daß im Jahre 1970 35 706 westdeutsche 
Arbeitnehmer (1969: 30 380) eine Beschäftigung in 
Berlin aufgenommen haben. Das ist die höchste Zahl 
pro Jahr seit Beginn der Förderungsmaßnahmen für 
eine Arbeitsaufnahme in Berlin. 


Betriebliche Personalplanung 

60 . Die voraussdiauende Arbeitsmarktpolitik (vgl. 
Teil A, Nr. 43 f.) muß ihre Entsprechung in einer 
langfristigen betrieblichen Personalplanung finden. 
Im wesentlichen hat sie die beiden Funktionen, 

— den Unternehmern bei der Lösung von Personal- 
bedarfs-, -beschaffungs- und -beschäftigungspro- 
blemen zu helfen und 

— den Arbeitnehmern einen Arbeitsplatz zu si- 
chern, der ihnen sowohl hinsichtlich der Lei- 
stung sin oliv ationen als auch der Leislungsanfor- 
derungen eine zufriedenstellende Entfaltung 
ihrer Fähigkeiten erlaubt. 

Diese Funktionen werden in der Praxis nur unge- 
nügend erfüllt. 

Um im Interesse der Arbeitnehmer die Personalpla- 
nung zu intensivieren, sieht der Entwurf der Bundes- 
regierung für ein neues Betriebsverfassungsgesetz 
ein Mitwirkungs- und Initiativrecht der Betriebs- 
räte bei der Personalplanung vor (Vgl. Teil A, 
Nr, 146). 

Neben den betrieblichen Funktionen hat die Per- 
sonalplammg als Instrument zur Sicherung der 
Arbeitsplätze auch eine gesamtwirtschaftliche Be- 
deutung. Durch den Vergleich der betrieblichen Per- 
sonaldaten mit den Arbeitsmarktdaten kann die 
einzel- und gesamtwirtschaftliche Beschäftigungs- 
Situation besser erkannt werden. Es geht darum, den 
überregionalen Arbeitsmarkt besser zu erschließen 
und sowohl den Arbeitnehmern als auch den Unter- 
nehmen den Anpassungsprozeß zu erleichtern. 

Die Abstimmung betrieblicher Personalplanung mit 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsmarktdaten wird auch 
dazu beitragen, daß die Beschäftigungsprobleme 
älterer Arbeitnehmer, der Frauen, gemindert Lei- 
stungsfähiger und Teilzeilbeschäftigter besser als 
bisher gelöst werden. 

61. In der zweiten Sozialpolitischen Gesprächs- 
runde am 8, Juli 1970 ist auf Anregung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung und mit Zu- 
stimmung der beteiligten Gruppen ein Arbeitskreis 
Personalplanung gebildet worden, der Vorschläge 
erarbeiten solb wie die betriebliche Personalplanung 
aktiviert werden kann. 

Gleichzeitig ist ein Forschungsauflrng vom Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung vergeben 
worden mit dem Ziel, Modelle zur betrieblichen 
Personalplanung zu entwickeln. 


Ältere Arbeitnehmer 

62. Durch technische und organisatorische Ände- 
rungen im Betrieb werden vielfach besonders die 
älteren Arbeitnehmer betroffen, Pauschale und ab- 
werlende Urteile über die Leistungsfähigkeit der 
älteren Arbeitnehmer tragen dazu bei, ihre Situation 
zu verschlechtern. Eine vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung veranlaßte Untersuchung 
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dagegen zeigt, daß ältere Arbeitnehmer nicht we- 
niger, sondern anders leistungsfähig sind. 

Die ArbeitsmarktstatisUk zeigt folgendes Bild: Von 
Arbeitslosigkeit sind die Männer im Alter von 55 
bis 65 Jahren überdurchschnittlich betroffen. In die- 
ser Altersgruppe ging die Zahl der Arbeitslosen von 
33 000 im Jahre 1969 (Ende September) allerdings 
auf 23 000 Lm Jahre 1970 zurück. Die Zahl der lang- 
fristig (ein Jahr und länger) arbeitslosen Männer 
dieser Altersgruppe sank von 10 800 auf 5 800 ab. 

Es muß jedoch abgewartet werden, ob dieses relativ 
günstige Ergebnis überwiegend konjunkturbedingt 
ist oder ob sich bereits zunehmend die Leistungen 
der Arbeitsverwaltung auf der Grundlage des neuen 
Arbeitsförderungsgesetzes auswirken. 

Die laufenden Maßnahmen nadi dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz reichen von der individuellen Arbeits- 
und Berufsberatung für ältere Arbeitnehmer über 
Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme, Bil- 
dungsbeihilfen zur Wiedereingliederung in das Be- 
rufsleben, Einarbeitungszuschüssen und Eingliede- 
rungsbeihilfen bis zu besonderen Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen für ältere Arbeitnehmer, 

63, Auch durch andere Gesetze sollen die beruf- 
lichen Möglichkeiten für ältere Arbeitnehmer ver- 
bessert werden. Bei der Reform des Sdhwerbeschä- 
digtengesetzes wird erwogen, auch leislungsgeroin- 
derte ältere Arbeitnehmer in den Schutz dieses Ge- 
setzes einzubeziehen. Der Regierungsentwurf eines 
neuen Betriebsverfassungsgesetzes soll dem Be- 
triebsrat größere Möglichkeiten geben, die Interes- 
sen älterer Arbeitnehmer wahrzunehmen, insbeson- 
dere durch die Mitwirkung an der Personalplanung 
(vgh Teil A, Nr. 146). 

64 , Die Möglichkeiten der Bundesregierung, die 
Beschäftigungsprobleme älterer Arbeitnehmer zu 
mildern, reichen jedoch nicht aus. Den Unternehmen 
kann die Verantwortung nicht abgenommen werden, 
daß sie durch eigene Personalplanung, Berufsbil- 
dungsplanung und ständige Beachtung der Interes- 
sen der älteren Arbeitnehmer zusammen mit dem 
Betriebsrat an der Lösung dieser Probleme mitwir- 
ken, ln der Sozial pol irischen Gesprächsrunde am 
8. Juli 1970 betonten alle beteiligten Arbeitgber- 
und Arbeitnehmergruppen die Notwendigkeit der 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet. 


Ausländische Arbeitnehmer 

65 . Lage und Probleme des Arbeitsmarktes in der 
Bundesrepublik Deutschland sind wie in einer Reihe 
anderer vergleichbarer Industrieländer heute stark 
beeinflußt durch den hohen Anteil ausländischer 
Arbeitnehmer. Damit stellen sich besondere Fragen 
ihrer Integration und der Erhaltung ihrer nationalen 
Identität, Diese Fragen werden dringend durch den 
starken Anstieg der Zahl der ausländischen Arbeit- 
nehmer. 

Der Jahresdurchschnitt der Zahl der in der Bundes- 
republik beschäftigten Ausländer stieg von fast 
1,4 Millionen im Jahre 1969 auf rund 1,8 Millionen J 


im Jahre 1970. Voraussichtlich wird er in diesem 
Jahr weiter zunehmen und einen neuen Höchststand 
von etwa 2 Millionen erreichen. Die Bundesregie- 
rung hat die geordnete Anwerbung seit Jahren ge- 
fördert. 

Diese Politik findet ihren Niederschlag auch in der 
neuen Arbeitserlaubnisverordnung vom 2. Marz 
1971, die neben einer Vereinfachung des Verfahrens 
vor allem folgende Verbesserungen gegenüber der 
bisherigen Regelung bringt: 

— Die Arbeitserlaubnjs kann von vornherein ohne 
Beschränkung auf eine bestimmt berufliche Tätig- 
keit oder einen bestimmten Betrieb erteilt wer- 
den; 

— Der räumliche Geltungsbereich der Arbeitser- 
laubnis wird erweitert; 

— Dje Arbeitserlaubnis kann nunmehr auf 2 Jahre 
(bisher 1 Jahr) bemessen werden. In besonderen 
Fällen beträgt die Geltungsdauer 5 Jahre (bisher 
3 Jahre); 

— - Die Tatbestände der arbeitserlaubnisfreien Be- 
schäftigung werden erweitert. 

Nicht nur die steigende Zahl, sondern auch die ver- 
längerte Aufenthaltsdauer ausländischer Arbeitneh- 
mer und ferner die Tatsache, daß immer mehr aus- 
ländische Arbeitnehmer (zur Zeit rund 450 000} zu- 
sammen mit ihren Familien in der Bundesrepublik 
leben, lassen die Frage ihrer Integration und Identi- 
tät — auch im gesellschaftlichen Zusammenleben 
und in der Freizeit in einem fremden Land — immer 
mehr an Bedeutung gewinnen. 

Eine Politik der Integration im Bereich des Sozial- 
und des Arbeitsrechls hat die Bundesregierung kon- 
sequent verfolgt. So würd in dem Entwurf für ein 
neues Betriebsverfassungsgesetz die bisher noch be- 
stehende Ausnahme für ausländische Arbeitnehmer 
aufgehoben; ausländische Arbeitnehmer können 
jetzt ohne Einschränkung in den Betriebsrat gewählt 
werden. Zur Bewältigung der besonderen Probleme 
der ausländischen Arbeitnehmer sind ferner Maß- 
nahmen für eine ausreichende Wohnungsversor- 
gung, für die schulische Betreuung der Kinder und 
für die sprachliche und berufliche Bildung notwen- 
dig. 

Diese Aufgaben sollen künftig auch verstärkt mit 
den ausländischen Arbeitnehmern selbst beraten 
werden. Im Jahre 1970 trat ein Arbeitskreis zusam- 
men, in dem Vertreter der ausländischen Arbeit- 
nehmer gemeinsam mit Vertretern der Bundesver- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, der Bundesanstalt 
für Arbeit und der Betreuungsverbände Vorschläge 
erarbeiteten. Ähnliche Arbeitskreise aller Beteilig“ 
ten sind inzwischen zur Lösung örtlicher Probleme 
in einer Reihe von Städten und Gemeinden gebil- 
det worden. 

66. Zur Förderung des Wohnungsbaus für aus- 
ländische Arbeitnehmer haben Bund und Bundesan- 
stalt für Arbeit im Rahmen eines gemeinsamen Pro- 
gramms bisher 42,5 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt. Durch besondere Finanzierungswege (Be- 
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teiligung des Bundes, der Bundesanstalt, der Lander 
und der Arbeitgeber) soll der Wohnungsbau ver- 
stärkt gefördert werden. Der Bau von Unterkünften 
für ausländische Arbeitnehmer ist seit i960 von der 
Bundesanstalt mit 425 Millionen DM unterstützt 
worden* 

Die Richtlinien für Unterkünfte italienischer Axbeit- 
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland vom 
Jahre 1964, die auch für die Unterkünfte anderer 
ausländischer Arbeitnehmer angewandt worden 
sind, entsprechen nicht mehr den heutigen Anforde- 
rungen. Deshalb hat der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung neue Richtlinien erlassen, die 
am I. April 1971 in Kraft getreten sind. Sie setzen 
die Mindestwohnfläche pro Person erheblich höher 
fest, vermindern die Höchstbelegung je Raum von 
6 auf 4 Personen und verlangen bessere hygienische 
Einrichtungen. 

67. Die sprachliche und berufliche Bildung aus- 
ländischer Arbeitnehmer wird mit erheblichen Mit- 
teln gefördert, Von großer Bedeutung sind dabei 
Förderungsmaßnahmen bereits in den Anwerbelän- 
dem. Neben der sprachlichen Vorbereitung im An- 
werbeland werden die ausländischen Arbeitnehmer 
auch über die deutschen arbeits- und sozialrechth- 
chen Bestimmungen informiert. Die damit verbun- 
dene Unterrichtung über die UnfaUverhütungsvor- 
sdiriften in der Bundesrepublik Deutschland ist be- 
sonders wichtig. Die berufliche Vorbereitung gibt 
den ausländischen Arbeitnehmern eine Vorqualifi- 
zierung, die ihnen die Arbeitsaufnahme in der 
Bundesrepublik erleichtert und ihre Chancen ver- 
bessert. Gegenwärtig werden Förderungsmaßnah- 
men in Italien, Jugoslawien und Tunesien durch- 
geführl; in der Türkei werden sie noch in diesem 
Jahr beginnen. 


Regelung der gewerbsmäßigen 
Arbeitnehmerübertassung 

68. Vorübergehend auftretender Personalbedarf 
vieler Unternehmen und die Knappheit an Arbeits- 
kräften haben in den letzten Jahren zu einer Zu- 
nahme der gewerbsmäßigen Arbeitnehmeriiberlas- 
sung geführt. Dabei werben Unternehmer (Verlei- 
her) Arbeitskräfte an f um sie anderen Unternehmern 
(Entleihern) kurz- oder langfristig gegen Entgelt 
zur Arbeitsleistung zu überlassen. Das Bundessozial- 
gericht hat am 29. Juli 1970 ein Grundsatzurteü zur 
Abgrenzung der erlaubten Arbeitnehmerüberlassung 
von der Arbeitsvermittlung erlassen. Danach darf 
die Arbeitnehmerüberlassung gewerbsmäßig betrie- 
ben werden, wenn der Verleiher das Arbeitgeber- 
risiko tragt, den sozialen Schutz der Leiharbeitneh- 
mer sicherstellt und das Leiharbeitsverhältnis die 
Tätigkeit des Leiharbeitnehmers beim Entleiher 
überdauert. 

In den letzten Jahren sind im Bereich der Arbeit- 
nehmerüberlassung allerdings erhebliche Mißstände, 
insbesondere Verstöße gegen Vorschriften des Ar- 
beits-, Vermittlungs- und Sozia Ivcrsicherungsrechts, 
bekanntgeworden. Verschärfte Uberwachungsmaß- 


nahmen auf der Grundlage des geltenden Rechts hat- 
ten nur begrenzten Erfolg* 

69 . Die Bundesregierung hat daher den Entwurf 
eines Gesetzes zur Regelung der gewerbsmäßigen 
Arbeitnehraerüberlassung beschlossen und dem 
Bundesrat zugestellh Nach diesem Entwurf bedarf 
die Arbeitnehmerüberlassung einer Erlaubnis der 
Bundesanstalt für Arbeit. Die Erlaubnis ist zu ver- 
sagen, wenn der Verleiher die erforderliche Zu- 
verlässigkeit nicht besitzt und den sozialen Schutz 
der Leiharbeitnehmer nicht gewährleisten kann. Die 
Möglichkeit, die Erlaubnis unter bestimmten Vor- 
aussetzungen zu entziehen oder mit Auflagen zu 
erteilen, soll eine ausreichende Kontrolle über die 
Verleibunternehmen gewährleisten, ohne sie dort, 
wo für sie ein wirtschaftliches Bedürfnis anzuerken- 
nen ist, unangemessen zu behindern. Dem unmittel- 
baren Schutz der Leiharbeitnehmer dienen Vor- 
schriften über den Arbeits vertrag mit dem Ver- 
leiher. Im Falle unerlaubter Tätigkeit des Verleihers 
ist kraft gesetzlicher Fiktion das Zustandekommen 
eines ArbeitsverhäJtnisses zwischen Leiharbeit- 
nehmem und Entleihern vorgesehen. Im Sozial- 
versicherungsrecht soll der Entleiher zur Abgabe 
einer Kontrollmeldung verpflichtet werden. Ver- 
stöße des Verleihers gegen die ihm als Arbeitgeber 
obliegenden Pflichten können dadurch aufgedeckt 
und verhindert werden. Ferner soll der Entleiher 
neben dem Verleiher für die Entrichtung der Sozial- 
versitherungsbeilräge des Leiharbeitnehmers haf- 
ten* Schließlich werden die strafrechtlichen Bestim- 
mungen über das unerlaubte Vermitteln, Uberlassen 
und Beschäftigen von ausländischen Arbeitnehmern, 
die keine Arbeitserlaubnis besitzen, verschärft. 


Resozialisierung 

70. Der Strafvollzug ist nach Auffassung der 
Bundesregierung so zu gestalten, daß den Strafge- 
fangenen die Wiedereingliederung in das berufliche 
und soziale Leben erleichtert wird. 

Das geplante Strafvollzugsgesetz soll unter ande- 
rem diesem Ziel dienen. Die im Jahre 1967 einbe- 
rufene Strafvollzugskommission bat ihre Beratun- 
gen nunmehr abgeschlossen und ihren Vorschlag für 
ein Strafvollzugsgesetz im Februar 1971 dem Bun- 
desminister der Justiz überreicht. 

Die von der Kommission erarbeiteten Grundsätze 
für einen modernen Strafvollzug sehen wesentliche 
Verbesserungen gerade auch aus der Sicht der Ar- 
beits- und Sozialpolitik vor. Die Gefangenenarbeit 
ist den Methoden und Bedingungen in Freiheit so- 
weit wie möglich anzugleichen. Die Fähigkeiten des 
Gefangenen, nach der Entlassung seinen Lebens- 
unterhalt zu verdienen, sind zu fördern. Weiterhin 
ist eine angemessene berufliche Bildung vorge- 
sehen, damit er nach der Entlassung dem Berufs- 
leben besser gewachsen ist. Ein leistungsgerechtes 
Arbeitsentgelt soll es ihm erlauben, für Unterhalts- 
bereditigte zu sorgen, den durch die Straftat ent- 
standenen Schaden wiedergutzumachen und für den 
neuen Start in Freiheit Ersparnisse zu bilden. Er ist 
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nach den Vorstellungen der Kommission auch in das 
soziale Sicherungssystem aufzunehmen und hat Bei- 
träge zur Sozialversicherung zu entrichten. 

Auf der Grundlage dieses KommissionsvorscbJages 
wird die Bundesregierung gesetzliche Regelungen 
vorbereiten. 


Arbeitsschutz und Umweltschutz 

71. Mit der zunehmenden Technisierung der beruf- 
lichen und privaten Umwelt wachsen die Gefahren 
für Leben und Gesundheit des Menschen. Den Trä- 
gem der gesetzlichen Unfallversicherung wurden 
z. B. im Jahre 1969 mit 2,63 Millionen Arbeits- 
Unfällen (einschließlich Berufskrankheiten) etwa 
120 000 mehr als im Vorjahre angezeigt. Negative 
Begleiterscheinungen des zivilisatorischen Fort- 
schritts einzudämmen, ist auch Aufgabe der Sozial- 
politik. Zu diesem Zweck wird der Arbeitsschutz 
weiter ausgebaut und die Erforschung neuer Tech- 
niken und Verfahren des Arbeitsschutzes gefördert. 
Konkrete Maßnahmen stellt der neue Unfallver- 
hütungsbericht der Bundesregierung dar (Druck- 
sache VI/1970)* 

72. Die Unfallforschung als Grundlage wirksamen 
Arbeitsschutzes soll durch die Errichtung einer 
Bundesanstalt für Unfallforschung und Arbeits- 
schutz intensiviert werden. Die Organisationsform 
der Anstalt wird die notwendige Zusammenarbeit 
der verschiedenen Fachbereiche ermöglichen. Als 
Standort wurde mit Dortmund eine Stadt gewählt, 
in der ein enger Kontakt zu Praxis und Wissen- 
schaft als Voraussetzung einer effizienten Arbeit 
möglich ist. Die Aufgabenschwerpunkte der Anstalt 
hegen in der Förderung und Koordinierung der 
Unfallforschung, des Arbeitsschutzes und des Un- 
fallschutzes in Heim und Freizeit und in der Aus- 
und Fortbildung auf dem gesamten Gebiet des 
Unfallschutzes, Damit wird die neue Anstalt auch 
die Aufgaben des bestehenden Bundesinstituts für 
Arbeitsschutz übernehmen, das bisher im Bereich 
der Unfallforschung sowohl eigene Untersuchungen 
durchführt als auch Projekte anderer Forschungs- 
träger fördert. Die dem Institut für die Fremd- 
forschung im Jahre 1970 erstmals verfügbaren Mittel 
von 0,6 Millionen DM wurden für 1971 auf 0,8 Mil- 
lionen DM erhöht. 

73. Um einen verbesserten Arbeitsschutz in der 
betrieblichen Praxis zu erreichen, bereitet das Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung einen 
Gesetzentwurf über den Ausbau des Arbeitsschut- 
zes durch sicherheitstechnische Fachkräfte und Be- 
triebsärzte vor. Er soll der Verknüpfung der Auf- 
gaben von Betriebsärzten und sidbeiheitstedmischen 
Fachkräften Rechnung tragen und die Betriebe zur 
Beschäftigung technischer Fachkräfte, wie etwa 
Sicherheitsingenieure, -techniker, -meister und 
Sicherheitsbeauftragter, verpflichten* Ein Haupt- 
problem des Entwurfs wird dabei sein, eine sich am 
Gefahrengrad der Betriebsvorgänge orientierende 
Richtzahl für die Beschäftigung von Betriebsärzten 
und technischen Fachkräften festzulegen. Ferner 


wurde im Jahre 1970 wiederum eine Reihe von 
neuen Arbeitsschutz- bzw. Sicher hei ts Verordnungen 
— z. B, hinsichtlich brennbarer Flüssigkeiten, ge- 
fährlicher Arbeitssloffe oder Strahleneinwirkung — 
erlassen oder vorbereitet. 

74. Weiterhin sollen verstärkt auch Maßnahmen 
zum Schulze des Arbeitnehmers vor gesundheitsge- 
fährdendem Lärm am Arbeitsplatz getroffen wer- 
den. So widmen sich die unter der Fachaufsicht des 
Bundesminislers für Arbeit und Sozialordming ste- 
henden Berufsgenossensdiaften zunehmend auch der 
Bekämpfung des Arbeitslärms. Der Verein Deut- 
scher Ingenieure hat eine Richtlinie zur „Beurteilung 
von. Arbeitslärm am Arbeitsplatz hinsichtlich Ge- 
hörschäden" veröffentlicht, die vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung den obersten ArbeiLs- 
schutzbehörden der Länder zur Einführung empfoh- 
len wurde* Ferner wird das Bundes mini Stenum für 
Arbeit und Sozialordnung die Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm daraufhin überprüfen, in- 
wieweit der Schutz vor Lärmbelästigungen, die von 
gewerblichen Betrieben ausgehen, erhöht werden 
kann. Es können jedoch nuT Ziclvorsteliungen für 
eine Intensivierung des Lärmschutzes erarbeitet 
werden. Es ist in erster Linie Aufgabe von Wissen- 
schaft und Praxis, die lechnologisdien Voraussetzun- 
gen für einen wirksamen Lärmschutz zu schaffen. 
Die Bundesregierung wird bemüht sein, für die Ent- 
wicklung lärmarmer Verfahren und Technologien 
sowie für die Lärmforschung mehr Haushaltsmittel 
zur Verfügung zu stellen. 

Da der von betrieblichen Anlagen ausgehende Lärm 
nicht nur die Gesundheit der unmittelbar betroffe- 
nen Arbeitnehmer, sondern darüber hinaus auch 
weitere Persnnenkreise beeinträchtigt, stellen diese 
Maßnahmen gleichzeitig einen Beitrag zum allge- 
meinen Umweltschutz dar. 


Arbeitsrecht 

75. Die im Sozial bericht 1970 angekündigte Sach- 
verständigenkommission zur Vorbereitung eines 
Arbeitsgesetzbuches aus Vertretern von Wissen- 
schaft, Arbeitsgerichtsbarkeit, Gewerkschaften, Ar- 
beitgebern und Bundesländern wurde vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung einberufen 
und trat im November 1970 zu ihrer konstituieren- 
den Sitzung zusammen. 

Aufgabe der Sachverständigenkommission wird cs 
zunächst sein, durdi die Klärung vielsdiiditiger 
Grundsatzfragen eine tragfähige Basis für die Kodi- 
fizierung des Arbeitsrechts zu erarbeiten. Das Vor- 
haben der Schaffung eines Arbeitsgesetzbuches er- 
schöpft sich angesichts der dynamischen Entwick- 
lung unserer Gesellschaft nicht nur in einer Zusam- 
menfassung und Vereinheitlichung des m zahlrei- 
chen Gesetzen und Rcditsgrundsätzen zersplitterten 
und entsprechend unübersichtlich gewordenen Ar- 
beitsrechts in einem Gesetzbuch. Es gebt auch 
darum zu untersuchen, ob die bestehenden (indi- 
viduellen und kollektiven) Regelungen des Arbeits- 
rechts noch der Sozial- und Wirtschaftsentwicklung 
entsprechen. Um ein zeitgemäßes und beständiges 
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Gesetzbuch zu schaffen, ist gründliche Vorarbeit 
notwendig. 

76. Die Arbeiten am Arbeitsgesetzbuch sollen je- 
doch vordringliche arbeitsrecbtliche Teilreformen 
nicht verzögern. So wird der mit dem Ersten Ar- 
beitsreditsbereinigungsgesetz vom 14. August 1969 
begonnene Weg einer stufenweisen Anpassung und 
Neugestaltung des Arbeitsredits in enger Zusam- 
menarbeit mit den Tarifvertragsparteien fortgesetzt. 
Die Bundesregierung wird den gesetzgebenden Kör- 
perschaften den Entwurf eines Zweiten Arbeits- 
rechtsbereinigungsgesetzes vorlegen, das insbeson- 
dere die für verschiedene Wirtschaftsbereidie und 
Arbeitnehmergruppen im Bürgerlichen Gesetzbuch, 
im Handelsgesetzbuch, in der Gewerbeordnung, im 
Seemannsgesetz, im Binnenschiffahrtsgesetz, im 
Flößereigeselz und in den Berggesetzen der Länder 
enthaltenen Vorschriften des Arbeitsvertragsrechts 
unter Aufhebung nicht mehr zeitgemäßer Bestim- 
mungen vereinheitlicht und entsprechend der Ziel- 
setzung des Arbeitsgesetzbuches neu gestaltet* 

Dabei sollen insbesondere die Zulässigkeit von 
Weltbewerbsverboten für Arbeitnehmer einge- 
schränkt, die vom Arbeitgeber zu zahlenden Ka- 
renzentschädigungen erhöht und die Arbeitnehmer- 
haftung in Anlehnung an die von der Rechtspre- 
chung entwickelten Grundsätze auch durch aus- 
drückliche gesetzliche Regelung beschränkt werden. 
Ferner ist die Einbeziehung arbeitnehmerähnlicher 
Personen in das Tarifvertragsgesetz und eine wei- 
tere Anpassung des Arbeitsgerichtsgesetzes an an- 
dere Verfahrensgesetze, an das Rechtspflegergesetz 
und das Deutsche Richtergesetz vorgesehen. 

77. Außerdem überprüft das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, wieweit das Jugend- 
arbeitsschutzgesetz von 1960 den Anforderungen 
eines zeitgemäßen Jugendarbeitsschutzes noch ge- 
recht wird. Die hochstzulässige Wocheaarbeitszeit 
von 44 Stunden für Jugendliche über 16 Jahre ent- 
spricht beispielsweise nicht mehr der realen Ar- 
beitszeitentwicklung, und das Mindestalter für die 
Zulassung zur Arbeit ist seit Einführung des 9. 
Schuljahres überholt. 

Weitere zu klärende Fragen sind etwa die Pausen- 
und Urlaubsregelung und die gesundheitliche Be- 
treuung der arbeitenden Jugend. Das Buodesmmi- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung hat bereits 
Gespräche mit den obersten Arbeitsbehörden der 
Länder und den Tarifparteien mit dera Ziel einge- 
leitet, eine Novellierung des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes vorzubereiten. 

Da die Vorschriften des Jugendarbeitssdmtzgeset- 
zes im Berufsleben häufig mißachtet werden, hat 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung Kontakt mit den obersten Arbeitsbehörden 
der Länder und der Konferenz der Kultusminister 
der Länder aufgenommen, um eine bessere Durch- 
führung des Jugendarbeitsschutzgesetzes und eine 
wirkungsvollere Information der Jugendlichen über 
ihre Rechte zu erreichen. Mögliche Maßnahmen 
könnten verstärkte Kontrollen der Gev/erbeauf- 
sidhtsämter und ein intensiverer Unterricht über den 
Jugendarbeitsschutz in Berufsschulen sein. 


2. Berufliche Bildung 

78. Die Bundesregierung hat der Bildung und Aus- 
bildung eine hohe Priorität bei den inneren Refor- 
men eingeräumt. Sie erkennt die berufliche Bildung 
wie die allgemeine schulische Bildung als öffent- 
liche Aufgabe an, die gemeinsam von Bund und 
Ländern mit den repräsentativen Verbanden des 
Wirtschafts- lind Soziallebens sowie den Lehrern 
und Schülern, den Ausbildern und Auszubildenden 
wahrzunehmen ist. Die berufliche Bildung ist in vol- 
lem Umfang in die öffentliche Diskussion um die 
Reform des Bildungswesens einbezogen. Die viel- 
schichtigen Probleme des beruflichen Bildungs We- 
sens werden einer größeren Öffentlichkeit zuneh- 
mend bewußt. 

Im Jahre 1970 hat die Bundesregierung in ihrem 
Bildungsbericht eine erste zusammenfassende Be- 
standsaufnahme und ihre Zielvorstellungen für das 
gesamte Bildungswesen einschließlich der beruf- 
lichen Bildung vorgelegt. Für die dringlichen und 
nur von allen gemeinsam zu lösenden Aufgaben 
der beruflichen Bildung hat sie im November 1970 
Zielvorstellimgen und Maßnahmen im Aktionspro- 
gramm „Berufliche Bildung" konkretisiert. In der 
dritten Sitzung der Sozialpolitischen Gesprächsrunde 
am 22, Januar 1971 haben die Vertreter der großen 
sozialen Gruppen mit Regierungsvertretern die im 
Aktionsprogramm aufgeführten Maßnahmen erör- 
tert, Die Bund-Länder-Kommission für Biidungspla- 
nung wird das berufliche Bildungswesen in den Bil- 
dungsgesamtplan einbeziehen. Auch der Deutsche 
Bildungsrat hat nunmehr einen Ausschuß „Beruf- 
liche Bildung" eingerichtet. 

79. Die angestreblen Verbesserungen des beruf- 
lichen Bildungswesens weiden in enger Zusammen- 
arbeit aller Beteiligten erarbeitet. Der Bundesaus- 
schuß für Berufsbildung hat entsprechend seinem 
gesetzlichen Auftrag, die Bundesregierung in Fra- 
gen der beruflichen Bildung zu beraten, seine Arbeit 
aufgenommen. So hat er eine Stellungnahme zum 
Bildungsbericht und zum Aktionsprogramm „Beruf- 
liche Bildung" der Bundesregierung abgegeben. Er 
befaßt sich besonders mit Fragen, die im Zusam- 
menhang mit dem Berufsbildungsgesetz stehen und 
bereitet dazu Empfehlungen vor. Inzwischen wurden 
in allen Ländern die Landesausschüsse für Berufs- 
bildung gebildet. Sie haben eine wichtige Koordi- 
nierungsfunktion aller an der beruflichen Bildung 
Beteiligten übernommen und sich insbesondere mit 
den Fragen der schulischen Berufsausbildung und 
ihrer Beziehung zur betrieblichen Ausbildung befaßt. 
Im Berufsbildungsgesetz vorgesehene Ausschüsse 
sind auch bei den zuständigen Stellen auf Örtlicher 
Ebene gebildet worden* 


Planung, Forschung und Modellversuche 

80, in Zukunft wird sich die Berufsbildung auf 
Forschungsergebnisse des Bundesinstituts für Be- 
rufsbildungsforsthung stützen können. Das Bundes- 
institut hat Ende 1970 mit seiner Arbeit in Berlin 


26 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2155 


begonnen. Die Forschungsschwerpunkte liegen in 
den Bereichen der Struktur-, Curriculum-, Ausbil- 
dungsordnungs-, Erwachsenenbildungs- und Medien- 
forschung. Die Vorarbeiten für Ausbildungsordnun- 
gen, die bisher von der Arbeitsstelle für Betrieb- 
liche Berufsausbildung geleistet wurden, werden 
nun von dem Bundesinstitut für Berufsbildungsfor- 
schung auf breiterer Grundlage weitergeführt. 

Wichtigstes Planung.sgremium für alle Bund und 
Lander gemeinsam berührenden Fragen der Bil- 
dungspolitik ist die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung. Sie wird einen langfristigen Rah- 
menplan für eine abgestimmte Entwicklung des ge- 
samten Bildungs wesens und ein gemeinsames Bil- 
dungsbudget vorlegea. 

Bei den Überlegungen zum Bildungsgesamtplan 
kommt es darauf an r die Durchlässigkeit der gleich- 
wertigen beruflichen und allgemeinen Bildungs- 
gänge 7.u gewährleisten. Die Sekundarstufe II um- 
faßt auch die Bildungsgänge nach der dualen Me- 
thode. Modellversuche, in denen der schulische An- 
teil der dualen Berufsbildung als Blockunterricht 
organisiert wird, sind besonders wichtig und sollen 
entsprechend gefördert werden. Neben den traditio- 
nellen Berufsausbildungsgängen und Schullaufbah- 
nen, die zur Hochschulreife führen, sollen in der 
Sekundarstufe II insbesondere solche Bildungsgänge 
entwickelt werden, deren Abschluß eine Berufs- 
qualifikation mit der Studienqualifikation kombi- 
niert. 

Jm Rahmen ihrer Tätigkeit wird die Bund-Länder- 
Kommission Modellversuche fördern, die dieZusam- 
menführung beruflicher und allgemeiner Bildungs- 
gänge zum Ziele haben. Reformen im Bildungs- 
wesen sind auf wissenschaftliche Vorarbeiten an- 
gewiesen; sie bedürfen aber vor einer breiten Ein- 
führung in die Praxis der modellhaften Erprobung 
unter wissenschaftlicher Begleitung, 


Aktionsprogramm Berufliche Bildung 

81. Eine Neuorientierung der beruflichen Bildung 
ist unausweichlich geworden. Die Bundesregierung 
sieht in dem Berufsbildungsgesetz einen ersten 
Schritt zur Reform. Die Möglichkeiten dieses Geset- 
zes müssen jetzt in der Berufsbildungspraxis voll 
ausgesdiöpft werden. Deshalb hat die Bundesregie- 
rung im November J97Ö ein Aktionsprogramm mit 
ineinandergreifenden Maßnahmen zur Weiterent- 
wicklung der beruflichen Bildung beschlossen. Sie 
wendet sich damit insbesondere an alle Auszubil- 
denden und an die für die berufliche Bildung Ver- 
antwortlichen und fordert zur Zusammenarbeit auf. 
Oberstes Ziel ist ein leistungsfähiges Bildungssy- 
stem, das Chancengleichheit und Recht auf Bildung 
für den einzelnen ebenso sichert wie es Vorausset- 
zungen für eine gesicherte wirtschaftliche und ge- 
sellschaftliche Entwicklung schafft* Dafür werden im 
Aktionsprogramm Maßnahmen genannt, die die be- 
triebliche wie die schulische Ausbildung, die Fort- 
bildung, die vorberufliche Bildung und die Berufs- 
beratung, eine gesetzliche Regelung des Bildungs- 


urlaubs und darüber hinaus entsprechende Neuge- 
staltungen im Jugendarbeitsschutz und im Betriebs- 
verfassungsredit umfassen. 

82. Das Aktionsprogramm hat bei den Verbänden 
der Wirtschaft große Beachtung gefunden. Die Teil- 
nehmer an der Sozialpolitischen Gesprächsrunde am 
22, Januar 1971 erklärten ihre Bereitsdiaft zu inten- 
siver Zusammenarbeit auf der Basis des Aktions- 
programms, auch wenn in einigen Fragen, vor allem 
bei dem Verhältnis von schulischer und betrieb- 
licher Ausbildung, noch Meinungsverschiedenheiten 
bestehen. 


Vorberufllche Bildung und Berufsberatung 

83. Die vorbcruflidie Bildung istTeil des Bildungs- 
prozesses, der den jungen Menschen befähigen soll, 
sein Leben selbst zu gestalten. Zur vorberuflichen 
Bildung während der Schulzeit gehören die Ver- 
mittlung soziookonomischen Grundwissens, Berufs-, 
Betriebs- und Wirtschaftskunde sowie Betriebs- 
erkundungen und Praktika, die die Berufswahl er- 
leichtern sollen. 

Um die Zusammenarbeit von Schule und Berufsbe- 
ratung zu verbessern, wurde im Februar 1971 ein 
Übereinkommen zwischen der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister und der Bundesanstalt für Arbeit 
getroffen. Bei der Schullaufbahnberatung und bei 
beruf saufklärenden Maßnahmen sollen Schule und 
Berufsberatung eng Zusammenarbeiten. Das gilt 
insbesondere für Gruppenbesp rech ungen, Eltern Ver- 
sammlungen, Vortragsreihen und vor allem für die 
Vorbereitung von Berufserkundungen und berufs- 
orientierenden Betriebspraktika. Neue Formen de: 
Zusammenarbeit sollen in Modellschulen und bei 
Schulversuchen erprobt werden. Auch bei der Aus- 
und Weiterbildung der Lehrer und Berufsberater 
für die Aufgaben der BerufsorienLierung unterstüt- 
zen sich Schulbehörden und Berufsberatung gegen- 
seitig, 

84. Zur Intensivierung der JBeru [saufklärung und 
der Berufsberatung werden in Zukunft auch Infor- 
mation- und Beratungszentren benötigt. In diesen 
Einrichtungen sollen sich junge Menschen aller 
Schularten über ihre beruflichen Möglichkeiten, 
über die Anforderungen und Aussichten in ver- 
schiedenen Berufen informieren können. Ein fach- 
kundiges Beraterteam soll in Gruppen- und Einzel- 
gesprächen bei der Berufswahl helfen. Derartige fn- 
formations- und Beratungszentren sollen im ganzen 
Bundesgebiet bei einer Reihe von Arbeitsämtern 
errichtet werden. 

Besondere Aufmerksamkeit wurde der Berufs- und 
Arbeitsberatung der Hochschüler gewidmet, die zu 
einem studienbegleitenden Beratungsdienst aus^ 
gebaut werden soll. Die Zahl der Berater für Abi- 
turienten und Hochschüler wird im Laufe des Jahres 
1971 von 130 auf über 200 erhöht, 
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Berufliche Ausbildung 

85. Die allgemeine Bildungsdiskussion hat auch 
die Probleme der Berufsausbildung einer größeren 
Öffentlichkeit bewußt gemacht. Vor allem unter den 
unmittelbar betroffenen jungen Menschen selbst ist 
darüber Unruhe entstanden, ob ihre Ausbildung für 
die zu erwartenden beruflichen Anforderungen aus- 
reicbt, Den intensiven Bemühungen um die Ver- 
besserung des allgemeinen Schulwesens entsprechen 
die Bemühungen um das berufliche Rildungswesen 
noch in keiner Weise. Die Bundesregierung ist sich 
bewußt, daß das Berufsbildungsgesetz nicht alle Er- 
wartungen erfüllen konnte. 

86. Vordringlich ist jetzt die Erarbeitung moderner 
Ausbildungsordnungen, insbesondere für die Aus- 
bildungsberufe, deren Ausbildungsgang den heu- 
tigen Anforderungen nicht mehr entspricht und in 
denen eine große Zahl von Jugendlichen ausge- 
bildet wird, ln Kürze werden neue Ausbildungs- 
ordnungen für Schlosser-Berufe und elektrotech- 
nische Berufe, für Berufe der Glas-, Textil- und Be- 
kleidungsindustrie, für Rechtsanwalts-, Notar- und 
PatentanwaltsgehiJfen sowie für Berufe der Land- 
wirtschaft als Rechtsverordn ungen erlassen. In die- 
sen Ausbildungsordnungen wird nach Möglichkeit 
das Prinzip der Stufenausbildung verwirklicht, 

87. Der Erfolg der Berufsausbildung hängt weit- 
gehend von der fachlichen und pädagogischen Qua- 
lifikation der Ausbilder ab. In Abstimmung mit dem 
Bundesaussdhuß für Berufsbildung bereiten die 
federführenden Ressorts der Bundesregierung eine 
Rechts Verordnung vor, die höhere fachliche und be- 
rufspädagogiscbe Anforderungen an die Ausbilder 
fesllegt sowie Inhalt, Umfang und Abschluß der 
Ausbildungsmaßnahmen für Ausbilder. 

88. Die Bundesregierung wird zur Überwachung 
der Berufsausbildung Grundsätze erstellen. Sie wird 
dabei den Bundesaussthuö für Berufsbildung und 
das Bundesinstitut für Berufsbildungsforsdiung be- 
teiligen, 

89. Aus den höheren Anforderungen des Berufs- 
bjldungsgesetzes ergeben sich zusätzliche Kosten, 
die vor allem die kleinen und mittleren Unterneh- 
men belasten. Nicht zuletzt deshalb hat die Bundes- 
regierung in ihrem Strukturprogramm für kleine 
und mittlere Unternehmen und in ihrem regionalen 
Förderungsprogramm auf die Ausweitung der über- 
betrieblichen beruf liehen Aus- und Forlbildungs- 
maßnahmen besonders hingewiesen (vgl. auch 
Teil A, Nr, 94). 

90 . An der Verbesserung der betrieblichen Berufs- 
ausbildung müssen die Auszubildenden selbst mit- 
wjrken können, Voraussetzung dafür sind größere 
Rechte im Betrieb. Hierzu soll das neue Betriebs- 
verfassungsgesetz beilragen. Nach dem Regierungs- 
entwurf sollen die Rechte der Jugend Vertretung und 
die Milbestimmungs- und Mitwirkungsrechte des 
Betriebsrates in der beruflichen Bildung gestärkt 
werden. So soll der Betriebsrat die Abberufung 


eines Ausbilders verlangen können, wenn dieser 
nicht über die erforderliche Qualifikation verfügt 
oder seine Aufgaben vernachlässigt. 


Berufliche Fortbildung 

91. Der Ausbau eines gegliederten, umfangreichen 
Systems der beruflichen Fortbildung ist für das 
berufliche Schicksal des einzelnen und die weitere 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung 
unabdingbar. Um das berufliche Fortbildungswesen 
stärker zu vereinheitlichen und die Qualität des 
Angebots zu verbessern, werden aufgrund des Be- 
rufsbildungsgesetzes einzelne Fortbildungsordnun- 
gen vorbereitet. In diesen werden der Inhalt, das 
Ziel, das Prüf ungs verfahren sowie die Zulassungs- 
Voraussetzungen und die Bezeichnung des Ab- 
schlusses geregelt. Die besondere Lernsituation Er- 
wachsener ist dabei mehr als bisher zu beachten. 
Zur Steigerung der Durchlässigkeit und damit einer 
schrittweisen Anpassung der beruflichen Qualifi- 
kationen an den technischen Fortschritt sollen diese 
Fortbildungsmaßnahmen soweit wie möglich nach 
dem Baukastensystem gestaltet werden. 

92. Die Bundesregierung hat wichtige Maßnahmen 
angeregt und gefördert, die der beruflichen Fortbil- 
dung neue Impulse geben sollen. 

Anfang des Jahres 1971 nahm das Berufsförderungs- 
zentrum in Essen seine Arbeit auf. Er dient der Um- 
schulung auf moderne Berufe und der Heranbildung 
von Ausbildern für die betrieblichen und überbe- 
trieblichen Ausbildungsstätten. Gleichzeitig soll es 
als Modelleinridilung die berufliche Erwachsenen- 
bildung fördern. Wichtige Aufgabe des Zentrums, 
das 450 Umschüler aufnehmen kann, ist es, Metho- 
den der beruflichen Ausbildung und Prüfungsver- 
fahren für Erwachsene unter Verwendung moderner 
Unterrichtsmittel zu entwickeln und zu erproben. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß weitere 
Berufsförderungszentren in etwa gleicher Art und 
Größe zu errichten sind. Als nächste Einrichtung 
ist ein Berufsförderungszentrum in Berlin geplant, 
das mit einem Berufsinformations- und Beratungs- 
zentrum kombiniert werden soll. Die Bundesanstalt 
für Arbeit hat die Vorarbeiten hierfür aufgenom- 
men. 

Ein erster Schritt, die Möglichkeiten des Fern- 
sehens, für die berufliche Fortbildung in breitem 
Umfang zu nutzen, ist die aus 26 Folgen bestehende 
Femsehreihe „Einführung in die elektronische Da- 
tenverarbeitung r '. Diese Reihe wird seit Oktober 
1970 ausgestrahlt und erreicht eine über Erwarten 
hohe Zahl von 150 000 Teilnehmern. Weitere Fern- 
sehreihen für die berufliche Bildung im sogenannten 
Medienverbund sind geplant. 

In über 50 Städten der Bundesrepublik sind Kurse 
angelaufen, in denen nach einer speziell für aus- 
ländische Arbeitnehmer entwickelten Unterrichts- 
methode die berufliche mit der sprachlichen Bildung 
kombiniert wird. Bis Ende 1970 haben rund 15 000 
ausländische Arbeitnehmer an rd + 900 Kursen teil- 
genommen. 
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Förderung der beruflichen Bildung 

93. Für die individuelle Förderung der beruflichen 
Ausbildung nach dem Arbeitsförderungsgesetz hat 
die Bundesanstalt für Arbeit eine Anordnung erlas- 
sen, die die Leistungen und Freibeträge erhöht und 
den Kreis der begünstigten Auszubildenden erwei- 
tert. Insgesamt wurden dafür 1970 rund 192 Millio- 
nen DM ausgegeben. Für 1971 sind im Haushalt 
der Bundesanstalt für diese Aufgabe 285 Millionen 
DM angesetzt. 

Das steigende Interesse an beruflichen Forlbildungs- 
und Umschnhmgsmaßnahmen zeigt die Zahl der An- 
träge auf individuelle Förderung, die von fast 
10 000 im Januar 1970 auf rd. 35 500 im November 
1970 anstieg. Ende Juni 1970 nahmen rd. 76 000 Er- 
werbspersonen an Maßnahmen zur beruflichen Fort- 
bildung, Umschulung und Einarbeitung teil. Im gan- 
zen Jahr 1970 nahmen insgesamt 171 400 Personen 
an derartigen beruflichen Bildungsmaßnahmen teil. 
Für diese Förderung wurden 1970 rd. 572 Millionen 
DM aufgewendet, davon allein rd, 370 Millionen 
DM für Unterhaltsgeld. Im Jahre 1969 wurden für 
den gleichen Zweck rund 188,5 Millionen DM ausge- 
geben. 

94. Für die institutionelle Förderung der beruf- 
lichen Bildung nadi dem Arbeüsförderungsgesetz, 
die für die Einrichtungen der überbetrieblichen Aus- 
bildung, Fortbildung und Umschulung in Betracht 
kommt, hat die Bundesanstalt für Arbeit 1970 über 
38 Millionen DM zur Verfügung gestellt. Das ist 
mehr als der doppelte Betrag des Jahres 1969. Die 
Förderung wird zukünftig noch erheblich ausgewei- 
tet. Im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 1971 
sind für die institutioneile Förderung der beruf- 
lichen Bildung 50 Millionen DM vorgesehen. Für die 
institutionelle Förderung und individuelle Förde- 
rung der beruflichen Bildung (Ausbildung, Fortbil- 
dung, Umschulung} zusammen sind im Haushalt der 
Bundesanstalt 1971 insgesamt mehr als 900 Millio- 
nen DM vorgesehen, Für die Errichtung und den 
Ausbau von überbetrieblichen, beruflichen Bildungs- 
stätten im Handwerk, im Handel, im Hotel- und 
Gaststättengewerbe sowie in anerkannten regiona- 
len Fördenmgsgebieten sind von der Bundesregie- 
rung im Rahmen ihrer Förde rungs Programme im 
Jahre 1970 über 10 Millionen DM Zuschüsse ge- 
währt worden. Außerdem förderte die Bundesregie- 
rung überbetriebliche Ausbitdungslehrg&nge im 
Handwerk im Jahre 1970 mit rd, 4 Millionen DM. 
Die Bundesregierung plant eine weitere Ausdeh- 
nung der Förderung. 

Nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Förderung 
des Zonenrandgebietes ist ferner vorgesehen, daß 
Errichtung, Erweiterung, Ausstattung und Moderni- 
sierung von Einrichtungen der beruflichen Bildung 
iin Zonenrandgebiet besonders gefördert werden. Für 
die FörderungsmaDnahmen sind in den Bundes- 
haushalt 1971 15 Millionen DM eingestellt worden, 
die nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Verfügung 
stehen. 

95. Die individuelle Forderung der Ausbildung in 
weiterführenden allgemeinbildenden Schulen, Ein- 


richtungen des zweiten Bildungs weges, Fachober- 
sdiulen, Berufsfadischulcn und Fachschulen nach 
dem Ausbildungsförderungsge.setz ist ergänzt und 
verbessert worden. Der Regicrungsentwurf eines 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes, das am 
1. Oktober 1971 in Kraft treten soll, sieht eine ein- 
heitliche Regelung der Ausbildungsfördenmg in 
allen schulischen Bereichen einschließlich der Hoch- 
schulen vor (Vgl, Teil A, Nr, 123), 


Finanzierung der beruflichen Bildung 

96, Die Verbesserung der beruflichen Bildung wird 
insbesondere im Bereich der außerschulischen Berufs- 
bildung zu einem Ansteigen der Ausgaben führen. 
Es ist daher notwendig, für diesen Bereich die Finan- 
zierung zu überprüfen. Auf Beschluß der Bundes- 
{ regierung, der auf eine Entschließung des Deutschen 
j Bundestages zurückgeht, hat der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung eine unabhängige Sach- 
verständigenkommission berufen, die die Kosten 
und Finanzierung der beruflichen Bildung in deu 
verschiedenen Berufen und Wirtschaftszweigen un- 
tersuchen soll. Auf der Grundlage dieser Unter- 
suchung soll die Bundesregierung Vorschläge er- 
arbeiten, die eine für die Einzelbetriebe gleichran- 
gige Finanzierung gewährleisten. 

Die Kommission hat sich am L April 1971 konsti- 
tuiert. Sie soll die Ergebnisse ihrer Untersuchung, 
die umfangreiche und schwierige Erhebungen Ln den 
Betrieben über Kosten der Ausbildung, Fortbildung 
und Umschulung voraussetzt, 1972 in einem Vorbe- 
ricbl darstelien. Auf dieser empirischen Grundlage 
soll die Kommission gesamtwirtschaftliche Finan- 
zierungsmodelle erarbeiten, die eine Orientierungs- 
hilfe für die politische Entscheidung über die zu- 
künftige Finanzierung der beruflichen Bildung bie- 
ten. Die Arbeit der Kommission soll Mitte 1973 ab- 
geschlossen werden. Auch der Bundesausschuß für 
Berufsbildung und das Bundesinstitut für Rerufsbil- 
dungsforschung werden sidi mit den Finanzierungs- 
problemen der beruflichen Bildung eingehend befas- 
sen. 


Bildungsurlaub 

97, Gleichheit der Bildungschancen setzt nach Auf- 
fassung der Bundesregierung voraus, daß den Ar- 
beitnehmern die zeitliche Möglichkeit gegeben wird, 
an Bildungsveranstaltujogen teilzunehmen. Das Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung hat 
durch Beschluß der Bundesregierung den Auftrag 
erhalten, eine Konzeption für einen Bildungsurlaub 
zu entwickeln. Dabei sind folgende Gesichtspunkte 
zu beachten: 

Ein Bildtmgsurlaub auf gesetzlicher Grundlage soll 
nicht allein der beruflichen Bildung dienen, sondern 
auch für die Vermittlung gesellschaftlicher und poli- 
tischer Bildungsinhalte gelten. Bildungsmaßnahmen, 
die in Frage kommen, müssen sachliche und päda- 
gogische Mindestanforderungen hinsichtlich der 
Dauer und der Qualität erfüllen. 
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Sicherlich werden nicht sofort alle Arbeitnehmer in 
jedem Jahr Bildungsurlaub nehmen können. Umfang 
und Verteilung der Ansprüche auf Bildungsurlaub 
müssen deshalb bei der Vorbereitung des Gesetzes 
sowohl unter arbeitsmarkt- wie bildungspolitisdien 
Gesichtspunkten geprüft werden. Dabei sind die 
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen, Kosten und 
Nutzen zu prüfen. Ferner sind die vorhandenen wie 
auch die erforderlichen Kapazitäten der Bildungs- 
einrichtungen in die Überlegungen einzubeziehen. 

In der dritten Sozialpolitischen Gesprächsrunde am 
22, Januar 1971 wurde beschlossen, eine Arbeits- 
gruppe zu bilden, die die Auswirkungen eines ge- 
setzlichen Bildungsurlaubs abschätzen soll* Hierbei 
werden insbesondere die entstehenden einzel- und 
gesamtwirtschaftlichen Kosten zu untersuchen sein. 


3. Gesundheitssicherung 

98* Zwischen den Zielen der sozialen Sicherung 
und dem weiten Bereich der Gesundheitspolitik be- 
sLehen enge Beziehungen. Diese hat die Bundes- 
regierung in ihrem Gesundheitsbericht vom Dezem- 
ber 1970 (Drucksache W 1067) umfassend dargelegt. 
Sozialpolitik und Gesundheitspolitik müssen glei- 
chermaßen dazu beitragen, daß allen Schichten der 
Bevölkerung unabhängig von der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und dem Wohnort des einzelnen 
die bestmöglichen Gesundheitsleistungen erbracht 
werden. 

99. Im Zuge der Weiterentwicklung der sozialen 
Krankenversicherung, der inzwischen nahezu 90 v. H. 
der Bevölkerung angehören, legt die Bundesregie- 
rung besonderes Gewicht auf den Ausbau der Ge- 
sundheitsvorsorge. Das Gesetz zur Weiterentwick- 
lung der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
21, Dezember 1970 bringt für die soziale Kranken- 
versicherung einen großen Durchbruch in Richtung 
auf eine vorbeugende Gesundheitssicherung, Ab 
1. Juli 1971 haben die Versicherten und ihre Fami- 
lienangehörigen zur Sicherung ihrer Gesundheit 
Anspruch auf folgende Leistungen zur Früherken- 
nung von Krankheiten: Kinder bis zur Vollendung 
des 4, Lebensjahres haben Anspruch auf Unter- 
suchungen zur Früherkennung von Krankheiten, die 
eine normale körperliche oder geistige Entwicklung 
der Kinder erheblich gefährden, Frauen vom 30. Le- 
bensjahr an und Männer vom 45* Lebensjahr an 
haben einmal jährlich Anspruch auf eine Unter- 
suchung zur Früherkemiuug von Krebskrankheiten. 
Die Vorteile der neuen gesetzlichen Regelung kom- 
men 2,5 Millionen Kindern, 7,6 Millionen Männern 
und mehr als 16 Millionen Frauen zugute. Die freie 
Arztwahl ist gewährleistet. Die Krankenkassen sind 
verpflichtet, im Zusammenwirken mit den Kassen- 
ärztlidien Vereinigungen die Versicherten und ihre 
anspruchsberechtigten Familienangehörigen mit 
allen geeigneten Mitteln in bestimmten Zeitabstan- 
den über die zur Sicherung der Gesundheit notwen- 
dige und zweckmäßige Inanspruch nähme der Unter- 
suchungen zur Früherkennung von Krankheiten auf- 
zuklären. 


Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
und zur Vorsorge im Leistungsbereich der sozialen 
Krankenversicherung gehörten auch zu den Fragen, 
mit denen sich die im Frühjahr 1970 von der Bun- 
desregierung berufene Sachverständigenkommission 
zur Weiterentwicklung der sozialen Krankenver- 
sicherung vorrangig befaßt hat (Vgl, Teil A, 
Nr. 27 f), Die Bundesregierung hat auf der Grund- 
lage der Beratungen dieser Kommission zunächst 
Früherkennungsmaßnahmen für Krankheitsbereiche 
vorgeschlagen, die medizinisch-technisch und wirt- 
schaftlich-organisatorisch schon jetzt einer erfolgrei- 
chen Früherkennung zugänglich sind. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
ist im vorgenannten Gesetz ermächtigt worden, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit durch Rechtsverordnung 
weitere Maßnahmen zur Früherkennung von Krank- 
heiten vorzusehen, wenn 

— es sich um Krankheiten handelt, die wirksam be- 
handelt werden können, 

— das Vor- oder Frühstadium dieser Krankheiten 
durch diagnostische Maßnahmen erfaßbar ist, 

— die Krankheitszeichen medizinisch-technisch ge- 
nügend eindeutig zu erfassen sind, 

— genügend Ärzte und Einrichtungen vorhanden 
sind, um die aufgefundenen Verdachtsfälle einge- 
hend zu diagnostizieren und zu behandeln. 

Die Sachverständigenkommission wird sich auch 
weiterhin mit Fragen der Früherkennung von Krank- 
heiten und dem Ausbau der Gesundheitsvorsorge in 
der sozialen Krankenversicherung beschäftigen und 
hierzu Vorschläge erarbeiten, 

100. Die moderne medizinische Entwicklung er- 
öffnet nicht zuletzt auch im Krankenhaus neue Mög- 
lichkeiten zur Wiederherstellung der Gesundheit, 
Die Sicherstellung einer bedarfsgerechten Versor- 
gung der Bevölkerung mit Krankenhausleistungen 
ist eine öffentliche Aufgabe. Die Bundesregierung 
beabsichtigt daher, sich in zunehmendem Umfang an 
der Übernahme der Investitionskosten der Kranken- 
häuser durch die öffentliche Hand zu beteiligen. Zu- 
sammen mit den Ländern will sie damit auch zu so- 
zial tragbaren Pflegesätzen für die Benutzer beitra- 
gen* Die Bundesregierung hat im Dezember 1970 zur 
Verwirklichung dieses Zieles den Entwurf eines Ge- 
setzes zur wirtschaftlichen Sicherung der Kranken- 
häuser und zur Regelung der Krankenhauspflege- 
sätze vorgelegt (Drucksache VI/ 1874), Er sieht nach 
Maßgabe des Bundeshaushalts 1971 und der mittel- 
fristigen Finanzplanung für die Jahre 1971 bis 1974 
Finanzhilfen des Bundes für den Kapitaldienst in 
Höhe von insgesamt 370 Millionen DM vor. Mit 
diesen Finanzhilfen können über den Kapitalmarkt 
zusätzliche Mittel für die Krankenhausfinanzierung 
in Höhe von zusammen rd, 2,27 Mrd. DM bereit- 
gestellt werden. Gefördert werden sollen nur solche 
Krankenhäuser, die in einen Krankenhausbedarfs- 
plan aufgenommen worden sind. Dabei müssen die 
Förderung nach diesem Gesetz und die Erlöse aus 
den Pflegesätzen zusammen die Selbstkosten eines 
sparsam wirtschaftenden Krankenhauses decken. Die 
Pflegesatze sollen für alle Benutzer nach einheit- 
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liehen Grundsätzen bemessen werden und müssen 
auf der Grundlage einer Kosten- und Leistungsredi- 
nung eine wirtschaftliche Betriebsführung ermög- 
lichen sowie die medizinisch und wirtschaftlich ratio- 
nelle Versorgung der Bevölkerung mit Kranken- 
hausleistungen sichern. 


4. Vorsorge für älter werdende Kriegsopfer 

101- Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die Probleme der Kriegsopfer, die von einem harten 
menschlichen Schicksal getroffen wurden durch Er- 
höhung der Leistungen — so wichtig sie auch sind — 
allein nicht gelöst werden können (Vgl. Teil A, 
Nr. 10). Deshalb kommt es darauf an, die volle Ein- 
gliederung dieses Personenkreises in Beruf und Ge- 
sellschaft auch durch individuelle Betreuungsmaß- 
nahmen sidierzustellen. Das gilt vorrangig auf dem 
Gebiet der Heilbehandlung, Hier soll versucht wer- 
den, alle für Badekuren und Heilslättenbehandlung 
in der Kriegsopferversorgung eingesetzten Institu- 
tionen noch gezielter als bisher für die Beschädigten 
einzusetzen und notwendige Strukturveränderungen 
mit dem Ziel einer optimalen Heilbehandlung insbe- 
sondere auch der älteren Menschen vorzunehmen. 
Aus diesem Gründe wurde bei allen in Betracht 
kommenden Institutionen eine Fragebogenaktion 
durchgeführt, um Auskunft darüber zu erhalten, in- 
wieweit die Einrichtungen für die Heilbehandlung 
der Kriegsbeschädigten den modernen medizinischen 
Erkenntnissen noch gerecht werden. 

102. Im Jahre 1970 konnte die Hilfe zur Pflege 
für Kriegerwitwen und Kriegereltern, die Erholungs- 
fürsorge und die Altenhüfe weiter intensiviert wer- 
den. Besondere Hilfen sind künftig für die älteren 
Kriegsopfer erforderlich. Um einer Vereinsamung 
dieser Menschen und ihren spezifischen Altersbe- 
schwerden vorzubeugen, wird es zunehmend wich- 
tig, persönlichen Kontakt zu ihnen aufzunehmen 
und sie individuell in allen sie bedrängenden Fragen 
zu beraten. Es müssen Möglichkeiten geschaffen 
werden, ihnen bei der Beschaffung von geeignetem 
Wohnraum und von Plätzen in Altersheimen weit- 
gehend behilflich zu sein. Bereits jetzt werden alte 
Beschädigte und Schwerbeschädigte von Ärzten der 
VersorgungsverwaUung und Bediensteten der 
Kriegsopferfürsorge zu Hause aufgesucht, um Mög- 
lichkeiten zusätzlicher und bisher nicht genutzter 
Leistungen zu ergründen. Diese Maßnahmen haben 
sich als eine besonders wirkungsvolle Hilfe erwie- 
sen. Die Bundesregierung beabsichtigt, diese Maß- 
nahmen im Einvernehmen mit den Ländern auszu- 
bauen und sie auf weitere Personenkreise der 
Kriegsopfer auszudehnen. 


5- Rehabilitation 

103. Im Aktionsprogramm Rehabilitation vom 
April 1970 (SozialberidU 1970, Teil A, Nr. 48) sind 
neue Initiativen angekündigt, die den behinderten 
Menschen Chancen zur Selbstbehauptung und 
Selbstentfaltung in Beruf und Gesellschaft öffnen 


j sollen. Dabei ist selbstverständlich, daß eine um- 
fassende, durchgreifende Verbesserung des Reha- 
bilitationsgeschehens nicht von heute auf morgen 
zu erreichen ist, nachdem die Behinderten in der 
Vergangenheit zu sehr im Schatten unserer Gesell- 
schaft gestanden hatten. Mit der Verwirklichung 
dieser Vorhaben wurde unverzüglich begonnen, 
Grundlage für eine Verbesserung der Rehabilitation 
war und ist das Zusammenwirken aller an den Reha- 
bilitationsmaßnahmen Beteiligten. Nur so ist es mög- 
lich, die Vorzüge eines gegliederten Systems der 
Rehabilitation für eine wirksame und zügige Ein- 
gliederung der Behinderten zu nutzen. Es wurde ein 
interministerieller Arbeitsausschuß für Rehabilita- 
tion gebildet, der weitere Vorarbeiten zur Verbesse- 
rung der Förderungsmaßnahmen im organisatori- 
schen und institutionellen Bereich geleistet hat. Der 
Ausschuß arbeitet eng mit den fünf großen Trägern 
■ — der Rentenversicherung, der Unfallversicherung, 
der Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfürsorge, 
der Bundesanstalt für Arbeit und der Sozialhilfe — 
und der von diesen getragenen Buudesarbeitsge- 
meinschaft für Rehabilitation sowie den Behinder- 
tenorganisationen zusammen. 

Von besonderer Bedeutung sind 

— die Feststellung des Bedarfs an Rehabilitations- 
plätzen, 

- — die Planung von Einrichtungen, 

— die Verbesserung der statistischen Datenerfas- 
sung, 

— die Intensivierung der Forschung, 

— die Angleichung der gesetzlichen Grundlagen und 

— die Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit. 

Einrichtungen 

104. Die Bundesregierung hat in verstärktem Maße 
Einrichtungen, in allen Bereichen der Rehabilitation 
gefördert, soweit ihnen ModeJIcharakter zukommt. 
In gemeinsamen Gesprächen der Vertreter des Bun- 
des und der Länder, der Bundesarbeitsgemeinschaft 
und der Rebabilitationsträger wurde zunächst der 
Bedarf an Umschulungsplätzen für erwachsene Be- 
hinderte in der Bundesrepublik ermittelt. Danach 
sind insgesamt 14Ö00 Umsdiulungsplatze erforder- 
lich, denen bisher nur ein unzulängliches Angebot 
gegenübersteht. Um die Rehabilitationsleistungen 
für möglichst viele Behinderte leicht erreichbar zu 
machen, wird ein bundesweites Netz von Einrich- 
tungen angestrebt. 

Für die Einrichtungen zur beruflichen Ausbildung 
jugendlicher Behinderter wurde mit der Planung 
begonnen. Darüber hinaus wurde geklärt f für 
welche Behinderungs- und Krankheilsarten spe- 
zielle Rehabilitationszentren erforderlich sind. Ko- 
ordinierungsgespräche wurden ebenfalls für die Er- 
richtung von Werkstätten für Behinderte eingelei- 
lel. Die Förderung dieser Werkstätten erfolgt zu 
einem erheblichen Teil durch die Bundesanstalt für 
Arbeit. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung wiid einige Modelle in ridUungen, vor 
allem im Zoneimmdgebiet, fördern. 
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Im Jahre 1970 konnten bereits rd. 1500 neue, mo- 
dernen Anforderungen gerecht werdende Aus- 
bildungs- oder Umschulungsplötze geschaffen wer- 
den. Finanzierungshilfen stellten der Bund, die 
Lander, die Sozialversicherungsträger und sonstige 
Geldgeber zur Verfügung. 

105, Insgesamt wurden 1970 31 Einrichtungen der 
medizinischen, beruflichen und sozialen Rehabili- 
tation aus BundesmiLteln in Höhe von rd. 20 Mil- 
lionen DM gefördert. Es handelt sich dabei um 

’ — acht Einrichtungen zur beruflichen Ausbildung 
und Umschulung erwachsener Behinderter, 

— ■ zwei Einrichtungen für die Ausbildung jugend- 
licher Behinderter, 

— fünf spezielle Rehabilitationszentren für Behin- 
derte mit Herz- und Kreislaufschäden, Quer- 
schnittslähmungen und inneren Erkrankungen 
sowie für h imgeschädigte Jugendliche, 

— zehn Einrichtungen der medizinischen R eh ab 11 i- 
tation (z. B. für Unfallkranke, für geistige be- 
hinderte und mehrfach geschädigte Kinder, für 
rheumakranke Kinder, für Tbc-Kranke, für alte 
Menschen, ein Zentrum für Frühdiagnostik und 
Frühbehandlung behinderter Kinder), 

— sechs Einrichtungen der sozialen Rehabilitation 
(z, B. Wohnheime, Internate uw.). 

Im Jahre 1971 wird die Bundesregierung die Reha- 
bilitation seinricht ungen mit 34 Millionen DM för- 
dern. Weitere 20 Millionen DM stehen im Bundes- 
haushalt 1971 nach Verabschiedung des Zonenrand- 
förderungsgesetzes für Rehöbilitalionsemrichtungen 
im ZonenrandgebieL zur Verfügung. 

Gefördert wird auch die Aus- und Fortbildung von 
Fachkräften für die verschiedenen Aufgabenbereiche 
der Rehabilitation, Die Beratungsstelle für Rehabili- 
tationsei nr ich Umgen in Heidelberg hat hierfür neue 
Lehrgangsformen entwickelt. Um das Zusamtneu- 
wirken aller Fachdienste im Team einer Rehabili- 
tationsei nrichtung zu fördern, werden diese Lehr- 
gänge für Fachkräfte der verschiedenen Rehabili- 
tationsbereiche gemeinsam veranstaltet. 


Forschung und Statistik 

106, Die Forschung im Bereich der beruflichen 
Rehabilitation hat sieb zunächst mit der Anpassung 
der Ausbildungsmethoden für Behinderte an die 
veränderten Verhältnisse befaßt. Insbesondere wur- 
den neue Unterrichtstechniken daraufhin untersucht, 
ob sie die berufliche Bildung der Behinderten er- 
leichtern und verbessern können. Die Forschungs- 
arbeit läßt erwarten, daß alsbald vielen Behin- 
dertengruppen, die bisher auf eine Eingliederung 
weitgehend verzichten mußten, der Weg Ln eine 
befriedigende Berufstätigkeit geöffnet werden kann. 
Weiter befaßte sich die Forschung mit der Er- 
schließung neuer Berufsmöglichkeiten für Behin- 
derte. Die ersten Zwischenergebnisse zeigen, daß 
Blinde in der elektronischen Datenverarbeitung als 
Programmierer arbeiten können, wenn ihnen die 


erforderlichen technischen Hilfsgeräte zur Verfü- 
gung stehen. Mit finanzieller Unterstützung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
wird 1971 eia erster Ausbildungs versuch unter- 
nommen. 

107 . Inzwischen konnten auch methodische Grund- 
lagen für eine einheitliche Rehabilitationsstatistik 
von den Trägern der Rehabilitation erarbeitet wer- 
den. Diese Statistik soll ermöglichen, Verlauf und 
Erfolg der Rehabilitation sowie deren Kosten und 
ihre Finanzierung zu ermitteln. Sie wird Unterlagen 
für die weitere Planung und den Ausbau des Reha- 
bilitationswesens berejtstellen. Die gesetzlichen 
Rentenversicherungen, die Unfallversicherung und 
die Bundesanstalt für Arbeit haben bereits am 
1. Janauar 1971 mit der Erfassung der Daten be- 
gonnen. Die Kriegsopferversorgung, die Kriegs- 
opferfürsorge und die Sozialhilfe werden voraus- 
sichtlich 1972 folgen. 


Verbesserung der rechtlichen Grundlagen 

108. Die Bundesanstalt für Arbeit hat am 2. Juli 
1970 die Anordnung über die Arbeits- und Berufs- 
förderung Behinderter erlassen. Diese Anordnung 
ist Grundlage für die berufliche Beratung und För- 
derung aller Behinderten durch die Arbeitsämter. 
Sofern die finanzielle Zuständigkeit unklar ist, wird 
die Förderung der Ausbildung, Fortbildung und 
Umschulung sowie der Arbeitsaufnahme zunächst 
vom Arbeitsamt übernommen. Neben die indivi- 
duelle Förderung tritt die institutionelle Hilfe der 
Bundesanstalt für Arbeit bei der Errichtung und 
beim Ausbau von Rehabilitationsemrichtungen und 
von Werkstätten für Behinderte. 

109. Jm Rahmen der Sozialhilfe sind die recht- 
lichen Grundlagen zur Eingliederung der Behinder- 
ten in die Gesellschaft weiter verbessert worden. 
Insoweit wird auf die Nrn, 133 f. verwiesen. 

110. Dem Ziel, möglichst alle Behinderten, un- 
abhängig von der Ursache ihrer Behinderung, ihren 
Tätigkeiten entsprechend und dauerhaft in die 
Arbeitswelt einzugliedern, dienen auch die Novel- 
lierung des Schwerbesdiädigtengesetzes (vgLTeil A, 
Nr. 16) und das Gesetz über die Angleidumg der 
Rehabilitationsleistungen (vgl. Teil A, Nr. 15). 

111. Mit dem Gesetz vom 18. Marz 1971 (BGBl. I 
S, 237) wurden Kinder, die einen Kindergarten be* 
suchen, Schüler und Studenten in die gesetzliche 
Unfallversicherung einbezogen. Hierdurch sind 
junge Menschen nicht nur im Schadensfall finanziell 
gesichert. Ihnen ist nunmehr auch der Zugang zu 
den Rehabilitationseinrichtungen eröffnet. Besonders 
auch bei unfallbediagten Dauersdiäden werden 
ihnen alle Chancen für die Eingliederung in Beruf 
und Gesellschaft gegeben werden (vgl. Teil A, Nr. 3). 

112. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung über 
die Errichtung einer nationalen Stiftung „Hilfswerk 
für das behinderte Kind" wird in den gesetzgeben- 
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den Körperschaften beraten. Im Hinblick hierauf 
sind bereits weitgehende Vorarbeiten dafür ge- 
leistet, daß sich so bald wie möglich die Organe der 
Stiftung konstituieren und die Satzung und andere 
Vorschriften der Stiftung erlassen können. 


Wohnungsbau für Behinderte; Beseitigung baulicher 
Hindernisse 

113 . Die Förderung des Wohnungsbaus für Behin- 
derte soll künftig ebenfalls ohne Rücksicht auf die 
Ursache der Behinderung verstärkt werden. Im Rah- 
men einer Novellierung des Zweiten Wohnungsbau- 
geselzes hat die Bundesregierung vorgeschlagen, 
audi den für Schwerbeschädigte bestehenden Zu- 
schlagsbetrag bei der Ermittlung der Einkommens- 
grenze, bis zu der jemand im sozialen Wohnungs- 
bau förderungsberechtigl ist, zu erhöhen und ihn 
dabei auf alle Schwerbehinderte und ihnen Gleich- 
gestellte ohne Rüdesicht auf die Ursache der Behin- 
derung anszudebnen. 

In vielen Fällen kann dem Behinderten durch bau- 
liche Veränderungen der Wohnung wesentlich ge- 
holfen werden. Das Bundesministerimn für Städte- 
bau und Wohnungswesen förderte deshalb 1970 die 
behindertengerechte Ausgestaltung von Wohnun- 
gen mit erheblichen Soiiüermitteln. Im Rahmen des 
langfristigen Wohnungsbauprogramms ist auch für 
die folgenden Jahre eine Sonderförderung vorge- 
sehen. 

Ein beim Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung eingerichteter interministerieller Arbeits- 
au sschuß wird in Zusammenarbeit mit den Organi- 
sationen der Behinderten einen Katalog derjenigen 
baulichen und technischen Hindernisse erstellen, 
die den Behinderten und anderen Personen, bei- 
spielsweise älteren Menschen und Müttern mit Kin- 
dern, im Alltag an meisten Schwierigkeiten be- 
reiten, Um eine breitere Öffentlichkeit auf diese 
Probleme und mögliche Lösungen aufmerksam zu 
machen, soll an größeren Bauprojekten demonstriert 
werden, wie künftig bau! iche und technische Er- 
schwernisse vermieden oder beseitigt werden 
können. 


Öffentlichkeitsarbeit 

114 . Unverständnis und Vorurteile sind für den 
behinderten Menschen schwerer zu überwindende 
Hemmnisse als bauliche Hindernisse. Dabei macht 
ihn seine Behinderung in besonderem Maße ab- 
hängig und verletzlich. Der Bundespräsident hat im 
vergangenen Jahr mehrfach dafür geworben, den 
behinderten Mitbürgern verständnisvoll zu be- 
gegnen. Zusammen mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat der Bundespräsident 
zu einem Wettbewerb des guten Willens aufge- 
rufen. Die besten Vorschläge, wie das Leben der 
Behinderten in Beruf und Alltag erleichtert werden 
kann, sollen mit Geld- und Sachpreisen ausge- 
zeichnet werden. Bis zum Einsendeschluß am 3LMärz 


197t wurden über 8000 Vorschläge eingereidhi. Hier- 
von werden auch Anregungen erwartet, wie die be- 
hinderten Menschen leichter am Leben der Ge- 
meinschaft teilnehmen können. 


III. Familien- und Jugendpolitik 

1. Familienpolitik 

115 . Im Hinblick aui die im Sozialbericht 1970 dar- 
gestellten Prinzipien und konkreten Absichten der 
Bundesregierung auf famihenpolitischem Gebiet 
konnten im vergangenen Jahr eine Reihe von Maß- 
nahmen realisiert werden. 


Kindergeld 

116 . Die seit 1965 nicht mehr veränderten gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Gewährung von Kin- 
dergeld wurden durch das Zweite Gesetz zur Än- 
derung und Ergänzung des Bimdeskindergeldgeset- 
zes verbessert. Aufgrund einer Erhöhung der Ein- 
kommensgrenze für die Gewährung eines Zweit- 
kindergeldes von 7300 DM auf 13 200 DM pro Jahr 
erhalten jetzt rd. 700 000 Familien zusätzlich Zweit- 
kindergeld, Daneben wurde das Kindergeld für das 
dritte Kind um 10 DM auf 60 DM pro Monat erhöht. 
Beide Bestimmungen gelten rückwirkend ab l. Sep- 
tember 1970. Diese - — einen jährlichen Mehrauf- 
wand von rd. 400 Millionen DM erfordernden — - 
Verbesserungen werden jedoch von der Bundesre- 
gierung nur als Uberbrückungsmaßnahme für die 
Zeit bis zum Inkrafttreten der Reform des Familien- 
lastenausgleicbs angesehen. Diese Reform soll eine 
Zusamrnenfühnmg und ebancenge rechte re Ausge- 
staltung des bisherigen zweigleisigen Familien- 
lastenausgleichs bewirken (Sozialbericht 1970 
Teil A, Nr. 84). Da die Reform somit in engem sach- 
lichen Zusammenhang mit der Steuerreform steht, 
werden die zu ihrer Vorbereitung vom Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
eingeleiteten Arbeiten in ständiger Abstimmung 
mit den Vorbereitungen für die Steuerreform durch- 
geführt. 


Elternbildung und Elternberatung 

117 . Hinsichtlich der Forderung nach besseren 
Bildungschancen für Kinder, die durch die soziale 
Herkunft ihrerEltern benachteiligt sind, betrachtet die 
Bundesregierung unter familienpolitischeri Aspekten 
die Elternbildung und Elternberatung als wichtige 
Aufgabe. Die vielseitigen Bemühungen der freien 
Verbände um eine Lösung dieser Aufgabe wurden 
im Jahr 1970 zunehmend finanziell gefördert. Die in 
diesem Bereich tätigen privaten Träger setzten ihre 
Bemühungen um die Gewinnung und Ausbildung 
der Mitarbeiter fort und schenkten auch der Suche 
nach neuen Formen der Bildungsarbeit besondere 
Aufmerksamkeit. 
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FamNlengerechte Förderung der Vermögensbildung 

118. Von familieupolitischer Bedeutung ist Dudi 
das am 1. Juli 1970 in Kruft getretene Dritte Ver- 
mögensbildungsgesetz. Hervorzuheben ist die larni- 
li enge rechte Staffelung der Einkommen sgrenzcn iür 
die Gewährung der für größere Familien erhöhten 
Arbeitnehmer-Sparzulage, die seit 1 - Januar 1971 
anstelle der bisherigen Steuer- und Sozialabgaben- 
befreiung gewährt wird. Sie betragt 30 v, H. und für 
Arbeitnehmer mit drei oder mehr Kindern 40v. H, 
der vermögenswirksamen Leistungen (vgl. Teil A ( 
Nr, 161}, 


Familiengerechter Wohnungsbau 

119 - Der Beschluß der Bundesregierung vom 
9, Juli 1970 über die Ausgabenplanung bis 197 1 
räumte der Wohnungsbaupolitlk einen hervor- 
ragenden Platz ein und ermöglicht ein langfristiges 
Wohnungsbauprogramm mit dem Ziel, bis 1975 
jährlich 200 000 bis 250 000 Wohnungen zu fordern. 
Hiervon sollen jährlich 25 000 Wohnungen den be- 
sonderen Bedürfnissen der kinderreichen Familien, 
der alten und alleinstehenden Mitbürger, der jun- 
gen Familien und Schwerbeschädigten entsprechen. 
Daneben gilt ab l. Januar 1971 eine neue Wohn- 
geldregelung, die wesentliche Verbesserungen für 
die Familien bringt. Im Hinblick auf den speziellen 
Fdmi lienbedarf an Wohn raum (st besonders auf 
das neu eingeführtc Kriterium „angemessene Wohn- 
fläche JJ hinzu weisen. Die Bundesregierung hat 
außerdem mit dem Gesetzentwurf zur Durchführung 
des langfristigen Wohnungsbaus beschlossen, die 
bisherigen Grenzen für das Jahreseinkommen, bis 
zu denen im sozialen Wohnungsbau eine Förde- 
rungsberechtigung besteht, anzuheben. Die Einkom- 
mensgrenze für den Haushaltsvorstand soll von bis- 
her 9000 DM auf 12 000 DM und der Zusdilagsbe- 
trag für jeden Familienangehörigen von 2400 DM 
auf 3000 DM erhöht werden. 


Famlllenerhofung 

120 , Im Jahre 1970 erhöhte sich die Anzahl der 
Familienferienstätten auf 130 mit jetzt rund 15 700 
Betten. Für diesen Zweck wurden allein im Jahr 
1970 als Förderungsmittel des Bundes 3,85 Millionen 
DM zur Verfügung gestellt. Die Einrichtungen ste- 
hen vornehmlich Familien offen, die Schwierigkei- 
ten haben, preiswerte iamiliengcrechte Urlaubs- 
unterkünfte zu fänden. Die Gebäude und ihre Aus- 
stattung, die Betreuungsmöglichkeil für Kinder und 
das Kostenniveau sind bei diesen Einrichtungen den 
besonderen Bedürfnissen der Familien angepaßt. 
Zur weiteren Verbesserung der Leistungen wurde 
von der Bundesregierung die Gründung eines „Ak- 
tionskreises für Familie und Erholung"' angeregt. 
Der Bekannlheitsgrad dieser Einrichtungen soll mit 
Hilfe eines von der Bundesregierung herausgege- 
benen. Verzeichnisses der Familienferienstätten er- 
höht werden. 


Verheiratetenklauseln 

121 . Durch das Gesetz zur Änderung sozial- und 
beamten re ältlicher Vorschriften über Leistungen für 
verheiratete Kinder vom 25. Januar 1971 (BGBl. I 
S. 65) wurde die Benachteiligung einer bestimmten 
Familicngruppe durch die sogenannten Verhei- 
ratetenklauseln beseitigt, die im Kindergeldrecht, 
im Recht der gesetzlichen Unfall- und Rentenver- 
sicherung, im Kriegsopfer- und im Soldatenversor- 
gungsrecht sowie im Beamtenrecht galten. Mit die- 
sem Gesetz wurde auch Beschlüssen des Bundesver- 
fassungsgerichts zu den Verheiratetenklauseln 
Rechnung getragen- Die Verheiratetenklauseln sind 
durch dieses Gesetz rückwirkend ab 1. Juni 1970 
ersatzlos gestrichen worden. Aufgrund dieser Neu- 
regelung werden jetzt Kindergeldzahlungen, Kin- 
derzuschlüge und ähnliche Leistungen sowie Wai- 
senbezüge auch für verheiratete Kinder gezahlt, 
sofern die sonstigen Voraussetzungen für die Lei- 
stung gegeben sind. Damit wird die besondere Le- 
benslage der nach Vollendung des 18. Lebensjahres 
in einer weiterführenden Ausbildung stehenden 
Personen berü ck sicht igt- 


Analyse und Planung 

122. Jenseits der sich direkt oder indirekt finan- 
ziell auswirkenden familienpolitischen Maßnahmen 
bemüht sich die Bundesregierung vorrangig um 
eine Stärkung der Erziehungskraft und Erziehungs- 
fähigkeit der Familie, ln diesem Zusammenhang er- 
arbeitete ein vom Rundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit initiierter Gespradiskreis 
— bestehend aus Vertretern der Zentralstellen der 
privaten Träger und des BundesminisLeriutns für 
Jugend, Familie und Gesundheit — einen Thesen- 
katalog unter Berücksichtigung verschiedener Teil- 
bereiche der Famälienpolitik (Effektivität von Lei- 
stungen für die Familie, Erziehung in der jungen 
Familie, Familienferien und Famiiienerholung, The- 
sen und Hypothesen für Forschungsvorhaben und 
ökonomische Grundsatzfragen). 

Auf dieser Ebene des Bemühens um eine umfas- 
sende Analyse lind Planung im familienpolitisdien 
Bereich liegt auch die der Bundesregierung aufge- 
gebene Pflicht zur Berichterstattung über die Lage 
der Familien in der Bundesrepublik Eteutschlaud. 
Entsprechend dom Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages hat der Bundesmmister für Jugend, Familie 
und Gesundheit im Jahre 1970 eine unabhängige 
Sdchverstandigen-Komraission berufen, die einen 
Bericht für 1974 vorbereitet. Dort werden vor allem 
die Zusammenhänge um die Leistungen wie auch 
die Leistungsbehinderungen der Familien im Erzie- 
hungs- und Bildungsprozeß der herartwachsenden 
Generation behandelt werden. Davon kann ein 
wichtiger Beitrag zur Verbesserung der Entschei- 
dungsgrundlagen für eine rationale Familienpolitik 
erwartet werden. 
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2 . Jugendpolitik 

123, Wesentlicher Bestandteil der Jugend politik 
ist die Jugendhilfe, die mit ihren vielfältigen Auf- 
gaben sowohl zur gesellschaftlichen Daseinsvor- 
sorge als auch zum Bildungswesen gehört. 

Zu einigen bildungspoli tisch besonders relevanten 
Bereichen der Jugendhilfe wie die vorschulische Er- 
ziehung (Kindergartenwesen), die außerschulische 
Jugendbildung und die Ausbildungsförderung hat 
sich die Bundesregierung bereits in ihrem Bildungs- 
bericht vom 12. Juni 1970 näher geäußert. 


Individuelle Ausblldungsförderung 

124 . Der Verwirklichung des Zieles, allen Jugend- 
lichen die Chancen der Bildung zu geben, dient 
auch das Erste Gesetz über individuelle Förderung 
der Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) vom 
19. September i960 (BGBl. I S. 1719), das am 1. Juli 
1970 in Kraft getreten ist. Nach diesem Gesetz be- 
steht ein Rechtsanspruch auf Förderung einer der 
Neigung, Eignung und Leistung entsprechenden Aus- 
bildung, wenn dem Auszubildenden die für seinen 
Lebensunterhalt und seine Ausbildung erforder- 
lichen Mittel anderweitig nicht zur Verfügung 
stehen, Ausbildungsförderung wird geleistet für 
Schüler von 

— - weiterführenden allgemeinbildenden Schulen und 
Fachoberschulen ab Klasse 11 sowie von Berufs- 
fachschulen, soweit für deren Besuch der Real- 
sdiulabschhiß oder eine vergleichbare Vorbil- 
dung Voraussetzung ist und für 

— Fachschulen, Berufsaufbauschulen, Abendreal- 
schulen, Abendgymnasien und Kollegs. 

AusbildungsfördeTung erhalten auch Praktikanten, 
die im Zusammenhang mit den genannten Schulen 
ein Praktikum leisten müssen. 

Die monatlichen Bedarfssätze betragen nach der 
leilweisen Erhöhung durch das ebenfalls am 1. Juli 
1970 in Kraft getretene Erste ÄnderungsgeseLz vom 
27. Juni 1970 (BGBl. I S. 919) für die 1. Schüler- 
gruppe 150 DM, für die 2. Schülergruppe 300 DM; 
bei auswärtiger Unterbringung erhöhen sich die Be- 
darfssätze auf 320 DM bzw. 350 DM. Auf die Bedarfs- 
sätze sind Einkommen und Vermögen des Auszubil- 
denden, seines Ehegatten und seiner Eltern in be- 
stimmten Grenzen anzurechnen. Auf Initiative der 
BundestagsfrakÜonen wurde durdi das Zweite Än- 
derungsgesetz vom 9, März 1971 {BGBl, I S. 177) ein 
besonderer Freibetrag von 70 DM monatlich für 
Waisenrenten und Waisengelder eingeführt. 

Die im Ausbildungsförderungsgesetz festgelegten 
Bedarfssätze für Schüler von Fachschulen, Abend- 
gymnasien und Kollegs sollen an die mit Wirkung 
vom 1. Januar 1971 angehobenen Bedarfssätze des 
Honnefer Modells angepaßt werden. Dies soll 

— wiederum auf der Grundlage von Initiativen der 
Bundestagsfraktionen — durch ein Drittes Gesetz 
zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle 
Förderung der Ausbildung geschehen. 


125 . Durch die Verordnung über die Ausbildungs- 
förderung für den Besuch von Ausbildungsstätten 
für Heilhilfsberufe vom 2. November 1970 (BGBl, 1 
S, 1504) wurde die Förderung der Ausbildung in 
Lehranstalten für Heilhilfsberufe, die nicht dem 
Schulrecht der Lander unterliegen, sidiergestellt. 
Weitere Rechtsverordnungen mit dem Ziel, den Be- 
such anderer, ebenfalls nicht unmittelbar vom Aus- 
bildungsförderungsgesetz erfaßter Ausbildungsstät- 
ten zu fördern, sind vorgesehen. 

126 . Am 29. Januar 1971 hat die Bundesregierung 
den Entwurf eines Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes dem Buntlesrat zugeleitet. Durch dieses Ge- 
setz, das am L Oktober 1971 in Kraft treten soll, 
wird die Ausblldungsförderung für Studierende an 
Höheren Fachschulen, Akademien und Hochschulen 
geregelt und mit dem Fördemngsbereith des Ersten 
Ausbildungsförderungsgesetzes in einem einheit- 
lichen Gesetz zusammengefaßt. 


Hilfen für Kinder und ihre Erziehungsberechtigten 

127 . Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes für Jugend wohl fahrt vom 27, Juni 1970 
(BGBl, f S. 920) paßt das Jugendwohlfahrtsrecht an 
die durdi das Gesetz über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder vom 19. August 1969 (BGBl, 1 
S. 1243) geschaffene Rechtslage an, das der nicht- 
ehelidien Mutter grundsätzlich die volle elterliche 
Gewalt zuerkannt und insoweit die bisherige Amts- 
vormundschaft des Jugendamts durch die Amts- 
pflegschaft ersetzt. Das nichteheliche Kind erhält, 
sofern es nicht eines Vormunds bedarf, für die 
Wahrnehmung insbesondere folgender Angelegen- 
heiten einen Pfleger: Feststellung der Vaterschaft, 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen und Re- 
gelung von Erb- und Pflichtteilsrechten, 

128 . Seit dem 1, Juli 1970 ist das Jugendamt ver- 
pflichtet, im Interesse aller Kinder aus unvollstän- 
digen Familien den EUerntei), in dessen Obhut sich 
das Kind befindet, auf Antrag zu beraten und zu 
unterstützen. Ferner hat das Jugendamt eine wer- 
dende Mutter zu beraten und zu unterstützen, so- 
weit ein Bedürfnis hierfür erkennbar geworden ist, 
Diese beiden neuen Pflichtaufgaben des Jugend- 
amts sind nicht auf den Kreis nichtehelicher Kinder 
und Mütter beschränkt. 


Neuordnung der Jugendhilfe 

129. Am 10. Juli 1970 hat sich die Kommission für 
die Neuordnung des Jugendhilferechts konstituiert. 
In regelmäßigen dreitätigen Arbeitssitzungen be- 
faßt sie sich mit der ihr gestellten Aufgabe (vgl. 
Sozialberidu 1970, Teil A, Nr. 92), 

Nachdem die Kommission Inhalt und Umfang des 
neuen Jugendhilferechts erörtert hatte, hat sie in- 
zwischen die Beratungen über den Allgemeinen Teil 
des neuen. Rechts und den Abschnitt über indivi- 
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duelle Hilfen weitgehend abgeschlossen und sich 
dem Abschnitt „Generelle Leistungen" zugewandt* 
Als nächste Beratungsthemen stehen an: „Jugend- 
hilfe und Vormundsdhaftswesen'' und insbesondere 
die Problematik der Einbeziehung der bisher im 
Jugendgerichtsgesetz geregelten erzieherischen Hil- 
fen in das neue JugenühilferedU. 

Parallel zu den Beratungen dieser Kommission be- 
reitet das Bundes ministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit einen Entwurf für ein neues Ju- 
gendhilferecht vor, 

Bundesjugendplart 

130* Im Zuge einer umfassenden Neuordnung des 
Bundesjugendplanes wurden 1970 die Richtlinien 
für den Rundesjugendplan neu gefaßt. Bei der Neu- 
ordnung ging es darum, den Bundesjugendplan den 
sich verändernden Gegebenheiten anzupassen und 
dementsprechend neue oder deutlichere Akzente zu 
setzen. So wurde u. a. der Begriff einer „den Zielen 
des Grundgesetzes förderlichen Arbeit", mit dem 
§ 9 des JugendwohlfaJirtsgesetzes die Grenze der 
Förderungswürdigkeit eines Trägers umreißt, in 
Anlehnung an die Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichtes verdeutlicht* Politische Bildung 
wurde stärker als bisher als ein Schwerpunkt des 
Bundesjugendplanes hervorgehoben* Diejenigen 
Förderungsprogramme, in denen sich ein unmittel- 
bares soziales Engagement junger Menschen mani- 
festiert, wurden gestärkt. Zu den sozialen Schwer- 
punkten gehören insbesondere unterstützende Maß- 
nahmen für Mitarbeiter in der Behinderlenhilfe, die 
freiwilligen sozialen Dienste und Hilfen zur Inte- 
gration jugendlicher Spätaussiedler* 

Der Stellenwert des Experimentes und der Forschung 
wurde unterstrichen. Durch Einrichtung eines beson- 
deren Programmes zur Erprobung neuer Wege 
wurde der Spielraum für neue Ansätze ln der außer- 
schulischen Jugendarbeit verbreitert. In erster Linie 
ist dabei an solche Experimente gedacht, die jungen 
Menschen im Schatten unserer Gesellschaft helfen 
wollen* Neu geschaffen wurde ein allen Trägern 
offenstehendes Programm „Sportliche Jugendbil- 
dung". Sportliche Jugendbüdung soll innerhalb der 
Jugendarbeit in umfassendem Sinne unter pädago- 
gischen, sozialen und gesundheitlichen Aspekten zur 
Bildung junger Menschen beitragen. 

1970 wurden im Bundesjugendplan rund 80 Mil- 
lionen DM zur Förderung der Jugendarbeit aufge- 
wendet. Für 1971 sind insgesamt 113 Millionen DM 
vorgesehen. Ein beträchtlicher Teil dieser Mittel ist 
für Maßnahmen der berufsbezogenen Bildung, für 
den Studentenwohnheimbau und zur Eingliederung 
junger Menschen aus der DDR und den Aussied- 
lungsgebieten bestimmt. 

Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmlttelmtßbrauchs 

131* Auch in der Bundesrepublik ist der Gebrauch 
von Drogen und Rauschmitteln in dem vergangenen 
Jahr in erschreckendem Umfange angestiegen. Die 


Ursachen des — insbesondere bei Jugendlichen — 
zunehmenden RauschmiUelkonsuras sind vielschich- 
tig, die hieraus erwachsenden Gefahren erheblich. 
Folgende Aufgaben werden als besonders vordring- 
lich bezeichnet: 

— Die Erforschung der Ursachen des zunehmenden 
RauschmiLtelkonsums Jugendlicher, 

— die Aufklärung der Jugendlichen, Eltern. Erzie- 
her und aller anderen Betroffenen und Betei- 
ligten über die erheblichen Gefahren des Dro- 
genkonsums, 

— die Schaffung von Beratung*- und Behandlungs- 
einrichtungen für Drogengefäbrdete und -ab- 
hängige mit qualifizierten Mitarbeitern in aus- 
reichender Zahl, 

— die Bekämpfung der skrupeJlos jugendliche Un- 
erfahrenheit ausnutzenden Händler, Diesem Ziel 
dient u. a. das Sofortprogramm zur Modernisie- 
rung und Intensivierung der Verbrechensbe- 
kämpfung der Bundesregierung. Die Zusammen- 
arbeit mit den Ländern und Interpol ist verstärkt 
worden. Die Bundesregierung hat eine Novelle 
zum Opiumgesetz mit Strafverschärfungsvor- 
schriften gegen Händler und Schmuggler den 
gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet. 

132* Die Ziele sollen durch zahlreiche auf- 
einander abgestimmte Maßnahmen vor allem in den 
Bereichen der Gesetzgebung, der Bekämpfung des 
Drogenhandels, der Aufklärung der Bevölkerung, 
der vorbeugenden und therapeutischen Hilfen, der 
Forschung und Dokumentation sowie der internatio- 
nalen Zusammenarbeit erreicht werden. Die Bundes- 
regierung hat zur Durchführung des Aktions- 
programms zunächst 1,5 Millionen DM vorgesehen. 
Die Au-fklärungsmaßnahmen, u. a. eine Informa- 
tionsbroschüre und Aktionen in Massenmedien, sind 
im Gange. Modellseminare für Schlüsselpersonen 
sowie für junge Menschen, insbesondere aus dem 
Kreis der Sdhülermitverwaltung sollen mit Förde- 
rung der Bundesregierung die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse und praktischen Erfahrungen über den 
Drogen- und Ra usdimittel mißbrauch weitervermit- 
teln. 


IV. Sozialhilfe 


133. Das Bundessozialhilfegesetz räumt jedem Bür- 
ger je nach seiner Notlage einen Rechtsanspruch auf 
persönliche Hilfe, auf Geld- oder Sachleistungen ein. 
Diese Leistungen sind in angemessenen Zeitabstän- 
den an die allgemeine soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung anzupassen. Aufgrund der im Jahre 
1969 erfolgten Novellierung des Bundessozialhilfe- 
gesetzes (BSHG} hat die Bundesregierung durch 
Rechts Verordnung vom 24. Februar 1970 den Perso- 
nenkreis der besonders schwer Behinderten be- 
stimmt, dem bei der Hilfe zum Lebensunterhalt ein 
besonderer Mehrbedarf und bei der Pflegebedürftig- 
keit ein erhöhtes Pflegegeld zugebiliigl wird. 
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1. Allgemeine Verbesserungen 

134. Eine weiter im November 1970 erlassene 
Rechts Verordnung zur Durchführung des § 88 Abs. 2 
Nr. 8 des Bundessozialhiltegesetzes hat die bisheri- 
gen kleineren Barbeträge und sonstigen Geldwerte, 
die von einer Anrechnung auf die Sozialhilfe frei- 
gestellt sind, um etwa 50 v. H. erhöht und zusätz- 
lich FamLlienzuschläge eingeführt. Das wirkt sich 
z. B. dahin aus, daß in einer vierköpfigen Familie 
bei der Gewährung von Krankenhilfe ein vorhan- 
denes Sparguthaben bis zum Betrag von 4 350 DM 
auf die entstehenden Kosten einer ärztlichen Be- 
handlung nicht eingesetzt zu werden braucht. 

135. Es ist ferner beabsichtigt, im Bereich der Hilfe 
zum Lebensunterhalt durch eine Änderung der Re- 
gelsatzverorciming den veränderten Lebens- und 
Verbrauchsgewohnheitca der Bevölkerung Rech- 
nung zu tragen. Die vorgesehenen Änderungen be- 
ruhen weitgehend auf einer gutachtlichen Ausarbei- 
tung des Deutschen Vereins für öffentliche und pri- 
vate Fürsorge über einen neuen ^Warenkorb", 

2. Hilfen für Behinderte 

136. Auf dem Gebiet der Ejngliederungsliilfe für 
Behinderte im Rahmen des Bundessozialhilfegeset- 
zes soll eine Rechtsverordnung erlassen werden, die 
der Verbesserung der Leistungen dient. Sie zieht 
hinsichtlich des Personenkreises der Behinderten zu- 
gleich die Folgerungen aus der Neufassung des Bun- 
dessozialhilfegesetzes im Jahre 1969, 

Eine weitere in Kürze zu erlassende Recbtsverojd- 
nung soll festlegen, bei welchen orthopädischen 
oder anderen Hilfsmitteln dem Hilfeempfänger der 
erhöhte Schutz der besonderen Einkommensgrenze 
zugute kommen soll. 

137. In Ausführung der vorgenannten Novelle hat 
der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit die Allgemeine Verwoltungsvorschrift zur 
Durchführung des § 125 Abs, 1 und 2 des BSHG vom 
21, Juli 1970 erlassen, welche die Beratung Behin- 
derter durch Ärzte und Gesundheitsämter sowie die 
Meldepflicht der Ärzte näher regelt; darin ist insbe- 
sondere das Muster für die amtlichen Merkblätter 
enthalten, die von den Ländern bei der Beratung Be- 
hinderter ausgegeben werden sollen, ln diesem 
Jahre beginnen auch die Vorarbeiten für den dies- 
bezüglichen Bericht, den die Bundesregierung zum 
1. Oktober 1972 zu erstatten hat. 

3. Weiterentwicklung des Sozialhilferechts 

138. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Vor- 
schriften des Bundessozialhilfegesetzes an die all- 
gemeine soziale und wirf Schaf Ui die Entwicklung an- 
zupassen und zwar mit dem Ziel der Verbesserung 
der Rechtsstellung der Hilfebedürftigen und der zu 
leistenden Hilfen. Die geplanten Änderungen be- 
dürfen eingehender Besprechungen mit den zustän- 
digen obersten Landesbehörden, den Tragerverbän- 
den und sonstigen beteiligten Stellen und Organi- 
sationen. Erste vorbereitende Gespräche haben 
stattgefunden. 


4. Ältere Menschen in der Gesellschaft 

139. Der Anteil älterer Menschen an der Gesamt- 
bevölkerung steigt noch ständig, er wird für die 
über 65jährigen für 1980 auf etwa 14,5 v, H. ge- 
schätzt, Gerade die älteren Menschen sind aber bei 
Eintritt von Funktionsverlusten oder Behinderungen 
auf zusätzliche soziale Hilfen, angewiesen. Hierbei 
handelt es sich nicht so sehr um altersspezifisdhe 
Maßnahmen einer umfassenden sozialen Sicherung, 
der Gesundheitshälfe, des Wohnungsbaus oder der 
Einzelfallhilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz, 
sondern um Maßnahmen und Einrichtungen, die der 
Gesamtheit der älteren Menschen zugute kommen. 
Hilfen dieser Art sollen dem Wunsch aller Menschen 
nach Selbständigkeit und eigener Haushaltsführung 
Rechnung tragen und es ihnen ermöglichen, ihre ge- 
wohnten Lebensumstünde beizubehalten und eine 
gesellschaftliche Isolierung zu vermeiden. Länder, 
Kommunen und Verbände der freien Wohlfahrls- 
pflege bieten hier vielfältige Hilfen an; sie reichen 
von Altenbegegnungs- und Altentagesstätten, über 
Pfiegedienste, Essen auf Rädern, Großdrudebüchern 
und Filmen über spezielle Altenprobleme bis hin zu 
AUenwohnungen, Altenheimen und Altenpflegehei- 
men. Darüber hinaus sind aber neue Formen und 
neue Konzeptionen der Altenhilfe zu entwickeln. 
Hierzu leistet der Bunde Hilfe, vor allem in Form 
von Starthilfen für Modellvorhaben, die überregio- 
nal beispielgebend sind und Initiativen anregen und 
der Erforschung und Untersuchung der Probleme 
älterer Menschen dienen. Die Bundesregierung hat 
die dafür bereitgeslellten Mittel erheblich verstärkt, 
für das Jahr 1971 stehen 14 Millionen DM zur Ver- 
fügung. 


V. Betriebsverfassung und 
Mitbestimmung — Ausbau 
der sozialen Demokratie 


1. Betriebsverfassung 

140. Die Bundesregierung hat am 3. Dezember 1970 
den Entwurf eines neuen Betriebsverfassungsgeset- 
zes beschlossen. Der Bundesrat nahm am 29. Januar 
1971 im ersten Durchgang Stellung; der Entwurf 
wird zur Zeit im Bundestag beraten. Auch damit hat 
die Bundesregierung Ankündigungen der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 und des So- 
zialberichts 1970 erfüllt, mehr Selbstbestimmung 
und mehr soziale Gerechtigkeit im Leben unserer 
Gesellschaft zu verwirklichen und zu sichern, 

141, Schon 1952, als das geltende Betriebsverfas- 
sungsgesetz in Kraft trat, gab es erhebliche, sachlich 
und politisch bedingte Kritik. Obwohl es eine deut- 
liche Verbesserung der Beteiligungsrechte der Ver- 
tretungen der Arbeitnehmer am Betriebsgeschehen 
gebracht hatte, blieb es hinter den Erwartungen und 
Forderungen der Arbeitnehmer zurück. 
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Inzwischen haben sich jedoch auch die objektiven 
Gegebenheiten, vorherrschende Wertvorslellungen 
und insgesamt die Einsicht in die Notwendigkeiten 
eines solchen Gesetzes deutlich gewandelt- Das Vor- 
dringen größerer Betriebseinheiten, zunehmende 
Automation und die Ausweitung der Märkte haben 
eine straffere Organisation des betrieblichen und so- 
zialen Lebens zur Folge. Der einzelne gerat dadurch 
noch stärker in die Gefahr von Abhängigkeiten, in 
denen er sich als bloßes Objekt schwer überschau- 
barer fremder Entscheidungen fühlen muß, 

142. Dem entgegenzuwirken ist eine Aufgabe des 
neuen Betriebsverfassungsgesetzes. Es soll den heu- 
tigen Anschauungen des arbeitenden Menschen über 
seine Stellung im Betrieb und über seine Beteili- 
gung an betrieblichen Entscheidungsprozessen Gel- 
tung verschaffen. Mehr Demokratie im Betrieb soll 
neben die wirtschaftliche Freiheit am Markt und die 
Freiheit im politischen Leben treten. 

Dem Gesetzentwurf liegen Vorschläge zugrunde, 
über die in früheren Legislaturperioden nicht ent- 
schieden worden war. Erfahrungen mit der Praxis 
des geltenden Betriebsverfassungsrechts wurden 
einbezogen; die Bundesregierung hat in dem Ent- 
wurf Anregungen aus eingehenden Anhörungen der 
Tari [Vertragsparteien und anderer Verbände aufge- 
griffen. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Entwurf das Be- 
triebsverfassungsrecht völlig neu gestaltet. Wichtige 
Bestandteile der Reform sind; 

— Mehr Rechte des einzelnen Arbeitnehmers im 
Betrieb, 

— Erweiterung und Stärkung der Mitbestimmungs- 
und Mitwirkungsrechte des Betriebsrats, 

— Ausbau der Rechte der Jugendvertretung, 

— Sicherung der Präsenz der Gewerkschaften im 
Betrieb, 


Rechte des einzelnen Arbeitnehmers 

143. Völlig neu werden in die Betriebsverfassung 
Rechte für den einzelnen Arbeitnehmer eingeführt. 
Der einzelne Arbeitnehmer kann Unterrichtung, An- 
hörung und Erörterung in Angelegenheiten verlan- 
gen, die ihn selbst, seine berufliche Entwicklung, 
sein Arbeitsentgelt und seinen Arbeitsplatz betref- 
fen. Er kann seine Personalakten einsehen und hat 
erstmals ein kodifiziertes Beschwerderecht, wobei er 
auch durch stärkere Rechte des Betriebsrats unter- 
stützt wird. 


Erweiterung und Stärkung der Rechte des 
Betriebsrats in sozialen Angelegenheiten 

144. Jn den Katalog der mitbestimrmmgs pflichtigen 
sozialen Angelegenheiten sind u, a, folgende Punkte 
neu aufgenommen worden: 

— die Verteilung der Arbeitszeit auf einzelne 
Wochentage; 

— die vorübergehende Verkürzung oder Verlänge- 
rung der betrieblichen Arbeitszeit; 


— die Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze 
und die Festsetzung der zeitlichen Lage des Ur- 
laubs für einzelne Arbeitnehmer, wenn zwischen 
dem Arbeitgeber und den beteiligten Arbeitneh- 
mern kein Einverständnis erzielt wird; 

— die Einführung und Anwendung von technischen 
Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Ver- 
halten oder die Leistung der Arbeitnehmer 2U 
überwachen; 

— die Regelungen über die Verhütung von Ar- 
beitsanfällen und Berufskrankheiten sowie über 
den Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetz- 
lichen Vorschriften oder der Unfallverhütungs- 
Vorschriften; 

— die Form und die Ausgestaltung von Sozialein- 
richtungen; 

— die Zuweisung und die Kündigung von Werks- 
wohnungen und die allgemeine Festlegung der 
Nutzungsbedingungen ; 

— Die Festsetzung von Leistungsentgelten ein- 
schließlich der Ermittlungs- und Berechnungs- 
grundlagen. 

145. Arbeitsplatzgestaltung und Arbeitsablauf be- 
stimmen die Situation des einzelnen arbeitenden 
Menschen im Betrieb unmittelbar. Beides soll sidi 
zwar nach den Gesichtspunkten der Produktivitäts- 
steigerung und der Rationalisierung richten. Aber 
gleichzeitig ist mehr als in der Vergangenheit auf 
die humanitären Grundbedürfnisse des arbeitenden 
Menschen zu achten. Die moderne Arbeitswissen- 
schaft (Arbeitswirtschaft, Arbeitstechnik, Arbeits- 
medizin, Arbeitsphysiologie und Arbeitspsycholo- 
gie) hat Modelle entwickelt und Möglichkeiten ge- 
schaffen, die Erfordernisse der Produktion und die 
Bedürfnisse des arbeitenden Menschen aufeinander 
abzustimraen. Der Entwurf gibt dem Betriebsrat MiU 
wirkungs- und Mitbestimmungsrechte, die Interessen 
der Arbeitnehmer bei Maßnahmen des Arbeitgebers 
zur Gestaltung der Arbeitsplätze und des Arbeits- 
abtaufs wirksam zu vertreten. Der Betriebsrat kann 
vom Arbeitgeber Abwendung, Milderung oder Aus- 
gleich von besonderen Belastungen verlangen, die 
den Arbeitnehmern durch solche Maßnahmen ent- 
stehen. 


Stärkung der Rechte des Betriebsrats In personellen 
Angelegenheiten 

146. In personellen Angelegenheiten hat nach dem 
geltenden Betriebsverfassungsgesetz der Betriebsrat 
erst dann Beteiligungsrechte, wenn konkrete perso- 
nelle Maßnahmen (Einstellungen, Kündigungen, Ver- 
setzungen, Umgruppierungen) zu treffen sind. Wir- 
kungsvoll wird eine solche Beteiligung jedoch häu- 
fig erst dadurch, daß der Betriebsrat sich bereits an 
den Planungen im Personal bereich beteiligen kann. 
Längerfristige Absatz- und lnvestitionsplanungen 
sind heute fast die Regel in der Wirtschaft. Insbe- 
sondere in größeren Betrieben sollte in zunehmen- 
dem Maße auch der Arbeitsbedarf und der Einsatz 
der Arbeitnehmer sowohl quantitativ als auch quali- 
tativ durch Personalplanung erfaßt werden. Dazu ge- 
hört auch die Aufstellung von Auswahlrichtlinien, 
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Personalfragebogen und BeurtoilungsgrundsäLzen, 
mit deren Hilfe sozialgerechte Personal Wirtschaft 
und -führung gefördert werden. Der Entwurf bietet 
dem Betriebsrat in dieseo Bereichen erstmals Um 
terrichtungs-, Beralungs- und Milbestimnmngsrechte, 
so daß künftig die Interessen der Arbeitnehmer 
schon im Planungsstad iura angemessene Berück sich’ 
tägung finden können (Teil A r Nr. GO). 

147. Auch die Rechte des Betriebsrats bei perso- 
nellen Einzelmaßnahmen sollen verbessert werden. 
So wird der Katalog der Gründe, die den Betriebs- 
rat berechtigen, seine Zustimmung zu Einstellungen, 
Eingruppierungen, Versetzungen und Umgruppie- 
rungen zu verweigern, erheblich erweitert. Ohne 
Anhörung des Betriebsrats ausgesprochene Kündi- 
gungen sind rechtsunwirksam. Einer ordentlichen 
Kündigung kann der Betriebsrat aus bestimmten, im 
Entwurf auf gezählten Gründen widersprechen. 
Darüber hinaus wird die Stellung des Arbeit- 
nehmers im Kiindigungsprozeß erheblich verbessert. 
Der Entwurf sieht vor, daß eine Kündigung rechts- 
unwirksam ist, wenn der Betriebsrat ihr zu Recht 
widersprochen hat. Einen Widerspruch des Betriebs- 
rates gegen eine Kündigung hat der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer schriftlich mitzuteilen. 

MItwirkungs- und Mltbestlmmungsrechte 
bei der Berufsbildung 

148. Der Entwurf erweitert die Rechte des Betriebs- 
rats Ln der Berufsbildung erheb lieh. Angesichts der 
fortschreitenden technischen Entwicklung und der 
sich wandelnden Anforderungen an die beruflichen 
Qualifikationen der Arbeitnehmer erhält die Be- 
rufsbildung sowohl für den einzelnen Arbeitnehmer 
wie für den Betrieb immer mehr Bedeutung, Arbeit- 
geber und Betriebsrat werden ausdrücklich ver- 
pflichte!, die Berufsbildung der Arbeitnehmer zu 
fördern; dabei sind die betrieblichen Notwendig- 
keiten zu berücksichtigen. Die Errichtung und Aus* 
geslalUmg betrieblicher Berufsbildungseinrichtun- 
gen, die Einführung betrieblicher Bei ufsbildungs- 
raaßnahmen und die Teilnahme von Arbeitnehmern 
an außerbetrieblichen Benifsbildungsmaßnahmen 
hat der Arbeitgeber mit dem Betriebsrat zu beraten. 
Bei der Durchführung betrieblicher Berufsbildungs- 
maßnahmen gibt der Entwurf dem Betriebsrat ein 
MUbfrsUmmungs recht. Unter bestimmten Voraus- 
setzungen soll der Betriebsrat auch der Bestellung 
von Ausbildern widersprechen oder deren Ab- 
berufung verlangen können. 


legung und den Zu.-.cmiuu-jischluß a n He: rieben und 
Betriebs teilen. 

Neu gestaltet werden die Rechte des Betriebsrates 
bei Betriebsände Hingen. Der Entwurf stellt nicht 
mehr darauf ab, daß bestimmte Formen von Be- 
triebsämicTungen. durchgeführt werden, sondern 
knüpft clie Mitwirkungs- und Mitbestimimmgsrechte 
des Betriebsrates d u n, daß eine best immte Anzahl 
von Arbeitnehmern des Betriebs infolge einer unter- 
en. j.u .An-wh Cuhaitb ' > n Entscheidung Nachteile 
erleiden kann, 

150. Weiterhin unteiscfceid tefce Entwurf zwischen 
der unternehmen sch- Wirt schalt 1 i die n Maßnahme und 
den Auswirkungen einer solchen Maßnahme auf die 
Arbeitnchrm . J \v d:e ML m elbsl erhall der 

Betriebsrat ein umfassend es Information*;- und Be- 
rdtungsrechL Bei Memungsvorsdiiedenlieiten kann 
die Einig enq.ssv] Ib angördfön werden, die jedoch 
auf den Versuch einer gütlichen Einigung beschränkt 
ist. 

Ein echtes Mitbestimmungsrecht bkt der Betffebsr^t 
für die sozialen Auswi ) k engen der unlernehmerisch- 
wlrtschcdl heben Entscheidung. Der Betriebsrat kann 
vom Arbeitgeber die Aufstellung eines Sozialplans 

verlangen, d r < m Ausgleich ödei die Ahmilderüiig 
der nachteiligen Auswifkungen für dii? Arbeit- 
nehmer festleqt, Kommt keine Einigung über den 
Sozialplan zustande, so stellt ihn die Eirugungs- 
. d k dabei sowohl die sozialen Belange 
der betroffenen Arbeitnehmer als auch die wirt- 
schaftliche Vertretbarkeit für das Untern uen 2 
berücksichtigen hat.. 


Betflebsratsmitglieder, insbesondere Verbesserung 
der Rechtsstellung 

151, Auch für die Tätigkeit des Betriebsrats und 
die Stellung der Betriebsratsmitglieder sieht der 
Entwurf Erleichterungen und Verbesserungen von 
Die Zahl der Betriebsratsmitglieder wird insbeson- 
dere für Großbetriebe erhöbt und gleichzeitig die 
Bildung von Fachausschüssen ermöglicht. 

Die Zahl der ständig freizustellenden Belriebsrats- 
milgl ieder wird erstmals durch eine an die Betriebs- 
größe anknüpfende Staffel gesetzlich, festgelegt. Die 
Betriebsratsmitglieder haben künftig einen An- 
spruch auf bezahlte Freistellung für die Teilnahme 
an Schul ungs- und Bildungs Veranstaltungen, Der 
Kündigungsschutz ! 1 1 r Betriebsrats mit gl ieder wird 
erheblich verbessert. 


Neuregelung der Beleillgung&rechte 
ln wirtschaftlichen Angelegenheiten 

149. Im Entwurf wird das Instrument des Wirt- 
schaftsausschusses wirksamer gemacht. Die Mit- 
glieder werden künftig allein vom Betriebsrat be- 
stellt. Die Zuständigkeiten des Wirtschaftsausschus- 
ses werden erheblich erweitert. Sein Recht auf 
Unterrichtung wird u. a, ausgedehnt auf das Investi- 
tionsprogramm und auf die finanzielle Lage des 
Unternehmens, auf Änderungen der BetriebsorganN 
sation, auf Einschränkung, Schließung und Ver- 


Ausbau der Jugendvertretung 

152. Die Bundesregierung will der Jugend in un- 
serer Demokratie Raum für aktive Verantwortung 
und eigenen Anteil am politischen und gesellschaft- 
lichen Leben sichern. Gerade die berufstätige Ju- 
gend braucht in den oft festgefügten Persona !- 
Strukturen der Betriebs Organisationen die Möglich- 
keit, Demokratie zu erleben und auszuüben. Im 
geltenden Gesetz führt die Jugend Vertretung ein 
Schattendasein. 
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Die Bundesregierung hat in ihrem Entwurf Organi- 
sation, Aufgaben, Stellung und Rechte der Jugend- 
Vertretung, insbesondere unter dem Gesichtspunkt 
der Aktivierung der Teilnahme am betrieblichen 
Geschehen, in einem eigenen Abschnitt völlig neu 
und fortschrittlich gestaltet: Die Zahl der Jugend- 
vertreter wird vergrößert Das passive Wahlrecht 
zur Jugendvertretung wird durch den Wegfall der 
unteren Altersgrenze des vollendeten 16. Lebens- 
jahres erweitert. Die Jugend Vertretung erhält das 
Recht auf eigene Sitzungen im Einvernehmen mit 
dem Betriebsrat, An jeder Betriebsratssitzung kann 
ein Jugendvertreter mit beratender Stimme teil- 
nehmen, Werden Angelegenheiten behandelt, die 
überwiegend jugendliche Arbeitnehmer betreffen, 
so erhält die gesamte Jugendvertretung ein Teil- 
nahmeredit Sie hat volles Stimmrecht im Betriebs- 
rat bei Angelegenheiten, die ausschließlich jugend- 
liche Arbeitnehmer betreffen. 

Gewerkschaften Em Betrieb 

153. Die Bundesregierung hält in ihrem Entwurf 
an dem im geltenden Recht bereits verankerten 
Grundsatz der Verschiedenartigkeit der Aufgaben 
und der organisatorischen Unabhängigkeit von Be- 
triebsräten und Gewerkschaften und der Zusammen- 
arbeit zwischen Betriebsräten und Gewerkschaften 
fest. Sie möchte diese Zusammenarbeit fortentwik- 
keln und erreichen, daß sich beide Formen der Ar- 
beitnehmer-Vertretung besser ergänzen können. 
Diese Zusammenarbeit setzt eine ausreichende Prä- 
senz der Gewerkschaften im Betrieb voraus. 

Der Entwurf geht von diesem Grundgedanken aus. 
Er anerkennt ausdrücklich das Zutrittsrecht von Ge- 
werkschaftsbeauftragten zum Betrieb, sichert die Zu- 
sammenarbeit zwischen Gewerkschaften und Be- 
triebsrat und die Unterstützung des Betriebsrats 
durch die Gewerkschaften und bestimmt, daß Be- 
triebsratsmitglieder durch ihr Amt nicht daran ge- 
hindert sind, Aufgaben für ihre Gewerkschaft im 
Betrieb zu übernehmen. Die Bildung von Betriebs- 
räten wird u, a, dadurch erleichtert, daß auch nicht- 
betriebsangehörige Arbeitnehmer in den Wahlvor- 
stand berufen werden können. Ausdrücklich wird 
festgelegt, daß in Betriebsversammlungen auch so- 
zial- und tarifpolitische Themen behandelt werden 
können. 


Zusammenarbeit zwischen Betriebsrat und 
Arbeitgeber; parteipolitische Betätigung 

154. Der Entwurf bleibt bei dem Gebot vertrauens- 
voller Zusammenarbeit von Betriebsrat und Arbeit- 
geber. Auch die Friedenspflicht wird im Grundsatz 
beibehaUen, Aufgehoben wird das absolute Verbot 
parteipolitischer Betätigungen im Betrieb, Man kann 
nidit mehr politisches Engagement und mehr politi- 
sches Mitdenken in unserer Gesellschaft verlangen, 
zugleich aber politische Diskussionen aus den Be- 
trieben verbannen wollen. Die Zulässigkeit partei- 
politischer Betätigungen im Betrieb soll sich künftig 
danach richten, ob dabei der Arbeitsablauf oder 
der Friede des Betriebs beeinträchtigt wird oder 
nicht. 


Leitende Angestellte 

155. Ein besonderes Problem bildet die Abgren- 
zung des Personenkreises der leitenden Angestell- 
ten. Der Entwurf trifft eine Neuabgrenzung des Be- 
griffs der leitenden Angestellten, indem er das stark 
subjektiv gefärbte Merkmal des „besonderen per- 
sönlichen Vertrauens“ fallen läßt und nur auf objek- 
tive Kriterien (Erfüllung bestimmter Aufgaben und 
arbeitgeberähnliche Befugnisse) abslellt. 


2. Verlängerung der Amtszeit der 
gegenwärtigen Betriebsräte 

156. Weil in der Mehrzahl der Betriebe die Amts- 
zeit der Betriebsräte im ersten Drittel des Jahres 
1971 abläuft und in der Erwartung, daß der Entwurf 
des neuen Betriebsverfassungsgesetzes nodi im 
Jahre 1971 vom Btmdestag verabschiedet werden 
wird, haben die Bundestagsfraktionen von SPD und 
FDP im November 1970 einen Gesetzentwurf einge- 
bracht, durch den die Amtszeit der Betriebsräte, 
deren Amtszeit nach dem 31. Dezember 1970 auslau- 
fen würde, bis zum 30. April 1972 verlängert wird. 
Dadurch soll vermieden werden, daß im Jahre 1971 
noch Betriebsratswahlen nach dem geltenden Be- 
triebsverfassungsgesetz durchgeführt werden und 
entweder die Amtszeit dieser Betriebsräte über das 
Inkrafttreten des neuen Betriebsverfassungsgeset- 
zes hinausreicht oder aber die Wahlen mit dem In- 
krafttreten des neuen Gesetzes erneut durdigeführt 
werden müssen. Dieses Gesetz ist am 20, Dezember 
1970 in Kraft getreten (BGBl, I S. 1718). 


3. Mitbestimmung 

157. Die Bundesregierung kann den Blick nicht nur 
auf die stärkere Beteiligung der Arbeitnehmer am 
Betriebsgeschehen richten, so entscheidend die den 
Arbeitnehmer unmittelbar berührenden Verhält- 
nisse an seinem Arbeitsplatz und in seinem engeren 
betrieblichen Bereich auch sind. Sie bezieht auch die 
Beteiligung an der eigentlichen unternehmerischen 
Planung und Leitung in ihre Überlegungen ein. Sie 
hat daher den Bericht der Kommission unabhängiger 
Sachverständiger über die Mitbestimmung im Unter- 
nehmen (Drucksache Vl/334) sorgfältig geprüft, um 
sichere Grundlagen für weitere Überlegungen auf 
diesem gesellschaftspolitisch wichtigen Gebiet zu er- 
halten. Der Bericht hat deutlich gemacht, daß die 
Entscheidung über die zweckmäßige Ausgestaltung 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unter- 
nehmensorganen die Prüfung weiterer, insbesondere 
gesellschaftsrechtlicher Fragen erforderlich madit. 
Die Bundesregierung hat zum Bericht der Sachver- 
ständigenkommission schriftlich Stellung genommen 
und diese Stellungnahme im Dezember 1970 den ge- 
setzgebenden Körperschaften zugeleitel (Drucksache 
VI/ 1551 und BR-D ruck Sache 692/70). 

158. Der Bericht der Kommission und die Über- 
legung, wie ihre Empfehlungen auf die verschiede- 
nen Rechtsformen der Unternehmen übertragen wer- 
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den können, haben deutlich gemacht, daß die Pro- 
bleme der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Unternehmensorganen weniger geklärt sind, als 
dies in der gesellschaftspolitischen Diskussion ange- 
nommen wurde. Die Bundesregierung wird die offen 
gebliebenen und die erst durch die Arbeiten der 
Kommission deutlich gewordenen Fragen weiteT 
untersuchen, um künftige gesetzgeberische Maßnah- 
men vorbereiten zu können. 

159 . Am 3. Dezember 1970 hat die Bundesregierung 
einen Gesetzentwurf über die befristete Fortgettung 
der Mitbestimmung in bisher den Mitbestimniungs- 
gesetzen unterliegenden Unternehmen beschlossen. 
Er soll für eine Übergangszeit einen wiederholten 
Wechsel mitbestimmter Gesellschaften von einer 
Mitbestimmungsform zur anderen verhindern. Der 
Gesetzentwurf liegt dem Deutschen Bundestag vor. 


VI. Vermögenspolitik 


160 . Die Bundesregierung hat bereits in ihrer 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 die Be- 
deutung der Vermögenspolitik als Teil der Gesell- 
schaflspolitik unterstrichen. Vier Monate nach Re- 
gierungsantritt hat sie den Entwurf für ein Drittes 
Gesetz zur Förderung der Verrnögensbildung der 
Arbeitnehmer den gesetzgebenden Körperschaften 
vorgelegt, mit dem die bisherige Förderung der 
Eigentums- und Vermögensbildung in Arbeitneh- 
merhand wesentlich gerechter gestaltet und der be- 
günstigte Betrag auf 624 DM erhöht wurde. Das Ge- 
setz wurde am 30. Juni 1970 verkündet (BGBl. [ 
S. 930). 

161 . Neben der Verdoppelung des Begünstigungs- 
rahmens brachte das Dritte Vermögensbildungsge- 
setz eine Umstellung von der bisherigen Steuer- und 
Sozialabgabenbefreäung der vermögenswirksamen 
Leistungen auf ein Zulagensystem. Die Sparzulage 
beträgt generell 30 v. H. der vermöge ns wirksamen 
Anlage. Sie erhöht sich auf 40 v. H. bei Sparern mit 
drei oder mehr Kindern. Die Höhe dieser Zulage 
entspricht etwa dem Vorteil des bisherigen Rechts 
für einen Arbeitnehmer, der mit seinem Einkommen 
in der Proporlionalstufe des Einkommensteuertarifs 
liegt und in allen Zweigen der Sozialversicherung 
voll beitragspflichtig ist. 

Durch die Arbeitnehmer-Sparzulage wurden die bis- 
her sehr unterschiedlichen Steuervorteile und die 
Nachteile in der Sozialversicherung beseitigt. Von 
der Steuerbefreiung hatten rd 4 Millionen Arbeit- 
nehmer überhaupt keinen Vorteil, weil sie wegen 
ihres niedrigen Einkommens oder ihres Familien- 
standes keine Lohnsteuer zu entrichten haben. Die 
Steuervorteile waren aber um so größer, je mehr ein 
Arbeitnehmer verdiente. Von 1971 an erhaUen nun 
alle Sparer von vermögenswirksamen Leistungen 
die gleiche Zulage von 30 bzw. 40 v. H. ihrer vermö- 
genswirksamen Anlage, 


Die bisherige Befreiung vemiögens wirksamer An- 
lagen von den Sozialabgaben führte zu entsprechen- 
den Minderungen der Renten und zu Nachteilen in 
der Kranken- und Arbeitslosenversicherung. Dies 
war darauf zurückzuführen, daß Einkommensteile, 
von denen keine Beiträge entrichtet werden, auch 
bei diesen Sozialleistungen nicht berücksichtigt 
werden. Alle diese Nachteile werden durch das 
Zulagensystem beseitigt. 

162 . Die staatliche Förderung von vermögeriswirk- 
samen Leistungen wird durch das neue Gesetz auf 
Arbeitnehmer mit niedrigen und mittleren Einkom- 
men begrenzt. Die Sparzulage wird nur gewährt, 
wenn das zu versteuernde Jahreseinkommen bei 
Ledigen 24 000 DM und bei Zusammenveranlagung 
von Ehegatten bei der Einkommensteuer 43 000 DM 
jährlich nicht übersteigt. Die Einführung der Ein- 
kommensgrenze beruht auf dem politischen Willen, 
das Sparen von Beziehern niedriger Einkommen 
stärker als bisher staatlich zu fördern und die Be- 
zieher höherer Einkommen von der Förderung nach 
diesem Gesetz auszusdiließen, Eine Sparförderung 
ohne EinkoTnmensgrenze würde die bestehenden 
Unterschiede in der Vermögensverteilung eher ver- 
größern. Die Einführung der Einkorumensgrenze soll 
ein Beitrag dazu sein, unerwünschte VermÖgens- 
unlerschiede etwas zu verringern. 

Die Einkommensgrenze ist so gewählt, daß für die 
Arbeitgeber keine Mehrarbeit entsteht. Da Arbeit- 
nehmer mit Jahreseinkommen von 24 000 DM an 
verpflichtet sind, eine Einkommensteuererklärung 
abzugeben, und das Finanzamt im Rahmen der Ver- 
anlagung ohnehin das zu versteuernde Jahres- 
einkommen feststellt, hält sich auch die Verwal- 
tungsmehrarbeit der Finanzbehörden in sehr engen 
Grenzen. 

163 . Das Gesetz hatte schon innerhalb kurzer Zeit 
einen nachhaltigen Erfolg, Während in der Zeit von 
1961 bis 1969 nur rd. 5,7 Millionen Arbeitnehmer 
von dem Gesetz Gebrauch machten (davon nur 
knapp eine Million aufgrund von Tarifverträgen), 
ist diese Zahl bis heute auf rd, 14 Millionen Arbeit- 
nehmer gestiegen. Allein die Zahl der Arbeit- 
nehmer, die aufgrund von Tarifverträgen (für Be- 
amte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
aufgrund entsprechender gesetzlicher Regelungen) 
von ihrem Arbeitgeber vermögenswirksame Lei- 
stungen zusätzlich zu ihrem Barlohn erhalten, ist 
bis heute auf rd. 10 Millionen gestiegen. Dabei 
konnte die Zahl der tarifvertraglich begünstigten 
Arbeitnehmer in gut einem Jahr mehr als verzehn- 
facht werden. 

164 . Die Umwandlung und der Ausbau des Ver- 
mögensbildungsgesetzes war als erster vermogens- 
polüischer Schritt schon in der Regierungserklärung 
vom 28, Oktober 1969 angekiindigt worden. Die 
Bundesregierung wird demnächst einen Bericht über 
die Verrnögensbildung vorlegen. Darin wird sie 
ihre weitere Vermögenspolitik darlegen. 
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VII. Internationale Sozialpolitik 

165. Die gegenwärtige internationale Sozialpolitik 
steht vornehmlich im Zeichen eines wadisenden 
Tntegrationsprozesses in Europa. Dieser Prozeß hat 
seinen sichtbaren Ausdruck in den verschiedenen 
Maßnahmen gefunden die zur Vertiefung und Er- 
weiterung der Europäischen Gemeinschaften vor- 
bereitet und getroffen wurden. Ein Markstein in 
dieser Entwicklung war die Gipfelkonferenz von 
Den Haag vom 1./2. Dezember 1969, die auf Ini- 
tiative des Bundeskanzlers den Beschluß gefaßt bat, 
einen Stufenplan für die Entwicklung einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion auszuarbeiten. Diese 
Konferenz hat jedoch nicht nur eine Bedeutung für 
die künftige wirtschaftliche und monetäre Entwick- 
lung der Europäischen Gemeinschaften. Sie hat auch 
für die europäische Sozialpolitik einen neuen An- 
satz gebracht; in dem sie zur inneren Stärkung der 
Gemeinschaften beschloß, den Europäischen Sozial- 
fonds jm Rahmen einer weitgehenden Abstimmung 
der Sozialpolitik zu reformieren. Die Bundesregie- 
rung unterstützt das hierin zum Ausdruck kom- 
mende Ziel, für den Integrationsprozeß und insbe- 
sondere für die erforderlichen wirtschaftlichen und 
monetären Entscheidungen von vornherein not- 
wendige sozialpolitische Daten zu setzen. Sie ist 
der Auffassung, daß auch auf europäischer Ebene 
die Sozialpolitik nicht mehr allein sozialpolitisch 
nachteilige Folgen des wirtschaftlichen Wachstums 
nachträglich korrigieren soll, sondern daß auch 
Fehlentwicklungen von vornherein verhindert wer- 
den sollen. 


1- Europäische Initiativen 

Wfrtschatts- und Währungsunion und Sozialpolitik 

166. Im Februar 1971 hat der Rat der Europäischen 
Gemeinschaften sich weitgehend über Ziele und 
Etappen zur Verwirklichung der Wirtschafte- und 
Währungsuniojn geeinigt. Aus diesem Beschluß wer- 
den die Mitgliedstaaten und die Organe der Ge- 
meinschaften nunmehr auch sozialpolitische Schluß- 
folgerungen ziehen müssen. Insbesondere muß 
sidiergestelll werden, daß bei den — für das Ge- 
längen der WirtschafLs- und Währungsurtion not- 
wendigen — würtschaftspoli tischen Beschlüssen und 
Maßnahmen der Gemein sdraftsorgane dje sozial- 
politischen Belange hinreichend berücksichtigt wer- 
den. Denn durch wirtschaftliche und monetäre Maß- 
nahmen allein wird nicht — sozusagen von selbst — 
sichergestellt, daß eines der Hauptziele der EG- 
Verträge, nämlich die Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen; auch in der Zukunft er- 
reicht wird. Die dauerhafte Sicherung des Wohl- 
standes und die Erhaltung eines hohen Beschäfti- 
gungsstandes in den Europäischen Gemeinschaften 
machen auch neue politische Instrumente und Ver- 
fahren notwendig. Für den Bereich der Sozialpolitik 
ist daher zu überlegen, auf welche Weise wirksamer 
als bisher gegenseitig informiert werden kann; ob 


und wie Konsultationen über sozialpolitische Ziele 
durchgeführt werden, sollen. Auf diese Weise könn- 
ten auch die Sozialpolitiken der Mitgliedstaaten 
stärker als bisher aufeinander abgestimmt werden. 
Die Sozialpolitik würde damit ihren Beitrag zur 
europäischen Integration leisten. 

167. Die Verwirklichung der Wirtschaftsunion 
wird einen Prozeß begünstigen, der auf eine An- 
gleichung des wirtschaftlichen Standards und der 
gesellschaftlichen Verhältnisse hinausläuft* Ein sol- 
cher Prozeß wird auch Einfluß haben auf die unter- 
schiedlichen sozialpolitischen Konzeptionen der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten, Als Beispiele hierfür seien 
hier nur die Beschäftigungspolitik und die Einkom- 
mens- und Vermögenspolitik genannt. Die Bundes- 
regierung ist der Meinung, daß eine Harmonisierung 
im Bereich der Sozialpolitik um jeden Preis für die 
europäische Integration ebenso nachteilig wäre wie 
das unbedingte Beharren auf den historisch gewach- 
senen vielfältigen Formen der sozialen Systeme. 
Eine europäische Sozialpolitik wird künftig mehr 
als bisher berücksichtigen müssen, daß der Inte- 
grationsprozeß nicht durch Hemmnisse aus dem 
sozialen Bereich verlangsamt oder gestört wird. 

Europäisches Sozialbudget 

168. Als erste unabdingbare Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Abstimmung der Sozialpolitik muß 
daher auf europäischer Ebene zunächst einmal ein 
Überblick über den Stand und die mittelfristige Ent- 
wicklung der Sozialleistungen in den Mitglied- 
Staaten geschaffen werden. Erst auf der Grundlage 
eines solchen analytischen Zahlenwerks wird es 
möglich sein, die quantitativen Aspekte von sozial- 
politischen Maßnahmen, soweit diese sieb in Geld- 
werten ausdxüdken lassen, zu erkennen. 

Diese Vorstellungen, die die Bundesregierung ver- 
anlaßt haben, ein Sozialbndget vorzulegcn, hat sich 
inzwischen auch der Rat der Europäischen Gemein- 
schaften zu eigen gemacht. Auf Initiative der Bun- 
desregierung hat er am 26. November 1970 be- 
schlossen, ein europäisches Sozialbudget aufzu- 
stellen. Mit diesem Instrument wird auch auf euro- 
päischer Ebene den mittelfristigen wirtschaftlichen 
2 iel Vorstellungen der Gemeinschaften eine sozial- 
politische Vorausschau zur Seite gestellt. 

Sozialpolitische Ziele Tn den Europäischen 
Gemeinschaften 

169. Zur Festlegung gemeinsamer sozialpolitischer 
Ziele hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften 
auf Initiative der Bundesregierung einen neuen An- 
satz gefunden: Er beschloß am 26. November 1970 
zunächst zu klären, „welche gemeinsamen Ziele in 
Zukunft mit den im einzelnen unterschied! i ch blei- 
benden Systemen der sechs Mitgliedstaaten anzu- 
streben wären". Aufgrund dieses Beschlusses wird 
die Kommission in einer ersten Phase untersuchen, 
welche Personenk reise in die Systeme der sozialen 
Sicherheit einbezogen sind und künftig zusätzlich 
einbezogen werden sollen* 
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2. Europäische und Internationale 
ArbeJtsmarktprobleme 

Europäischer Sozialfonds 

170. In steigendem Maße werden auf europäischer 
Ebene Probleme der Arbeitsmarkt- und Beschälti- 
gungspolitik erörtert. Bereits das Jahr 1970 brachte 
starke Aktivitäten auf diesem Gebiet. Am 26. No- 
vember 1970 verabschiedete der Ministerrat die 
Reform des Europäischen Sozialfonds, dem als In- 
strument für die Entwicklung der Sozialpolitik in 
den Europäischen Gemeinschaften eine entschei- 
dende Bedeutung zukommt. Wesentliche Punkte der 
Reform sind: 

— die vorbeugende Hilfe des Fonds: Bisher konn- 
ten Mittel des Fonds erst beansprucht werden, 
wenn Arbeitslosigkeit eingetreten war. Diese 
Beschränkung fällt künftig weg. Der Fonds wird 
in erster Linie vorsorgend tätig werden; um 
Arbeitslosigkeit erst gar nicht eintreten zu 
lassen; 

— die anpassende Hilfe des Fonds: Bisher gab es 
nur ein Heilmittel: Umschulung und Umsiedlung, 
um wieder in Arbeit zu kommen. Künftig steht, 
je nach Bedarf, der Fonds für die ganze Palette 
beruflicher Bildungsmaßnahmen zur Verfügung, 
einschließlich Fort- und Weiterbildung — die 
Ausbildung hochqualifizierter Arbeitskräfte ist 
ausdrücklich im Reformbeschluß genannt — , 
wenn sie den Erfolg versprechen, der Arbeits- 
kraft die Beschäftigung zu erhalten. Die Finan- 
zierung der normalerweise nach Schulabschluß 
beginnenden Erstausbildung ist allerdings aus- 
geschlossen. Umsiedlung, wie auch etwa andere, 
die Beschäftigung verbessernde Maßnahmen, 
sind ebenfalls fördenmgswürdig: 

— die gezielte Hilfe des Fonds: Bisher hat der 
Fonds - — nachträglich — - zur Hälfte gezahlt, was 
die Mitgliedstaaten für Umschulung und Um- 
siedlung Arbeitsloser ausgegeben hatten, so- 
genannte Automatik des Fonds. Künftig wird er 
Schwerpunkt artig eingreifen: sei es, daß der Rat 
von Fall zu Fall die Schwerpunkthilfe bestimmt, 
um etwa die allgemeine Wirtschaftspolitik der 
Gemeinschaft oder auch die Agrar’- oder Ver- 
kehrspolitik beschäftigungspolihsch zu „flankie- 
ren ", sei es, daß er - — dies ist für eine zunächst 
auf fünf Jahre beschränkte Übergangszeit vor- 
gesehen — Kriterien für Gebiete, Wirtschafts- 
zweige oder Unlemehmensgruppen festgelegt, 
anhand deren die Kommission bestimmten Grup- 
pen dort befindlicher Arbeitskräfte Hilfe zur 
Erhaltung oder Erlangung einer Beschäftigung 
gewährt. Der Fonds kann, je nach Fortgang der 
von ihm unterstützten Maßnahmen, seine Mittel 
vorab — * abschlagsweise — zahlen. 

Der Erlaß von Verordnungen zur Verwirklichung 
dieses Reformbeschlusses ist die vordringliche Auf- 
gabe für die Sozialpolitik der Europäischen Gemein- 
schaften im Jahre 1971. Nach Auffassung der Bun- 
desregierung müssen die Verordnungen einerseits 
den Mitgliedstaaten genügend Klarheit geben, ob, 
unter welchen Bedingungen und für welche Vor- 


haben sie auf Geld aus dem Fonds zählen können. 
Andererseits müssen sie jedoch auch der Kommis- 
sion hinreichend Spielraum lassen, Schwerpunkte 
für die Interventionen des Fonds zu bilden. 

Weiterhin werden in den Verordnungen die Bei- 
hilfen der Mügliedsiaaien oder ihrer zuständigen 
Körperschaften zu bestimmen sein, die der Fonds 
zur Hälfte erstattet; die Bundesregierung wird hier 
vor allem darauf achten, daß der Sozialfonds nicht 
den Charakter eines InvesÜtionsfonds bekommt. 


Internationale Koordinierung der ArbeltsmarktpoEitlk 

171. Auf der Sitzung am 26. November 1970 hat 
der Rat auch einen „Ständigen Ausschuß" für Be- 
schäftigungsfragen" gegründet. Die Notwendigkeit 
eines solchen Ausschusses zeigte sich insbesondere 
im Anschluß an die Beschäftigungskonferenz, die 
der Rat, die Kommission und die auf der Ebene der 
Gemeinchaft organisierten Sozialpartner im April 
1970 in Luxemburg abhielten. Rat und Kommission 
können je nach Zuständigkeit aus den Ergebnissen 
der Aussdiußberatungen Schlußfolgerungen ziehen. 

172. Die Lösung beschaftigungspolilisdher Pro- 
bleme wird über den nationalen Rahmen und auch 
über den EWG-Rahmen hinaus immer vordring- 
licher, Die Wanderbewcgungen europäischer Arbeit- 
nehmer führten im Jahre 1970 zu neuen Rekord- 
zahlen. Die damit verbundene zunehmende Ab- 
hängigkeit zwischen den nationalen ArbeiLsmärkten 
hat Probleme geschaffen, die parallel mit der An- 
näherung der wirtschaftlichen Märkte bewältigt 
werden müssen (vgl. Teil A, Nr. 65 f.). 

173. In dieser Erkenntnis hat die Internationale 
Arbeitsorganisation (IAO) ihren Mitgliedstaaten 
das Übereinkommen Nr, 122 vorgelegt, das im 
wesentlichen die Verpflichtung zu einer aktiven 
Besch äftigungspoli Lik enthält. Der Deutsche Bundes- 
tag hat ein entsprechendes Gesetz am 2. Dezember 
1970 verabschiedet, Audi die Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit (OECD) hat sich zum 
Ziel gesetzt, die Arbeitsmarklpolitiken ihrer Mit- 
gliedsländer durch ständigen Vergleich und Aus- 
tausch von Erfahrungen zu fördern. Die Ergebnisse 
einer eingehenden Untersuchung der deutschen 
Arbeitsmarktpolitik, die zur Zeit stattfindet, sollen 
bis Herbst 1971 in einem Bericht zusammengefaßt 
werden, der zusammen mit den entsprechenden 
Schlußfolgerungen durch den Ausschuß für Arbeits- 
kräfte und soziale Angelegenheiten der OECD ver- 
abschiedet wird. Die Bundesregierung hat hierzu 
einen umfangreichen Hintergrundbericht vorgelegt. 

3. Internationale Soziale Sicherheit 

174. Ähnlich wie bei der Arbeit smarktpolilik ist 
au cli die Politik der sozialen Sicherheit in steigen- 
dem Maße Gegenstand internationaler Abkommen. 
Allein i.m Jahre 1970 wurden zwischenstaatliche 
Verträge über die soziale Sicherheit der Arbeit- 
nehmer und ihrer Familienangehörigen mit Jugo- 
slawien, der Türkei, den USA, Belgien, den Nieder- 
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landen, Spanien und Luxemburg vorbereitet oder 
abgeschlossen- Weitere Abkommen mit Kanada und 
Israel sind in Vorbereitung, Audi im EWG-Bereich 
bringt die Revision der Verordnung Nr. 3 über die 
soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer eine 
Stärkung der sozialen Rechte dieses Personen- 
kreiscs- Dem gleichen Ziel dienen — neben anderen 
Übereinkommen — auch die Europäische Ordnung 
der Sozialen Sicherheit des Europarates und das 
Übereinkommen Nr. US der IAO über die Gleich- 
behandlung von Inländern und Ausländem in der 
Sozialen Sicherheit, die im Jahre 1970 durch ent- 
sprechende Vertragsgesetze von der Bundesregie’ 
nuig ratifiziert wurden- 


VIII. Überschaubarkeit der Systeme 
der sozialen Sicherung 

175, Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungs- 
erklärung die Öffnung ihrer Arbeitsweise angekün- 
digt, um dem kritischen Bedürfnis nach Information 
nach 2 ukommen und die Mitwirkung an Reformen 
von Staat und Gesellschaft zu fördern. Dieses Stre- 
ben nach mehr Offenheit und mehr Transparenz 
gilt in besonderem Maße für die Sozialpolitik. Sie 
betrifft den Bürger unmittelbar, seine persönlichen 
Chancen und die seiner Angehörigen und seine 
soziale Sicherung — das heißt konkret: seinen Be- 
ruf und seinen Arbeitsplatz, seine Gesundheit und 
sein Alter, die Sicherung seines Einkommens in 
wechselnden Lebenslagen. 

Die Systeme der sozialen Sicherung sind grund- 
legendes Element einer demokratischen Gesell- 
schaftsordnung geworden. Die gesetzliche Unfall- 
versicherung und die Krankenversicherung, die ge- 
setzlichen Rentenversicherungen und die Aibeit.s- 
förderung umfassen nahezu die gesamte Bevölke- 
rung, Rund ein Fünftel des Bruttosozialprodukts 
w r urde 1970 für die soziale Sicherung aufgewendet. 
Umfang und Leistungsfähigkeit der Systeme der 
sozialen Sicherung müssen den sich wandelnden 
individuellen und gesellschaftlichen Bedürfnissen 
angepaßt werden. Auch in Zukunft ist eher mit 
steigenden Bedürfnissen und Erwartungen vor 
altem hinsichtlich der Gesundheitesicherung und der 
Sicherung des Lebensstandards bei Krankheit und 
jm Alter zu rechnen. Bei dem erforderlichen Ausbau 
der Systeme der sozialen Sicherung muß der Gefahr 
begegnet werden, daß sie komplizierter und immer 
weniger überschaubar werden. Deshalb beabsichtigt 
die Bundesregierung, die Systeme der sozialen 
Sicherung in ihrer Leistungs- und Kostenstruktur 
transparenter zu machen. 

Je mehr die Sozialpolitik davon abgeht, nur nach- 
träglich Schäden auszugleichen, und je mehr sie 
vorausschauend dem einzelnen ein höheres Maß 
an Selbstbestimmung möglich macht, desto unmittel- 
barer wird auch das Bedürfnis nach Überschaubar- 
keit. Es geht dabei um die Überschaubarkeit von 
Beiträgen, Leistungen und Kosten für den einzelnen, 
sowie um die Überschaubarkeit langfristiger Ent- 
wicklungen von Leistungen und ihrer Finanzierung 
als Entscheidungsg rund läge für eine vorbeugende 
und gestaltende Sozialpolitik, 


1. Überschaubarkeit für den einzelnen 

176. Uber Rechte und Ansprüche, Chancen und 
Möglichkeiten muß sich jeder rasch und in ver- 
ständlicher Weise informieren können. Die Bundes- 
regierung bemüht sich, dafür bessere Voraussetzun- 
gen zu schaffen. Das Arbeite- und das Sozial recht 
sind in jahrzehntelanger Entwicklung in vielen Ge- 
setzen geregelt worden und deswegen uneinheitlich} 
die Vorschriften bleiben dem Laien vielfach un- 
verständlich. Deshalb arbeiten Kommissionen an 
der Erstellung eines Arbeitsgesetzbuches und des 
Sozialgesetzbuches (vgl. Teil A, Nrn. 75 und 29 f.j. 
Ziel ist ein Arbeite- und Sozial recht, deren Nonnen 
und Grundsätze mit den Erfordernissen des Lebens 
in einer modernen Industriegesellsdhaft überein- 
stimmen und die es dem einzelnen erleichtern, sein 
Redit zu erkennen und zu verfolgen. 

177. Zur Überschaubarkeit dieser Rechtsbereiche 
gehört auch der Einsatz der elektronischen Daten- 
verarbeitung beim Bundesarbeits- und beim Bundes- 
sozialgericht, durch die die Gerichte moderne Hilfs- 
mittel erhalten. 

178. Auch wenn das Sozial recht überschaubar ge- 
faßt sein wird, bleibt immer nodi ein Bedürfnis des 
einzelnen nach individueller Beratung über seine 
Rechte und Pflichten bestehen. Die Bundesregierung 
sieht diese Frage noch nicht als befriedigend gelöst 
an. Wegen der Vielzahl der Einrichtungen, die so- 
ziale Leistungen gewähren, und den nicht immer 
eindeutigen Zuständigkeitsabgrenzungen ist es für 
den einzelnen bisweilen schwierig, die zuständige 
Stelle zu finden, die ihn über seine Rechte unterrich- 
tet und bei der Abfassung der notwendigen Anträge 
hilft. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung prüft deshalb, ob dem einzelnen die Wahr- 
nehmung seiner sozialen Rechte dadurch erleichtert 
werden kann, daß in den Städten und Landkreisen 
zentrale Beratungs- und Anlaufstellen geschaffen 
werden, an die sich jeder wegen seiner sozialen 
Rechte wenden kann. Die Zuständigkeiten der Lei- 
stungsträger und ihre Beratungstätigkeit sollen da- 
von aber nicht berührt werden, 

179. Die Bundesregierung bemüht sich ferner, den 
gerichtlichen Rechtsschutz zu verbessern. Um die oft 
kritisierte lange Laufzeit der Sozialgeriditsverfah- 
ren zu verkürzen, hat die Bundesregierung in einem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Sozialgerichts- 
geselzes Besdileunigungsmaßnahmen vorgesehen. 
Diese lehnen sich weitgehend an die anderen öffent- 
lich-rechtlichen Verfahrensordnungen bestehenden 
Regelungen an. So soll u, a. die Möglichkeit des 
Vorverfahrens auch in der Unfall- und in der Ren- 
tenversicherung eingeführt werden, wodurch nicht 
nur die Aufklärung des Sachverhalts gefördert und 
erleichtert; sondern auch das Verhältnis des Ver- 
sicherten zum Versicherungsträger verbessert wer- 
den kann. 

180. Auch im Bereich der Alle rssidiei urig ist der 
einzelne auf größere Überschaubarkeit angewiesen. 
Nur auf Grund von verständlichen Informationen 
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über den Zusammenhang von Beitragen und Lei- 
stungen kann er richtige Entscheidungen für sich 
und seine Familie treffen. So setzt eine Einführung 
einer flexiblen Altersgrenze in der Rentenversiche- 
rung die dem Versicherten das Recht einräumt, in 
bestimmtem Rahmen selbst über den Zeitpunkt des 
Ausscheidens aus dem Erwerbsleben zu bestimmen, 
Informationen über die Entwicklung der eigenen 
Rentenansprüche voraus (vgl. Teil A, Nr. 18 L). 

181. Die Bundesregierung bereitet die Vergabe 
von. VersicheTungsnumraern für alle Versicherten 
vor; bis 3L Dezember 1972 sollen Rentenkonten ein- 
gerichtet sein, auf denen alle Versicherungsdaten ab 
1. Januar 1973 laufend gespeichert werden können. 
Damit sind die Voraussetzungen für eine regelmä- 
ßige Information über die zu erwartenden Leistun- 
gen gegeben. Diese erfolgt dann schrittweise, wenn 
alle Versicherungsdaten der Vergangenheit auf 
diese Rentenkonten übertragen sind. 

Mit der Speicherung der Versidierungsdaten für die 
Rentenversicherung ist gleichzeitig die Möglichkeit 
gegeben, eine detaillierte wesentlich verbesserte Be- 
schäftigtenstatistik zu erstellen, die auch für die Be- 
rufs- und Bildungsberatung genutzt werden kann. 

182. Die im Sozialbericht 1970 angekündigte um- 
fassende Beschäftigtenstatistik ist in der Erprobung 
und wird von 1974 au der Bundesregierung und der 
Arbeitsverwajtung laufend aktuelle Informationen 
über Veränderungen der Beschäftigung liefern. Da- 
durch werden Vorgänge auf dem ATbeitsmarkl 
transparent gemacht. Dies erlaubt ein rechtzeitiges 
Handeln in der Arbeitsmarkt- und Berufsbildungs- 
Politik und vermittelt auch dem einzelnen Arbeit- 
nehmer Informationen über seine Chancen im Be- 
rufsleben. 

183. Gerade der junge Mensch, der in das Er- 
werbsleben eintritt, hat ein Recht auf Aufklärung 
und Information über seine Möglichkeiten, Rechte 
und Pflichten als Auszubildender* Darum wird die 
Bundesregierung eine Informationsschrift herausge- 
ben, die ihm die Orientierung erleichtert und die 
Einhaltung gesetzlicher Normen und die Inanspruch- 
nahme gesetzlich gewährter Rechte unterstützt. 


2. Bessere Informationen über soziale 
Entwicklungen 

184. Eine überschaubare Sozialpolitik erfordert 
zunächst möglichst große Transparenz der sozialen 
Prozesse und Bewußtwerdung der unterschiedlichen 
Interessenlagen. Gerade neue soziale Risiken wer- 
den oft erst dann von der Öffentlichkeit registriert, 
wenn Nachteile und Schäden für einzelne oder 
Gruppen bereits eingetreten sind. Sie können dann 
häufig nur noch durch erhebliche Mehraufwendun- 
gen behoben werden. Hinzu kommt, daß gerade die 
von solchen sozialen Risiken Betroffenen — wie die 
körperlich und geistig behinderten Menschen, die 
älteren Arbeitnehmer oder die ausländischen Ar- 
beitnehmer — oft nicht in der Lage sind, die soziale 
Verursachung ihrer Probleme zu erkennen und als 
Gruppe ihre Interessen wirksam zu vertreten. 


Die Bundesregierung strebt daher an, die statistische 
Erfassung sozialer Entwicklungen zu verbessern. 
Vielfache Lücken in der Statistik erschweren die 
Diagnose sozialer Probleme und deren rationale 
Lösung. Umfang, Dringlichkeit und Auswirkungen 
beabsichtigter Maßnahmen können oft noch nicht 
ausreichend im voraus beurteilt werden. Dieser 
Mangel ist z, B, noch in der Gesundheitsstatislik und 
ln der Einkommens- und Vermögensstatistik zu spü- 
ren, 

185, Gezielte Umfragen können der Bundes- 
regierung wichtige Aufschlüsse über die tatsäch- 
lichen Bedürfnisse und Erfordernisse sowie über 
mögliche Auswirkungen beabsichtigter Maßnahmen 
geben- Solche Umfragen wie die zur Einführung 
einer flexiblen Altersgrenze oder zur betrieblichen 
Alter Versorgung haben bereits interessante Auf- 
schlüsse über Einstellungen der Betroffenen ergeben 
(vgl. Teil A, Nrn. 21 f. und 33). Von weiteren Umfra- 
gen, wie z. B, über die Situation der Auszubilden- 
den, werden Informationen über notwendige Ver- 
besserungen erwartet. 

186. Insbesondere die Berichterstattung der Bun- 
desregierung dient dazu, einer breiten Öffentlichkeit 
die in unserer Gesellschaft vorhandenen Probleme 
und Konflikte bewußt zu machen und Lösungen zur 
Diskussion zu stellen. Das gilt vor allem für den 
Sozialbericht selbst, für den Vermögensbildungsbe- 
ridit und den Unfallverhütungsbericht, für den Ge- 
sundheits-, den Raumordnungs- und den Städtebau- 
beridvt; es gilt auch für Berichte über speziellere 
Fragen oder über die Lage bestimmter Personen- 
gruppen, wie z. B. für den Bericht „Alleinstellende 
ElternteUe mit abhängigen Kindern“, der für die 
Europäische Familienministerkonferenz 1971 erstellt 
wurde. Im Zusammenhang vermitteln diese Berichte 
ein Bild der erforderlichen sozial- und gesellschafts- 
politischen Reformen, Die Berichte der Bundesregie- 
rung haben eine breite Gesprächsbasis geschaffen, 
die für eine rationale Sozial- und Gesellschaftspoli- 
tik Voraussetzung ist. 


3. Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen 
Gruppen 

187. Gesellschafts- und Sozialpolitik können sich 
heute nicht mehr allein auf Gesetz und Anordnung 
stützen. Sie brauchen die Zusammenarbeit und das 
Gespräch mit allen sozialen Gruppen und Kräften in 
unserer Gesellschaft, Deshalb hat der Bundesraini- 
ster für Arbeit und Sozial Ordnung bisher dreimal 
zur Sozialpolitischen Gesprächsrunde eingeladen, in 
der die großen sozialen Gruppen untereinander und 
mit der Regierung Sozialpolitik erörtern. Themen 
ihrer Gespräche waren insbesondere Initiativen, für 
deren Erfolg diese Zusammenarbeit von Regierung 
und Gesellschaft Vorbedingung ist: Verbesserung 
der Chancen älterer Arbeitnehmer in Unternehmen 
und Volkswirtschaft, betriebliche Altersversorgung, 
Berufsbildung* Das Bundesmini stet i um für Arbeit 
und Sozialordnung hat hierzu Problemanalysen und 
Stellungnahmen vorgelegt In offener Diskussion 
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wurde versucht, die verschiedenen Interessenstand- 
punkte zu klären und Lösungen zu finden, die den 
vielschichtigen Problemen entsprechen. 

188. Die Sozialpolitische Gesprächsrunde, wie auch 
die verschiedenen, aus Wissenschaftlern und Prak- 
tikern gebildeten Kommissionen sind einerseits zu 
Beratungsgremien für die Bundesregierung gewor- 
den, die ihr wichtige Informationen vermitteln. An- 
dererseits wirken sie informierend und aufklärend 
in die beteiligten sozialen Gruppen und in die Ge- 
sellschaft hinein. 


4> Instrumente vorausschauender Sozialpolitik 

189. Die Bundesregierung ist zwar der Meinung, 
daß Sozialpolitik eigene, autonom gesetzte Ziele zu 
verfolgen hat. Sie muß diese aber vorausschauend 
in enger gegenseitiger Verbindung mit der Wirt- 
sdiafts- und Finanzpolitik zu erreichen versuchen. 
Dazu braucht sie geeignete Instrumente. 

190. Das SozialbudgeL hat sich als ein, solches In- 
strument rationaler Sozialpolitik für die Verzah- 
nung mit der mehrjährigen Wirtschaftsprojektion 
und mit der mittelfristigen Finanzplanung bewährt. 
Es enthält umfassende Informationen über die Ent- 
wicklung der Leistungen der sozialen Sicherungs- 
systerae und machte ihre Finanzierung vorausschau- 
end transparent. 

Aus dem Sozialbudget, das sich sowohl nadi Institu- 
tionen als auch nach Funktionen gliedert und das für 
1971 in einer wiederum erweiterten und verbesser- 
ten Form vorgelegt wird, wird erkennbar, wieviel 
vom Bruttosozialprodukt für die soziale Sicherung 
verwendet wird; es zeigt auch die steigenden wachs- 
tumsfördernden Aufwendungen für produktive Lei- 
stungen. Zugleich ermöglicht diese Transparenz den 


Vergleich der langfristigen Entwicklung der Sozial- 
leistungen mit der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung. 

191* Vorausschauerude Sozialpolitik wird ihr In- 
strumentarium erweitern und verfeinern. Dazu ge- 
hört z. B. die Effizienzanalyse, die gesamtwirtschaft- 
lichen Nutzen und gesamtwirtschaftliche Kosten 
alternativer Maßnahmen schätzt und vergleichbar 
macht. Sie ist weiter zu entwickeln und dann auch 
für sozialpolitische Maßnahmen anzuwenden. Insbe- 
sondere für Maßnahmen der Unfallverhütung, der 
Rehabilitation, der Gesundheitsvorsorge und der be- 
ruflichen Bildung können partielle Kosten-Nutzen- 
Analysen dazu beitragen, Prioritäten festzulegen 
und das politische Handeln rationaler und über- 
schaubarer zu machen. 

4 

192. Zu diesen Instrumenten gehören in Zukunft 
auch Indikatoren, die einen sozialen Zustand be- 
schreiben oder Veränderungen aufgrund sozialpoli- 
tischer Regelungen widerspiegeln. Bei richtiger Kon- 
struktion können solche Sozialindikatoren frühzei- 
tiger Aufschluß über bestimmte soziale Entwicklun- 
gen und die Notwendigkeit gesellsdiaftsgestalten- 
der Maßnahmen geben. Außerdem lassen sie die 
Wirksamkeit solcher Maßnahmen erkennen. Die 
Entwicklung derartiger Sozialindikatoren steht je- 
doch erst am Anfang; die Bundesregierung beteiligt 
sich an dieser Entwicklung. 

193. Überschaubarkeit der Systeme der Sozialen 
Sicherung ist ein Postulat sozialer Demokratie, das 
2 U verwirklichen im Interesse der einzelnen wie der 
Gesellschaft liegt. 

Es wird sich um so leichter verwirklichen lassen, als 
die Voraussetzungen für eine rationale Konfliktbe- 
wältigung geschaffen werden. Sozialberichterstat- 
lung und Sozialbudget sind hierfür unerläßlich als 
eine verständliche und umfassende Information der 
Bürger. 
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Lfd. Nr, 

Suziälbericht A [Nr.) 

1970 | 1971 

Maßnahme 

1 

63 3 

m 

Gesetz über Unfall Versicherung für Schüler, Studenten sowie Kinder 
in Kindergärten 

2 1 

i 

59 4 

71 12 

99 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der gesetzlichen Kranken- 
versicherung 
(2. KV-Anderungsgeselz) 

3 

61 5 

| Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 

4 

68 6 

25 

Gesetz zur Verbesserung und Ergänzung sozialer Maßnahmen in der 
Landwirtschaft 

5 

[ 7 

l . Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 

6 

58 8 

60 24 

62 

öiinung der Rentenversicherung iur weitere Geseiischaltsgruppen 

7 

36 70 1 

Sozial- und Arbeitslosenversicherung der Gefangenen 

8 

'65 10 

j L Anpassungsgesetz zum Bundesversorgungsgesetz 

i 

i 

9 

1 10 

2 . Anpassungsgesetz zum Rimdesversorgungsgesetz 

10 

10 

3. Anpassungsgesetz zum Bundesversorgungsgesetz 

11 46 11 

i 

1 1. Gesetz zur Änderung des Arbeilsförderungsgeselzes 


13 

i 

1 Gesetz zur Neuregelung der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung im Saarland 

i 
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Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Gesetzlicher Schulz von Schülern, Studenten und 
Kindern in Kindergärten bei Unfällen; insbeson- 
dere Unfallverhütung, Heil verfahren, Rehabilitation, 
Renten 

Gesetz vom 

18, März 1971 

BGBl. I S. 237 

Schüler, Studenten, Kinder, 
die einen Kindergarten 
besuchen 

und Begleitpersonen 

Dynamisierung der Einkommensgrenze auf 75 v. R 
der Beitragsbemessungsgrenze der Arbeiterrenlen- 
versicherung, Einführung eines Arbeitgeberanteils 
zum KV-Beitrag für freiwillig versicherte Ange- 
stellte, Einführung von Vorsorge- und Früherken- 
nungsmaßnahmen 

Gesetz vom 

21. Dezember 1970 
BGBl. I S. 1770 

Versicherte der gesetzlichen 
Krankenversicherung, nidit 
versidierimgspfliditige 
Angestellte 

Die Krankenversicherung der selbständigen Land- 
wirte, der mitarbeitenden Familienangehörigen und 
der Altenteiler soll gesetzlich geregelt werden. Ver- 
sicherungsträger sollen eigenständige Selbstver- 
waltungskörperschaften werden. 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Selbständige Landwirte, 
milarbeitende Familien- 
angehörige, Altenteiler 
(1972 ca. 1,2 Millionen 
Mitglieder) 

Verbesserung der Landabgaberente, Möglichkeit 
zur Nachen trieb tung von Beiträgen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung 

Gesetz vom 

21. Dezember 1970 
BGBl. I S. 1774 

Landwirte und mithelfende 
Familienangehörige, die 
Arbeitnehmer werden, 
Empfänger von Landabgabe- 
rente 

Einbeziehung Behinderter und Minderjähriger in 
Heimerziehung in den Schutz der Sozial Versiche- 
rung, Anpassung des Versicherung*- und Beitrags- 
rechts an die Entwicklung in Recht und Technik, 
Verwalt ungsvereinfachungen 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Behinderte und minder- 
jährige Kinder io 
Heimerziehuny 

Es ist vorgesehen, allen Personen, die nicht pflicht- 
versichert sind, das Recht zu geben, sich in der ge- 
setzlichen RV freiwillig zu versichern. Für die Ver- 
gangenheit werden Möglichkeiten zur Nachentricli- 
tung von Beiträgen geschaffen. 

Erarbeitung einer 
Konzeption 

! 

Ein Teil der Selbständigen, 
Hausfrauen, mitarbeitende 
Familienangehörige 

Vermeidung von Nachteilen der Gefangenen und 
ihrer Familien auf dem Gebiet der Sozial- und Ar- 
beitslosenversicherung 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Strafgefangene 

Dynamisierung der Rentenleistungen, lineare Er- 
höhung der Beschädigten-, Waisen- und Eltem- 
renten um durchschnittlich 16 v. R und der Witwen- 
grund- und -ausgleidisrenten um durchschnittlich 
25 v. H. vom 1. Januar 1970 an 

Gesetz vom 

26. Januar 1970 

BGBl. I S. 121 

Kriegs- und Wehrdieoslopfer 

Anpassung der Versorgungsbezüge entsprechend 
der Anpassung der Beslandsrenteu in der Arbeiter- 
rentenversicherung um rund 5,5 v, H. ab 1. Januar 
1971 

Gesetz vom 

10. Juli 1970 

BGBL I S. 1029 

Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Anpassung der Versorgungsbezüge entsprechend 
der Anpassung der Bestandsrenten in der Arbeiter- 
renten Versicherung um 6,3 v, H. ab 1, Januar 1972 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Verbesserung des Untorhaltsgeldes im Verhältnis 
zum Arbeitsentgelt; Automatische Anpassung des 
Unterhaltsgeldes 

Gesetz vom 

22. Dezember 1969 
BGBl, I S, 2360 

Teilnehmer an beruflichen 
Bildungsmaßnahmen 

Weiterentwicklung der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicberung im Saarland in Richtung auf eine 
moderne überbetriebliche Zusatzversicherung. Die 
laufenden Zusatzrenten, sollen um 10 v. H. erhöbt 
und alle 2 Jahr überprüft werden. 

Gesetz im Gesetz- 
gebung* verfahren 

Beschäftigte von ca. 40 
Unternehmen der eisen- 
erzeugenden und -verarbei- 
tenden Industrie im Saar- 
land, Empfänger von Zusatz- 
renten 
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Lfd. Nr. 

Sozialbericht A (Nr.) 

1970 ! 1971 

Maßnahme 

13 | 

1 Gesetz zur Änderung des Termins für die Vorlage des Entwurfs des 
Rentenanpassungsgesetzes 

. 

14 


13* Rentenanpassungsgesetz 

15 


14. Rentenanpassungsgesetz 

16 

64 

Gesetz über den Wegfall des von Rentnern für ihre Krankenversiche- 
rung zu tragenden Beitrags 

17 i 


Gesetz zur Änderung des Reiehsknappsdiaftsgesetzes und des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungs-Gesetzes 

18 

1 

Gesetz zur Sicherstellung der Grundrentenabfindung in der Kriegs- 
opferversorgung 

19 

53 15 

, HO 

Gesetz über die Angleichung der Leistungen während der Rehabili“ 
tation 

20 

53 16 i 

63 

| 

Novelle zum Gesetz über die Beschäftigung Schwerbeschädigter 

21 

66 18 
bis 

22 

Gesetz zur Einführung einer liexiblen Altersgrenze in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung 

22 

26 

Gesetz zur Änderung der Vorschriften zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung 

23 

72 27 

99 

i 

Sachverständigenkommission zur Weiterentwicklung der sozialen 
Krankenversicherung 

24 

75 29 

174 

Sozialgesetzbudi 
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Zielsetzung 

Sachsland 

Zielgruppe 

Durch eine Vorlage des Gesetzentwurfs bis zum 
31, Marz jeden Jahres soll eine so rechtzeitige Ver- 
abschiedung des Gesetzes ermöglicht werden, daß 
die angepaßten Renten gleichzeitig mit dem An- 
passungstemm ausgezahlt werden können. 

! Gesetz vom 
i 22, Juli 1 970 

BGBL IS, H17 

Empfänger von Leistungen 
aus der gesetzlichen Renlen- 
und Unfallversicherung 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung an die Lohn- und Gehaltsentwicklung 
um 5,5 v, H,, in der gesetzlichen Unfallversicherung 
um 9,3 v. H. ab L Januar 1971 

! Gesetz vom 

10, Juli 1970 

1 BGBL I S, 1037 

, 

Empfänger von Leistungen 
aus der gesetzlichen Renlen- 
und Unfallversicherung 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung an die Lolin- und Gehallsentwiddung 
um 6,3 v H TL, in der gesetzlichen Unfallversicherung 
um 12,7 v. H, ab 1, Januar 1972 

| Gesetz im Gesetz- 
| gebungsverfahren 

Empfänger von Leistungen 
aus der gesetzlichen Renten- 
und Unfallversicherung 

Der mit dem Finanzänderungsgesetz L 967 einge- 
führte Rentnerbeitrag zur Krankenversicherung in 
Höhe von 2 v, FL des Rcntenzahlbetrages entfällt. 

Gesetz vom Rentner der gesetzlichen 

14* April 1970 Rentenversicherungen 

BGBL I S, 337 1 

Erhaltung des knappschaftlichen Versicherungs- 
schutzes von Arbeitnehmern, deren Betrieb oder 
Betriebsteil seine Eigenschaft als knappschaftHdier 
Betrieb einbüßt 

Gesetz vom 

20. Januar 1971 

BGBL I S. 57 

Versicherte in Betrieben, die 
ihre Eigenschaft als 
knappschaf Midier Betrieb 
verloren haben 

Im Rahmen eines neuen Rentenkapitalisierungsver- 
fahrens sollen die erforderlichen Abfindungsmittcl 
zur Förderung der eigentumsbildenden Wohnraum- 
beschafftmg auf dem Kapitalmarkt beschafft werden. 

1 Gesetz vom 
■ 27. April 1970 

BGBL I S. 413 

Kriegsbeschädigte 
und Witwen 

Angleichung der einzelnen Leistungsgesetze (RVO, 
BVG, AFG) in der Rehabilitation 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Behinderte und von einer 
Behinderung Bedrohte 

Einbeziehung alter Behinderten, bei denen ein 
Schutzbedürfnis besteht. Neu formul ierung der Be- 
schäftigungspflidit, des Quotensystems und der 
Funktion der Ausgleichsabgabe 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Alle Behinderten, bei denen 
ein Schutzbedürfnis besteht 

Der Versicherte soll selbst den Termin seines Aus- 
scheidens aus dem Erwerbsleben nach Vollendung 
eines bestimmten Lebensalters bestimmen können. 

Erarbeitung einer 
Konzeption 

Versicherte in den Alters- 
gruppen zwischen 60 und 65 

1 Jahren 

Verbesserung und Neufassung des Rechts zur Wie- 
dergutmachung von Verfolgungsschäden bei An- 
sprüchen und Anwartschaften aus der gesetzlichen 
Renten- und Unfallversicherung 

Gesetz vom 

22. Dezember 1970 
BGBl. I S, 1846 

Versicherte, die Verfolgte im 
Sinne des BEG sind 

Die Kommission, der Sachverständige der Arbeit- 
geber, der Arbeitnehmer, der Ärzte, der Kranken- 
kassen sowie Wissenschaftler angehören, erarbeitet 
Vorschläge für eine Weiterentwicklung der sozialen 
Krankenversicherung auf der Grundlage von wis- 
senschaftlich abgesicherten Bestandsaufnahmen. 

Kommission hat Ende 
April 1970 ihre Arbei- 
ten aufgenommert 

Ergebnisse der Weiter- 
entwicklung der sozialen 
Krankenversicherung 
kommen nahezu 90 v, H. der 
Bevölkerung zugute 

Die wichtigsten Sozialrcchtsbereiche sollen in einem 
einheitlichen Gesetzbuch erfaßt werden. 

Sachverstand i gen- 
kommission am 

5. Mai 1970 
eingesetzt. 

Gesetz zum „Allge- 
meinen Teil" in 
Vorbereitung 

Alle Bevölkemngskreise 
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Ud. Nr. 

Sozlalbericht A (Nr.) 

Maßnahme 

1970 | 1971 

25 1 

67 3 t 

36 

Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 

26 

28 41 

42 

Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel 

27 

39 44 

40 49 

80 

Errichtung des Bundesinstituts für Berufsbildungsforsdxung in Berlm 

28 

27 47 

177 

178 

Ausbau einer umfassenden Beschäftigtenstatislik 

29 

53 

2, Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Arbeitsförderungsgeselzes 

30 

58 

Gesetz zur Förderung der Berliner Wirtschaft 

31 

59 

Änderung der Richtlinien zur Förderung der Arbeitsaufnahme in 
Berlin 

32 

46 

Bericht über den Umfang der Förderung der beruflichen Bildung, die 
Höhe der finanziellen Aufwendungen und die Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung für ältere Arbeitnehmer nach § 239 AFG 

33 

65 

Neuregelung der Arbeitserlaubnis für nichtdeutsdie Arbeitnehmer 

34 

31 68 

69 

Gesetz zur Regelung der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 

35 

35 72 

Aufbau der Bundesanstalt für Unfallforschung und Arbeitsschutz 
(Dortmund) 

36 

35 73 

Gesetz über die betrieblichen Sicherheitsdienste 
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Zielselzung 

f 

SadisUrtd j Zielgruppe 

Einführung einer bedingten Unverfallbarkeit von 
Anwartschaften, Lösung der Probleme der Insol- 
venzsicherung und der Auszehrung 

Bundesregierung, 
Sachverständige 
neutraler Arbeit- 
geberverbände, 
Gewerkschaften, 
erarbeiten gemein- 
sam Lösungsvor- 
schläge 

Arbeitnehmer 

Gutachten über die mit dem technischen, wirtschaft- 
lichen und sozialen Wandel zusammenhängenden 
Probleme im Hinblick auf eine Weiterentwicklung 
der Gesehschaftspolitik {Vorlage bis 1974) 

Mitglieder am 

9, Februar 1971 
berufen 


Erforschung der Grundlagen der Berufsbildung, ihre 
Ziele und Inhalte, Anpassung der Berufsbildung an 
die technische, wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung 

Institut ist 1970 
errichtet worden 

Alle an der beruflichen 

Bildung Beteiligte 

Schaffung grundlegender Voraussetzungen für die 
Information über den Arbeit smarkt, Unmittelbarer 
Überblick über die jeweilige Arbeitsmarkttage (nach 
Regionen, Wirtschaftszweigen, Berufen), prognose- 
fähige Grunddaten 

Erprobung des Erfas- 
sungsschemas in 
einem Großversuch 
jn Berlin 


Reform der Vorschriften über die Förderung des 
WsnterbdUs, Sicherung der ganzjährigen Beschäfti- 
gung und eines gleichmäßigen Einkommens für die 
Bauarbeiter, dadurch Erhöhung des Bauvolumens 
und gleichmäßige Ausnutzung der Unternehmens- 
kapazität. 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Arbeitnehmer und Unter- 
nehmen des Baugewerbes 

Verbesserung der Vergünstigungen für in Berlin 
tätige Arbeitnehmer ■ — Einführung eines Kinder- 
zuschlags für alle Kinder und einer Steuer- und 
sozia labgaben freien Loh rrzu Jage von 8 v. EL 

Gesetz vom 

23. Juni 1970 

BGBl. I S. 826 

Arbeitnehmer in Berlin 

Verbesserung der finanziellen Leistungen und 
Schaffung zusätzlicher Anreize für eine Arbeitsauf- 
nahme in Berlin 

Richtlinien vom 

10. Februar 1970 

BAnz. Nr. 23 vom 
' 18. Februar 1970 I 

Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Der Bericht soll Auskunft über die Ausgabenent- 
wicklung geben und Möglichkeiten aufzeigen, wie 
diese Maßnahmen anders als durch Beiträge der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber finanziert werden 
können. 

Bericht 

in Vorbereitung 

1 Sozialpartner 

Liberalisierung der Bestimmungen über die Gel- 
tungsdauer und den räumlichen Geltungsbereich der 
Arbeitserlaubnis, Vereinfachung des Verfahrens 

Verordnung vom 

2. März 1971 

BGBl. I S. 152 

Ausländische Arbeitnehmer 

Einführung einer Erlaubnispflicht für die gewerbs- 
mäßige Arbeitnchmerüberlassung, Ausbau des 
arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Schutzes 
der Leiharbeitnehmer 

Gesetz 

im Gesetzgebungs- 
verfahren 

Arbeitnehmer, Verleiher und 
Entleiher von Arbeitskräften 

Förderung und Koordinierung der Unfallforschung, 
des Arbeits- und Unfallschutzes, der Aus- und Fort- 
bildung auf dem Gebiet des Unfallschutzes 

Aufnahme der Tätig- 
keit mit einer 
Forschungsgruppe. 
Planung der 
Bauarbeiten 

Alle Bevölkerungsgruppen 

Verbesserung der innerbetrieblichen Sicherheits- 
Organisation durch hauptamtliche Sidierheitsinge- j 
nieure und Betriebsärzte 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Arbeitnehmer in der 
gewerblichen Wirtschaft 
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Lfd.Nr. 

Sozialbericht A (Nr.) 

Maßnahme 

1970 1 1971 

37 

37 75 

174 

Arbeitsgesetzbuch 

38 

37 76 

2, Arbeitsrechtsbereinigungsgeselz 

1 

39 1 

77 

Novelle zum Jugeridarbeitsschutzgesetz 

40 

1 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Lohnstatistik 

4 i 

32 

i 

1 

Verordnung über die Beschäftigung von Frauen auf Fahrzeugen 

42 

78 

81 

Aktionsprogramm „Berufliche Bildung" 

43 1 

40 86 ! 

43 

I 

Ordnung der Berufsausbildung (nach § 25 Berufsbildungsgesetz) 

44 

44 87 1 Berufs- und arbeitspädagogische Ausbildung der Ausbilder 

45 

i 

i 

Gesetz zur Änderung des ßerufsbildungsgesetzes 

46 ' 90 95 

125 

1 

Bundesausbildungsforderungsgesetz 

47 

1 46 96 

Sachverständigenkommission zur Untersuchung der Kosten und 
Finanzierung der beruflichen Bildung 

48 

i 

1 

47 97 

! Gesetz zur Freistellung der Arbeitnehmer für Bildungszwecke 

i 

49 

o 

o 

CO 

Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und der 
Krankenhauspflegesätze 
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Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Zusammenfassung und Weiterentwicklung des Ar- 
beitsrechts in einem Arbeitsgesetzbuch 

Sachverständigen- 
kommission 
konstituiert am 

3. November 1970 

Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber 

Vereinheitlichung des in mehreren Gesetzen ent- 
haltenen Arbeitsvertragsrechts, Änderung des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes 

Gesetz 

in Vorbereitung 

1 Arbeitnehmer 
j und Arbeitgeber 

Reform des durch die Entwicklung z. T. überholten 
Jugendarbeitsschutzes 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Jugendliche und Arbeitgeber 

i 

Das Gesetz berücksichtigt die Auswirkungen der 
Verflechtung der deutschen Lohnstatistik: mit der 
der EWG, vermeidet eine künftige Unterrepräsen- 
tation der deutschen landwirtschaftlichen Verdienst- 
statistik und erfaßt Einmalzahlungen, 

Gesetz im Gesetz- 
gebungsverfahren 


Das bestehende generelle Besdiäftigungsverbot sojl 
durch einen individuellen Gesundheitsschutz, insbe- 
sondere regelmäßige Vorsorgeuntersudtungen er- 
setzt werden, Frauen sollen in Zukunft tätig sein 
können, wenn keine gesundheitlichen Bedenken 
bestehen. 

Verordnung wird 
vorbereitet 

Frauen, die als Führerinnen 
von Omnibussen, Straßen- 
, bahnen und Kraftfahrzeugen 
von mehr als 3,5 t tätig sein 
wollen, Kraftfalminter- 
nehmen, öffentliche 
Verkehrsbetriebe 

Intensivierung der vorberuflichen Bildung und Be- 1 
rufsberatung, Reform der beruflichen Ausbildung, 
Ordnung der beruflichen Fortbildung, Intensivie- 
rung der beruflichen Bildungsmaßnahmen 

Vom Kabinett am 

5. November 1970 
verabschiedet 

Alle an der beruflichen 
Bildung Beteiligte 

Erlaß neuer Ausbüdungsordnungen 2 ur Anpassung ' 
der Berufsausbildung an die durch den technischen 
und wirtschaftlichen Fortschritt bedingten Verände- 
rungen der Arbeitswelt 

21 Ausbildungs- 
ordnungen werden 
z. Z. vorbereitet 

Auszubildende, 

Ausbildungsbetriebe 

Einheitliche Ausbildung für Ausbilder, Nachweis 
berufs- und arbeitspädagogischer Kenntnisse 

Verordnung 
in Vorbereitung 

Betriebliche Berufsausbilder 

Beseitigung von Schwierigkeiten, die im Bereich 
des öffentlichen Dienstes bei der Durchführung des 
Berufsbildungsgesetzes aufgetreten sind. Die Länder 
haben übergangsweise das Recht erhalten, für den 
Bereich der Heil-Hilfsberufe Reditsverordnungen zu 
erlassen. 

Gesetz vom 

12. März 1971 

BGBl. I S. 185 

Auszubildende und 
Ausbildende im öffentlichen 
Dienst 

Stufenweiser Ausbau eines umfassenden einheit- 
lichen Systems der Ausbildungsförderung, das je- 
dem Auszubildenden einen Rechtsanspruch auf Lei- 
stungen nach dem Gesetz zubilligt 

Gesetz im Gesetz- 
geb u ngs v erf ah ren 

Auszubildende 

Vorlage eines Berichtes an das Parlament mit Vor- 
schlägen, die eine für die Einzelbetriebe gleich- 
rangige berufliche Bildungsfinanzierung gewähr- 
leisten 

Die Kommission ist 
am L April 1971 
berufen worden 


Verpflichtung der Arbeitgeber, ihre Arbeitnehmer 
für die Teilnahme an anerkannten Bildungsveran- 
staltungen unter Fortzahlung des Arbeitslohnes von 
der Arbeit freizustellen 

Erarbeitung einer 
Konzeption 

Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber 

Finanzierung der Bereitstellung von Krankenhäu- 
sern als öffentliche Aufgabe. Übernahme der In- 
vestitionskosten durch Bund und Länder 

Gesetz im Gesetz^ 
gebungsverfahren 

j Krankenhäuser, 

| Benutzer, 

. Krankenkassen 
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Lfd. Nr. 

Sozialbericht A (Nr.) 

Maßnahme 

1970 | 1971 

50 


Gesetz über die Zulassung von nach § 19 Zahnlieilkundegesetz be- 
rechtigten Personen zur Behandlung der Versicherten in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung 

51 

48 103 

49 104 

Aktionsprogi amm Rehabilitation 

52 

55 10? ! Schaffung einer einheitlichen Rehabilitationsstatistik 

i 

i 

53 

84 1 16 

2. Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Bundeskindergcldgesetzes 

54 

85 119 1 2. Wohngeldgesetz 

i 

55 | 69 121 

i 

1 

Gesetz zur Änderung sozial- und beamtenrechtlicher Vorschriften 
über Leistungen für verheiratete Kinder 

56 

46 123 

90 

Gesetz zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle Förde- 
rung der Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) 

57 

123 

2. Gesetz zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle Förde- 
rung der Ausbildung 

58 

46 123 

90 

3. Gesetz zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle Förde- 
rung der Ausbildung 

59 

92 126 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 

60 

1 12 

Gesetz über die Errichtung einer nationalen Stiftung rr Hilfswerk für 
das behinderte Kind" 
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Zielsetzung 

Sadistand 

Zielgruppe 

1 

Das Gesetz soll einen verfassungswidrigen Zustand 
beseitigen und auch den Zahnbehandleni, die nicht 
staatlich anerkannte Dentisten sind, die Möglich- 
keit verschaffen, nach einer Vorbereitungszeit zur 
Behandlung Versicherter in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zugelassen zu werden. 

Gesetz vom 

27. April 1970 

BGBl. I S. 415 

Zahnbehandler, die .nicht 
staatlich anerkannte 

Dentisten sind, 

Krankenkassen 

Verstärkte Maßnahmen auf allen Gebieten der 
Rehabilitation und Koordinierung aller Rebabili- 
tationsmaßnahmen 

interministerieller 
Arbeitsausschuß hat 
die Arbeiten aufge- 
nommen 

Alle an der Rehabilitation 
beteiligten Stellen 

Eine einheitliche Rehabilitationsstaüsiik aller Trä- 
ger soll es ermöglichen, Verlauf, Erfolg, Kosten und 
Finanzierung der Rehabilitation zu ermitteln 

Vorhaben teilweise 
verwirklicht 

Träger der Rehabilitation 

Anhebung der für das Zweitkindergeld maßgeb- 
lichen Einkommensgrenzen von 7 800 DM auf 13 200 
DM jährlich und Erhöhung des Kindergeldes für das 
3, Kind von 50 auf 60 DM 

Gesotz vom 

16, Dezember 1970 
BGBL 1 S, 1725 

Familien mit geringerem 
Einkommen und mehreren 
Kindern 

Verbesserung der Leistungen, Erweiterung des 
Kreises der Ansprucbsberechtigten 

Gesetz vom 

14. Dezember 1970 
BGBL [ S. 1637 

Wohnungsinhaber mit 
geringerem Einkommen 

Fortfall der Verheiratelenklauseln, der sich vor 
allem zugunsten von Kindern und Waisen auswirkt, 
die nach Vollendung des 18. Lebensjahres in weiler- 
führender Ausbildung stehen 

Gesetz vom 

25. Januar 1971 

BGBl. 1 S. 65 

Verheiratete Kinder oder 
Waisen, die noch in der 
Ausbildung stehen 

Anpassung von Bedarfssätzen des Ausbildungs- 
fdrdenmgsgesetzes an die angehobenen Bedarfs- 
Sätze dos Hounefer Modells 

1 

Gesetz vom 

27, Juni 1970 

BGBl. I S. 919 

Schüler von Fachschulen, 
Berufsaufbau schulen, 
Abendrealschulen, Abend- 
gymnasien und Kollegs 

Teilweise Freistellung der Waisenrenten und Wai- 
sengelder von der Anrechnung auf den Bedarf des 
halb- oder Vollwaisen Auszubildenden nach dem 
Ausbildungsförderungsgesetz 

1 Gesetz vom 

9. Marz 1971 

BGBl. I S. 177 

| 

Auszubildende, die Waisen- 
renten oder Waisengelder 
und gleichzeitig Mittel nach 
dem Ausbildungsförderungs’ 
gesetz erhalten 

Angleichung von Bedarfssätzen des Ausbildungs- 
förderungsgesetzes an die zum I. Januar 197) ange- 
bobenen Bedarfssätze des Honnefer Modells 

im Gesefzgebungs- 
verfahren 

Schüler von Fachschulen. 
Abendgymnasien, Kollegs 
und Fadioberschüler mit 
abgeschlossener Berufs- 
ausbildung 

Die gesetzliche Amtsvormundschaft des Jugend- 
amtes wird ersetzt durch Amtspfiegschaft. Die nicht- 
eheliche Mutter erhält grundsätzlich die volle elter- 
Hohe Gewalt. Die Lage aller Kinder, die nicht in 
der Obhut beider Eltern aufwachsen, wird verbes- 
sert, Das Jugendamt hat alle werdenden Mütter zu 
beraten und gegebenenfalls zu unterstützen. 

Gesetz vom 

27. Juni 1970 

BGBL I S. 920 

| Nichteheliche Kinder, Kinder 
in unvollständigen Ehen, 
werdende Mütter 

1 

! 

Aus dem Sliftungsvermögen sollen behinderten 
Kindern Hilfen zur Eingliederung in die Gesellschaft 
gewählt werden. Die sogenannten Contergan-Kin- 
der sollen einen Rentenanspruch gegen die Stiftung 
auf Kapitalentschädigung und Rente erhalten. Hilfe 
zur Durchführung des Vergleichs, durch den die 
Fa. Chemie-Grünthal 100 Millionen DM bereitstelit 

Gesetz im GeseU- 
gebungsverfahren 

1 

Behinderte Kinder 
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Lfci.Nr. | 
1 

Sozialbericht A (Nr.) 

Maßnahme 

1970 1 1971 

61 j 57 138 

153 

Betriebsverfassungsgesetz 

62 

154 

Gesetz über die Verlängerung der Amtszeit der Betriebsräte 

63 

57 155 

156 

Stellungnahme der Bundesregierung zum Bericht der Mitbestim- 
mungskommission 

64 

157 

Gesetz über die befristete Fortgeltung der Mitbestimmung in bisher 
den Mitbestimmungsgesetzen unterliegenden Unternehmen 

65 

79 158 

161 

118 

3. Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 

66 

8 162 

Vermögensbildungsbericht 

67 

79 161 

1 Gesetz über vermogenswirksame Leistungen für Bundesbeamte r 
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 

68 

81 182 

1 

1 Ausbau einer Einkommens- und Vermögensstatistik 

69 

166 

! Europäisches Sozialbudget (Deutsche Initialive vom Juni 1970) 

1 

70 

167 

1 

Festlegung gemeinsamer sozialpolitischer Ziele in den Europäischen 
Gemeinschaften (Deutsche Initiative vom Juni 1970) 
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Zielsetzung 

1 

j 

Sadistand 

Zielgruppe 

Verbesserung der Rechte des einzelnen Arbeitneh- 
mers im Betrieb, der Jugendvertretung, der Mitbe- 
stimmungs- und Mitwiikungsrechte des Betriebs- 
rates, der Präsenz der Gewerkschaften in den Be- 
trieben und Neugestaltung der Zusammenarbeit von 
Betriebsrat und Arbeitgeber 

Gesetz jm Gesetz- 
gebungsverfahren 

Arbeitnehmer, Betriebsräte 
und Arbeitgeber, 
Gewerkschaften 

Die Amtszeit der Betriebsräte, deren Wahlperiode 
1971 auslaufen würde, ist bis April 1972 verlängert 
worden, weil die nächsten Betriebsrätewahlen schon 
nach dem neuen Betriebsverfassungsgesetz durch- 
geführt werden sollen. 

Gesetz vom 

16, Dezember 1970 
BGBL I S. 1710 

Betriebsräte 

Zur Vorbereitung weiterer Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Mitbestimmung in den Unternehmens- 
organen hat die Bundesregierung den Bericht der 
Kommission untersucht und die Probleme, die nun 
zur weiteren Prüfung anstehen, offengelegt. 

Stellungnahme 
ist dem Bundestag 
und Bundesrat am 

4. Dezember 1970 
zugeleitet worden 

Arbeitgeber, Arbeitnehmer, 
Gewerkschaften 

Das Ausscheiden mitbestimmter Unternehmen aus 
der paritätischen Mitbestimmung infolge Änderung 
der Produktionsstruktur soll für eine Übergangszeit 
bis Ende 1975 erschwert werden. 

Gesetz im Gesetz- 
gebungsverfahren 

Produktionsgesellsdiaften 
der Montanindustrie, 

Konzerne mit Montan- 
Charakter, Arbeitnehmer, 
Gewerkschaften 

Verdoppelung des Begünstigungsrahmens von 312 
auf 624 DM. Einführung einer Arbeitnehmer-Spar- 
zulage anstelle der Lohnsteuer- und Sozialabgaben- 
befreiung. Anreiz für die Tarifvertragsparteien, zu- 
sätzliche vermögenswirksame Leistungen zu verein- j 
baren 

Gesetz vom 

27. Juni 1970 

BGBL 1 S. 925 

i 

l 

Arbeitnehmer mit Jahres- 
einkommen bis 24 000 DM 
(Verheiratete 48 000 DM) 

In dem Bericht wird die Bundesregierung ihre Ver- 1 Bericht ! Alle Bevölkerungskreise 

mögenspoliük darlegen. j in Vorbereitung 

Vermögenswirksame Leistungen für Beamte, Rich- 
ter, Berufs- und Zeitsoldaten in Höhe von monatlich 
13 DM 

Gesetz yom 

17. Juli 1970 

BGBl, I S. 1097 

Beamte, Richter und Soldaten 

Bessere Durchleuchtung der Einkommens- und Ver- 
mögensverteilung, der Vermögensbildung und ihrer 
Finanzierung, der Formen der Ersparnis- und Ver- 
mögensbildung, der staatlichen Förderung 

Vorhaben 
in Vorbereitung 


Um die Sozialleistungssysteme in allen Ländern der 
EG durchsdiaubar und vergleichbar zu machen, wird 
nach dem Vorbild des deutschen Sozialbudgets und 
auf der Basis der europäischen Sozialkonten ein 
Europäisches Sozialbudget geschaffen. 

Deutsche Initiative 
vom Rat der EG am 
26 + November 1970 
angenommen. 
Untersuchungen der 
Kommission in 
Vorbereitung 

! 

Ausarbeitung gemeinsamer Ziele auf dem Gebiet 
der sozialen Sicherung in der Gemeinschaft. Zu- 
nächst: Untersuchung über die Abgrenzung des in 
die Soziale Sicherheit einzubeziehenden Personen- 
kreises 

Deutsche Initiative 
vom Rat der EG am 

26. November 1970 
angenommen. 
Untersuchungen der 
Kommission in 
Vorbereitung 

In der Sozialversicherung 
nicht erfaßte Personen 
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Lfd. Nr, 

Sozialbencfrt A (Nr.J 

1970 | 1971 

Maßnahme 

71 

102 168 

Reform des Europäischen Sozialfonds 

72 1 

1 169 

1 

Ständiger Ausschuß tur Beschäftigungsfragen der Europäischen Ge- 
meinschaften 

73 

! 

i 

101 17 L 

Untersuchung der Arbeitskraftepolitik in der BRD durch die Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit (OECD) 


74 172 Zwischenstaatliche Vertrage über Soziale Sicherheit der Arbeitneh- 

mer und ihrer Familienangehörigen 


a) abgeschlossene Verträge 
mit den Niederlanden > 

mit Haben 

mit Luxemburg 

mit den Niederlanden . 
mit Spanien 


mit Belgien 


mit den USA « . 
mit Jugoslawien 
mit der Türkei 


b) Verträge ln Vorbereitung 

mit Dänemark, Großbritannien, Israel, Japan, Kanada, Österreich, 
Spanien, der Schweiz, der NATO, der JGSRO 


75 

102 

i 

i 

172 

Revision der EWG-VO Nr, 3 über die Soziale Sicherung 
arbei tnehmer 

der Wander- 

76 

103 

172 

RaUfizierungsgesetz zum Übereinkommen Nr, 118 der 1 
Gleichbeharidlung von Inländern und Ausländern in 
i Sicherheit 

IAO über die 
der Sozialen 

77 

103 

172 

RatifiziemugsgeseU zum Übereinkommen Nr, 121 tU 
Leistungen bei Arbeitsanfällen und Berufskrankheiten 

:r IAO über 
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Zielsetzung Sachstand _ Zielgruppe 

i 

Finanzielle Unterstützung arbeits- und beschäfü- Vom Rat der EG am Erwerbstätige in struktur- 
gungspoliUscher Maßnahmen, die Arbeitslosigkeit i 25. November 1970 | schwachen Gebieten oder in 

verhüten und beseitigen und zugleich die allge- verabschiedet, Berufen, die nicht mehr wie 

meine Wirtschafts-, Agrar- oder Verkehrspolitik in Durdiführungs- ! früher gefragt sind 

der Gemeinschaft flankierend unterstützen sollen Verordnungen 

in Vorbereitung 

Gemeinsame Prüfung von Möglichkeiten zur Ko- Vom Rat der EG am Träger der nationalen und 
ordinierung einer gemeinschaftlichen Arbeitsmarkt- 26. November 1970 i gemeinschaftlichen 
Politik durch den Rat, die Kommission, die Mitglied- beschlossen Arbeitsmarktpolitik 

Staaten und die europäischen Sozial partner 

Positive Einflußnahme auf die Arbeitsmarktpolitik Der Expertenbericht Träger der 

der Mitgliedsländer durch ständigen Vergleich und soll bis etwa Herbst Arbeitsmarktpolitik der 

Austausch von Erfahrungen 1971 vorhegen Bundesrepublik Deutschland 

Verbesserung der Sozialen Sicherung für im Aus- I Rati fizie mngsg esetze Arbeitnehmer 
land lebende Berechtigte der Vertragssystem der VertragssUaLen 


21. Mai 1970 
BGBL U S. 277 
2t. August 1970 
BGBL II S. 797 
IE Februar 1971 
BGBL H S. 40 
1L Februar 1971 
BGBL II S. 37 
19. März 1971 
BGBl, n S. 162 
am 24. März 1971 
vom Deutschen 
Bundestag ange- 
nommen 
in Vorbereitung 
. in Vorbereitung 
! in Vorbereitung 


Für Familienleistungen und für Leistungen der Ar- Verordnung, die die Wanderarbeitnehmer 

beitslosenversidierung wird das Beschäftigungsland- Revision absdüießt 

prinzip eingeführt, Gleichstellung der Arbeitnehmer in Vorbereitung 

des Gastlandes und der Arbeitnehmer aus anderen 

Ländern der Gemeinschaft hinsichtlich ihrer Sozialen 

Sicherheit 

Die ratifizierenden Staaten verpflichten sich. In- und Gesetz vom Ausländische Arbeitnehmer 

Ausländer in bezug auf den persönlichen Geltungs- 21. August 1970 
bereich und auf den Leistungsanspruch in den von BGBL II S. 802 
ihnen übernommenen Zweigen der Sozialen Sicher- 
heit gieichzubehandelm 

Für Entschädigung der Folgen von Arbeitsunfällen Gesetz im Gesetz- Arbeitnehmer, die an Folgen 

und Berufskrankheiten werden höhere Mindestnor- gebungsverfahren von Arbeitsunfällen oder 

men festgesetzt als in früheren Übereinkommen der Berufskrankheiten leiden 

IAO vorgesehen waren. 
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Lfd. Nr. 

Sozia lberidht A (Nr.) 

Maßnahme 

1970 | 1971 

78 103 171 

Ratifizierungsgesetz zum Übereinkommen Nr. 122 der IAO über die 
Beschäftigungspolitik 

79 

i 

1 

103 172 

Ratifizierungsgesetz zum Übereinkommen Nr. 128 der IAO über 
Leistungen bei Invalidität und Alter und an Hinterbliebene 

i 

80 101 172 

Zustimmungsgesetz zur Europäischen Ordnung der Sozialen Sicherheit 

81 , 

i 

Deutsdi-ösLerrei chi scher Zusatzvertrag über Kriegsopferversorgung 
und Beschäftigung Schwerbeschädigter 

82 

175 

Aufbau eines mit EDV betriebenen Info rma Lionsbankensystems 

83 | 

27 178 

58 179 

74 

Einsatz von EDV-Anlagen und Eröffnung individueller Konten der 
Versicherten in der Rentenversicherung 

84 


Automationsgesetz 

85 j 

74 

1 Verordnung über die Datenübermittlung in den gesetzlichen Renten- 
versicherungen 

86 

177 

Gesetz zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

87 

76 

8. Gesetz zur Änderung des SeJbstverwaltungsgesetzes 

88 


Gesetz zur Neuregelung des Haushaltsrechts in der Sozialversidie^ 
rung 


62 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode Drucksache Yl/2155 



Zielsetzung 

Sachstand Zielgruppe 

i 

i 

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, eine aktive 
Besdiuftigungspolitik za betreiben, die die inner- 
staatlichen Verhältnisse, den Entwicklungsstand und 
die Wechselbeziehungen zwischen den Beschäfti- 
gungszielen und anderen wirtschaftlichen und so- 
zialen Zielsetzungen berücksichtigen. 

Gesetz vom 

15. Februar 1971 

BGBl. II S. 57 

Arbeitnehmer, Arbeitgeber, 

G e werkscha f ten 

Der Kreis der geschützten Personen bei der lnvali- 
ditäts- und Altersversicherung hat alle Arbeitneh- 
mer zu umfassen. Bei der Hinterbliebenenversiche- 
rung sind Ehefrauen, Kinder und sonstige unter- 
haltsberechtigte Angehörige von Arbeitnehmern in 
den geschützten Kreis einzubeziehen. 

Gesetz vom 

21 . August 1970 

BGBl. II S. 813 

1 

1 

Alle Arbeitnehmer und 
deren umerhaltsberechtigte 
Angehörige 

Völkereditlich verbindliche Mindestnormen für die 
Mitgliedstaaten des Europarates in allen Zweigen 
der Sozialen Sicherheit hinsichtlich des Kreises der 
zu schützenden Personen, Ansprudisvoraussetzua- 
gen, Art und Höhe der zu gewährenden Leistungen 

Gesetz vom 

15. September 1970 
BGBl. II S. 909 

Durdi soziale Sicherung 
geschützte Personen 

Anwendung des Vertrages vom 7. Mai 1963 auf 
weitere Personenkreise hinsichtlich der Heilbehand- 
lung, Vereinfachungen zur verfahrensrechtliäien 
Durchführung des Vertrages 

Gesetz vom 

27. April 1970 

BGBL II S. 19? 

Kriegsopfer 

Errichtung je einer Reditssprechungs-DaLenbank 
beim Bundesarbeitsgericht und beim Bundessozial- 
geridit und einer Sozialdatenbank beim BMA 

Aufbau 

in Vorbereitung 

i 

Schaffung der Voraussetzungen für eine automa- 
tische Datenverarbeitung, die eine Transparenz des 
Leistungsrechts, Verwaltungserleichterungen bei 
den Versicherungs trägem und Arbeitgebern und 
Kontoauszüge für die Versicherten ermöglichen 

Maßnahmen 
in Vorbereitung 

Versicherte 

Anpassung des Rechts der Rentenversicherung an. 
die Erfordernisse einer automatischen Datenverar- 
beitung 

Gesetz 

in Vorbereitung 


Erleichterung der Datenübermittlung in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung zwischen Arbeitgeber 
und Versicherungsträger. Ersatz der Versidherungs- 
karten durdi maschinell lesbare Datenträger. Ein 
Schritt zur Einführung individueller Konten der 
Versicherten 

Verordnung vom 

21. April 1971 

BGBl. I S. 362 

Arbeitgeber, 

Versicherungsträger 

Einführung eines schnelleren und vereinfachten 
Verfahrens in der SozialgerichtsbarkeH 

Gesetz im Gesetz- 
gebungsverfahren 

Rechtsuchende 

Überprüfung u. a. des Wahlalters, der Entschädi- 
gung der Organmilglieder und des Wahlrechts 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Versicherte in der Sozial- 
versicherung, ihre Arbeit- 
geber sowie deren Vertreter 
in den Organen 

Angleichung des Haushalts- und Rechnungswesens 
der Sozialversidierungstrager und ihrer Verbände 
an die Grundsätze des Bundeshaushaltsrechts 

Gesetz 

in Vorbereitung 

Träger und Vereinigungen 
auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung 
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1. Einleitung 

1* Die Bundesregierung Eegt das Sozialbudget. 1971 
in yestrcitlter tnifl erweitertei Form vor, Viele Ta* 
bellen wurden umqestaHel und durch Graphiken i:r- 
gänzl, um Entwicklung und StrukLur der Sozial* 
leistungcn überschaubarer zu machen. 

2. Die wichhysien Änderungen sind: 

- die Erweiterung der institutj aneilen Gliederung 
d e i Sozi a lief s tu n y ein 

— die Gliederung der Sozialleisturigen nach oiga- 
nisdton sehen Ge SirhLsp unkten, 

— die Verlängerung der Zeit reihen. 

- die VcueinfdcJuiny und inslilutk uud k: Zuordnung 
des funktionalen Budgets. 

3. Die methodische Grundkonzeption des Sozial- 
Budgets wti'd von diesen Auclei ungen nicht berührt. 
Audi Itir das Sozialbudget 1971 gilt; 

- Es gibt sowohl in institutioneller als auch tn 
funktionaler Sich* einen Überblick über die So- 
zial leist ungern und ihie Finanzierung in der Bun- 
desrepnh] Ek Deutsch Jand. 

Soweit die zukunJlige Entwicklung prognosli- 
vAmtl wird, liegen ihr die Am m l ugen der mdlel- 
tristiyen Wirbst ha Ifsprojek Ihm zugrunde, aul 
der auch die mittel fr isltge Fmanzpkimmy auf- 
baut. 

- Die Prognosen beruhen auT dem Stand der So- 
zialgesetzgebung vom 1. Januar 1971; berück- 
siddigl wurden rd Undings Gesetzesandei nngen, 
die vmii Ründeskahinelt st hon beschlösse];: sind, 
und die Ren tenan pass engen in den Reutenver- 
sidie.ru n gen. der Unfallversicherung und in der 
Kriegso p f erversorgti ng 


tj Sie werden 

— von Institutionen auf gesetzlicher Basis oder 

- von Betrieben gesetzlich, tanfv ertrag] ich oder 
fieiw i!hg 

gewahrt 

Der Kreis der Sozialleistungon, d e unter diese Ab- 
grenzung lallen, ist damit weil gezogen, weiter als 
zur "Zier i t die lech ruschen Mdg hrhk eiten zur Erfas- 
sung der Daten reichen. 

Die wichtigste Erweiterung des institutionellen 
Budgets ist die Aufnahme der Ai beit yehei leisten* 
gen im Krankheitsfälle. Vorgesehen, aber zur Zeit 
noch nicht realisierbar ist die Aufnahme der Vor* 
sorgungs werke der Selbständigen \n das institutio- 
nelle und lunkdonale Budget. Bisher konnte nur 
Mm Vcrsurgungskasse in die Giuppe der Ergän- 
/. li i tri s s y s Itfinn dufcji um m men wind e : i . 

Indirekte Leistungen, also Leistungen, die nicht 
durch Ausgaben von Institutionen, sondern durch 
gezielte Mindereinnahmen zustande kommen, sind 
nach dieser Definition ebenfalls Sozialleislunuen. 
Sie sind zwar schon im funktionalen Budget (wenn 
auch noch nicht vollständig! enthalten, sie fehlen je- 
doch im Institution eilen Budget. 

5, Die künftige Abgrenzung des Begriffs .„Sozial* 
leisumgen“' soll im gegenseitigen Einvernehmen mit 
den Landern der Europäischen Gemeinschaften ge- 
sucht werden. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
beim Mt ifcr Europäischen Gemumschallen cinye- 
regt, nach, deutschem Vorbild und aui der Grund- 
lage der Sozi alk unten, die vom Statistischen Ami 
der Europäischen Gemeinschaften ersiellt werden, 
ein Europäisches Sozialbudget zu schaffen. Der Kal 
der Arbniis* und Sozlcilminisler bat auf seiner Sit- 
zung vom 2h November I 97 D die deutsche Initial ive 
angenommen. 


II. Definition der Sozialleistungen 

4. Als .Suzi 'i ■■ *,U - u^n 1, werden itn Sn/ l1) 

197] alle Aufwendungen zusariuneugetahL die foj- 
g e n d e Be c I i n g u n y e n erfüllen: 

a) Sie dienen zm Finanzierung 


III. Wirtschaftliche Grundannahmen 

6, Das Sozia Ibudget basiert auf den um Jahres- 
wirt schüft sbcrichi der Bundesrecjituung veröffent- 
lichten Da Len der Jahresprojekt Ionen und der mit- 
telfristigen Zielprojekl iön I D ruck so die U/l7£i0). jm 
einzelnen sind folgende Wachst umsruten von be- 
sondere! Bedeutung: 


— vojbeuyemU-n \\ !fei iei lioi stel lerjdej oder w..- 

dc reuig I reden t de r Maßnahmen (rmschließ- 
11dl besonderer r frff&nt \;n Hand) 

ode r 

— von Einkoirirrieiisge weh rangen. 

b) Sie sind zur Dockung och: 1 Lflfse b-i-u jung so- 
zialer Risike n bestimmt und worden 

— bei besonderen Belastung* n oder 
— Ein kom me n sa u sl a 1 1 c n 
gewährt. 


Bruttolohn- und -gchaltssumme .. j;0V* 6.7 

Zahl der abhängig Beschäftigten . . 1 0,4 

Preisniveau des privaten 

Verbrauchs 3 ER 

Bruttosozialprodukt 

zu laufenden Preisen 8 6,8 

in konstante' n Preisen 3 1 _ 4,8 
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7. Die Entwicklungsraten wurden in ge gensei Ligen 
Abstimmungen so ermittelt, daß zwischen all ge- 
meiner wirtschaftlicher Entwicklung und Entwick- 
lung des Sozia IbudyeLs Konsistenz besteht. Die Zu- 
sammenhänge zwischen Sozialbudget und Volks- 
wirtsdiaftlicher Gesa m frech nung sind in Nr. 12 ff. 
um) im Tabeilenaxdiang 1U dargestellt. 

8. Die Grün dann uh men der mittelfristigen Wirt- 
sdiaftsprojektion bilden die Grundlage sowohl für 
das Sozialbudget als auch für den Finanz])! an des 
Bundes, der sidi ebenfalls auf die Zeit bis 1975 er- 
strecken wird. 


IV. Weiterer Ausbau 

9. Es wird angeslrebt, im Laufe des Jahres 1 97 1 
die Technik des Sozialbudgets in ein Dalenverarbei- 
Lungsprogramin einzuarbeiteri. Das wird für die 
Zukunft die Möglichkeiten des Sozialbudgets hin- 
sichtlich sachlicher und zeitlicher Ausdehnung, 
innerer Folgerichtigkeit und Varianten erheblich er- 
weitern. 

10. Dazu ist notwendig, die noch vorhandenen 
Lücken, z. B. bei den Versorgung-swerken der 
Selbständigen, den Beihilfen im öffentlichen Dienst 
und den Zusatzversorgmujswicken (vnl. Nr. 13) zu 
schließen und weitere Bereiche in das Sozialbudget 
auf zu nehmen, in erster Linie die freiwilligen Arbeit- 
gebe rieistungen, die z. T, im funktionalen Budget 
schon enthalten sind, ferner aber auch öfleni liehe 

— Fa hrgel de rrnäßigung für Arbeitnehmer 

— Fahre^eld-ennäßigungen für Kinderreiche 

— Fahrgeld, ermäßig ungen oder -Übernahme für 
Schwerbeschädigte und Schüler 

Es wird zu überlegen sein, wie die indirekten 
Leisimiyen, die zu m Teil jetzt schon als Steuer- 
ermäßigungen im funktionalen Teil des Sozial- 
budgets dargestellt werden, ergänzt und in die 
institutionelle Gliederung emgelugl werdon können. 

11* Die Aufnahme einer Institution und Funktion 
Vermögensbildung wird, auch mit den anderen Mit- 
gliedsländern. der Europäischen Gemeinschaften, im 
Prinzip und in der Technik zu besprechen sein. Für 
eine spatere Zukunft wird daran zu denken sein, 
wie die Entwicklung des Vermögens der Institu- 
tionen in das Rechenwerk c inbezogen werden kann. 


V. Überblick'über das Sozialbudget 1971 

1. Änderungen im Institutioneilen Teil 

12. Der Aufbau eines Europäischen SozialbudyeLs 
wird erleichtert, wenn die nationalen Systeme den 
Statistik und Prognose der international vergloüii- 
baren Systematik angonaheit werden. Ein erster 


Schritt in dieser Richtung wird im Sozialbudget 1971 
getan: Der institutionelle Teil wird in Anlehnung 
an die Systematik des Statistischen Amtes der Euro- 
pa äsdien Gemeinschaften gegliedert: 

1 Soziale Sicherung 

11 Allgemeine Systeme 

12 Sondersysteme 

13 Systeme nach beamtenrechtiicher Vor- 
schriften 

14 Ergänzungssysteme 

2 (nicht besetzt) 

3 Entschädigungsleistungcn 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

Der Begriff „Soziale Sicherung" umschließt die In- 
stitutionen der Sozialversicherung, die Beamten- 
versorgung und andere Leistungen im öffentlichen 
Dienst, die gesetzlichen Verso rgungs werke für 
Selbständige, die Enlgeltfonzahlung im Krankheits- 
fälle sowie Ergänzungssysteme für bestimmte Grup- 
pen. Nicht auf genommen wurde in das Sozlnlbudget 
die international gebräuchliche Untergruppe „Frei- 
willige Systeme' 1 innerhalb dev Sozialen Sicherung, 
weil es in der Bundesrepublik Deutschland kaum 
Institutionen der Sozialen Sicherung gibt, die nur 
freiwillig Versicherte kennen. Außerdem wurde 
eine Position 2 „Freiwillige Arbeitgeberleistungen " 
offengelassen. 

In Anlehnung an die Kategorien der Sozia Ikon Len 
der Europa i sehen Gemeinschaften wird im Sozial- 
budget 1971 mit folgenden Definitionen gearbeitet: 

1 Soziale Sicherung 

11 Allgemeine Systeme: Systeme, denen eine 
Gesamtheit von Personen ohne Unter- 
scheidung nach dem jeweiligen Wirlschafts- 
be reich an gehört. 

11a Entgeltforlzabtung bei Krankheit als gesetz- 
liche Leistung, die von den Arbeitgebern 
direkt geleistet wird, 

12 Sondersysteme: Eigenständige Systeme für 
Personen, die in einem bestimmten W iri- 
sch afsbe reich tätig sind (Bergbau, Land Wirt- 
schaft usw.). 

13 Systeme nach beamtenrcchlUchen Vor- 
schriften (Statutarische Systeme): Systeme 
für die Bediensteten von Gebietskörper- 
schaffen und finde re n öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, insbesondere für Beamte. 

t4 Ergänzungssysteme: Systeme, <hc einen zu- 
sä tz liehen Schutz gewähren, der den Schutz 
durch andere Systeme ergänzt. 

3 Entsdiädigungsleistungen 

Ofhmtlieh-rech! liehe Systeme, du: Leistungen ge- 
währen für besondere Belastungen und E : n- 

kommensausfällc, die durch politische Ereignisse 

und Naturkatastrophen verursacht wurden. 
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4 Soziale Hilfen und Dienste 

öffentliche Leistungen mit z. T. immateriellem 
Charakter, die Notlagen und soziale Harten ab- 
wenden oder ihnen Vorhängen sollen, von denen 
einzelne Mitglieder der Gesellschaft betroffen 
werden können, Insbesondere wenn die Systeme 
der Sozialen Sicherung oder Entscheid iyungs- 
leisümgen nicht oder nicht genügend Eingreifen. 

13. Berichtseinhoit ist die Institution. Nur bei sehr 
kleinen und in sich gleichartigen Institutionen 
wurde zusammengefaßt. Für die Bundesrepublik 
ergibt sich danach folgende Systematik der Institu- 
tionen : 

l Soziale Sicherung 

1 1 Allgemeine Systeme 

111 Rentenversicherung der Arbeiter 

112 Renten Versicherung der Angestellten 
]I3 Krankenversicherung und Mutterschutz 
I U Unfallversicherung 

1 1 5 A rbßi f ,s I on J er u n g ei n sch] . A rbe i. tsl osc n - 
Versicherung und berufliche Bildung 

116 Kindergeld 

11a Fnlgeltlor Izflhlüny bei Kiankheit 

12 Sondersys lerne 

121 Knappsthaftüche Rentenversicherung 

122 Aiter.sh.ilfe iür Landwirte 

123 Versorgung^ werke für Selbständige 

13 Systeme nach beamtenrechtlichen Vor“ 
schntten 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

132 Kindei Zuschläge im öffentlichen Dienst 

133 Beihilfen 

14 Frgänzuhgssysteme 

141 Zusatz Versicherung im öffentlichen 
Dienst 

142 Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

3 Entsdiädigungsleistungen 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
Opfer (einschließlich Kriegsopferfürsorge) 

302 Lustenausyleich 

303 Wiedergutmachung 

304 Sonstige- Entschädigungen 

4 Sonstige soziale Hilfen 

401 Sozialhilfe 

402 Jugendhilfe 

403 Ausbildungsförderung 

404 Wohngeld 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 


Neu aufgenommen in das institutionelle Sozial* 
budget werden davon 

— die Entgellfortzahlung bei Krankheit / Ha/ 

— die Zu Satz Versicherung für einzelne Berufe /N2J 

— die AusbildungsfÖrderung 1403} 

Außerdem ist für die nächste Zukunft vorgesehen, 

— die Vei sorgungswerke fiii Selbständige /J23/ und 

— die Beihilfen Il33j 
aufzu nehmen (vgl. Nr. 10). 

AusgegÜedert aus der Rentenversicherung der Ae 
heiler und in die Zusatz Versicherung Ehr einzelne 
Berufe [1421 eingegliedert wird die 

— Hültenknappschaftliche Pensionsversieherung im 
Saarland. 

Eine inhaltliche Erweiterung erfahren 

— die Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst / 1321, 
imier die nunmehr uudi die höheren OrlsrusdiLige 
gezahlt weiden, die sich ergeben, wenn unterhalls- 
berecldigte Kinder da sind, sowie 

— die Wiedergutmachung 13031, 

in die auch Zahlungen ins Ausland auf genommen 
wurden. 

Ein Teil der vorgesehenen Institutionen. (Versiehe 
vungs werke für Selbständige und Beihilfen) kann 
wegen der fehlenden statistischen Untei lagen noch 
nicht au [genommen werden; für aadtue Bereiche 
sind vorläufig unvollständige Daten eingesetzt 
worden, z. B. bei den Zusatz Versicherungen. 

Noch aicht auf genommen in das institutionelle 
Sozialbudget wurden die Systeme der indirekten 
Leistungen. Abgesehen von autistischem Schwierig- 
keiten, die liier immer noch bestehen, geht es auch 
darum, den Gesamtkomplex weiter zu klÜTeru auch 
auf europäischer Ebene. 

Endziel ist, eine inhaltliche Übereinstimmung von 
institutionellem und funktionalem Sozialbiulgel zu 
erreichen. 

ln sich gleichartige Institutionen, wie die Zusatz- 
versorgnrigs wtvrke, wurden zu einer Institution zu* 
Sdnunengefaßl. Kleinere Institutionen, die ähnlichen 
sozialen Zwecken dienen, wurden zusamm enge faßt: 
Es erscheinen die bisherigen Institutionen „ Unter- 
haltssiche nmg" und „Sonstige Entschädig urtgs- 
leistungen” als 

„Sonstige Entschädigungen" / 304 j . 

I in zugehörigen Text wird, soweit es notwendig ist, 
auf Einzelheiten cingeyarnjen. 

14. Die Zeit reihen werden durch Verzicht auf 
Zwischen werte stark gekürzt. Dadurch ergibt sich 
die Möglichkeit, statt des Elfjahresze strammes mit 
Detailangaben für jedes Jahr einen 25-Jahres-Zeit“ 
raum zu beschreiben. Es werden die Eck jahre 1050, 
1955, I960, 1965, 1970 und 1975 sowie der Gegen- 
wartszeit raum 1969, 1970 und 1971 aufgeführt, so 
daß für die Übersichten folgende Reihe entsteht: 

— 1950, 1955, I960, 1965, 1969, 1970, 1971, 1975. 
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Das erlaubt, je nach der Besonderheit der beschrie- 
beTK’T] Institution, die 

— Darstellung der Gegenwart mit kurzfristiger 
Prognose bis 1971, 

— mittelfristige Vorausschau bis 1975, 

— längerfristige TrendinUrpre ?lati ; cm 1950 bis 1975. 

2. Änderungen im funktionalen Teil 

15, Auch die lunktionale Gliederung des Soziat- 
hu dt je Ls 1971 weist gegenüber der Darstellung im 
Sözudbudgct 1970 Änderungen auf. Der Beobach- 
tung szei ha um ist von 10 auf 15 Jahre ausgedehnt 
worden; dargestellt werden die Jahre I960, 1965, 
1970 und 1975. Erstmals wird die funktionale Auf- 
gliederung für einzelne Institutionen ausgewiesen, 
So läßt sich fests'ellen, welche Institutionen für eine 
bestimmte Punktion Leistungen erbringen und auf 
welche Funktionen sich che Leistungen einer In- 
stitution verteilen. Die Verflechtung von Institutio- 
nen und Funktionen im System der sozialen Siche- 
rung wird dadurch deutlich. 

Das Gliederungssthema des funk Lion alert Sozial- 
budgots ist vo rem f acht worden. Da vor allem Leer- 
posdionen und Tabei lenfelder mit relativ geringen 
Betragen weg ge fallen sind, aber an den Prinzipien 


und wesentlichen Eigenschaften der funktionalen 
Aufgliederung nichts geändert wurde, bedeutet die 
Komprimierung keinen Informationsverlust. Der In- 
formationswerl des funktionalen Soziulbudgels ist 
im Gegenteil gestiegen, denn die funktionale Struk- 
tur des sozialen Sicherungssystems ist jetzt klarer 
erkennbar. 

Zusätzliche Information wird zudem dadurch gege- 
ben, daß erstmals der Tatbestand „Bildung" ausge- 
wiesen wird. Damit werden die Leistungen für die 
Ausbijdungsfördening und für die berufliche Bil- 
dung sichtbar gemacht, denen die Bundesregierung 
große Bedeutung zumißL Die Leistungen der Insti- 
tution Ausbildungsföxdening werden voraussichtlich 
auch in dem von der Bund -La oder- Kommission aus- 
zuar beitenden gemeimsamen Bikluugsbudget des 
Bundes und der Länder ausgewiesen. 


3. Hauptergebnisse des institutioneilen Budgets 

16. Uber die gesamte Zeitspanne des Sozia 1 Budgets 
erreichen die Leis Lungen 1975 den zw'ölf färben Wert 
von 1950. Ln dieser Zeit haben in der Bevölke- 
rungsstruktur, im Wirtschaftsleben und im sozialen 
Bewußtsein erhebliche Verschiebungen statt gefun- 
den, che sich in der Struktur der Leistungen sichtbar 
(zum Teil aber auch unsichtbar) nied erschlagen. Die 


Übersicht 1 


Struktur des Sozialbudgets 


Institutionen 

1950 

1 955 | 

I 960 

1965 1 

1970 ' 

[ 

1975 

Sozialbudget 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Soziale Sicherung 

74,7 

78,0 

82,2 

84,2 

87,0 

87,5 

Allgemeine Systeme 

50,2 

50,1 

56,1 

58,1 

58,8 

60,8 

Rentenversicherungen der Arbeiter und der 







Angestellten . . ........... 

21,3 

24,0 

33,9 

34,9 

36,2 

37,3 

Krankenversicherung und Mutterschutz 

15,1 

16,0 

18,5 

19,0 

18,7 

20,1 

Unfallversicherung 

3 r 5 

3,5 

3,3 

3,8 

3,1 

3,0 

Arbeilsförderung einschließlich Arbeitslosen- 







versicherung und berufliche Bildung 

1 2,6 

6.9 

2,3 

1.9 

3,0 

2,6 

Kindergeld 

! 0,3 

1.9 

2,2 

3,8 

2,6 

2,3 

EntqeltforLzahlung bei Krankheit 

3,0 

3,5 

5,8 

6,0 

10,0 

8,9 

Sonde rsy steme 

3,6 

4,3 

5,3 

5,3 

5,2 

5,1 

Systeme nach beamten rech Uichen Vorschriften 

17,7 

20,1 

15,8 

15,6 

14,3 

13,7 

Ergänzung ss y steme 

0,9 

1,0 

0.7 

0,8 

0,8 

0,9 

Entschädigungsleistungen 

18,8 

16,7 

13,9 

11, 6 

8,5 

7,0 

Soziale Hilfen und Dienste 

6,8 

5,4 

4,1 

4.5 

4,7 

5,7 

„Kosten der Sozialen Sicherung" 

95,9 

93,2 

90,0 

89,6 

85,9 

85,7 
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Hut wnVmngslendvn/r zieht n sich i. ö, über den 

gesamten Zeitraum hin, d. h. mich in die miliel- 

Irisiiq»' Zukunft hinein (vgl. tlherei hl L) 

Im einzelnen mud das lolgende Tendenzen: 

— Die Allgemeinen Systeme (vgl. Nr. 12) gewinnen 

an Bedeutung. Ihr Anteil am Sozial Budge t sleigl 
von rund ou v. Bf. auf rund 60 v. i i. (jeweils 
1950 1 075) . Zum Teil ist das eine Folge des rela- 
tiven RücT-, fs b i ai i Sys fernen (s. .); 

entscheidend ist über der Zuwachs der Zahl der 
geschützten Personen und der Ausbau der Lei- 
stungen. Getragen wird diese Expansion beson- 
deis von den Rentenvei mdu-i ungen. Die Rehteh- 

de: 1957 erkhut den Sonnig zwischen 1955 

und 19ftfJ. Die weitere relative Ausdehnung 
dürfte mit der Verschiebung in der Alterest mV 
tur Zusammenhängen. 

Der zweite Exp< n.s'fäMor t die Kr&ukenv<är- 
sichr-runa, die im Zusammenhang mit der Eilt- 
geltfortzäh lang gesehen vrarden muß. Im Jahre 
0 geht durch die Entführung der nrbei’srechl- 
liehen Entgelt Fortzahlung für Arbeiter der größte 
Teil des Kj ankemjeuies vun der Krankenver- 
sicherung auf die für Zwecke des Sozialbudgets 
gebildete Institution ,. Entgelt f>n tzahlung >£j 
Krankheil" über. Die Verlagerung ist deutlich 
in dein leichtert Rückgang der uuoh' !«*r Kran-- 
kenv erung und dem Sprung nach oben 
der Zeile Jih igeU fortzäh Ihrig * zu erkennen, r 1 
Enigel Ifartzahlung hat damit, ihr Maximum er- 
rn.rbt und kann sich bei voller Lohr.- und G ■ 
hallst oi iz dilung Im Krankheitsfälle nicht mehr 
ausdehnen. Bei weiterer Expansion anderer 
Sy.üemr bedeutet das dfeti relativen Rückgang. 

- Die Sondersysteme (vql. Nr. 12) dehnen sich 
bis etwri 1900 aus, verändern dann ihre Position 
relativ nur qerinq. Bis 960 wwdö die k.napp- 
schalt liehe Rentenversicherung aüfcg&haUl und 
die Altershilfe für Landwirte gegründet. 

— Die Beamtensysteme zeigen einen relativen 

Rückgang, 4et 7 wu L; Sachen hat. Erstens w ■ 
reu die Leistungen dieses Systems von Anfang 
■u im V he Zn is ?: ld reu Systemen hoch and 

konnten deshalb im weiteren Verlauf keine so 
große guaWtaliyotl Veibessei nnger. fah:n we 
andere Systeme. Zweites macht sich die Wieder- 
eingliederung der verdrängten Beamten bemerk- 
bar. 

■ — Leiziere Entwicklung gilt auch für die EnUchärii- 
gungsleislungem Mit dem zeitlichen Abstand 
von den ursächlichen Ereignissen sink* ihr An- 
teil aü den Gesamt leis Lungen trotz finanziellen 
Ausbaus dei Leitungssysteme: 

— Bei den Sozialen Hjlfeu und Diensten /eigen sich 

zwei unterschied,! ich© Entwicklungen. Zunächst 
(1950 bis I960) domin ie de allmähliche Rück- 

gang der Sozialhilfe. Die Einführung von Wohn- 
geld und \ u mgsferderung überlagert spä- 
ter diese Linie und läßt den Anteil dieser 
Systeme wieder steigen. 
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17 . Zum V< l mit früheren Sozialbudgets und 
zum infernal ioriri u Vc gleich sind die Soziallei- 
siunqvn muh »n der Abgrenzung der besonders beim 
Intematioralen Arbeitsamt gebräuchlichen „Kosten 

tlcn Sicherung 11 gebracht. Es zeigt sich, daß 
diese Abgrenzung zu längerfristigen Vergleichen 
nur beschränkt geeignet ist, weil die starre Defini- 
tion nur die Verbesserungen innerhalb best* ixend* ' 

Si nt Ionen zur Kenntnis nimmt, mehl dagegen 
Einführung u: l ti ; Wicklung bestimmte arm r, 

. iders onlwicklungstrachLgei Emi iditungen. So 
sind m den „Kosten der Sozialen S i die i urig" nicht 
enthalten: Entgelt Fortzahlung, V musw rke 

für Selbständige, Zusatzversicherung im öffentlichen 
Dienst und lu: einzeln«* Berufe- Wiederquimadmng 
und Sonstige Entschädigungen, fugendhtlte, Aus- 
bildiingsfördening und Wohngeld. Die „Kosten der 
St n Säften* g" b trägen 1950 noch rund 
9b v. II., 1975 nur noch rund 86 v. H. <T *s Sozial- 
budgets. 

18 . Die aufgezeigteu Entwicklungstendenzen zeigen 
sich auch in der Übersicht 2, in der die Quoten ein- 

t I: r\ i ■ System« ins Verhältnis 

zum jeweiligen Bruttosozialprodukt gesetzt sind, so 
daß damit Teil -SöziäUej stungscpioteri entstehen... 

Bemerkenswert ist, daß die Sozialleistungsquotc* 
z, 2 i von 1950 auf 1970 über 

■ ) steigt : , No ri s tn 

Sicherung" dagegen nur um zwei. 

rur beide Übersichten (1 und 2] gilt, d 3 w n clor 
Verrechnungen der Institutionen untereinander die 
Summe der Teihpiotcu stets etwa s Küher ist als die 
Zwisdien- o.:ct tm ütnl |UOl< Diese Darstellung 
erschien sinnvoller als die I näher übliche Abgren- 
zung in so ge na unten „Rein arm; H n* J . 

19 . Innerhalb der Leistungsarten nahmen die 

Geldleistungen eu, die Sachleistungen dagegen zu 
(vgl. Übersichten 3 5). 1 ne leichte Abnahme 

gibt es auch bei de e Allgemeinen Diensten ur 
Leistungen ivgi. Nr. 55), wenn auch mit unterschied- 
licher Entwicklung der Details: einerseits nehmen 
die Beratungen und HU n z c ■m"-' s wächst 
die innere Verwaltung iii-dhl in gl chem l r mfang wie 
d e G d- und Sachleistung* n. Dtesis Entwicklung gilt 

r die gesamte beschri»- teil« 1 oue nsdiließ- 
lieh des Vorausberedmungszeilraums. 

Die Fmanzierungsstruktur verschiebt sich zugun- 
sten der Bcitragsfinairzierung und innerhalb der Bei- 
tel ■!■ ■ A; Lqeberunivile zu J ; iegt 

eine besondere Zunahme im Jahre 1970 (vgl. Über- 
sicht 3], m dem die Loh nfori Zahlung im Krankbtuls- 
lalle einge] irt wurde,- tlabni wti nie uriteisivlll., daß 
die Institution Entgeltforlzahlung aus Arbeitgeber 
beitrügen finanziert wird. Ehe öffentlichen Mittel 
nehmen anteilsmäßig bis etwa 1970 ab (1950: rund 
30 v. II., 1970 rund 23 v. II. ) r von da an nehmen sic 
leicht wieder zu (aul rund 24 v. H. 1975), 
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Übersicht 2 Sozialleistungsteilquoten 

in v, H. des Bruttosozialprodukts 


Institutionen 

1950 

\ 

1955 

I960 | 

!965 | 

1969 

1970 

197J 

1975 

Sozialbudget 

17,1 

16,4 

17,5 

18,6 

19,7 

19,9 

20,2 

21,5 

Soziale Sicherung 

12,8 

12,7 

14,4 

1 5,6 

17,1 

17,3 

17,5 

18,8 

Allgemeine Systeme 

8,6 

8,2 

9,8 

10,8 

12.2 

11,7 

11,8 

13,1 

Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten 

3,6 

3,9 

5,9 

6,5 

7.3 

7.2 

7,2 

8,0 

Krankenversicherung und Mutterschutz 

2,6 

2,6 

3.2 

3,5 

4,0 

3,7 

3,9 

4,3 

Unfallversicherung 

0,6 

0,6 

0,6 

0,7 

0,7 

0,6 

0,6 

0,6 

Arbeitsförderung einschließlich Arbeits- 
losenversicherung und berufliche Bil- 
dung 

2,2 

1,1 

0.4 

0,4 

0,5 

0,6 

0,5 

0,6 

Kindergeld 

0,1 

0,3 

0,4 

0,7 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

i 

Entgelt fortzahlung bei Krankheit 

0,5 

0,6 

1,0 

1.1 

1,2 

1,9 

1,9 

1,9 

Sondersysteme 

0,6 

0,7 

0,9 

1,0 

1,1 

1,0 

1,0 

U 

Systeme nach beamtenrecht liehen Vor- 
schriften 

3,0 

3,3 

2,8 

2,9 

2,9 

2,8 

2,9 

3,0 

Ergänzungssvsteme 

0,1 

0,2 

0,1 

0.1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Entschädigungsleisümgen 

3.2 

2,7 

2,4 

2,1 

1.8 

1,7 

1,6 

1,5 

Soziale Hilfen und Dienste 

1,2 

0,9 

0,7 

0,8 

0.9 

0,9 

1,1 

1,2 

„Kosten der Sozialen Sicherung" 

16,4 

15,2 

15,8 

16,6 

17,7 

17,1 

17,2 

18,5 


Übersicht 3 Sozialbudget Insgesamt 

Kurzfristige Prognose 
1 969, 1970 und 1971 



1969 

1970 

197! 

| 1 969,70 | 

! 970,71 

•li 

DM 

v. H. 

i 

Millionen j 
DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

Leistungen 









Geldleistungen 

89 772 

75,5 

10] 340 

75,2 

110 283 

74,5 

+ 72,9 

+ 8,8 

Sachleistungen . . , 

22 096 

18,6 

24 845 

lB t 4 

28 321 

WA 

4 12,4 

+ 74,0 

Allgemeine Dienste 









und Leistlingen 

7 045 

5,9 

8 605 

6,4 

9 504 

Ml 

4-22,2 

+ 70,5 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- 

— 

insgesamt 

| 118913 

700 | 

| 134 790 

WO | 

148 108 

WO 

| 4- 13,3 

t 9ß 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

31 691 

26,1 

36 808 

26,; 

39 284 

25,3 

4- 16,2 

+ 6,7 

Beiträqe der Arbeitgeber 

53 197 

14,3 

66 493 

47,2 

74 624 

48,0 

-1-25,0 

+ 72.2 

öffentliche Mittel 

30 717 

25,5 

32 855 

23,3 

36 797 

23,6 

4- 7,0 

+ 72,0 

Vermögensertrüge 

2 839 

2,4 

3 029 

2,2 

3 242 

2,1 

4 - 6,7 

+ 7,0 

Sonstige Einnahmen 

1 669 

1,4 

1 630 

1,2 

1 612 

1,0 

- 2,3 

- 7,7 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

| 120 113 

100 

140815 

WO 

155 559 

100 

+ 17,2 

+ 70,5 
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Sozialbudget insgesami 

Mittelfristige Projektion 

1965, 1970 und 1975 

1965 1970 

1975 

Übersicht 4 

1965 70 | 1970/75 

Millionen 

DM 

v.R 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

V. H. 

(Jah res- 
üurdischnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

Verrechnungen 

65 876 

14 203 

5 295 

77,1 

16,7 

6,2 

101 340 

24 845 

8 605 

75,2 

18,4 

6,4 

151 401 

41 718 

12017 

73,8 

20,3 

5,9 

+ 9,0 
+ 11,7 

+ 10,2 

+ 8,4 
+ 10,9 

+ 6,9 

insgesamt 

85 459 

100 

134 790 

wo 

205 136 

100 

+ 9,5 

+ 8,8 

Finanzierung 









Beitrage der Versicherten 

21 230 

23,8 

36 808 

26,1 

53 836 

25,5 

+ 1 1,6 

f- 7,9 

Beiträge der Arbeitgeber 

38 382 

42,9 

66 493 

47,2 

100 156 

47,3 

+ 1 1,6 

+ 8,5 

öffentliche Mittel 

25 712 

28,7 

32 355 

23,3 

51 028 

24,1 

+ 5,0 

-r 9,2 

Vermögenserträge 

2 344 

2,6 

3 029 

2,2 

5 098 

M 

+ 5,3 

+ 11,0 

Sonst iqe Einnahmen 

1 758 

2,0 

1 630 

1,2 

1 416 

0,7 

- J,5 

- 2,8 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

89 426 

100 

i 140 815 

100 

211 534 

100 

+ 9,5 

+ 8, 5 


Sozialbudget Insgesamt Übersicht 5 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 

1950/1075 

Millionen 

DM 

v.H. 

Millionen 

DM ! v ' H 

V. H. 
(Jahres- 
durch- 
schnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

Verrechnungen 

13 121 

2 361 

1 272 

78.3 

14,1 

7,6 

151 401 73,8 

41 718 20,3 

12 017 5,9 

T- 10,3 

4 12.2 
+ 9.4 

insgesamt 

16 754 

100 

205 136 100 

+ 10,5 

Finanzierung 





Beiträge der Versicherten 

3 730 

21,0 

53 836 25,5 

+ 11,3 

Beiträge der Arbeitgeber 

7 448 

41,9 

100 156 47,3 

+ 1 1,0 

Öffentliche Mittel 

5 452 

30,6 

51 028 24,1 

+ 9,4 

Vermögenserträge 

84 

0,5 

5 098 2,4 

- -.8 

Sonstige Einnahmen 

1 066 

6,0 

1 416 0J 

+ 1,1 

Verrechnungen * 

— 

— 

— — 

— 

insgesamt . . . 

17 780 

100 

211 534 WO 

4/0,4 
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4. Hauptergebnisse des funktionalen Budgets 

20. Die Gesamtsumme der Sozia] leistungen im 
funktionalen Sozialbudget beträgt 

1960 65 f 3 Mid. DM, 

1965 103,2 Mrd. DM, 

1970 158,7 Mrd. DM, 

1975 234,7 Mrd. DM. 

Im Zeitraum I960 bis 1975 wachsen die Sozialleistun- 
gen, die im funktionalen Sozia lbud ge L zusammen- 
gefaßt sind, um durchschnittlich knapp 9 v, H, pro 
Jahr, wahrend das Bruttosozialprodukt im gleichen 
Zeitraum um durchschnittlich knapp 8 v. H. pro 
Jahr zunimmt. 

Im Jahr 1970 entfallen von den rund 159 Mrd. DM 
Sozialleistungen 

■ — - 135 Mrd. DM oder 85 v. H. auf das institutionelle 
Sozialbudget, 

— 18 Mrd. DM oder 11 v. H. auf indirekte Leistun- 
gen (Steuerermäßigungen), 

— 6 Mrd. DM oder 4 v, H, auf betriebliche Leistun- 
gen, die zusätzlich zum institutioneilen Sozial- 
budget in die funktionale Gliederung aufgenom- 
men sind. 

Der Anteil der Steuerermäßigung und der zusätz- 
lichen betrieblichen Leistungen am Gesamtvolumen 
der Sozialleistungen sinkt von 15 v. H. in I960 auf 
13 v. H. in 1975. 

2h Die Sozial Leistungen konzentrieren sich auf die 
Tatbestände Krankheit, Alter, Tod, Familie und In- 
validität. 

Auf die Funktion Krankheit entfielen 1970 lund 
40 Mrd. DM, das ist ein Viertel der gesamten So- 
zialleistungen. Die Leistungen für Krankheit steigen 
stärker als die übrigen Sozialleistungen, so daß ihi 
Anteil von 20,8 v. 11. in 1960 auf 2ö r 8 v. H, in 1975 
zunimmt. Die Sozialleistungen dienen also in stei- 
gendem Maße der Sicherung und Wiederherstellung 
der Gesundheit, 

Auch der Tatbestand Alter beansprucht einen wach- 
senden Anteil an den Sozialleistungen: 1975 werden 
cs voraussichtlich 24,3 v. H. sein gegenüber 19,2 
v. H. in 1960, Im Jahr 1970 betrug die Uustungs- 
summe rund 35 Mrd. DM, Das überdurchschnittliche 
Wachstum der Altersleistungen beruht darauf, daß 
die Zahl der alten Menschen zunimmt und die Ren- 
ten und Pensionen laufend an die Steigerung der 
Erwerbseinkommen angepuOt werden. 

Für Hinterbliebene (Tatbestand Tod) wurden L970 
rund 25 Mrd. DM an Sozialleistungen gezahlt. Der 
Anteil an den gesamten Sozialleistungen ist mit 
rund 16 v, H, im Zeitraum 1960/75 ungefähr konstant. 
Die Sozialleistungen für die Familie (Ehe und Fa- 
milie) können verschieden abgegrenzt werden Ohne 
die Familienleistungen, die als Zuschläge oder Lei- 
stungen für Angehörige in den Sozialleistungen für 
andere Funktionen enthalten sind, beliefen sie sich 
1970 auf 25Va Mrd. DM'). Das sind 16 v. H. aller 

’j Davon cnifdllt knapp che Hälfie auf die Steuerermäßi- 
gung für Ehegallen (Splitting). 


Sozialleistungen. ln der umfassendsten Abgrenzung 
beträgt der Anteil über 40 v. H, lin Zeitraum 1960 
bis 1975 sinkt das Gewicht der FamilienleisLungen. 
Das bedeutet jedoch nicht, daß sich die soziale 
Sicherung der Familie verschlechtert Bei absolut 
sleigonden Familienleästimgen ändert, sich die Ge- 
widrtsverteüung zwischen den Funktionen, weil die 
Zahl der allen Menschen schneller als die Zahl der 
Kinder zunimmt und die Gesundbeitsleislungen be- 
sonders stark wachsen. 

Ebenfalls sinkende Tendenz weist das funktionale 
Sozialbudget für den Anteil der Invaliditätsleistun- 
gen aus. 1960 waren es 14 v. H., 1975 werden, es 
voraussichtlich 10 v. H. sein. Die Sozialleistungen 
für den Tatbestand Invalidität beiliefen sich 1970 auf 
18 Mrd. DM. 

Ein relativ yoringer Teil der Sozialleistungen ent- 
fällt auf die Funktionen Beschäfl igung r Wohnung 
und Bildung, auf die Entschädigung*!*- nstungen (ohne 
Versorgung der Kriegs- und Weh rthen stopf ei) und 
auf den nicht funktional aufgegliederten Teil der 
allgemeinen Dienste und Leistungen (hauptsächlich 
Verwaltungskosten). Insgesamt 15 Mrd. DM oder 
knapp 10 v. H. der Gesamtsumme entfielen 1970 auf 
diese fünl Positionen. Sozialpolitisch von Bedeutung 
ist, daß die Sozialleistungen für die Tatbestände 
Bildung und Wohnung überdurchschnittlich zu- 
nehmen. 


22, Die Sozialleistungen konzentrieren sich auf die 
Einkommensgewahrung, doch steigt der Anteil der 
Gesundheits- und Beschäftigungsmaßnahinen. Die 
Soziallei stungssiirmnu von 159 Mrd. DM in 1970 
gliedert sich in 

— 125 Mrd. DM Oinkommensleislungen, 

— 27 Mrd. DM Gesundheitsmaßnuhmen, 

1 Mrd, DM Besdiäfligungsmaßnahmen, 

6 Mrd. DM nicht aufgeghederle allgemeine 

Dienste und Leistungen, 

Während 1960 82 v. H, auf die Ein kommenstrans fers 
entfielen, werden es 1975 voraussichtlich nur noch 
77 v. lf. sein, ln diesem Zeitraum wachsen die Ge- 
sundheit*- und Beschäftig ungsmalin ah men auf das 
Fünljache, die Einkommensleisfungen aber nur auf 
knapp das Dreieinhalbfache. Das ist um so bemer- 
kenswerter, wenn man. 

— die Verschiebung in der Alteisstruktur der Be- 
völkerung (zunehmender Anteil der alten Men- 
schen) und 

— die laufende Anpassung der Sozia lein kommen an 
die Steigerung der Erwerbseinkommen 

berück si ch tigt. Daß trotzdem die vorbeugenden, wie- 
derherstell enden und wiedereing: ledernden Maß“ 
nahmen stärker wachsen, ist das Ergebnis einer So- 
zialpolitik, die bewußt diese Sozialleistungen inten- 
siviert. 

23. Die Sozialleistungen für einzelne Funktionen 
können entweder von wenigen Institutionen mit 
großem Anteil oder von vielen Institutionen mit 
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kleinem Anteil erbiacht werden. Das lunkhonale 
Sozialbudget ermöglicht hierzu u. a. folgende Fest* 
Stellungen. 

Am höchsten ist die institutionelle Konzentration 
der Funktion Krankheit. Die Leistungen der gesetz- 
lichen Krankenversicherung und die EiUgelUortzah- 
lung der Arbeitgeber machen zusammen rund 
35 v. H. dar Sozialleistungen für den Tatbestand 
Krankheit aus. Obwohl es knapp 2 UÜO Krankenkas- 
sen und eine noch viel größere Zahl von Arbeitge- 
bern gibt, is^ es sinnvoll, diese als je eine Institution 
im Sinne des Sozialbudgets zu betrachten, da die 
Leistungen jeweils auf einer eiriheil liehen Rechts- 
grundlage beruhen. 

Hoch ist auch noch die Konzentration der Institu- 
tionen für die Funktion Aller zu nennen. Die Ren* 
tenvei Sicherung der Arbeiten die Ren Um Versiche- 
rung der Angestellten und die Beamten Versorgung 
erbringen zusammen über 80 v. H, der Altersleistun- 
gen. 

Nicht eindeutig ist die institutionelle Konzentration 
der Familienleistungen zu bestimmen. Zwar betru- 
gt n die Steuerermäßigungen (vor allem die Kinder- 
freibeträge und das Ehegatten Splitting bei der Ein- 
korn men- und Lohnsteuer) 1970 17 Mrd. DM, doch 
entfielen aul das gesetzliche Kindergeld und aut 
die Kindeizuschlage im öffentlichen Dienst (ein- 
schließlich Kinder an teile im Ortszuschlag! nur 
3 Mrd. DM. .Je 1 Mrd. DM machten 1970 die Mutter- 
sChtiffcsteiktüm^n. der gesetzlichen Kiankenversiche- 
rtmg und die Leistungen der JugentihiMc aus. Zu 
diesen Leistungen für den Tatbestand Familie h.in- 
zuzi: hi n siQ he Familienzuschlage und Lei- 

stungsanteile für Famd.enangehnr . di„ jn den 
Sozial leistungen für die Tatbestände Krankheit, In- 
validität, Alter, Beschäftigung und Bildung enthal- 
ten sind" neun Institutionen brachten hierfür 1970 
2 Mrd. DM aut. Die Reihe der Institutionen, die So- 
ziallgisi tingen zur sozialen Sicherung der Familie 
gewähren, läßt sich weiter fort führen. Insgesamt, er- 
gibt ich ein Bild besonderer institutionelle : Vielfalt 
bei den Familienleistungen. 

Die Sozial leistungen für den Tatbestand Invalidität 
verteilen sich relativ gleichmäßig auf mehrere In- 
stitutionen, Die Hmterbh ebenen Versorgung (Tat- 
bestand Tod] ist etwas starker institutionell kon- 
zentriert, jedoch schwacher als die Altersversor- 
gung. 

24. Es gibt Institutionen, deren Sozialkusiungen 
nur euu r Funktion zuzurechnen sind. Die Leistun- 
gen anderer Institutionen hingegen verteilen sich 
auf mehrere Funktionen. Das funktionale Sozial - 
budget stellt diesen Sachverhalt zahlenmäßig dar. 
Bei folgenden Institutionen können beispielsweise 
Haupt- und Nebenl inktionen unterschieden werden: 
Die Leistungen der gesetzlichen Renten Versicherung 
dienen zu über 50 v. FL der Alteissidierung, zu 
30 v H. der H i rl di ebenen si die nmy und zu gut 
10 v. H, der sozialen Sicherung der Invaliden. Da- 
neben werden Gesundheit s- und Beschall igungs- 
maßnahmen durchgeführt und Familienleistunycn 
gezahlt. 


Die Leistlingen der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung konzentrieren sich naturgemäß mit 85 bis 
90 v. H. auf den Tatbestand Krankheit. Daneben 
sind Mutterschaftsleis Lungen und Sterbegelder zu 
erwähnen. Die Einkommenssidmrung bei Krankheit 
wird na di der Familiengröße differenziert. Der 
Schutz der geset/lidien Krankenversicherung er- 
streckt sich audi auf Familienangehörige. 

Von den Leistungen der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung entfällt die Hai TU ■ .n;' die* Einkornrc; 'u^si m- 
rung für Invalide, ein Viertel aut die Einkommens- 
siche Ring und Heilbehandlung der Unfallverletzten 
und ein Vier'el auf die Hintei bliebenenversuryung. 
Die Leistungen der Institution Arbeitsförderung 
einschließlich ArbeiLslosonvers idienmg und beruf- 
liche Bildung konzentrieren sich auf die Tatbestände 
Beschäftigung und Bildung, Fs handelt sich um Ein- 
konimensleis! ungern, Familienzuschlage hierzu und 
Besduiftigungs- sowie Bildungsmaßnahmun. 


5. Veränderungen gegenüber dem 
Sozialbudget 1969/70 

25. Da dei Umfang der Leist ungssvsleme ver- 
g-'ibioh worden ist, ist ein Vergleich, nur möglich, 
wenn entweder auf 1971 /uscitzlini ins Sozidbudgct 
aufgenonumene 'Institut ionc n verzichtet wird, ou r 
die „Kosten n Sozialen Sicherung" zugrunde je- 
legt werden. Dabei zel fen s f< ' eile ’i 
Mrd. DM: 

Übersicht 6 

Vergleich des Sozialbudgets 1971 
mit dem von 1969/70 


j Jahr 

Suzidlbudgel 

Kosten der 
Sozialen 
Sidierung 

1 1971 

ins* 

gesamt 

! 197i 

borei- 
! nigi 

1969/70 

i Sozial- 
1 budqet 
1971 

Sozial- 

budqet 

1 I) 

| 

(U 

i i'i) i 

m i 

f4| I 

f51 

1965 

1 85,2 

80,0 

77,9 

76,5 

75,7 

1970 

134,8 

121,2 

115,8 

1 16,0 

112,1 

1971 

143, 1 

132,9 

125,0 ! 

126,5 

120,6 


Pie Differenzen von rd. zwei Mrd. DM im Jahre 
1965 (Spalte 2 minus Spalte 3) sind auf neuere Stati- 
stiken und Ab grenzen m £&f ruf h H\» So sind 
in der Krankenversicherung die \ ei wrdtungskdsLun- 
gen , und zw-.r brutto, boreebnet wottlhn (rund 
0,2 Mrd. DM) für die Beamten Versorgung wurden 
neue statistische Ergebnisse des Stutisl jsrhen Bun- 
desamtes verwendet und ebenfalls die Verwaltungs- 
leistungen neu berechnet (rund 0,5 Mrd. DM), m die 
KiiKlerzusi.il läge iin öffentlichen Dienst wurden 
Teile des Oi tsz.usdiUujes embezoyen {rund 0,8 Mrd. 
DM], bei der Zusatzversicherung im öffentlichen 
Dienst wurden revidierte Zahlen des Statistischen 
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Bundesamtes verwendet (rund 0,1 Mrd, DM), in die 
Wiedergutmachung wurden die Zahlungen ins Aus- 
land einbezogen (rund 1,3 Mrd. DM), und bei der 
Sozialhilfe wurden die Erstattungen abgezogen 
(rund minus 0,5 Mrd. DM). 

26. Zu diesen Differenzen die sich im Laufe der 
Jahre tendenziell verstärken, treten in den Jahren 
1970 und 1971 

— veränderte wirtschaftliche Grundajinahmen, die 
sich auf die Leistungsseite auswirken, 

— Änderungen in den Sozialgesetzcn, die sich auf 
Personenkreis und Leistungen auswirken, 

— neuere statistische Ausgangsdaten. 

Die wichtigsten Änderungen zeigen sich 1971 

— in der Krankenversicherung. Die Differenz be- 
trägt rund 2,8 Milliarden DM, Neben den ge- 
änderten wirtschaftlichen Grundannahmen, ins- 
besondere Löhne und Preise, sind hier vor allem 
die Neuerungen des Zweiten Krankenversiche- 
rungsändemngsgesetzes ursächlich. 

— In den Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten liegen die Leistungen um rund 
1,1 Mrd. DM hoher als noch vor einem Jahr vor- 
tiusgesdiätzl wurde. 

— Für die Kjnderzu sch läge im öffentlichen Dienst 
und die Beanuenversorgimg kommen zu den 
oben erwähnten statistischen Änderungen Ge- 
setzesänderungen hinzu. Die Differenz ist rund 
drei Milliarden DM. 

— Die Unfallversicherung liegt rund 0,6 Mrd. DM 
höher als in der vorjährigen Voraussdiätzung. 

— Die Arbeitsförderung und Zusatz Versicherung Ltrt 
öffentlichen Dienst hegen je rund eine halbe 
Milliarde DM über der Vorjahresschätzung. 

— In die Wiedergutmachung sind rund 1,7 Mrd. DM 
neu einbezogen worden. 

— Bei der Sozialhilfe sind rund 0,7 Mrd. DM weni- 
ger eingesetzt (vgl. Nr. 25). 

— Bei einigen Positionen, z, B, Kindergeld, erklären 
sich die Änderungen aus einer Neuabgrenzung, 
bei anderen, z. B. bei der Krankenversicherung 
der Rentner, einer Erweiterung der Verrechnun- 
gen. 

VI. Gesamtwirtschaftliche und 
demographische Bezüge 

1. Bevölkerungsstruktur 

27. Viele Veränderungen, vor allem bei der 
längerfristigen Betrachtung des institutionellen wie 
auch des funktionalen Sozialbudgets, sind Folgen 
von Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur. 
Vor allem der Altersaufbau der Gesamtbevölkerung 
(Übersicht 7) aber auch die Stellung der Erwerbs- 
tätigen im Beruf (Übersicht 8) haben prägende Aus- 


wirkung auf die Entwicklung der sozialen Siche- 
rung und ihrer Institutionen. Sie werden deshalb 
den Emzelinterpretationen vorangestellt. 

28. Die Altersstruktur der Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland ist durch die Verände- 
rungen der Geburtenentwicklung und der Sterblich- 
keit sowie durch die Folgen zweier Weltkriege und 
der Weltwirtschaftskrise entscheidend geprägt wor- 
den. 

Ende 1969 lebten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach den Ergebnissen der Bevölkerungsfort- 
schreibung 61 ,2 Millionen Personen, davon 29,2 
Millionen männliche und 32,0 Millionen weibliche. 
Seil 1950 hat sich damit die Zahl der Bevölkerung 
einschließlich der Wanderungen um 12,5 Millionen, 
wie sich aus der nachstehenden Aufstellung ergibt, 
erhöht; 


Stichtag 

Wohn- 

bevölke- 

rung 

ins- 

gesamt 

Männer 

Frauen 




1000 


13. September 

1950 *) 

48 641 

22 800 

25 841 

31. Dezember 

1960 

55 958 

26 328 

29 631 

31. Dezember 

1968 i 

60 463 

28 716 

31 747 

31. Dezember 

1969 

61 195 

29 180 

32 015 


') ohne Berlin 

Die Veränderungen im Altersaufbau der Bevölke- 
rung seit 1950 weisen einige besondere Merkmale 
auf (vgl. Übersicht 7): 

Während der Anteil der Kinder und Jugendlichen 
unter 15 Jahren nahezu unverändert bei 23 v. H. lag 
— vor dem L Weltkrieg machte diese Gruppe ein 
Drittel der Bevölkerung aus - — erhöhte sich der 
Anteil der alteren Personen von 6ü und mehr 
Jahren von 13,8 v. H. im Jahre 1950 auf 19,0 v. H. 
im Jahre 1969 und wird nach Vorausschalz ungen 
des Statistischen Bundesamtes Ende 1975 sogar 
19,8 v. H. erreichen. 

Betrachtet man Männer und Frauen getrennt, so 
wird die Entwicklung besonders deutlich : einem 
konstanten Anteil der männlichen Personen unter 
15 Jahren von rund 25 v. H. an der gesamten männ- 
lichen Wohnbevölkerung im Zeitraum 1950 bis 
1969 steht eine steigende Entwicklung des Anteils 
der über 60jährigen Männer von rd. 13 v. H. im 
Jahre 1950 auf rd. 16 v. H. im Jahre 1969 gegen- 
über. Bei den Frauen zeigt sich diese Tendenz noch 
ausgeprägter: die Altersgruppe der weiblichen Per- 
sonell unter 15 Jahren mit einem annähernd kon- 
stanten Anteil von rd. 21 v.TL steht einem von 
14,4 v. H. (1950) auf 22 v. H. (1969) steigenden An- 
teil der alteren Frauen von 60 und mehr Jahren 
gegenüber. Bis 1 975 erwartet das Statistische 
Bundesamt sogar eine weitere Zunahme dieser 
Altersgruppe auf 23,4 v. H + 
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Die Veränderung Im Altersaufbau der Bevölkerung 
1950 bis 1975 

v. H. 


Übersicht 7 


Stichtag 

Anteil der Personen im Aller von, . 

. . bis . , , unter Jahren 

unter 15 

15 bis 30 

30 bis 45 

45 bis 60 

60 und 
mehr 



insgesamt 





13, September 

1950 

23,6 

22,2 

20,8 

19,6 

13,8 

31. Dezember 

1900 

21,6 

22,4 

18,5 

21 ,0 

16,5 

31. Dezember 

1969 

23,2 

20,4 

20,8 

16,6 

19,0 

3i. Dezember 

19?0‘) 

23,4 

19.6 

21,1 

16,5 

19,4 

31. Dezember 

1975 ') 

22,8 

20,3 

20,7 

16,4 

19,8 



Männer 





13. September 

1950') 

25,7 

22,6 

19,5 

19.1 

13,1 

3L Dezember 

I960 

23,5 

24,4 

17,8 

19,8 

14,4 

31. Dezember 

1969 

24 r 9 

22,1 

22,5 

14,6 

15,9 

31. Dezember 

1970*) 

25,2 

21,3 

22,8 

19,6 

16,2 

31. Dezember 

1975*) 

24,5 

21,8 

22,4 

15,4 

15,9 



Frauen 





13. September 

1950 ') 

21,7 

21,8 

22,0 

20,0 

14,4 

31. Dezember 

I960 

19,8 

20,7 

19,2 

22,0 

18,3 

31. Dezember 

1969 

21,6 

1H,7 

19,4 

18,4 

21,9 

31. Dezember 

1970*) 

21,7 

18,2 

19,5 

18,2 

22,4 

31, Dezember 

1 975 *) 

21,2 

18,8 

19,2 

17,4 

23,4 


■) ohne Berlin 

0 Voraussdiätzung des Statistischen Bundesamtes ab 1970 


Übersicht 8 


Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen nach der Stellung im Beruf 



Erwerbs- 

tätige' 

ins- 

gesamt 

davon (Spalte 11 

davon (Spalte 4) 

Jahres- 

durch- 

schnitt 

Selbständige 
und mithelfende 
Familien- 
angehörige 

abhängig 

Beschäftigte 

Beamte 

einschließlich 

Soldaten 

Angestellte 

1 

Arbeiter 

! 


1000 | V. H. [ 1000 | v. H. 

1600 ] v. H. 

| 1000 I v. H. . 

1000 

| Y. H. 


s 1 

I 3 i 

* 1 5 

0 7 

1 a 1 9 

j io 

1 n 


\95Q') 

20 376 

6 413 

31,5 

13 963 

68,5 

852 

4,2 

3 211 

15,8 

9 900 

48,6 

1960 

26 247 

5916 

22,5 

20 33t 

77,5 

1 504 

5,7 

5 835 

22,2 

12 992 

49,5 

1965 

27 153 

5 312 

19,6 

21 841 

80,4 

1 804 

6,6 

7 034 

25,9 

13 003 

47,9 

1969 

26 822 

4 902 

78,3 

21 920 

81,7 

1 912 

7J 

7 560 

28,2 

12 448 

46,4 

1970 

27 204 

4 802 

17,7 

22 402 

82,3 

1 953 

7,2 

7 690 

28,3 

12 759 

46,9 

1975 

27 238 

4 362 

76,0 

22 876 

84,0 

2 030 

7 ,5 

8 356 

30,7 

12 490 

45,9 


0 ohne Berlin 
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Die Gruppe der unter 30jährigen Personen 'zeigt 
einen leichten Männe rüberschuß, in den Gruppen 
der 4.v bis 60jährigen und der über 60 Jahre alten 
Personen, also den Geburtsjahrgängen vor 1925, 
überwiegl hingegen der Anteil der Frauen, eine 
Folge der höheren Lebenserwartung und der beiden 
Weltkriege. 

29. Die Betrachtung der Zusammensetzung der 
Erwerbstätigen nach der Stellung im Beruf 'zeigt, 
daß der Anteil der Selbständigen und nuthelf enden 
Familienangehörigen an allen Erwerbstätigen sehr 
stark zunickge gangen ist (Übersicht 7); entspre- 
chend bäten sich Zahl und Anteil der abhängig 
Beschäftigten vergrößert. Ursächlich ist dafür in 
erster Linie der strukturelle Wandel, der sich durch 
Industrialisierung und Mechanisierung in Gewerbe, 
Verwaltung und Landwirtschaft ergeben hat. 

Ein Teil des Wachstums der SozbillelsUmgen, wie 
er sich in der längerfristigen Zunahme der Sozial- 
Jeistungsquote darstellt, erklärt sich aus diesen 
Veränderungen. Das gilt besonders für ein System 
der sozialen Sicherung, das sich ursprünglich vor- 
nehmlich der Sicherung der abhängig Beschäftigten 
angenommen hat. 

30. Auch innerhalb der abhängig Beschäftigten 
zeigen sich Verschiebungen, insbesondere zwischen 
Angestellten uud Arbeitern äst eine gegenläufige 
Entwicklung zu beobachten: Der Anstieg der Zahl 
der Angestellten von i960 bis 1969 von rd, 5,84 auf 
rd. 7,56 Millionen, d. h. um 29,6 v, JL geht mit f inem 
Rückgang gor Zahl der Arbeiter rd. 13,0 auf rd. 1 2.45 
Millionen, d. h. tun 4,2 v, H. im gleichen Zeitraum 
einher. Unter Berücksichtigung der Vorauss drei Zun- 
gen bis 1975 steigt die Zahl der Angestellten weiter; 
im Vergleich zu 1960 würde die Zunahme 39,5 v. FL 
betragen, während die Abnahme bei den Arbeitern 
um rd, 5,2 v. H. ausmachen würde. Die unterschied- 
liche Entwicklung wird auch in bezug auf die Ge- 
samtzahlen der Erwerbstätigen deutlich: 


Anteil an den Erwerbstätigen 
insgesamt in v H 



Angestellte | 

Arbeiter 

1950 ') 

15,8 

43,6 

i960 

22,2 

49,5 

1969 

28,2 

46,4 

J 975 

30,0 

45,4 


] ) ohne Berlin 


2. Sozial leistungsquote 

31. Bei den im Sozia lbudget nadhyewiasenen Lei- 
stungen handelt es sich um Betrage, die für sich 
allein genommen, schwierig zu interpretieren sind. 
Zum besseren Verständnis müssen sie mit anderen 
Größen in Beziehung gesetzt werden. Besonders 
dringlich äst dies für den internationalen Vergleich, 


weil hier u. a. die Probleme der Umrechnung in eine 
einheitliche Währung, die Berücksichtigung der un- 
terschiedlichen gesellschaftlichen und sozialen Ver- 
hältnisse» der Bevölkerungsgröße hinzu kommen. 
Am häufigsten wird das Bruttosozialprodukt als Be- 
zugsgröße gewählt, wtil es — international gesehen 
- statistisch am besten gesichert ist. Für den natio- 
nalen Bereich könnte man unter dem Gesichtspunkt, 
[laß die Sozialleistungen Einkommensübertragungen 
sind, auth das Volkseinkommen als Bezugsgioße 
nehmen. Doch wäre dabei zu beachten, daß die Bei- 
träge zur gesetzlichen Unfallversicherung hier nicht 
enthalten sind, wohl aber in der übergeordneten 
Größe des Bruttosozialprodukts, und zwar in Form 
der sogenannten indirekten Steuern. 


32. Der Anteil der Sozialleistungen des institutio- 
nellen Budgets am Bruttosozialprodukt weist für die 
Zeit von 1960 bis 1975 folgende Entwicklung auf: 



I960 | 

1965 

1970 | 

1975 

Sozialbudget 

(Mjd. DM) 

53,1 

85,5 

134,0 

205,1 

Bruttosozialprodukt 
(Mrd, DM) 

302,3 

460,4 

8 77,7 

952,8 

SozJaMeistuTiqsqunte 
(V. H.| 

17,5 

JB.& 

iy,9 

21,5 


Für die ausge wählten Jahre ist festzustellen, daß die 
Sozial leistungsguote steigt, d. h. dje Sozialleistungen 
wachsen schneller als das Bruttosozialprodukt (vgl, 
dazu Übersicht I, die auch Teilquoten auf weist), 

33. Die Entwicklung der Quote ist aussagekräftiger 
als ähre Hohe, die von der Definition der Soziallei- 
sl ungen entscheidend beeinflußt wird. Neben den 
Definitionsabgrenzungen hangt die. Höhe der Sozial- 
lei stungsquote von der Alters- und Beschäftig ten- 
struktur, dem Verhältnis staatlicher und privater 
Das ei ns Vorsorge sowie von politisch ausgelöslen Be- 
lastungen wie Krieg, Vertreibung, Verfolgung ab. 
Längerfristig laßt sich' in allen 1 ndustrieyeselUdiai- 
ten ein Ansteigen der SozialleisLungsqUoie be- 
obachten. 

34. Die Hohe des jeweiligen Anteils der Sozial- 
leistungen am Bruttosozialprodukt wird nun über 
nicht nur von den unterschiedlich abgrenz baren 
sozialen Leistungen bestimmt, sondern auch von der 
Entwicklung der Bezugsgröße. Diese Zusammen- 
hänge müssen bei einer kurzfristigen Betrachtung 
der Quoten berücksichtigt werden. So wird zum Bei- 
spiel in Zeiten einer wirtschaftlichen Rezession der 
Artteilsalz schon deshalb steigen müssen, weil das 
Sozialprodukt nicht mehr wächst oder sogar zu- 
rückgeht und gewisse .soziale Leistungen (z. B. 
Arbeitslosengeld) eben wegen dieser konjunkturel- 
len Entwicklung zunehmen. Eine solche Situation 
war in der Bundesrepublik 1967 gegeben. Die Sozial- 
leistungsquote stieg damals von 19,0 v. H. im Jahre 
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1ÖGG auf 20 r 6 v. H. (1967) und ging dann zurück auf 
20,2 v. H. 119(33) und 19,7 v. H. (19691. 

Sie I i i Zuwu hs *is des Brutto Sozialprodukts, 
dann sinkt die Sozialleislungsquote. Zahlenmäßig 
a& sic d in .-den Ergehn ssm d< ben -unten 

Ji-l.ie nsti i: '\i 5 dm Zuuu. ae des Brutto- 

sozialprodukts von 6,6 v H. im Jahre 1906 auf 
0 r 3 v, H rm folgenden Jahr zurudcging, erhöhte sieh 
d SoziaHeistungsquot ■ von 19, Ö v. H. auf 20, 6 v, \[ r 
AN dtiini die Zunahme des Bruttosozialprodukts iin 
Jahre I960 auf L,,) . E und 1969 weiter auf 1 1 H 9 
v. H. an stieg, <m mäßigte sii.ii die Sozialjei.stungs- 
quote auf 20.2 v. i 1 (1968] und 19,7 v. H. (1969). Dies 
gilt nicht nur für den Vergleich mit dem nominalen 
Sozialprodukt — wie hier geschehen — . sondern 
auch für den jftit dem realen Sozialprodukt, d, h. mit 
de? Vei ■ u ■Jeruncev ate aes wirtschaftlichen Wachs- 
tums, 

35. Die Sozialleistungsquoten fttl die ve ,f jenen 
und di« künltigen Jahre können i khi o ■ w< ■ 
teres miteinander verglichen werden, da die Vt ■ 
hdi dies Bru Ltosozial jftf odilk iS in den vt - 

g J t $ U 1 onjunkturelle 

Eni wie 1 -' 1 i 1 ij, -i, ( unftigen Jahre 

:n l. ie gi ' ; tii; vt uderung 

untei stellt, werden muß. 

a 6. Il d u Ja n 1969, 1970 und 1971 zeigt die 
Sozia llcis! mgsquote folgende Eni Wicklung: 

1969 19.7 

1970 19.9 

1971 20,2 

Obwohl angesichts des stark steigenden Bruttoso- 
zialprodukts t mit einer glcichbleibenderi, wi im 
mdil cfnr rückläufigen Sozialleistungsquole hätte 
gerechnet werden können (vgl, T< 1 Nr. 34), hat 
sich die Quote erhöht, weil sie außer von der Ver- 
schiebung im Altersaufbau der Bevölkerung und in 
der Erwerbstätigenstruktur (vgl. Nr. 3 0 ff d) von Lei- 
slüngsvcrbesserungen beeinflußt worden ist. Hier 
seien vor allem die Verbesserungen der Kriegs- 
opferversorgung, der Krankenversicherung, des 
Kindergeldes, der Aibeitsiördei ung und beruflichen 
Bildung so wie: der Aus bi 1 düngst order muj und die 
EnlgeltJorlzahfung an Arbeiter erwähnt (vgl. Ted A). 


3. Entwicklung von Verdiensten und Kaufkraft 

37. Die Sozi all eist ungen können gesamtwirtschaft- 
lich immer nur aus dem laufenden Sozialprodukt ah- 
gezweigt werden. Die an der Erstellung des jeweili- 
gen Sozialprodukts Beteiligten, die Erwerbstätigen, 
haben daher im Umfang der Suzialleistungen auf 
Ansprüche an das Sozialprodukt zu verzichten. Auf- 
gabe des Sozialbudgets ist es, Ausmaß und Entwick- 
lung dieser Umverteilung darzustellen. Wie in den 
ersten beiden Budgets beschränkt sich diese Dar- 
stellung auf die Arbeitnehmer, die sowohl von der 
Finanzierung als auch von den Leistungen der so- 
zialen Sicherung hauptsächlich betroffen sind. Dabei 
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bleibt die reciiLlitho Frage unberührt, daß es sich 
bei einem großen tfeil der Systeme (vor allem den 
Kt nicnvecs;i;beriuigen) nicht u ne interpersonale, 
sondern um eine inU-i ncirporale Umverteilung han- 
dell. 


38. Mit wachsenden Sozialleistungen sind die Ab- 
züge der Arbeitnehmer stärker gestiegen als iFire 
Brni to Verdienste. Diese bereits im ersten und zwei- 
ten Sozi ul Budget festgestellte Entwicklung hat s:äi 
auch im Jahr 1970 fortgesetzt. M ihr wird a i£fr in 
Zukunft zu rechnen sein. Der Anteil der Abzüge 
an den Bruttolöhnen und -geholtem erhöhte sich 

jji 2U,9 . r & i > Jo 9 atlf 22,0 v. HL (ohne Konjimk- 

. Zuschlag 22 v, JI.) in >70, nachdem er 1930 noch 
1.2 r> v, M. betragen hatte. Bis 1975 dürfte der Anteil 
der Abzüge an den Bruttolöhnen und -cf ■ 1 altern auf 
knapp 25 V. H. wei’er anw acnsen. Dennoch sind die 
den ’• . m nnhmern verblii jenen Nettoverdienste 
noinn i! w 1 HU i re d in allen Jahren gewachsen. 
Von 1950 bis 1970 ist der reale Nettoverdienst je 
\ Lei 1 n Einer, mit anL m Wort m: die Ka fkraft 
Verdienste,. Uhl das Ei nz we id ritt«:*] fache gestie- 
gen. Der Lebens«! ad rd der Arbeitnehmer hat sich 
also bei gleichzeitiger Verbesserung der sozialen 
Sicherung innerhalb von zwei Jahrzehnten verdop- 
pelt bis verdreifacht. 

39. Weiter fortgesetzt hat sirh auch die Versdiie- 
b ung d e s Ci e W i dl is de t \ b zu ge v on den Sozial v e i si- 
che rungsbeit ragen zu den Lohnst euei n. Letzt, re 
überstiegen im Jahr 1970 erstmals die Beiträge. Von 
1.95(J bis 1970 stieg der Anteil der Lohnsteuer cm den 
Brutt «Verdiensten von 4,6 v. H. auf 11,9 v. H. (ohne 
Konjunkturzuschlag ii H 3 v. IE). 1 er Anteil der ÄT- 
beitnehmerbeilrage zur Sozial Versicherung hat sich 
dt J« n..r von 8,0 v. FL auf 10,7 v.]I erhöht. 
Auch diese Tendenz wird in den nächsten Jahren an- 
halten. 


Übersicht 9 

VeränderungsraEe der realen Nettoverdienste 
je beschäftigten Arbeitnehmer 

v. H, 


Jahr 


1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 


Sozial billiget 
1 903 | 1989/70 

jahresdurdisdinüllicti 


Ist-Werte 


3 bis 4 


4 bis 5 


3.3 

4.4 
7,9 

5 bis 6 l ) 



“) cti is der Jahresprojektion des Jahres wir Lstiiafls- 
berichls 1 97 1 abgeleitet 


79 



Druck sache V I/2155 Deutscher Bundestag - - 6. Wahlperiode 


40. Im ersten Sozialbudget war für die 5 Jahre 
1968 bis 1972 trotz weiter steigender Abzüge eine 
durchschnittliche jährliche Zuwachsrate der realen 
Nettoverdienste je Arbeitnehmer von 3 bis 4 Pro- 
zent erwartet worden, Im zweiten Sozialbudget 
konnte dieser Satz infolge der abzusehenden günsti- 
geren Entwicklung nach der Überwindung der Re- 
zession des Jahres 1967 auf 4 bis 5 Prozent herauf- 
gesetzt werden. Nachdem inzwischen z. T. Ist-Werte 
vorliegen und auch das Jahr 1971 mit einer gewis- 
sen Sicherheit abzugreifen ist, zeigt sich deutlidi, daß 
die Erwartungen über die Entwicklung der Kaufkraft 
der Arbeitnehmer eher zu vorsichtig waren (vgl, 
Übersicht 9); es ergibt sich für die ersten 4 Jahre des 
Sozialbudgets 1968 (1968 bis 1971) ein Du ich schnitt 
von gut 5 v, H. für die ersten drei Jahre des Sozial- 
budgets 1969/70 (1969 bis 1971) ein Durchschnitt von 
knapp 6 v. IT 

41, Der Beginn des Vorausberechnungszeitraumes 
des vorliegenden Budgets, der die 5 Jahre von 1971 
bis 1975 umfaßt, steht nicht mehr im Zeichen einer 
überschaumenden Hochkonjunktur, sondern beginnt 
in einer Phase der Wirtschaft liehen Entspannung. 
Dennoch ist auch lür den Zeitraum 1971 bis 1975 
eine Entwicklung der realen Nettoverdienste je 
Arbeitnehmer zu erwarten, die mit gut 4 v. H. durch- 
schnittlicher jährlicher Steigerungsrate als mittel- 
fristig durchaus zufriedenstellend bezeichnet werden 
kann. 


4. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 

42. Das Sozialbudget 1971 ist mit anderen Vor- 
ausberechnungen der Bundesregierung abgestimmt. 

— Erstens entsprechen seine wirtschaf tlichen Grund- 
annahmen denen der kurz- und mittelfristigen 
Wirtsch.aftsprojektion des Jahreswirtschattsbe- 
ridits 1971 (Drucksache VI/ 1760) und seine Ergeb- 
nisse fügen sich in diese Projektion ein. 

— Zeitems smd die Vorausschätzimgen an dem mit- 
telfristigen Finanzplan des Bundes 1970 bis 1974 
(Drucksache VI/ 1 101) orientiert. 

- — Drittens sind die aktuellen Vorausberechnungen 
für einzelne Zweige der sozialen Sicherung be- 
rücksichtigt worden (z. B. Rentenanpassungsbe- 
richt 1971, Drucksache V1/2Q40). 

Den Nachweis, daß die Ergebnisse des Sozialbudgets 
1971 in die gesamtwirtschaftlichen Größenordnun- 
gen der kurz- und mittelfristigen Projektion im Jah- 
res wirtschaf tsbe rieht 1971 passen, erbringt der Ein- 
bau des Sozialbudgets jn die Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechmmg '), dessen Grundzuge in den folgen- 
den Abschnitten und dessen methodische Einzelhei- 
ten im Tabellenanhang lll dargestellt sind. 

43. Der Teil ..Einbau in die Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung" stellt die Verbindung zwischen 


*) In Übereinstimmung xnü dem Jahrcswirtsdiaüsberidit 
werden im So?.ialbuagt>l die Daten der Volkswärischaft- 
Udiert Gesamt redinung nach dem Stand von Anfang 
Januar 1971 wiederyeyeben. 


Sozialbudget und Volkswirtschaftlicher Gesamtredl- 
rtung her. Der damit verbundene Aufwand an stati- 
stischen Umsetzungen ist erheblich, weil das Sozial- 
budget die Sozialleistungen und ihre Finanzierung 
unter spezifisch sozialpolitischen Aspekten analysie- 
ren soll. Auf diese Aufgabe sind Form der Darstel- 
lung, Definitionen und Abgrenzungen genau zuge- 
schnitten. Daraus folgen zwangsläufig methodische 
Unterschiede zu einem anderen Rechenwerk wie 
dem der Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung, die 
andere Informationen liefern soll. 

44. Die Volkswirtschaftliche Gesamtredmung gibt 
ein umfassendes quantitatives Gesamtbild des wirt- 
schaftlichen Geschehens. Insbesondere beschreibt sie 
Entstehung. Verteilung und Verwendung des Brutto- 
sozialprodukts. Aui ihren Ergebnissen für die Ver- 
gangenheit bauen die g es amt wirtsdmf tlichen Projek- 
tionen auf, Sie verwenden dasselbe Da rs Leitung s- 
sdiema. 

Die Sozialleistungen und ihre Finanzierung sind Be- 
standteil des Widschaftskreislaufs, Die Größen des 
Sozialbudgets sind deshalb auch in der Volkswirt- 
sdiaftlidien Gesamtredmung enthalten. Insbeson- 
dere sind die Verteilungs- und die Yerwendungs- 
redmung des Bruttosozialprodukts und das Staats- 
konto berührt (vgl. Sdiaubikl 1). 

Die Verteilung des Bruttosozialprodukts für das 
Jahr 1970 ist in Übersicht 10 in stark zusammenge- 
faßter Form wiedergegeben. Durdi Sozial Versiche- 
rungsbeiträge und Steuern einerseits und Einkom- 
mensübertragungen (Reuten, Krankengeld, Kinder- 
geld usw.) andererseits werden Einkommen umver- 
t eil 1. Die Sozialeinkommen madien rund ein Fünftel 
des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte 
aus (vgl. Schaubild 2 r Teil a). Die Arbeitgeber- und 
ArbeiLnehmerbeiträge zur Sozialversicherung haben 
am Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
einen Anteil von g 1 e i di falls einem Fünftel (vgl. 
SchaubUd 2, Teil b). 

Indem die Sozialeinkommen und die Sozial Versiche- 
rungsbeiträge das verfügbare Einkommen der pri- 
vaten Haushalte maßgeblich mitbestimmen. haben 
sie auch einen Einfluß auf den Privaten Verbrauch 
und schlagen sich insofern auch in der Verwen- 
dungsrechnung des Bruttosozialprodukts nieder. 
Sachleistungen, Dienstleistungen und Verwalhmys- 
leislungen der Sozialversicherung dagegen bean- 
spruchen unmittelbar Teile des Sozialprodukts; sie 
sind in der Volkswirtschaf tlichen Gesamtrechnung 
als Staatsv erb rauch ausgewiesen (vgl, Übersicht 11). 

Die Verbuchung der Sachleistungen usw. als Sloais- 
verbrauch imd nicht als Privater Vei brauch ist in 
sozialpolitischer Sicht nicht befriedigend, denn es 
sind ja die einzelnen Bürger und nicht der Staat, 
die z. B. als Mitglieder der gesetzlichen Kranken- 
versicherung den Arzt aufsuchen und die von ihm 
verschriebenen Medikamente einnehmen. Es werden, 
hierbei ebenso individuelle Bedürfnisse durdi indi- 
viduelle Leistungen befriedigt wie im Falle des Pri- 
vatpatienten, dessen lnansprudmahme von ärzt- 
lichen Diensten und Arzneimitteln als Privatver- 
brauch in der Volkswirtschaillidieu Gesamtredmung 
auftriLL Dieses Beispiel zeigt, daß die gegenwärtige 
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Grenzziehung zwischen Staats- und Priva (.verbrauch 
in der Volkswirtschaf fliehen Gesömtreduiuug nicht 
glücklich ist und unter Umständen zu einer fatschen 
Optik führt. Insoweit sich nämlich der ausge wiesen« 
Anteil des Privat Verbrauchs am Bruttosozialprodukt 
vermindert weil der Staat sv erb rauch diirdi die be- 
sondere Dynamik der GesundheitsleisUmgen der 
Sozialversicherung überdurchschnittlich zunnnmt, 
ist in Wirklichkeit gar keine Einschränkung des in- 
dividuellen Konsums eirige treten. 


Der sogenannte Staats verbrauch der Sozialversiche- 
rung beansprucht derzeit etwa 4 v. H. des Brutto- 
sozialprodukts. Welcher Ted der öffentlichen Sozial- 
ein kommen zu privatem Verbrauch verwendet wird, 
kann nur in ungefährer Größenordnung ermittelt 
werden; er dürlte schätzungsweise 1970 rund 
12 v. H, des Brut! osozi al produkt s ausmatiien. Insge- 
samt werden also rund 16 v. 11. aller Güter und 
Dienste von Empfängern staatlicher Sozialleistungen 
verbraucht (vgl. Schaubs Id 3). 


Übersicht 10 


Die soziale Sicherung in der Verteilungsrechnung 
des Bruttosozialprodukts 1970 

Mrd. DM ') 


Bruttosozialprodukt 

Abschreibungen und indirekte Steuern £ ) (abzüglich Subventionen) 


Ö77 r 7 

“155,4 


- Volkseinkommen (Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit und aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen] - . . . 

— Beiträge Ä ) J ] der privaten Haushalte zur Sozialversicherung 

4- Öffentliche Einkomme ns Übertragungen 3 ) an private Haushalte (brutto) 

± Nicht entnommene Gewinne: Einkommen des Staates aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen; direkte Steuern; übrige laufende Übertragungen, die von privaten Haus- 
halten empfangen oder geleistet werden; u. a 


— 522,3 
- 78,2 
4 06,3 

— 108, 1' 


: verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 


— 422,3 


b] 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit . . . . 
— Arbeilgeberbei träge zur Sozialversicherung 3 J 4 ) , , 
- Zusätzliche Sozialaufwendungen der Arbeitgeber 3 ) 


352 f l 

- 42,2 

- 4,5 


~ Bruttolohn - und -gehaltssumim? 

— Arbeitnehmerbeiträge zur Sozia 1 Versicherung 3 j 
- Lohnsteuer s ) 


— 305,4 

32,7 

- 36,3 


= Nettolohn* und -gehaltssujnme 


= 236,4 


J ) Stand. Januar 1971 

') einschließlich Unfallversiciierijngsbei träge 

") Größen der sozialen Sicherung in der Abgrenzung der Vulfc^wh tsrficilllitiieri Gesamt rech nung 
*) eiusdüießlidi fiktive Beiträge? für Beamtenpensioneu 
') einschließlich Konjiinkturzusch'lag 
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Übersicht 11 


Die soziale Sicherung in der Verwendungsrechnung 
des Bruttosozialprodukts 1970 

Mrd. DM *) 


Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte *} 422,3 

— Ersparnis der privaten Haushalte 50,8 

= Privater Verbrauch 


371,5 


Staatsverbraudi der Sozialversicherung *) 26 t 4 

+ Staatswrbrauch der Gebietskörpersdiaflen * . 79,6 

= Staatsverbrauch 


1 0G P 0 


Investitionen und Außenbeitrag 


200,2 


- Bruttosozialprodukt 


677,7 


J ) Stand: Januar 1971 

2 ) mitbeslimmt durch die soziale Sicherung, vgl. Übersicht 10 

3 ) Großen der sozialen Sicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesarmrechnung 


S c h a u b i 1 d 1 


Schematischer, stark vereinfachter Überblick über die Zusammenhänge 
zwischen Sozialbudget und Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 
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Schcmbild 2 


Soziale Sicherung und Einkommensverteilung 
1970 


a) Verfügbares Einkommen 
der privaten Haushalte 



Bruttoeinkommen b) 

aus unselbständiger Arbeit 



S c h a u b i l d 3 


Soziale Sicherung 

und Verwendung des Bruttosozialprodukts 
1970 



45* Oie Sozi alle; sumgen werden ziun Teil von der 
Sozia 1 v ersicheriiny üiwl z im T^it von Buncb hindern 
und Gentemden gewährt. Di gnsötnien Einnahmen 
und Ausgaben der Sozialversicherung und der Gc- 
bii skurpnrsrhrtiu n sind im Staatskonto der Volks- 
Wirtschaft liehen Gesamtrechnung dargestellt (vgl. 
Übersicht. 12). Neben dr-rn Unterkonto der Sozial- 
versicherung in' nt für das Sozmlbudqet vor 

allem noch die Position der laufenden ' ! ihjuun- 
gen de < ' T^ktu pei schuften an die priv 

Haushalte. Beide zusammen sind sozusagen die 
SchaUstellon, durch die Sozial-budgel und Volks- 
wit Lsdmftlühe Gesamt rech nuny technisch miteinan- 
der verknüpf! sind, 


46 . Die beschriebenen Zusammenhänge zwischen 
Sozia I buch pH und Volkswirtschaftlicher Gesamtrech- 
rmng f idifi und e < = as ! -ilm.d- 

qet mit gesamtwlrt setlaf tlichen Vorausberechnungen 
zu verzahnen. 

Die Bundesregierung legt jährlich in ihrem Jahres- 
wirtschaftsbericht dar, welche wiitschulls- und 
finanzpolitischen Ziele sie lur das laufende Jahr und 
!pr die mittelfristige ZliXuuft anstrebt. Sit bei 
sieb hierzu des Insir umentan uins der Volkswirt 1 
sdidUlitiicn Gesamt rechmmy. Der damit au rge/eigto 
Pfad der wirtschaftlichen Entwicklung dient als 
Grundlage und Rahmen für andere Yorausberech- 
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Übersicht 12 


Die soziale Sicherung lm Staatskonto 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 1970 

Mrd. DM ’) -} 


Laufende Einnahmen*) 

darunter 

Sozialversicherungsbeiträge der privaten Haushalte ■ . 

± Übertragungen von Gebielskörperschafien an Sozialver- 
sicherung 

— Laufende Ausgaben *) 

darunter 

Eänkotmnensübertragungen an private Haushalte 
Staats verbrauch 


Gebiets- 

körper' 

schäften 

Sozial- 

versiche- 

rung 

Staat 

insgesamt 

167,5 

87,5 

255,0 

(-) 

(78,2) 

(78,2) 

- 17,4 

+ 17,4 

— 

-115,4 

-97,1 

-212,5 

(16,3) 3 ) 

(70,0) 

(86,3) 

(79,6) 

(26.4) 

(106,0) 


— Saldo der laufenden Rechnung 

+ 

34,7 

+ 7.8 

-h 

42,5 

+ Abschreibungen 


3.5 

+ 0.1 


3,6 

“ BnUloanlageinvesUUonen . . . . . 


28,7 

- 0,2 

- 

28,9 

Saldo der Vermögensübertragungen . . * 

- 

8,4 

- 0,0 

- 

8,4 

= Finanzierungssaldo 

+ 

U 

+ 7,7 

-h 

8,8 


') Stand: Januar 1971 
£ ) stark zusammengefaßt 

3 ) Großen der sozialen Sicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt redmung 

*) ohne die Dbemagungen der Gebietskörperschaftcu an die Sozialversicherung; Siaalsverbrauch neuo gebucht 


nun gen. Durch diese Verzahnung der Rechenwerke 
wird sichergestellt, daß die Planungen und Aktivi- 
täten in verschiedenen politischen Bereichen die an- 
visierlcn wirlschaftspolitisch&n Ziele berücksichti- 
gen, Line solchermaßen abgestimmte Politik ist jc- 
doch nicht nur Voraussetzung für die Realisierung 
der wiTtsdiaftspolitischen Ziel Vorstellungen, son- 
dem ist auch Bedingung für den Erfolg in den an- 
deren Bereichen. Angemessenes und stetiges w iri- 
sch ältliches Wadi slum, Preisstabilität und hoher Be- 
schäftig ungss tan rt sind auch sozialpolitisch er- 
wünscht. 

Das Soziaibudqet 1971 ist deshalb von Anfang an 
mit der kurz- und mittelfristigen Wirtsdiafts Pro- 
jektion abgestimmt worden- Das Ergebnis ist eine 
doppelte Verzahnung: 


— Erstens bauen die Vorausberedinungen des So- 
zialbudgets 1971 auf wirtschaftlichen Grundan- 
nahmen auf, die im Einklang stehen mit der im 
J ah res wirtsdiaftsbe rieht 1971 aufgezeigten ge- 
samtwirtschaftlichen Ent widc hing auf kurze und 
mittlere Sicht. 

— Zweitens fügen sich die Ergebnisse des Sozial- 
budgels 1971 in den gesamtwirtschaftlichen 
Kreislauf ein, wie er im Johreswirtschaftsbericht 
1971 dargestellt ist. Dies wurde dadurch vorbe- 
reitet, daß die vorläufigen Berechnungen des 
Sozialbudgets 1971 in die Rechnungen zum Jah- 
res wirtsebaftsber ich L 1971 ei n gegeben worden 
sind. Den Nachweis, daß die endgültigen Berech- 
nungen des Sozialbudget-s 1971 in diese Großem 
Ordnungen passen, erbring! die Umsetzung des 
Sozialbudgets in das Schema der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnimg. 
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47 . Die im Sozialbudgel 1971 berechneten Beiträge 
zur Sozialversicherung decken sich mit den entspre- 
chenden Ansätzen in der kurz- und mittelfristigen 
Wirtschaftsprojektion, wenn man die methodischen 
Unterschiede zwischen Soziajbudget und Volks wirt- 
schaftlicher Gesamtrechnung aussdialtet. Die Einzel- 
heiten der Umsetzung sind in Tabellenanhang IJ1 
dargestellt, einen Überblick gibt Übersicht 13. Die 
statistische Differenz, die nach den methodischen 
Umsetzungen übrigibleibt, liegt in den Prognose- 
jahren 1971 und 1975 unter 0J Prozent (vgl. Über- 
sicht 17). Die Finanzierung der Sozialversicherung 
durch Beitrage, wie sie im Sozia Ibudg et ausgewie- 
sen ist, ist also im gesamtwirtsdiaft liehen Kreislauf 
des Jahreswirtschaftsberichts voll berücksichtigt. 
Dies gilt auch für die Unterteilung der Beiträge in 


Beiträge der Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Selbstän- 
digen und Sonstigen (vgl. Übersicht 13), 

48 . Die Einkommens Übertragungen, die die pri- 
vaten Haushalte von der Sozialversicherung und 
den GebieLskörperschaften erhalten, setzen sich zum 
größten Teil aus den Geldleistungen des Soziab 
budgets zusammen (vgl. Übersicht 14). Die Einzel- 
heiten der methodischen Umsetzungen sind in An- 
lage in dargestellt Für die Einkommensübertragun- 
gen der Sozialversicherung verbleiben nach Aus- 
schaltung der methodischen Unterschiede statisti- 
sche Differenzen, die in allen vier Jahren nur rd. 
0,4 Prozent betragen (vgl. Übersicht 17). Indem sich 
diese Abweichungen in den Ausgangsjahren 1 969 
und 1970 in gleicher relativer Höhe auch für die 


Übersicht 13 


Die Beiträge zur Sozialversicherung ln der Abgrenzung des Sozialbudgets 
und in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung 

Mrd. DM 


1 

1969 

1970 

| 1971 | 

1975 

ei träge zur 

Rentenversicherung dej Arbeiter 

20,9 

25,8 

28,5 

37,6 

Rentenversicherung der Angestellten 

13,6 

16,6 

18,5 

26,8 

Knappsdiaftlichen Rentenversicherung 

1,1 

1.2 

1,3 

1,5 

Krankenversicherung 

18,4 

20,2 

22,3 

31,3 

Arbeitsförderung einschließlidi Arbeitslosenversicherung und 
berufliche Bildung 

2,5 

3.1 

3,3 

4,3 

Landwirtschaftlichen AlteTshilfe 

0,2 

0,3 

0,3 

0.3 

Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

1,4 

1,5 

1,7 

2.1 


Beiträge zur Sozialversicherung in der Abgrenzung des Sozial- 
budgets insgesamt 

-f fiktive Beiträge für Pensionen im öffentlichen Dienst 

± methodische Umsetzungen, Rimdungsdifferenzen und sta- 
tistische Differenz ') 


Beiträge zur Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volks- 
wirt sdiaftli dien Gesamlrechnung insgesamt 

davon 

Arbeitgeberbeiträge 2 ) 

Arbeitnehmerbeiträge 

Pflichtbeiträge der Selbständigen und Sonstige 


58,1 

68,7 

75,9 

103,9 

7,9 

9.3 

10,6 

14,4 

-0,6 

4-0,2 

TO, 2 

+ 0,1 

65.44 

78,16 

86,6 

118,4 

35,06 

42 r 2 1 

48,0 

65,4 

27.52 

32,72 

35,1 

48,1 

2,86 

3,23 

3,5 

4,9 


9 siehe Tabclienanhang, Tabelle 1H— 2/5, EinbaukonLo 1.1.1, 

2 ) einschließlich fiktive Beiträge für Pensionen im öffentlichen Dienst 
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Prognosejahre 1971 und 1975 zeigen, liegt Uberein- 
ÄÜmmuntj zwischen Sozialbudget und kurz- und mit- 
telfristiger Wirtschaftsprojektion vor, denn die re- 
lative Konstanz der statistischen Differenz bedeuLet, 
daß die Zuwachsraten in beiden Rechenwerken 
überein stimmen. Entsprechendes gilt für die Ein- 
kommunsübertragungen der Gebietskorperscbaften. 
Audi absolut sind die Abweichungen bei den Ein- 
kommen »über trag ungen nidit sehr groß. Für die Ein- 
kommensübertragungen der Sozialversicherung er- 
gibt sich eine statistische Differenz von 0.30 Mrd. 
DM in 1971 und 0,46 Mrd. DM in 1975, nach 0/28 
bzw. 0,22 Mrd, DM in 1969 bzw. 1970, Zur Beurtei- 
lung muß man jedodi die absolute Höhe und das 
Wachstum des Gesamtvolumens berücksichtigen; die 
Einkommensübertragungen der Sozialversicherung 
steigen von 70 Mrd. DM in 1970 um über 50 Prozent 
bis 1975 auf 108 Mrd. DM. 

Die relativen Abweichungen zwischen Sozialbudget 
und Wirtschaftsprojektion sind also bei den Ein- 
kommertsübertragungen an private Haushalte abso- 
lut und relativ gering und beruhen auf der statisti- 
schen Differenz in den Ausgangsjahren, Daraus 
folgt, daß die im Sozialbudget ausgewiesenen Geld- 
leistungen mit den Emkommensübertracjungen kon- 
sistent sind, die in der kurz- und mittelfristigen 
Wirtschaftsprojektion angesetzt worden sind. 


49. Die Sachleistungen und die Allgemeinen 
Dienste und Leistungen der Sozialversicherung ge- 
hen m den Staatsverbrauch ein (vgl. Übersicht 15). 
Berücksichtigt man die methodischen Unterschiede 
(vgl. Tabellenanhang Ul), dann bleibt wie bei den 
Beiträgen und Einkommensübertragungen eine ge- 
ringfügige statistische Differenz zwischen Sozial- 
budget und Wirtschaftsprojektion, Der Staatsver- 
brauch der Sozialversicherung, der sich aus dem So- 
ziaibudget in der Abgrenzung der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamt rech nung ergibt, liegt 1969, 1970 und 
1971 um rd. 0,4 Prozent (0,08; 0,10; 0.14 Mrd. DM) 
über den entsprechenden Daten des Statistischen 
Bundesamtes und der Wirtschaftsprojektion und 
1975 um rd. 0,3 Prozent (0,12 Mrd. DM) darunter 
(vgl. Übersicht 17). Absolute und relative Höhe der 
Abweichungen sind so gering, daß man auch für 
den Staats verbrauch der Sozialversicherung prak- 
tisch von einer völligen Übereinstimmung sprechen 
kann, 

50 . Beiträge, EmkommensüberLragungem an pri- 
vate Haushalte und Staatsverbrauch sind die wich- 
tigsten Größen, auf die es beim Einbau des Sozial- 
budgets in die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
ankomrm. Grundsätzlich haben jedoch alle Lei- 
stungs- und Finanzierungspositionen des Sozial- 


Übersicht 14 


Die Geldleistungen des Sozialbudgets und die Etnkommensüberlragungen 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung 

Mrd. DM 



1969 | 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen des Sozialbudgets 

89,8 

101,3 

1 10,3 

151,4 

Entgeltfortzahlung 

- 7,0 

- 13.0 

- 14,0 

- 18.0 

— Kinderzuschläge im Öffentlichen Dienst 

- 2,9 

- 3,0 

- 3,2 

- 3.8 

-F Übertragungen an private Organisationen ohne Er- 





werbscharakter 

+ 2,1 

+ 2,3 

+ 2,3 

-b 3,0 

Zwischensumme 

82,0 

87,6 

95,4 

132,2 

± methodische Umsetzungen, Rundungsdifferenzen und 





statistische Differenz *} 

- 1.8 

- 1.3 

- 1,1 

- 0,9 

— Einkommensübertragungen am private Haushalte 





(brutto) 

80,2 

86,3 

94,3 

131,3 

davon 





Sozial Versicherung 3 } 

65,43 

70,04 

76, t 

108,0 

Sonstige 

14,76 

16,24 

18,2 

23,3 


0 siehe Tabellenanhang. Tabelle 111 — 2/5, Embaukonio 1 .2.2.1. und Einbau der sonstigen Einkommensüberlragungen 
0 einschließlich Pensionen Un öffentlichen Dienst 
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budgets in irgendeiner Form ihren Platz im gesamt- 
wirtschaftlichen Kreislauf. Um die vollständige Ver- 
zahnung sidierzusteüen bzw. zu kontrollieren ist 
deshalb aus dem vorliegenden Sozialbudget das 
ganze Sozial versidierunyskonto abgeleitet worden. 
Die hierzu erforderlichen methodischen Umsetzun- 
gen sind in Ta'bellenanhang III vollständig und in 
systematischer, geschlossener Form wiedergegeben. 
Ausgehend vom Zahlen werk des institutionellen 
Soziaibudgets ge] ingt man übel die nachgewiesenen 
Umbuchungen, die wegen der methodischen Unter- 
schiede notig sind, zu Werten, welche mit dem So- 
zial versieh* :n.mgskonto direkt vergleichbar sind, das 
in die Berechnungen bei der Aufstellung der kurz- 
und mittelfristigen Wirtschöftsprojektion des Jah- 
res wirts chftsbc rieht s 1971 eingeg engen ist. Letzte- 
res Konto ist in Übersicht 16 dargcstellL 


51- In Übersicht 17 sind die Positionen des Sozia I- 
versidierungäkontos zusammengestellt, hei denen 
überhaupt irgendwelche Abweichungen zwischen 
dem Sozia Ibudget (in der Abgrenzung der Volks- 
wirtschaftlichen Gesa mtredmung) und der Wirt- 
schaftsprojektion bestehen. Für die Beiträge, die 
Einkorn men sübertragungen an private Haushalte 
und den Staatsverbrauch sind die ausgewiesenen 
statistischen Differenzen bereits in Nr, 47 ff, analy- 
siert worden. Als Ergebnis ist lestzuhalten r daß für 
diese Positionen Übereinstimmung zwischen Sozial - 
Budget. und Wi rtschafisprojekt ii - ft besteht. web die 
Abweichungen absolut -:iü relativ sehr gering sind 
und sich in 1971 und 1975 in denselben Größenord- 
nungen wie in 1969 und 1970 bewegen. 

Audi bei den übrigen Positionen des Sozial Versiche- 
rung Skontos, bei denen Abweichungen auf treten, 


Übersicht 15 


Der Staatsverbraucfr der Sozialversicherung in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

Mrd. DM 



! 1969 1 

1970 

1971 [ 

1975 

Sachleistungen der 





Rentenversicherung der Arbeiter 

1,2 

M 

1.5 

2,0 

Rentenversicherung der Angestellten 

0,5 

0,6 

0,7 

0,9 

Knappschaft! ichen Rentenversicherung 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

Krankenversicherung 

17,3 

19,3 

22,3 

33,6 

Unfallversicherung 

0,5 

0,5 

0.5 

0,6 

Landwirtschaft! leben Altershilfe 

0,0 

0,0 

0,0 

0.1 

Allgemeine Dienste und Leistungen der 





Rentenversicherung der Arbeiter 

0,5 

0,6 

0,6 

0,8 

Rentenversicherung der Angestellten 

0,3 

0,3 

0,3 

0,4 

Knappsdiaftlidien Rentenversicherung 

0.1 

0,1 

0,1 

0,i 

Kranken Versicherung 

1,5 

2,1 

2,2 

2,5 

Unfallversicherung 

0,4 

0,5 

0,5 

0,6 

Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und 





berufliche Bildung 

1,1 

1,5 

1,9 

2,4 

Landwirtschaftlichen AJtershilfe 

0,0 

0,0 

0,0 

0.0 

Zusatzversichemng im öffentlichen Dienst 

0,1 

0.1 

0.1 

0,1 

— Sachleistungen sowie Allgemeine Dienste und Leistungen 





der Sozialversicherung insgesamt 

23,5 

27,0 

30,8 

44,2 

± methodische Umsetzungen, Rundungsdifferenzen und stati- 





stische Differenz *) 

-0,1 

-0,6 

-0,7 

-0,2 

— Staatsverbrauch (brutto) der Sozialversicherung 

23,4 

26,4 

30, 1 

44,0 


9 siehe Tabellenanhang, Tabelle III — 2/5, Embaukonto 1.2.1. 
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Sozialversicherungskonto der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

Mrd. DM 



1969 J ) 

1970 0 

1971 

1 975 *) 

I , Laufende Rechnung 

1.1. Einnahmen 

91,03 

104,97 

1 16,03 

160,77 

1.1.1, So7.ialversicheriingsbei trage 

65,44 

78,16 

86,60 

118,4 

1.1, l.l. Arbeitgeberbeiträge 

(35,06) 

(42,21) 

[48,0) 

( 65.4) 

1. 1.1.2. ArbeitnehmerbeUräge . . 

(27,52) 

(32,72) 

P5,1) 

( 48,1) 

l.l. 1.3. Pflichtbeiträge der Selbständigen 

( 0,49) 

( 0,51) 

( 0,6) 

( 1.0) 

l.l. 1,4* Sonstige 

( 2,37) 

( 2,72) 

( 2,9) 

( 3,9) 

1.1.2. Indirekte Steuern 

4,20 

4,20 

4,50 

5,9 

1.1.3* Laufende Übertragungen vom Ausland 

0,12 

0,17 

0,20 

0,3 

1.1.4. Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 





mögen 

3,28 

3,63 

3,94 

6,3 

1.1.5. Laufende Übertragungen von Gebietskörper- 





schäften 

16,64 

17,44 

19,35 

28,02 

LI. 6. Laufende Übertragungen von Unternehmen 

0 r 66 

0,64 

0,68 

0,95 

1.1.7. Laufende Übertragungen von privaten Haushal- 





ten 

0,65 

0,68 

0,70 

0,8 

1.1,8, Verkäufe 

0,04 

0,05 

0,06 

0,1 

1 ,2. Ausgaben ^ - - 

39,45 

97,18 

107,00 

153,1 

1.2.1. Staatsverbrauch (brutto) 

23,40 

26,44 

30,10 

44,0 

1.2. LI, Personalausqaben 

( 2,71) 

( 3,09) 

( 3,54) 

( 4,6) 

1.2. 1.2. Sachaufwand (brutto) 

(20,69) 

(23,35) 

(26,56) 

( 39,4) 

1.2.2. Ei nkonunensübert rag ungen 

66,05 

70,74 

76,90 

109,1 

1 .2.2.1. au private Haushalte 

(65,43) 

(70,04) 

(76.10) 

(108,0) 

1.2. 2. 2. an Ausland 

( 0,62) 

( 0,70) 

( 0,80) 

( 1,1) 

1.3. Saldo der laufenden Rechnung 

+ 1,58 

-t 7,79 

4 9,03 

+ 7,67 

2. Vermögensveränderunysredhnung 


2.1, Brultoerspamis 

1,66 

7,88 

9,13 

7,77 

2.1.1. Saldo der laufenden Rechnunq J 

1 ,58 

7,79 

9,03 

7,67 

2J.2, Abschreibungen 

0,08 

0,09 

0,10 

0,1 

2.2. Ausgaben 

0,24 

Ü h 23 

0,25 

0.4 

2.2. L Sarfrinvestit tonen 

0.19 

0,20 

0,20 

0,3 

2.2.2. Vermögensübertragungen 

0,05 

0,03 

0,05 

0,1 

2.3. Finanzierungssaldo (Überschuß *K Defizit — ) . * 

+ L42 

4 7,65 

8,R8 

+7,37 


') vorläufige Berechnungen des Statistischen Bundesamtes, Stand Januar 1971 

-) Daten der kurz- und mittelfristigen Wirlsdiabsprojektion im JahiesvmisdaaUsbendu 1971 
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sind nur geringe statistische Dilfererr/en festzustel- 
len, die iuuner und zwangsläufig aultreten werden. 
Die indirekten Steuern, die im Sozial versieh er nngs- 
konto die U inallversi che mngsbeil rage umfassen, 
und die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen, die un wesentlichen die Vermögen ser- 
träge des Sozia Ibudgets umfassen, stimmen bis auf 
kleine absolute Differenzen überein, Die relativen 
Abweichungen erscheinen zwar hoch, doch isl dies 
belanglos, da die Beträge dieser Positionen verhält- 
nismäßig klein sind; außerdem sind die relativen 
Abweichungen für 1971 und 1975 niedriger als füj 

1969 und 1970. 

Als laufende Übertragungen von Gebietskörper- 
s chatten an die Sozialversicherung werden in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die offen! - 
liehen Mittel des Sozial Budgets, die von der Sozial- 
Versicherung verein nahmt werden, gebucht; hinzu- 
kommt der Teil der Beamten Versorgung, der nicht 
durch fikt;ve Beiträge und durch Übertragungen 
von oll ent liehen Wirtschaf Lsunternchinen gedeckt 
wird. Ais das Sozial vcrsicherungskonto, das in die 
Rechnungen fü: den Jahreswirtsdniftsbericht 1971 
emg eg äugen ist, erstellt wurde, lag das vorläufige 
Eigobims der HaushaltsredijiUßg des Bundes für 

1970 nicht vor und war der Haushaltsplan des Bun- 
des für 1971 noch nithl beschlossen. In das Sozi a 1- 
budgüL konnten diese Daten dagegen bei ei ts weit- 
gehend efugearbcitel werden. Die Differenzen zwi- 
schen J Iausbalts-Soll- und Haushalts-Ist 1970 und 
zwischen En.tvn.trl und endgültigem Fassung des 
Haushaltsplans 1971 bewirken deshalb, daß die An- 
sätze der Bundeszuschüsse an die Sozialversiche- 
rung im Sozial Budget von den vorläufig geschätzten 
Ansätzen im Sozial versichenjmgskonto der Wirt- 
schaftsprojektion abweichen, und zwar sind die 
öffentlichen Mittel hn Sozialbudget JQ70 um 0, Jf3 
Mrd. DM (1,0 v. H ) und 1 07 1 um 0,76 Mrd. DM 
(8,9 v. H.) niedriger. Das hat zur Folge, daß der 
Finanzicrnngsübei schuß der Sozialversicherung (in 


der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge samt - 
rediniirig) im Sozialbudgct entsprechend niedriger 
als in der Wir fschaftsprojek Lori ist. Für die Be- 
urteilung dieser Abweichungen sind folgende Ge- 
sichtspunkte wichtig: 

Die Abweichungen sind, gemessen am Gesanv- 
volumen der Einnahmen und Ausgaben der 
Sozial versiehe* ung, genug. 

— Das Sozialbudget bleibt im finanziellen Rahmen, 
den die Wi rt schaf fsprojek, Hon abge steckt bat, 
denn cs verbucht nicht mehr öffentliche Mittel, 
sondern weniger, 

— Die Abweichungen sind kreislnufneulral, d. h. 
berühren nicht die gesamtwirtschai fliehen Be- 
rechnungen, die der Wirtschaftsprojeklion zu- 
grunde liegen. Dies liegL daran, daß es sich ledig- 
lich um Verschiebungen innerhalb des StcuiLs- 
sektors zwischen Sozialversicherung und Gebiets- 
körperschaften handelt. Was die Sozialversiche- 
rung an Einnahmen und Finanzienmgsüberschuß 
dadurch weniger hat, haben die Gebietskörper- 
schaften. entsprechend weniger an Ausgaben und 
mehr an Fmanzierungsüberschuß. 

Die Ab wei dum gen bei den laufenden Übertragun- 
gen der Gnbietskörpersrb alten an die Sozialver- 
sicherung und beim Finanzierungssaldo im .Jahre 
1971 sind deshalb /war der Höhe, nach die einzig 
beachtlichen Abweichungen, die sich beim Einbau 
des Sozialbudgets in die Volkswirtschaftliche Ge- 
sa ml redinung ergeben haben, aber sie sind gesamt- 
wirtschaftlich ohne Bedeutung, 

Insgesamt läßt sich also fest stellen, daß sich die 
Ergebnisse des Sozialbudgets 1971 ohne besondere 
Abweichungen und Schwierigkeiten in die gesamt- 
wirt schaf! liehen Vorausberechnungen des Jahres- 
wirtschdfLsber rh's 1971 einlugen. Die Vorausberech- 
nungen des Sozia ibudgets 1971 sind mit der der- 
zeitigen Wirlschaftsprojektion abgeslimmf, 
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Übersicht 17 


Die Abweichungen zwischen Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 
und Sozialbudget 



Position des Sozial versiehe rungskontos 
in der Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung 

Volks wirtschaftliche Gesamtrectuumg 

Mrd, DM 

1969 1970 1 1971 ' 1975 

L.L.l. 

Beiträge der privaten Haushalte 

65,44 

78,16 

86,60 

1 18,40 

1.1.2, 

Indirekte Steuern (Unfallversicherungs-Beiträge) 

4,20 

4,20 

4,50 

5,90 

1.1,4. 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

3,28 

3,63 

3,94 

6,30 

1.1.5. 

Laufende Übertragungen von Gebietskörpersdiaften an die. 
Sozial Versicherung 

16,64 

17,44 

19,35 

28,02 


Einnahmen insgesamt s ) 

91,11 

105,06 

116,13 

1 60,87 

1,2.1, 

Staatsverbrand: 

23,40 

26,44 

30,10 

44,00 

1.2,2, 1. 

Einkommensübertragungen an private Haushalte . 

65,43 

70,04 

76,10 

1 08,00 


Ausgaben insgesamt s ) 

89,69 

97,41 

107,25 

153,50 


Finanzierungssaldo 

1,42 

7,65 

8,88 

7,37 


’) Jn der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt rechming 

-J Statistische Differenz in v H. der Ansage in der VoJkswn Lstha Midien Gesamt rechnung 

einschließlich Positionen der Vermogensveränderuiigsredmung; einsdiljeßlidi der Positionen, bei denen völlige 
Übereinstimmung besteht 

*) Statisiisdie Differenz in v. H. de r Gesamtsumme der Einnahmen 
4 ) v. PI. -Zahlen aus uugeiundeteu Ausgangs werten errechnet 


VII. Institutioneller Teil 

1. Allgemeines 

52 . Die Gliederungsmerkmale, die den einzelnen 
Institutionen und den zu Systemen zusanunenge- 
faßten Gruppen zugrunde hegen, haben sidt im 
Grundsatz jucht verändert. Es weiden die jeweili- 
gen Leistungen in großen Kategorien dargestellt 
und ihnen die Finanzierung gegenübergestellt. Un- 
ter dem Strich bleibt der entstehende positive oder 
negative Finanzierimgssoldo (vgl. Tabellenan- 
hang II). 

53 . Zur besseren Übersichtlichkeit wurden Unter- 
positionen r /.. ß. bei den Verrechnungen, aus den 
Haupt Übersichten herausgenomman und in Sond Gr- 
übelten beiyefügt. Einzelheiten dazu sind unten, 
besonders in Nr. ,56 erläutert. 

54 . Die frühere Unterposition unter „ Offen fliehe 
Mittel', die sich auf Mittel des Finanzplanes des 
Bundes bezog, entfiel, weil in den clargestelHen 


Jahren 1970 und 1971 schon Haushalts: echuung oder 
Haushaltsplan vorliegen, für 1975 aber der Finanz- 
plan des Bundes noch nicht beschlossen wurde. Aus 
diesen: Grund, aber auch zu weiter als bisher 
gehenden Informationen, werden, ebenfalls in Son- 
dertabellen, die öffentlichen Mittel nach Mitteln 
des Bundes, der Lander, der Gemeinden sowie des 
Europäischen Soziallontls und der Montanunion vor- 
behaltlich der Finanzpläne untergliedert, den Haupt- 
labellen beigeiügt. 

55. Innerhalb der HaupLtabellen wurden d:e Posi- 
tionen t , Sonstige LelsUmgeu" und rr Verwaltungs- 
kos1en M zu der neuen Position „Allgemeine Dienste 
und Leistungen" zusammengefaßt. Die Gründe, die 
zu diesem Schritt führten, lassen sich kurz zusam- 
menfassen; 

Der Begriff Verwaltungs-,, Kosten" ist in einer Zu- 
sammen Stellung der Leistungen einer Institution ein 
Erejndkörper. Kosten und Leistungen sind nur inso- 
fern vergleichbar, als man sie einander gegenüber- 
stellt, sie könneji aber nicht miteinander addiert 
werden. Zwar sind die Kosten, welche die Verwal- 
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Sozial budget x ) 


Statistische Differenz 


MrtL DM 

Mrd. DM 

v. H. ä ) 5 ) 

1969 

| 1970 | 

1971 | 

1975 

1969 ] 

1970 [ 

1971 | 

1 975 

1969 I 

1970 | 

1971 | 

1975 

65,60 

78,33 

86,57 

118,32 

—0,16 

-0,17 

+0,03 

+ 0,08 

- 0,24 

“ 0,21 

+ 0,04 

+ 0,07 

4,13 

4,12 

4,54 

6,01 

4 0,07 

+ 0,08 

0,04 

-0,11 

+ J,7f 

+ 1,86 

- 0,84 

- 1,81 

3,59 

3,85 

4,12 

6,42 

-0,31 

-0,22 

-0,18 

-0,12 

- 9,54 

- 6,17 

- 4,6 7 

- 1,94 

16,69 

17,26 

18,59 

28,0? 

-0,05 

+ 0,18 

+0,76 

- 0.05 

- 0,29 

+ 1,02 

+ 3,93 

- 0,16 

91,56 

105,19 

115,50 

161,07 i 

1 “0,45 

1 

-0,13 

+ 0,5? 

0,20 

- 0,49 

- 0,13 

+ 0,49 

— 0,12 

23,48 

26,54 

30,24 

43,88 

-0,08 

-0.10 

-0,14 

+0.12 

- 0,33 

- 0,3 7 

- 0,45 

4 - 0,27 

65,71 

70,26 

76,40 

108,46 

, “0,28 

-0,22 

-0,30 

-0.46 

- 0,43 

- 0,31 

- 0,40 

- 0,42 

90,05 

97,73 

107,69 

153,84 

-0,36 

“0,32 

-0,44 

-0,34 

- 0,40 

- 0,33 

- 0,41 

- 0,22 

1,51 

7,46 

7,87 

7,23 

-0,09 

+ 0,19 

+ 1,01 

+ 0,14 

- 0 , 10 *) 

+ 0,J7*) 

+ 0,87 *) 

+ 0,09 *) 


I 


taug der sozialen Institution insgesamt und im ein- 
zelnen verursacht, von hohem Interesse. Sie zu 
analysieren, bedarf es aber spezieller Untersuchun- 
gen. Was unter der früheren Position „Verwaltungs- 
kosten'' bewertet werden soll, sind Leistungen der 
Institution, die darin bestehen, daß Gebäude., Ein- 
richtungen, Dienste, gewissermaßen die Institution 
als solche zur Verfügung gestellt werden. Für die 
Bewertung dieser Leistungen fehlt ein immittelbarer 
Maßstab; nämlich die Kosten, die diese Leistungen 
verursachen. Diese Kosten sind aber rocht Gegen- 
stand des Sozialbudgels, sondern die Leistungen 
selbst. Es ist deshalb zweckmäßig, nicht das Bewer- 
tungsgesetz, sondern das zu beschreibende Objekt 
herauszustellen, und das sind die allgemeinen 
Dienste und Leistungen, Da diese Leistungen gene- 
rell zur Verfügung stehen, unterscheiden sie sich 
nicht von der bisher als h Sonstige Leistungen' 1 be- 
schriebenen Positionen. Um Verwechselungen mit 
den bisher verwendeten Kategorien auszuschließen, 
wurde der Begriff „Allgemeine Dienste und Leistun- 
gen" eingeführt, der auch sprachlich das Gemeinte 
hinreichend genau bezeichnet. Das läßt sich an 
einem Beispiel verdeutlichen : Bisher wurde die Un- 


fallverhütung der BerufsgenossenschaFLen, weil sie 
durch Verwaltung sei gone Kräfte durchgeführt wurde 
Und also Persona! kosten verursachte, unter Verwal- 
tungskosten. registriert, dagegen der Vertrauens- 
änd liehe Dienst, der im allgemeinen nicht durdi 
Bedienstete der Krankenkassen ausgeführt wurde, 
unter Sonstige Leistungen verbucht. Diese unter- 
schiedliche Verbuchung ist sachlich falsch, wenn es 
darum geht, sachlich gleichartiges m einer Position 
zusammenzufassen. Jm übrigen war ein Teil der 
„ Verwal tu ngs kosten“ noch in den Verrechnungen 
enthalten und dort nicht als Verwaltung^ kosten zu 
erkennen. 

Nach dieser Änderung ist es nicht mehr möglich, 
aus der Relation Verna 1 tu ng&k osten zu Gesamt- 
leistungen unreflektiert auf eine scheinbare Wirt- 
schaftlichkeit oder Nichtwirtscbaitlichkeit der Ver- 
waltung zu schließen, ein Fehlschuß, der vor ollem 
die Träger bctraF, die viele Dienstleistungen (z. B. 
Erste Hilfe und Unfallverhütung m der Unfallver- 
sicherung) zur Verfügung stellen. Einrichtungen, die 
nur Dienstleistungen anbieten, haben die Kosten in 
Höhe der Leistungen, also 100 v, H. (Öffentlicher 
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Gesundheitsdienst — 405), Hinrichtungen die vor- 
wiegend Geldleistungen, möglichst in großen und 
unveränderten Beträgen gewahren, haben Kosten, 
die in einem niedrigen Verhältnis zu den Leistun- 
gen stehen. Ein inte ri institutioneller Vergleich ist 
auf diesem Wege also kaum möglich. Auch der 
intertemporäre Vergleich ist wenig aussagekräftig; 
am ehesten noch bei unveränderter Gesetzgebung 
und Leistungsstruktur. 

Im Text teil wird an vielen Stollen eine Sonder- 
tabelle „VerwaUungskosten" gebracht, ciufgesdilüs- 
selt und erläutert. Aber auch das reicht in der 
Regel nicht aus, unreflektiert die Wirtschaftlichkeit 
einer Verwaltung zu beurteilen. Dafür sind beson- 
dere Berechnungen nötig, die im Sozialbudget nicht 
angestellt werden (vgl. Nr, 72, 74, 83, 104 u, a,). 

56. Aus den HaupLübersichten des institutioneilen 
Teils im Anhang II wurden die Unterpositionen 
„Verrechnungen an . . und von / heraus- 

genommen. Damit wurde eine einfachere Darstel- 
lung gewonnen und die Möglichkeit geschaffen, die 
Verrechnungspositionen etwas weiter aufzugliedem. 
Die Überlegungen darüber, was endgültig mit den 
Verroduumgsposterv geschieht, sind noch nicht ab- 
geschlossen. 

Verrechn ungen (auf der Lcislungs Seite) sind zu 
einem großen Teil echte Leistungen, die unter Geld- 
oder Sachleistungen erscheinen müßten. Die Tat- 
sache, daß die Leistungen über die Kasse eines 
anderen Trägers fließen, ist wirtschaftlich weniger 
wichtig und hebt auch ihren Charakter als Sozial- 
leistnng nicht auf, Hier werden nur Stationen im 
Kreislauf berührt, die zufällig nebeneinander liegen. 
So ist es kaum verständlich, daß die Krankenver- 
sicherung der Rentner, eine auch zahlenmäßig er- 
hebliche Leistung, unter Verrechnungen erscheint, 
und also später mit Plus und Minus einmal aus der 
Cesamtrechmmg entfernt wird. Die Zahlungen, die 
an privatversirherte Rentner für deren Kranken- 
Versicherung direkt geleistet werden, werden da- 
gegen nicht verrechnet, sondern erscheinen unter 
Sachleistungen. Würden alle Rentner die Kranken- 
versidiernngsbeiträge am Poslsdialfcer mit der Rente 
ausgezahlt erhalten und am Schalter ihrer Kranken- 
kasse wieder Einzahlern so würde nichts verrechnet 
werden können, was auch sinnvoll wäre, denn hier 


liegen rwei Leistungen des Systems der Sozialen 
Sicherung vor. Einmal wird der Lebensunterhalt für 
den Rentner gesichert, zum Lebensunterhalt gehurt 
aber auch eine Krankenversicherung. Zum andern 
wird gegen Krankheit versichert. 

Etwas anderes ist es, wenn die Leistung einer In- 
stitution in die einer anderen nachträglich umge- 
wandelt wird. Z. B. die Krankenkasse zahlt Kran- 
kengeld für eine Zeit, für die eine Rente nachgc- 
zahlt wird. Bei der Überweisung der Rentennach- 
zahlung wird das gezahlte Krankengeld angerechnet 
und von der Reolenversidierungsanstalt der Kran- 
kenkasse überwiesen oder auf andere Weise „ver- 
rechnet". In diesem Fall muß die Leistung der 
Krankenversicherung storniert werden, also ent- 
weder in einen Verredmungsposten verwandelt 
oder als Nettorechnung von der Leistungsposilion 
direkt abgezogen werden. 

Um das Rechenwerk durch diese komplexen Über- 
legungen zunächst nicht zu überladen, wurden den 
Hauptübersichten im Tabcilcnwerk des Anhangs II 
die Verrechnungen der Leistung«- und Finanzie- 
rungsseile in Sondertabellen beigefügt, wobei 
neben der institutionellen Gliederung nach der Part- 
nerinsLituÜon (wie bisher) eine grobe funktionale 
Gliederung nach Beitrags-, Leistung«- und Verwal- 
tungsverrechnungen vorgenommen wurde. 

Die Verwaltungsverrechnungen sind Betrage, die 
im Sozialhaushall eine dreifache Funktion haben: 

— Sie sind Sozialleistungen in dem Sinne, daß sie 
Teil der Institutionen .sind, z. B einer Kranken- 
kasse. Sie tragen als solche dazu bei, die In- 
stitution zu erhalten und der Öffentlichkeit zur 
Verfügung zu stellen; sie sind somit Teile von 
sozialen Dienstleistungen, also allgemeine 
Dienste der Verwaltung, die aber, weil sie bei 
anderen Institutionen wieder erscheinen, ver- 
rechnet werden, 

— Sie sind zugleich Kosten der Verwaltung, 

— Sie sind Soziancistungen der Institution, auf die 
sie übertragen werden, z. B. Altersversorgung 
im öffentlichen Dienst. 

Als Verrechn ungen werden sie im Sozialbudget nur 
einmal gezahlt, obwohl auch hier eine Doppel- 
zählung sinnvoll wäre. 
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2, Einzelberichte 

— überblick — 


Institution 


Nummer 


I 


100 Soziale Sicherung 

110 Allgemeine Systeme 

I L 1 Rentenversicherung der Arbeiter und 

112 der Angestellten 

113 Krankenversicherung 

114 Unfallversicherung 

115 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und beruf- 
liche Bildung 

1 16 Kindergeld 

11a Entgeltfortzahlung bei Krankheit 

1 20 Sondersysteme 

121 Knappschaftliche Rentenversicherung 

122 Altershilfe für Landwirte einschließlich Landabgaberente 

123 Versorgungswerke für Selbständige 

130 Systeme nach beamtenrech fliehen Vorschriften 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

132 Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

140 Ergänzungssysteme 

141 Zusatzvcrsichcrung im öffenl liehen DiensL 

142 Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

300 En tsdiädicjungsl eistun gen 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

302 Lastenausgloich 

303 Wiedergutmachung 

304 Sonstige Entschädigungen 

400 Soziale Hilfen und Dienste 

401 Sozialhilfe 

402 Jugendhilfe - 

403 Ausbildungsförderung 

404 Wohngeld 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 


57 

bis 

58 

59 



60 

bis 

78 

79 

bis 

94 

95 

bis 

107 

103 

bis 

125 

126 

bis 

130 

131 

bis 

134 

135 



136 

bis 

144 

145 

bis 

149 

150 



151 

bis 

152 

153 

bis 

156 

157 

bis 

159 

160 

bis 

161 

162 

bis 

1 GG 

) 67 

bis 

170 

171 

bis 

172 

173 

bjs 

181 

182 

bis 

192 

193 

bis 

200 

201 

bis 

204 

205 

bis 

206 

207 

bis 

214 

215 

bis 

225 

226 

bis 

229 

230 

bis 

238 

239 

bis 

243 
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Soziale Sicherung [10ÖJ 

57 . Der Begriff „Soziale Sicherung" erfuhr in die- 
sem Sozialbudget gegenüber seiner sonst häufig ge- 
brauchten Verwendung eine Einschränkung, Er um- 
faßt alle Systeme, die nicht öffentliche Entschädi- 
gungen oder sonstige, der Sozialhilfe verwandten 
Dienste und Hilfen leisten, ist also dem Begriff „So- 
zial Versicherung " am nächsten verwandt, der aber 
wegen der Entgelt fort Zahlung, der Beamten Versor- 
gung und der tarjfverlraglichen Systeme nicht ver- 
wandt werden konnte. Er lehnt sich an die in den 
Sozialkonten der Europäischen Gemeinschaften für 
die gleiche Abgrenzung gebräuchlichen Begriffe eng 
an (vgl. Sozialkonten 1962 bis 1967, S. 50 ff.). 

58 . Am Sozialbudget ist die Soziale Sicherung in 
steigendem Maße beteiligt. 1950 entfielen rund drei 
Viertel der Sozialleistungen auf die Soziale Siche- 
rung, 1075 werden es fast 90 v. H. sein (Übersicht 1), 
Die langfristige jahresdurchschnitthche Wachstums- 
rate liegt mit 11,0 v,H, über der des gesamten So- 
zialbudgets (10,4 v. H.) Die Tendenz schnelleren 
Wachstums hält noch an (vgl. Übersichten 4, 5 und 
18 bis 20). 


Allgemeine Systeme [110] 

59 . Hierunter werden Systeme verstanden, denen 
eine Gesamtheit von Personen angehört, ohne daß 
eine Unterscheidung nach einem besonderen Wirt- 
schaftsbereich getroffen wird. Das sind die klassi- 
schen Zweige der Sozialversicherung (ohne Knapp- 
schaflliche Rentenvei Sicherung, die. den Sondersy- 
stemen angehört) sowie Kindergeld und Arbeitsfor- 
derung einschließlich Arbeitslosenversicherung und 
berufliche Bildung. Innerhalb der Sozialen Sicherung 
ist dies die bedeutendste Gruppierung, Ihr Anteil 
am gesamten institutionellen Budget steig! von etwa 
50 v. H. (1950) auf fast drei Fünftel (1975: vgl. Über- 
sicht I); ihre Entwicklung zeigen die Übersichten 21 
bis 23, 

Es wird noch überlegt, ob die Ausbildiingsfürdenmg, 
die zunächst in die Sozialen Hilfen und Dienste ein- 
gcgliedert wurde H03j r nicht ebenfalls zu den Allge- 
meinen Systemen gehört, 

Rentenversicherung der Arbeiter [111} 
Rentenversicherung der Angestellten [112} 

60 . Die vorliegenden Daten zu den Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
tür die Zeit ab 1970 sind identisch mit denen des 
Rentenanpassungsbenchts (Drucksache Vl/2040) ; sie 
wurden nur in die Kategorien des Sozial budgets um- 
gesetzt. Sie haben dem AbsLimmungskreis für Vor- 
ausschatzimyen der finanziellen Entwicklung der 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten und dem SozialbeiraL Vorgelegen. 


Die Hüttenknappschaftliche Pensionsversidierung 
ist nicht mehr in der Institution der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter enthalten, sondern in die Gruppe 
der Erg ä uzungssysteme emgegliedert worden (Zu- 
satz Versicherung für einzelne Berufe — 142). 

61 - Den Berechnungen liegt ab 1970 das reine Ist- 
Verfahren zugrunde (vgl. Sozi albe hebt 1970 Teil B 
Nr. 62). Die Zeit davor ist nach den Rechnungsab- 
schlüssen dargestdlt, nach denen die Beitrage nach 
dem Ist-Verfahren, die Rentenleistungen und die 
Bundeszuschüsse nach dem Soll-Verfahren gebucht 
werden (Mischverfahren). Die Werte des reinen Ist- 
Verfahrens liegen bei den Geldleistungen rund 2 'a 
v, H. bei den Gesamtleistungen rund v. H. unter 
denen des Mi sch Verfahrens. 

Außerdem wird unterstellt, daß 

— der Wanderungsausgleich an die knappschaftliche 
Rentenversicherung auch über das Jahr 1971 hin- 
aus geleistet wird, 

— die Restand.sreriten zu Beginn jedes Jahres voll 
an die allgemeine Bemessungsgrundlage des 
Vorjahres angepaßt werden. 

Da im Renten anpassungsbericht Berechnungen bis 
zum Jahre 1985 angestellt werden, wird in den 
Texttabellen gelegentlich — abweichend von allen 
anderen Institutionen — über das Jahr 1975 hinaus- 
gegangen. 

62. In dem hier beschriebenen Zeitraum seit 1950 
haben sich in der Rentenversicherung entscheidende 
Veränderungen vollzogen. Die wichtigste war die 
Rentenrefonn 1957, welche die Berechnung der Ren- 
ten auf eine neue Grundlage gestellt und die An- 
passung an die wirtschaftliche Entwicklung einge- 
führt hat. Seitdem sind 13 RenLenanpassungen 
durchgeführt worden. 1960 wurden Vertriebene und 
Flüchtlinge voll in die Rentenversicherung einge- 
gliedert. Das Erste Rentenversicherungs-Andei ungs- 
geselz (vom 9, Juni 1965) beseitigte Harten und va- 
riierte Einzelheiten des RentenberechiiungsverJah- 
rens, Der Finanzausgleich zwischen der Rentenver^ 
Sicherung der Arbeiter und der der Angestellten 
wurde in verschiedenen Gesetzen 1964 und 1967 ge- 
regelt, endgültig wurde mit de.m Dritten Renten- 
versicherungs-Änderungsgesetz 1969 ein finanziel- 
ler Vei bund zwischen den beiden Zweigen einge- 
führt. 

Die Beitragssätze sind in dem hier beschriebenen 
Zeitraum von 10 v. H. (1950) auf 17 v. H. zur Zeit 
gestiegen und werden vom 1. Januar 1973 an auf 
18 v. H, steigen (vgl. Nr. 77). Das Finanzänderungs- 
gesetz 1967 brachte bis 1971 die Bundeszusdbüsse 
teilweise zum Ruhen. Es führte einen Beitrag der 
Rentner zur Krankenversicherung der Rentner ein, 
der 1968 und 1969 erhoben wurde und ab 1. Januar 
1970 wieder abgeschafft wurde. 

Ebenfalls durch das Fmanzunderungsgesetz wurde 
ab 1968 die VersicherungspflidUgrenze für Ange- 
stellte beseitigt. 
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Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



19G9 


1970 


1971 


| ! 969/70 ! 

1970/71 

Millionen ; 
DM 

v. H. 

j Millionen 1 
[ DM 

v. FT. 

Millionen 1 
DM 


vA-l 


Leistungen 






| 



Geldleistungen 

78 586 

76,4, 

89 063 

76,0 

96 257 

75,0 

4-73,4 

+ 8,0 

Sachleistungen 

19 493 

18,9 

21 9-12 

18,7 

25 099 

79,5 

+ 12,5 

+ 14,2 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

4 857 

4,7 

6 240 

5,3 

6 909 

5,2 

+28,5 

+ 10,7 

Verredmungen 

1 

0,9' 

1 

0,0 

0 

0,0 

0,0 


insgesamt . . . 

102 937 

100 

! 117 246 

100,0 

128 265 

ioo : 

1 + J3,9 

+ 9,4 

Finanzierung 









Beitrüge der Versicherten 

31 691 

30 J 

36 808 

29ß 

39 284 

2S,9 

116,1 

6,7 

Beiträge der Arbeitgeber ...... 

53 197 

51,1 

66 493 

53,9 

74 624 

55,0 

+ 25,0 

4 12,2 

Öffentliche Mittel . . . 

15 713 

15,1 

16 278 

13,2 

17 923 

13,2 

4- 3,6 

+ 1 0,1 

Verniöqenser träne 

2 ?31 

2,1 

3 020 - 

2,-5 

3 232 

2,4 

4- 6,7 

+ 7,0 

Sonstige Einnahmen 

488 

0,5 

445 

0,3 

431 

0,3 

- e t s 

- 3 J 

Verredmungen . , . 

217 

0,2 

227 

2£ 

222 

0,2 

-i- 4,5 

- 2,2 

insgesamt . . 

104 137 

wo 

123 271 

WO 

135 716 

100 | 

v 18,4 

+ 10,1 


Soziale Sicherung Übersicht 19 

Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965/70 

\ 1970.75 

Millionen 

DM 

v, PL 

Millionen | 
DM 

v. H, 

Millionen 

DM 

V. 3 L 

v. H 
(Jähres- 
durchsdinlitel 

Leistungen 









Geldleistungen 

55 968 


89 063 

76,0 

133 571 

7 4,4 

+ 9,8 

f 8,4 

Sachleistungen 

12 457 

17,3 

21 942 

18,7 

37 250 

20,8 

•i 12,0 

■HI, 2 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

3 494 

4,9 

G 240 

5,3 

8 610 

4 t 8 

+ 12,3 

-1- 6,6 

Verrechnungen 

o 

0,0 

1 

0,0 

o 

0,0 



insgesamt 

71 919 

100 

117 246 

100 

179 431 

100 

+ 10,3 

+ 8,9 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 1 

21 230 

28,0 

36 808 

20,9 

53 836 

29,0 

+ 11,6 

+ 7,9 

Beitrage der Arbeitgeber 

38 382 

50,5 

66 493 

53,9 

100 156 

54,0 

+ llß 

+ 8,5 

Öffentliche Mittel 

13 353 

17,6 

16 278 

13,7 

26 045 

14,0 

+■ 4,0 

+ 9,9 

Vermogenserträcje 

2 340 

3,1 

3 020 

2,4 

5 Ü86 

2,7 

+ 5,2 

+ llß 

Sonstige Einnahmen 

421 

Ofi 

445 

0,4 

435 

0,2 

4* iß 

+ 0,4 

Verrechnungen 

157 

0,2 

227 

0,2 

251 

0J 

+ 7,7 

+ 2,0 

insgesamt . . . 

75 886 

wo 

123 271 

100 

185 029 

WO 

r 10,2 

r 8,5 
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Übersicht 20 Soziale Sicherung 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 

1950/1075 


Millionen i 
DM 

1 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H 

v. fL 
(^Jahres- 
durch- 
schnitte) 

Leistungen 






Geldleistungen , . . . . 

9 684 

77.4 

133 571 

74,4 

-MU 

Sachleistungen , 

1 940 

15,5 

37 250 

20ß 

+ 12,5 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

888 

7,1 

8 610 

4,8 

+ 9,5 

Verrechnungen. 

3 

0,0 

0 

0,0 

* 

insgesamt 

12 515 

WO 

179 431 

WO 

+ 1 1,2 

Finanzierung 






Beiträge der Versicherten 

3 730 

27,5 

53 836 

29,0 

+ 11,3 

Beiträge der Arbeitgeber 

7 448 

55,0 

100 156 

53,0 | 

+ 11,0 

öffentliche Mittel 

2 177 

WA 

26 045 

14 ß 

+ 10,4 

Vermögenserträge 

83 

0,6 

5 086 

2,7 

+ 17,9 

Sonstige Einnahmen 

71 

0,5 

455 

0,2 

+ 7,7 

Verrechnungen - 

32 

0,3 

251 

0/2 

+ 8,6 

insgesamt ■ ■ ■ 

13 541 

1 00 

185 829 

100 

■hilft 


Übersicht 21 AJ lg em eine Systeme 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



1969 

1970 

1971 

| 1969/70 | 

1970/71 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

Leistungen 









Geldleistungen 

48 286 

65 f 9 

50 541 

63,7 

54 336 

62 ß 

i+ 4,7 

+ 7,5 

Sachleistungen 

19 430 

26,5 

21 865 

27,6 

25 009 

28,3 

+ 12, 5 

+ 14,4 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

3 801 

5,2 

4 995 

6,3 

5513 

6,3 

+ 31,4 

+ 10,4 

Verrechnungen 

1 774 

2,4 

1 887 

2,4 

1 971 

2,3 

+ 6,4 

+ 4,5 

insgesamt . , . 

| 73 291 

WO 

79 288 

WO 

36 829 

wo | 

+ 8,2 

+ 9,5 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

30 588 

41,7 

35 G49 

42ß 

38 028 

42 A 

+ 76,5 

+ 6,7 

Beiträge der Arbeitgeber 

28 749 

39,3 

33 945 

40 f 5 

38 856 

41 1 9 

+ 18,1 

+ 14,5 

öffentliche Mittel 

10 541 

\4A 

10 324 

I2ß 

12 054 

13,0 

+ 2,7 

+ 11,4 

Vermögenserträge 

1 943 

2,7 

2 049 

2,4 

2 193 

2,4 

+ 5,5 

+ 7,0 

Sonstige Einnahmen 

466 

Oß 

430 

0,5 

416 

0 f 4 

- 7,7 

- 3,3 

Verrechn ungen 

928 

1,3 

1 029 

1,2 

l U3 

1,2 

+ 10,9 

+ 8,2 

insgesamt , . . 

73 215 

100 

83 926 

100 

92 680 

WO 

+ 14,6 

4- 10,4 
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Mittelfristige Projektion 
1965. 1970 u:ui 1975 



1965 

1070 

1375 

1DB5/70 

1970/75 


Millionen 

DM 

v 11. 

Millionen 

DM 

v . H 

Millionen 

DM 

v, TL 

v, R 

fJadrts- 

durdisdmiUe) 

Leistungen 

Geldleistungen 

33 7 1 6 

(58,0 

50 541 

63,7 

78 318 

62ß 

+ 6,4 

T 9,2 

Sachleistungen 

12 420 

25,0 

21 865 

27,6 

37 132 

29,8 

+ 72,9 

+ /L2 

A 1 1geraei ne Dienste 

imd Leistungen . 

2597 

5,2 

4 995 

6,3 

0 719 

5,4 

- 14,0 

T SJ 

Verrechnungen , 

891 

1.8 

1 887 

2,4 

2 491 

2ß 

T 16,2 

+ 5,7 

insgesamt 

49 624 

WO 

79 288 

tot) 

124 660 

100 

+ 9,3 

+ 9,5 

Finanzierung 

Beiträge der Versicherten , , . . , 

20 243 

I 

38,6 

35 649 

42,5 

52 423 

40 ß 

+ 32,0 

+ Bß 

Beiträge der Aihedgeber 

19 736 

37,6 

33 945 

40 t 5\ 

53 451 

41,4 

+ 13, 5 

- 9,5 

Offen! liehe Mittel 

9 704 

18,5 

10 824 

12,9 

17610 

13,6 

+ 2,2 

+ W, 2 

Vermögenserträge 

j 825 

3,5 

2 049 

2,4 

3 64 t 

2,8 

+ 2,4 

-1-72,2 

Sonstige Einnahmen . . 

350 

0 , 7 ' 

430 

0,5 

445 

0,3 

+ 4,4 

+ 0,5 

Verrechnungen 

564 

ul 

L 029 

1,2 j 

1 661 

1,3 

+ 12ß 

T 10,1 

insgesamt . . . 

j 52 422 

100 

83 926 

100 

129 231 

100 

| + 9,0 

+ 9,5 


Allgemeine Systeme übersieht 23 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1350 

1975 

1950/1975 

Millionen 1 
DM 

\\R : 

Millionen 

DM 

v, H. 

v, H. 
{Jahres- 
durch- 
schnitte) 

Leistungen 



j 



Geld leis Lungen 

5715 

67,9 

78 313 

62,8 

4-11,1 

Sachleistungen 

1 935 

23,0 | 

37 S 32 

29, a 

+ 12,5 

Allgemeine Dienste Lind Leistungen ■ 

679 

SJ 

6718 

5,4 

+ 9,6 

Verredmu eigen * * 

84 

1,0 

2 491 

2ß ; 

TH, 5 

insgesamt . . . 

8 413 

wo 

124 660 

WO | 

1 +11,4 

Fjnanzierung* 

1 





Bedräge der Versicherten 

3 475 

37,5 

52 423 

40 ß 

T 11,5 

Boi trage der Arbeitgeber 

3 609 

39 ß 

53 451 

41,4 

+ 11,4 

öffentliche Mittel 

1 987 

2t J 

17 610 

13 ß 

+ 9J 

V i ■ r mögeiiser träge - 

69 

0,7 

3 64! 

2ß 

T 17,2 

Sonstige Einnahmen 

54 

Oß 

445 

0,3 

4- Üß 

V e rrecb nn ngc n 

70 

Oß 

1 661 

1,3 

+ 13,5 

insgesamt . . . 

] 9 264 

WO 

: 129 231 

wo 

+ 11J 
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63 . Am Bruttosozialprodukt waren die Leistungen 
der Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten wie folgt beteiligt: 

1950 3,6 v. H. 

1965 6,5 v. H. 

1970 7,2 v.H. 

Die Vorausberechnung ergibt für 

1975 8 h ü v. H. 


Schaubild 4 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 

Pflichtversicherte nach Mikrozensus 

1963 bis 1.969 


Viü Vursir ner Tr- 



°4 


1963 1966 1969 


Geschützter Personenkreis 

64 . Nach den Ergebnissen des Mikrozensus waren 
am St i cli tag im April 1969 rund 31 v. H. der Bevöl- 
kerung in den Ren tou versieh erringen der Arbeiter 
und df i Angestellten versidierungspflichtig. Zusam- 
men mit den versidierimgsprijchtigen und freiwilli- 
gen Bei Irags/äh lern der lelztcn 12 Monate erhöht 
sich der An! eil auf rund 32 v. H. 

Um zu einer Aussage über den gesetzlichen Versi- 
cherungsschutz der Bevölkerung zu gelangen t muß 
versucht werden, die Zahl der in anderen gesetz- 
lichen Bin ri di tun gen gegen die Risiken Alter, Inva- 
lidität und Tod des Ernährers Versicherten und die 
Zahl der Rentner sowie die Familienangehörigen 


zu addieren: 

K na ppsch a f tl i ch e R ente n v e rs iche r u ng 
und Landwirtschaftliche Altershjlfe , . rd , i v.H, 

Rentner rd. 16 v. H. 

Familienangehörige rd. 34 v. H. 


Dos ergibt einen geschätzten Versicherungsschutz 
für rund 63 v r H. der Bevölkerung. 

65. Die Zahl der Versicherten in beiden Ver- 
sicherungszweigen nimmt nur leicht zu. Nach den 
Ergebnissen des Mikrozensus erhöhte sich die Zahl 
der Versieh erungspflichti gen von 1963 bis 1969 um 
insgesamt etwa zwei v. Fl. In der Rentenversiche- 
ruEig der Arbeiter verringerte sich die Zahl der 
VersicheruugspfÜdiligen in dieser Zeit um gut fünf 
v. Hu dagegen fand in der Angeste 11 len Versicherung 
ein Wachstum um fast 18 v.H. statt. Übersicht 24 
und Schaubild 4 verdeutlichen die Entwicklung. 

66 . Übersicht 25 zeigt die Zahl der Renten von 
1950 bis 1975. Die besonders ins Ge wicht fallenden 
Versicherlenrenten nehmen in dieser Zeit in der 
Arbciterrenten Versicherung auT das Zweieinhalb- 
fache, m der Angestelltenversicberung auf dos Vier- 
fache zu. 

67. Das Verhältnis der Zahl der Versicherungs- 
pllichtigen zu der Zahl der Renten verschlechtert, 
sich bis 1975/80. Von da an wird die Relation gün- 
stiger. Auf 1000 Vorsichcningspflichtige in beiden 
Institutionen entfallen 


1960 

374 

Renten 

1965 

4 1 (i 

Renten 

1970 

466 

Renten 

1975 

493 

Renten 

1980 

487 

Renten 

1985 

461 

Renten 


Dabei wird das Maximum in der Rentenversicherung 
der Arbeiter 1975 und 1930 mit 601 erreicht, in der 
Angestelltenversicherung 1975 mit 327 und 1980 mit 
324 (vgl. Remenanpassungsbencht). 
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Übersicht 24 


Rentenversicherung der Arbeiter / Rentenversicherung der Angestellten 

Die Versicherten noch dem Ve rsi che rungs Verhältnis 
(ohne Berufssoldaten und Wehrdienst leist ende} 
nach den Ergebnissen ries Mikrozensus April 19ö9 


in 1000 

Pflicht versicherte 

Frei- 

willig 

ßeitrags- 
zahler 
in den 
letzten 

12 Mo- 
naten 

Boitrags- 
zahler 
zwischen 
L Januar 
1021 und 
April 
1968 

ins- 

gesamt 

(Sp. 3 
bis 5) 

am 

Stichtag 

in den 
letzten 

12 Mo- 
naten 

ins- 

gesamt 

(Sp. 1 
+ 2) 

1 i 

2 

1 3 1 

4 

l 5 | 

e 

Rentenversicherung der Arbeiter 

1 1 677 

545 

12 222 

343 

3 261 

15 826 

Rentenversicherung der Angestellten .... 

6 899 

298 

7 196 

368 

1 993 

9 557 

insgesamt . . 

18 576 

843 

[ 19419 

711 

5 254 

25 383 

Versicherte in v. H. der Bevölkerung ... 

30,8 

1,4 

32,2 

1,2 

8,7 

42,1 


Übersicht 25 


Renten Versicherung der Arbeiter / Rentenversicherung der Angestellten 
Bestand der laufenden Renten 


Institution 

1950 

1955 

1960 

j 1965 

1970 

1975 

Jahres durchschnittliche Veränderung 
in v. H, 

Rentenart 



in 

1000 



i 5)50/55 

15)55/60 

1960/ 

65 

1965/ 

70 

1970/ 

75 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Versichertenrenten 

l 769 

2 522 

3 080 

3 572 

4 274 

4 559 

+ 7,4 

+ 4,1 

+ 3,0 

+ 3,7 

+ u 

Witwenrenten 

661 

L 108 

l 816 

2 008 

2 201 

2 376 

+ 10,9 

+ 10,3 

+ 2,0 

+ 7,9 

+ 7,5 

Waisenrenten 

534 

876 

456 

296 

318 

324 

-t -10,4 

-12,0 

-8,3 

+ 7,5 

+0,3 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Versidiertenxenten 

404 

713 

987 

1 183 

1 450 

t 637 

+ 12,0 

+ 6,7 

+3,8 

+ 4,1 

+ 2,4 

Witwenrenten 

301 

501 

672 

801 

915 

1 012 

+ 11,1 

+ 5,7 

+ 3,6 

+ 2,7 

+ 2,0 

Waisenrenten 

140 

251 

203 

129 

118 

122 

4- 12,4 

- 4 ( 2 

-8,7 

-1,8 

+ 0,6 

beide Versicherungen 












Versidhertenrenten 

2 173 

3 235 

4 067 

4 760 

5 724 

6 196 

4- 8,3 

+ 4,7 

+ 3,2 

+ 3,8 

+ 1,6 

Witwenrenten 

962 

i 617 

2 488 

2 809 

3 116 

3 388 

+ 11,0 

4- 9,0 

+ 2,4 

+ 2,1 

+ 1,7 

Waisenrenten 

674 

1 127 

659 

425 

436 

446 

+ 10,9 

-10,2 

-8,4 

+ 0,5 

+ 0,4 

Rentien insgesamt . . . 

3 809 

5 979 

7 214 

7 994 

9 276 

10 030 

+ 9,4 

+ 3.8 

+2,1 

+ 3,0 

+ 1,6 
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Schaubild 5 


Rentenversicherung der Arbeiter 
Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 



1950 55 60 65 70 75 


Leistungen 

68. Die Rentenversicherungen der Arbeiter und 
Angestellten (vgL auch Knappsd'iäfüiche Renten- 
versicherung — 12 H leisten vor allem Renten an 
Berufs- und Erwerbsunfähige, an Alle und an H in- 
te rbli ebene. Wirtschaftlich handelt es sich dabei um 
einen ELnkommenströnsiers sehr großen Ausmaßes. 
Mur im Vergleich damit erscheinen die Sachleistung 
gen, das smd vor allem die Maßnahmen zur Erhal- 
tung, Besserung und Wiederherstellung der Er- 
werbsfdhtgkeit der Versicherten, weniger bedeu- 
tend. 

Rund 80 v. H. der Leistungen sind Geldleistungen, 
im wesentlichen also Renten, knapp 10 v.H. Bei- 
träge für die Krankenversicherung der RcnLner, 
etwa 4 v.H. Sachleistungen, vorwiegend Rchabili- 
tation&leistungen (vgl. Übersichten 26 bis 29), Hier 
handelt es sich nicht um eine einfache Addition der 


S c h a u b i 1 d 6 


Rentenversicherung der Angestellten 
Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 



1950 55 60 65 70 75 
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beiden Institutionen, weil die gegenseitigen Zahlun 
gen saldiert werden mußten (Schaubild 7). An der 
Aufteilung der Leistungen auf Geld- und Sadi- 
ngen hat sich nur insofern etwas geändert, als 
• U r Anteil der Verrechnungen, vor allem für die 
Ki ankt r.vi j Sicherung der Rentner stetig zumtmnt 
(Sdiaubild 7). 

ln der Zi mrc von 1950 bis 1975 steigen die 
samten Leistungen beider Institutionen von 3563 


auf 75 857 Millionen DM, also auf das 21fadie (vgl. 
Übersicht 27 sowie SchaubilfJer 5 und 6). Das ist des 
stärkste VV rdistum im ganzen Sa/:aibudgei. Die 
1 env ersiehe rung der Angestellten, deren Leistun- 
gen Aul das 27fa(ho steigen, zeigt dabei die größe- 
ren Wachstumsraten (vgl. IM; deiden 30 bis 35) 
Von 1970 bis 1975 nehmen die Leistungen um 
57,7 v. H. 'ZU gegenüber 70,3 v. HL Sitt Zeitraum 1965' 
7U. 


Übersicht 26 


Rentenversicherung der Arbeiter / Rentenversicherung der Angestellten 

Konsolidier te 0 bei sicht ■] 

Millionen DM 



1950 

L955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 



Leistungen 






Geldleistungen .... 

2 986 

5 920 

14 492 

2. 383 

35 149 

38 399 

4 1 480 

61 735 

Sachleistungen 

173 

292 

737 

1 560 

t 666 

2 022 

2 155 

2913 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

140 

272 

350 

526 

762 

843 

918 

1 190 

Verrechnungen 

264 

610 

1 838 

3 281 

5 703 

6 832 

7517 

10019 

insgesamt . . . 

3 563 

7 094 

17 417 

28 2SÜ 

43 280 

48 096 

52 070 

75 857 



Finanz] 

e r u n g 






Beitrage der Versicherten 

1 658 

3 316 

7 037 

1 1 697 

17 691 

21 644 

23 961 

32 858 

Beiträge der Arbeitgeber 

1 556 

3 057 

6 465 

10 799 

16 839 

20 796 

23 021 

31 569 

Öffentliche Mittel 

720 

2 478 

4 464 

6 205 

7 133 

7 308 

7 957 

1 2 702 

Vermöge ns er träge 

21 

324 

75B 

1 323 

l 301 

1 400 

1 522 

2 854 

Sonstige Einnahmen 

30 

44 

31 

63 

34 

0 

0 

0 

Verrechnungen . ■ , - 

14 

12 

40 

9b 

158 

152 

160 

224 

insgesamt . . . 

3 999 

9 231 

18 795 

30 183 

43 156 

51 300 

56 62 1 

80 207 


Finanzierungssaldo 


Vermöge ns Veränderung 


-f 436 -f-2 137 + I 378 I- 1 933 


124 3-3 204 3-4 551 3-4 35Ü 
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Schaubild 7 


Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 

Struktur der Leistungen 

1Q70 



n.-'i 1 1» • • iver Sicherung < itv AiKjc&ieliU'ui 


Verrechnungen 



16,544 Mrd. DM 
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Übersicht 27 


Rentenversicherung der Arbeiter / Rentenversicherung der Angestellten 

Kurzfristige Prognose 
\mX J 970 und 1971 

Konsolidierte Übersicht 



1969 

1970 

1071 

1 

-J 

o 

1970/71 

Millionen 

DM 

v R 

Millionen ] 
DM I 

v. H. 

Millionen 

DM 

V H> 

Leistungen 

Geldleistungen . , 

Sachleistungen , . 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

Verrechnungen . . , , , * , 

35 149 

1 66 6 

762 

5 703 

87,2 

3,8 

Iß 

1 3,2 

38 399 

2 022 

343 

6 832 

79,8 

4,2 

iß 

14,2 

41 480 

2 1 55 

918 

7 517 

79,7 

4,1 

1,8 

14,4 

+ 9 f 2 
+21,3 

+ 9 f l 
+ I9ß 

+ 8,0 
+ 63 

+ 8,3 
4-10,0 

insgesamt . . 

43 260 

100 

1 46 096 

100 

52 070 

WO 

+ 11,1 

+ 8,3 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten ..... 

17 691 

41,0 

21 644 

42,2 

23 961 

42,3 

+22,3 

+ 10,7 

Beiträge der Arbeitgeber 

16 839 

39,0 

20 796 

40, .5, 

23 021 

40,6 

+23,5 

4-10,7 

öffentliche Mitte! 

7 133 

16,5 

7 308 

14,3 

7 957 

14,1 

+ 2,5 

T Sß 

Vermbgenserträge j 

1 301 

3,0 

1 400 

2,7 

1 522 

2,7 

+ 7,6 

+ 8,7 

Sonstige Einnahmen 

34 

0 f l 

0 

0,0 

0 

0,0 


Oft 

Verrechnungen 

L58 

0,4 \ 

152 

0,3 

160 

0,3 

- 4,4 

+ 5,3 

insgesamt . . . 

; 43 156 

wo 

51 300 

1 00 

56 021 

100 

+ 18,9 

+ 10.4 


4 Sic*ht? Fußnote Übersicht 26, 
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Übersicht 28 


Rentenversicherung der Arbeiter / Rentenversicherung der Angestellten 

Mittelfristige Projektion 19b5 ; 1970 und 1975 
1 965 r 1970 und 1975 

Konsolidierte Übersicht l ) 



1965 

1970 

1975 

1965/70 

1070 '75 


Millionen , 
DM 

v. H 

Millionen 

DM 

vH, 

Millionen 

DM 

v.H 1 

v.H. 

(Jahres- 

durchschnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

22 883 

l 

81.0 

38 399 

7 9.8 

61 735 

31,4 

10,9 

’+ 9,9 

Sadileist ungen 

1 560 

5,5 

2 022 

4,2 1 

2 9 1 1 

3,8 

5,3 

+ 7,6 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

526 

iß 

843 

1,8 

1 190 

Iß 

+ W ,0 

+ 7,0 

Verrechnungen 

3 281 

11.6 

6 832 

! 4.2 

10 019 

13.2 

+ 15,7 

4- 8,0 

insgesamt . . . 

i 28 250 

100 j 

48 096 

WO 

1 75 857 

WO 

11,2 

+ 9,5 

Finanzierung 

Beitrage der Versicherten 

1 1 697 

38,7 

21 644 

42,2 

32 858 

41,0 

+ 13,1 

-F 8,7 

Beitrage der Arbeitgeber 

10 799 

35,8 

20 796 

40,5 

31 569 

39,3 

+ 14.0 

4- 8,7 

öffentliche Mittel 

6 205 

20,6 

7 308 

14,3 

12 702 

15,8 

4- 3,3 

4- I Iß 

Vennögensertrage 

1 323 

4,4 

1 400 

2,7 

1 2 854 

3,6 

+ U 

- U 15,3 

Sonstige Einnahmen 

63 

0.2 

0 

Oß 

o 

Oß 


0,0 

Verrechnungen 

96 

0.3 

5 52 

Oß 

224 

0.3 

+ 9,6 

+ 8,1 

insgesamt . . . 

30 183 

J 00 

51 300 

100 

80 207 

WO 

1 11.2 

4- 9 ß 


’) ohne Verrechnungen zwischen beiden Institutionen 
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ü b e r s i c h i 29 


Renten Versicherung der Arbelter/Rentenverslcherung der Angestellten 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 
Konsolidierte Übersicht') 



1950 

1975 

1950/1975 

1 

Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen 

DM 

v. H 

V. H, 

< Jahres- 
durch- 
schnitte) 

Leistungen 






döMteisttitnr^n ... 

2 986 

83,6 

61 735 

81,4 

+ 12,9 

Sachleistungen . . - — 

173 

4,9 

2913 

3,6 

+ U t Q 

Allgemeine Dienste und Leistungen . . 

MO 

3,9 

1 190 

Iß 

1- 0,9 

Verrechnungen . , . , 

264 

7,4 

10 019 

l ■ . 

1 3,2 

+ 15,6 

insgesamt , . , 

3 563 

WO 

75 857 

WO 

4 13,0 

Finanzierung 





1 

Beiträge der Versicherten , 

1 658 

41,5 

32 858 

41.0 < 

412,7 

Beiträge der Arbeitgeber 

t 556 

38,9 

31 569 

39,3 

4 12,8 

Öffentliche Mittel . . . . 

?20 

ts,o 

12 702 

15,8; 

i 12,2 

Verniögenserträge 

21 

0,5 

2 8.54 

3,6 

+ 22,0 

Sonstige Ein nahmen 

30 

0,7 

0 

0,0 


Verrechnungen 

14 

0,4 

224 

0,3 

11,8 

insgesamt ♦ , . 

3 999 

100 

80 207 

100 

+12,7 


ohne Verrechn imgon zwischr-ri beiden Institut innen 
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Übersicht 30 

Renten versichern 

Kurzfristige 

I960, 1970 

I960 

ing der Arbeiter 

Prognose 

und 1971 

1970 

1971 

' 1 969/W t 

1970/71 


Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

V. HL 

Millionen 

DM 


v. H. 


Leistungen 

Geldleistungen 

22 382 

76,5 

24-110 

75,5 

26 166 

75,G 

: 8,6 

7,6 

Sachleistungen 

1 158 

i ' " 

4,0 

1 405 

4,4 

1 469 

4,2 

F2U 

+ 4,6 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen , , 

507 

1,7 

595 

u 

642 

U> 

H- J7,4 

+ 7,0 

Verrechnungen . . 

5 195 

llß 

5 882 

18,3 

6 323 

Iß, 3 

- 73,2 

+ 7,5 

insgesamt 

29 242 

wo 

32 192 

WO 

34 600 

100 

4 10,1 

+ 7,5 

Finanzierung 

Beiträge der Versicherten 

10 743 

38,4 

13 158 

40,0 

14 517 

40 , 3 

+ 22,5 

+ 10,3 

Beiträge der Arbeitgeber 

10 186 

36 , 5 

12 642 

38,4 

13 948 

38,8 

24,1 

t 10,3 

Öffentliche Mittel 

Ö 255 

22,4 

6 380 

10,4 

6 805 

18,9 

V 2,0 

-1- 6,7 

Vermögenserträge 

620 

2,2 

580 

Iß 

576 

m 

- 6,5 

0,7 

Sonstige Einnahmen 

5 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 


0,0 

Verrechnungen 

134 

0,5 

126 

0,4 

135 

0A 

- 4,5 

-F 5,5 

insgesamt. . , , 

27 943 

WO 

32 888 

100 

35 981 

WO 

+ i? r 7 

+ 9 t 4 


Übersicht 31 Rentenversicherung der Arbeiter 

Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 


i 

1965 

1970 

1975 

1965/70 | 1970/75 


Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

V H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

V, HL 
(Jahres- 
duidisdmitte) 

Leistungen 

Geldleistungen . . . 

14 547 

72,5 

24 310 

75,5 

38 310 

77,7 

10,8 

+ 9,5 

Sachleistungen 

I 127 

5ß ' 

1 405 

4,4 

1 984 

4,0 ' 

+ 4,5 

+ 7A 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen . , 

376 

1,9 

595 

U 

837 

t, ? j 

I + 9,8 

+ 6,9 

Verrechnungen 

4 001 

20,0 

i 5 882 

1 8,3 

8 155 

!6,6 

+ 8,0 

+ 6,8 

insgesamt 

20 051 

WO 

1 32 192 

WO 

49 286 

100 

+ 9,9 

+ 8,9 

Finanzierung 

1 

1 







Beiträge der Versicherten 

7 373 

36,0 

13 158 

40,0 

19 183 

39,1 

12,3 

r 7,8 

Beiträge der Arbeitgeber 

7 197 

35 A 

12 642 

38,4 

19 430 

37,6 

+ 10 

+ 7,8 

öffentliche Mittel , 

, 4 982 

24,3 

6 330 

19,4 

10 308 

2 1,0 

+ 5A 

- 10,1 

Vermögenserträge 

818 

4,0 

58U 

1,8 

931 

1,9 

— 6,6 

- 5,9 

Sonstige Einnahmen 

47 

0,2 

0 

0,0 

0 

0,0 

. 

0,0 

Verrechnungen 

80 

0,4 

128 

0,4 

189 

0,3 

+ 9ß 

+ 8,1 

insgesamt . . 

20 497 

WO 

32 888 

100 

49 041 

WO 

+ 9,0 

+ 8,3 
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Rentenversicherung der Arbeiter 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 


Übersicht 32 



1950 

| 1975 

1950/1975 


Millionen 

DM 

v.H. 

i 

Millionen 

DM 

V. H. 

v.H. 

(Jahres- 

durch- 

schnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

2 126 

83,0 

38 310 

77 .7 

■ ',3 

Sachleistungen 

125 

4.9 

1 984 

4,0 

4- 11,7 

Al [gemeine Dienste und Leistungen 

104 

4.0 

837 

1,7 

+ 8,7 

Verrechnungen *\ 

207 

8.1 

8 155 

16,6 

+ 15,8 

insgesamt 

! 2 562 

WO 

| 49 286 

WO 

I +12.5 

Finanzierung 

Beiträge der Versicherten 

1 134 

39,4 

19 183 

39, 1 

+ 12,0 

Beitrage der Arbeitgeber 1 

! 078 

37,5 | 

18 430 

37.Ö 

+ 12,0 

Öffentliche Mittel 

626 

21,8 

10 308 

21,0 

+ 11,9 

Vermöqenser träge * 

13 

0.5 

931 

1,9 

+ 18,6 

Sonstige Einnahmen 

14 

0,5 

0 

0.0 


Verrechnungen 

9 

0,3 

189 

0,4 

+ 13.0 

insgesamt .. . . 

2 874 

WO 

49 041 

1 00 

+ 12,0 


Rentenversicherung der Angestellten übersieht 33 

Kurzfristige Prognose 
1 9ö9 r 1970 und 1971 



1969 

1970 

1971 


1969/70 | 

1970/71 


Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 1 
DM 


v. H. 


Leistungen 

Geldleistungen 

1 2 767 

85,9 

14 089 

85,2 

15314 

84,0 

4* 10,4 

8,7 

Sachleistungen 

508 

3,4 

617 

3,7 

686 

3.8 

+ 2 1,5 

+ 11,2 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

255 

1.7 

248 


276 

? ■ 

- 2,7 

+ 1 1,3 

Verrechnungen 

1 336 

9,0 

1 590 

9ß 

1 827 

10,1 

+ 19,0 

+ 14,9 

insgesamt 

14 866 

100 

16 544 

100 

18 103 

wo 

4-11,3 

+ 9.4 

Finanzierung 









Beitrage der Versicherten .... 

6 948 

43.3 

8 486 

44,5 

9 444 

44,4 

4-22.1 

+ 11,3 

Beiträqe der Arbeitgeber 

6 653 

41.5 

8 154 

42,8 

9 073 

42,7 

+ 22,0 

+ 11,3 

öffentliche Mittel 

878 

5,5 

928 

4,9 

1 152 

5,4 

+ 5,7 

+ 24.1 

Venn ögensert rüge 

GS1 

4.2 

820 

4.3 

946 

4,4 

+ 20.4 

+ 15.4 

Sonstige Einnahmen 

29 

0,2 

fl 

0,0 

0 

0,0 

. 

0,0 

Verrechnungen 

852 

5,3 

664 

3.5 

658 

3.1 

-22,1 

- 0,9 

insgesamt . . . 

16 041 

WO 

1 9 052 

100 

21 273 

WO 

+ 18,8 

•bl 1,7 
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Übersicht 34 Rentenversicherung der Angestellten 

Mittelfristige Projektion 



1 965, 1970 und 1975 

1965 ■ 1970 

1975 

1965/70 ! 

1970/75 

Millionen 

DM 

v H, 

Millionen 

DM 

„H. 

Millionen 

DM 

v, H, 

V. H. 
(Jahres- 
durchschnitte) 

Leistungen 





i 




Geldleistungen 

8 336 

85,4 

14 089 

sm 

23 425 

86,0 

+ //,/ 

+ 10,7 

Sachleistungen 

433 

4,4 

617 

3/7 

929 

3.4 

+ 7,3 

-+ 8,5 

Allgemeine Dienste 





] 




und Leistungen 

150 

1,5 

248 

1,5 

353 

1,3 

10,6 

+ 7,3 

Verrechnungen 

846 

8,7 

1 590 

9,G 

2 521 

9,3 

13,4 

+ 9,7 

insgesamt . , 

9 765 

WO 

16 544 

100 

27 228 

100 

+ 11,1 

4 10.5 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

4 324 

38,4 

8 486 

44 r 5 | 

13 675 

43,0 

+ 14, 5 

+ 10,0 

Beiträge der Arbeitgeber 

3 602 

32,0 

8 154 

42,8 ! 

13 139 

41,3 

+ J7,8 

4 10,0 

Öffentliche Mittel 

l 223 

10,0 

928 

4,9 

2 394 

7,5 

- 5,4 

+21,0 

Vet mögenserträge 

505 

4,5 

820 

4,3 

1 923 

6,0 

i JO, 2 

4 /8,6 

Sonstige Einnahmen . . 

16 

0,1 

0 

0,0 

0 

0,0 


0,0 

Verrechnungen 

1 582 

14,1 

664 

3,5 

692 

2,2 

- 8,1 

+ 0,8 

insgesamt . . . 

1 1 252 

WO 

19 052 

100 

31 823 

100 

H- j 1,1 

+ 10,9 


Übersicht 35 Rentenversicherung der Angestellten 

Langfristiger Trend 
I960 und 1975 



1050 

1975 

1950/1975 

, Millionen 
DM 

I 

V, H. 

Millionen 

DM 

v. H. 1 

v. H. 

(Jahres- 
durdi- 
i schnitte) 

Leistungen 






Geldleistungen 

860 

«5,9 

23 425 

86,0 

+ 14,1 

Sachleistungen — 

48 

4,8 

929 

3,4 

+ 12,6 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

36 

3,6 

353 

1,3 

+ 9,0 

Verrechnungen 

57 

5,7 

2 521 

9,3 

+ W,4 

insgesamt 

I 001 

100 

' 27 228 

J 00 

±14,1 

Finanzierung 





■ 

Beiträge der Versicherten ■ , 

524 

46,6 

13 675 

43,0 


Beiträge der Arbeitgeber 

478 

42,5 

13 139 

• 11,3 

+-142 

öffentliche Mittel 

94 

8,4 

2 394 

7,5 

4 13,8 

Vermögensertjöge 

8 

0,7 

1 923 

6,0 

+24,0 

Sonstige Einnahmen * 

16 

1,4 

0 

0,0 

4 

Verrechnungen 

5 

0,4 \ 

692 

2,2 

+ t5j 

insgesamt , * , 

| 1 125 

WO 

31 823 

WO 

4 14,3 
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69. Die Geldleistungen der Renten Versicherung 
bestehen, fest ausschließ! ich aus Rerunileisiumjt n. 
In Übersicht 36 ist die Zusammensetzung des Ren- 
tenbestandes und der Rentenausgaben nach R erden* 
arten dargestelll. Es liegen die vorläufigen Rech- 
m gse febliisse für dus L Halbjahr 1970 zugrunde 
(abweichend zu den Jahresübersichten).. Es zeigt 
sich, daß über die Halite d r Ausgaben auf die 
Altersruhegelder entfällt. In der Angestelltem 1 t l - 
Sicherung liegt das Schwergewicht noch stärker auf 
den Allersmhegeldem als in der Arbeiterrentenver- 
s ich er urig. 

D:r 'ilv . Gmdlmslungen sind von untergeord- 
neter Größenordnung. Die Beitragserstattungen, die 
3 1908 bei Heirat von weiblichen Vemidmrt.cn 
nicht mehr gewahrt weiden, machen nur 0,1 v H. 
de ( lei dl eist ungen aus. Das übe rg angst Md cL 
seit Einfühlung der Lohnforlzaliluny 1970 an Bedeu- 
tung verloren hat, betragt etwa 0,7 v. H. der Geld- 
leistungen. Für die Fnrts hi' bung der Renten- 
leistimgen wurden die in Nr. 60 erwähnten Annah- 
men unterstellt. Im übrigen wird auf den Rentenan- 
passungsbericht [Drucksadie VL 2040) verwiesen. 


70 . Die Sadilei sinn gen bestehen aus den Maß- 
nah men zur Erhaltung, Besserung und Wieder ber- 
ste!] sing der Frwcrbsfäh gkeit ohne das Obergangs- 
geld. Außerdem aus den direkten Zuschüssen an 
Rentner zum Beitrag in der Krankenversicherung. 
Die gesamten Sachleistungen steigen im 25-Jahres- 
zertraimi auf da 171 e, eine bemerkenswerte 
Steigerung, die zwar deutlidi hinter der Dynamik 
der Geldleistungen zu rück bleibt, aber nur wenig hin- 
ter der Dynamik der Sachleistungen in der Kranken- 
versicherung (vgl, Institution 113). 

In d£ Aib dienten Versicherung smd die den 
V ( st cheningslrägem zur Verfügung stehenden Be- 
träge für Gesuivclheitsmaßnähmen und Verwalt ungs- 
und Verfall renskosten durch die 2. Bemessuugs- 
Vü! ordmmg vom 8. Juli 1970 (BGBl, I, S. MIO) iiii 
1970 uml 1971 lest gelegt worden. Entsprechend den 
dort geltenden Höchstbe trägen wurden die Gesund- 
1 l i smaßnahner fül die -u iten u Jahre mit 7,28 
v. H. der mit einem Beitragssatz von 14 v. H. be- 
rechneten Beitragseinnahmen angeselzt. Für das 
Sozia Ibudget w uä&n sie um das Übergangsgeld und 
einige zusätzliche Leistungen gekürzt und um die 


Übersicht 36 


Rentenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten 

RentenbestanJ un i Ausgaben für Renten nach Rentenarten 1970 (1. Halbjahr) 



Rentenbestand 
am 1. Juli 1970 
in 1000 

Ausgaben für Renten 


ln Millionen DM 


Rentenarten 

Renten- 
versiche- 
rung der 
Arbeiter 

Renten- 
versiche- 
rung der 
Ange- 
stellten 

Renten- 
versiche- 
rung der 
Arbeiter 

Renten- 
versiche- 
rung ein 
Ange- 
stellten 

zusam- 

men 

in 

v. H. 

Renten an Versicherte 

4 274 

1 450 

3 149 

4 642 

12 791 

67,4 

wegen 3ertifsunfähigkeit 

350 

90 

403 

140 

543 

2,9 

wegen Erwerbsunfähigkeit 

865 

200 

\ 403 

430 

1 883 

9,9 

.Allersruhegeld wegen Vollendung des 

65. Lebensjahres 

2 068 

958 

5 680 

3 421 

9 101 

47,9 

Altersruhegeld wegen Vollendung des 

60, Lebensjahres 

391 

202 

663 

602 

1 265 

6/ 

Witwenrenten und -abfindungen 

2 201 

915 

3 340 

2 053 

5 393 

23,4 

Waisenrenten 

313 

1 18 

233 

102 

355 

1,8 


Renten insgesamt 

6 793 2 483 

1 1 723 

6 797 

18 520 

<o 

y 

cn 

Unmittelbare Renten/, iiblunaen 


35)8 

111 ! ) 

469 

2,5 

Ausgaben für Renten 


12 081 

6 903 

18 989 

WO 

Beitragserstattungen 


5 

15 

20 



J J nur Versicherte nreruen 
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Di rekl betrüge zur Kranken Versicherung der Rentner 
ergänzt. 

71. Ein wichtiger Posten unter den Leistungen der 
Rentenversicherungen sind die Vei rechn ungen (vgl, 
Schau luld 8}, die auch liw Laufe der iah re eine 
überproportiondle Ausdehnung erfahren haben, ins- 
besondere die Beil rage für die Krankenversicherung 
der Rentner. 

ln der Arl>eiterrenten Versicherung nehmen die Ver- 
rechnungen von 1050 bis 1975 lim fast das Vierzig- 
fache zu. Der größte Posten sind die Beitrags Ver- 
rechnungen. die für Rentner an die Krankenver- 
sicherung gezahlt werden. Das Recht der Kranken- 
versicherung der Rentner wurde 1950 und 1987 neu 
geregelt. Auf Grund der KVdR-Beitraqsbemcssungs- 
verordnung 1968 (BGBl. 1 1970 S. 1383) ergeben sich 
für 1968 Nachzahlungen, die 1970 geleistet werden. 
Weitere Nachzahlungen ergeben sich für i960, die 
1971 geleistet werden, und für 1970. die erst 1972 
geleistet werden, im Sozialbudget deshalb nicht aus- 
drücklich erscheinen. Ab 1971 sind als Beiträge 
(ohne Nachzahlung) die vollen Beträge eingesetzt, 
so daß für 1971 eine besonders hohe Zahlung ent- 
steht (voller Beitrag für 1971 plus Nachzahlung für 
1969), 

Unter den Lei stungs Verrechnungen sind besonders 
die Zahlungen, an die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung hervorzuheben, die sich beispielsweise für 
1970 aus drei Teilen zusam mensetzen: Erstattungen 
in der Wanderversicherung (810 Millionen DM), Be- 
teiligung an den Kosten der KVdR ()39 Millionen 


Schaubild 8 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Struktur der Verrechnungen 



DM) und Wände rungsausgl eich (192 Millionen DM), 
vgl. auch Institution 144 und Übersicht 65, Die Ver- 
rechnungen mit der An gesteh Len Versicherung wer- 
den für Handwerkerrenten geleistet; der Finanzie- 
rungs Ausgleich (vgl. Nr. 80) nach dum Dritten Ren- 
tenvetsicherungsänderungsgesetz wird erst ab 1980 
wirksam (vgb Rentenanpassungsbcricht). ln den 
konsolidierten Übersichten 26 bis 29 werden die 
Verrechnungen mit der Angestelltenversicherurrg 
saldiert und heben sich auf. 

Die Verrechnungen mit dem Kindergeld sind fiktiv 
für die I< i nd er/ u schlisse in den Renten zum ersten 
Ma! im Soziulbudget eingesetzt. Der Krankenver- 
sicherung wird das Krankengeld erstattet, wenn für 
sich überdeckende Zeiten Anspruch auf Rente be- 
steh!. 

ln den Vorwaltungsverrechnungen sind dje Zahlung 
au die Krankenversicherung für den Beitragseinzug 
sowie fiktive Verrechnungen für Pensionen und 
Kindergeld für Bedienstete der Versicherungsan- 
stalten eingesetzt. 


72. Die Verwaltungskosten (vgl. Nr. 55) der 
Arbeiterrentenversicherung setzten sich 1969 wie 
folgt zusammen (in Millionen DM): 

Personalaufwand und Selbstverwaltung 355 

darunter 

Löhne und Gehälter 280 

Kinder/uschläge 11 

Versorgung 57 

Verschiedenes 7 

Sachaufwand 53 

Rentenauszahlung (Deutsche Bundespost) .... 57 

Sozialgeridhtskosten 3 

Beitragseinzug 97 

darunter 

Verrechnung mit Krankenversicherung 96 

Sonstiges 97 

Verluste 57 

insgesamt . . . 701 

Gemessen an den Leistungen insgesamt sind das 
2,3 Prozent. 


73. In der Angestelltenversicherung steigen die 
Verrechnungen von 1950 bis 1975 sogar auf fast das 
Fünfzigfadie. Im übrigen verlauft die Entwicklung 
parallel mit der der Rentenversicherung der Arbei- 
ter (vgl. Nr. 71). Größter Posten sind auch hier die 
Beitragsverredimmgen zur Krankenversicherung 
der Rentner, in denen 1970 und )971 Nachzahlungen 
für 1968 und 1969 enthalten, sind. Unter den Lei- 
st irngs Verrechnungen heben sich die Überweisungen 
an die knappschaftliche Rentenversidierung heraus, 
die 1970 aus 240 Millionen DM für den Wanderver- 
si che rungsausgl eich, 27 Millionen DM Beteiligung 
an der Krankenversicherung der Rentner und 36 
Millionen DM für den Wanderungsausgleich be- 
stehen (vgL Institution 144 und Übersicht 65). Im 
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übrigen gilt das unter Nr. 71 Gesagte. Die Struktur 
zeigt das $chaubild 9. 

74. Die Ve rw a l tungsk osten (vgl. Nr. 8 und 72) in 


der August et Henversi eher lang setzten sich 1969 wie 
folgt zusammen (in Millionen DM): 

Selbstverwaltung 8 

Personalaufwand 131 

darunter 

Löhne und Gehälter 110 

Kmderzusdhläge 8 

Versorgung 8 

Verschiedenes 5 

Sachaufwand 10 

Rentenauszahlung (Deutsche Bundespost) .... 22 

Sozialgenchtskosten 15 

Beitragseinzug 65 

darunter 

Veirechnung mit Krankenversicherung 65 

Sonstiges 14 

Verluste 0 

insgesamt . . „ 265 


Gemessen an allen Leistungen des Jahres sind das 

1,8 v.H. 


Rentenversicherung der Angestellten 

Struktur der Verrechnungen 

1970 


Übriges 



1.59Ö Mrd DM 


Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 

Finanzierung 

1970 


Schaubild 10 



Ruinen Versicherung der Angestellten 
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Finanzierung 

75 . Die Rentenversicherungen der Arbeiter und 
Angeste] lten werden überwiegend durch Beiträge 
finanzier!. Der Anteil an öffentlichen Mitteln 
schwankt zwischen 15 und etwa 25 v. H. I97Ü betrug 
er für beide Zweige zusammen rund 14 v, H. 1975 
wird er auf rund 16 v. H. voraus geschätzt (vgl. Uber- 
sichten 2G bis 29 und Schaubild 10), 

Im Vorausschätzungszcitraum 1970/75 werden die 
Einnahmen von 51,3 auf 8ü,2 Mrd, DM steigen, das 
sind insgesamt 56,3 v.H. im Vcrgloichszcitraum 
■965/ ) w; : die Zunahme 70,0 v, H. Die Einnahmen 
steigen damit fast ebenso schnell wir die Leistun- 
gen (57 r 7 v I L). Der kumulierte Finanzu rungsüber- 
schuß für dii J ähre 1970 bis 1975 wird auf etwas 
über 32 Mid. DM vorausgesdiätzt (vgl Renten m- 
passung&beridil a. a. O.). 

76 . Die Beiträge der Versicherten und der Arbeit- 
geber m lachen in der Rentenversicherung der Arbei- 
ter rund drei Viertel der Finanzierung aus. ln der 
Zeit von 1968 bis 1971 ist ihr Am ei? zwangsläufig 
höher, weil durch das Finanzänd-;] -'.ngsgesetz 1967 
che Bundeszuschüsse für diese Jahre gekürzt wa. 
den (vgl. Nr, 63 und u u sitfel m 30 bis 32), 

In der Rentenversicherung der Angestellten decken 
die Beitragseinnahmen 80 bis 85 v. H. der Finanzie- 
rung {vgl. Übersichten 33 bis 35). 

Die Struktur der Finanzierung wird praktisch nur 
beeinflußt vom schwankenden Anteil der Finanzie- 
rung aus öffentlichen Mitteln (vg! Schaubild 11). 
im wesentlichen also den Bunrieszuschüssen. Wäh- 
rend in dei Ze vor der Reuteni elorni (bis 1956) 
der Bund Zuschüsse zu der; LelsFungeti ijib, in 
besondere zur Fift inziorung dei 'Grundrenten, aber 
auch von Sunderleistungen, z- B, Fremdrenten, 
wurde für 1957 ein fester Zuschuß bestimmt, der den 
Veränderungen der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage folgte und in einer Hohe festgelegt und auf die 
Versicherungszweige verteilt wurde, welche die Lei- 
stungen der Rentenversicherungen bei einheitlichem 
Beitragssatz si cherte. Das Fmanzänderungsgeselz 
1967 vom 21. Dezembo 1967 ermäßigte die Ihmdes- 
zusdiusse lür die Jahre 1968 bis 1971 um loste Be- 
träge |in Millionen DM): 



1 968 | 

1969 1 

l'i70 

1971 

Arbeilerrenten- 





versicherung 

63 

262 

485 

563 

Angestellten- 





Versicherung 

668 

671 

700 

622 


In den öffentlichen Mitteln Sind eben den Bundes- 
zuschussen noch Erstattungen der Versorgungs- 
Stellen enthalt* a. lh Ai • ' ist mH je 25 Md 
Horten DM m der Arbeiterrenten Versicherung und 
je 80 Millionen DM in der Angestellten Versicherung 
(jeweils ab 1970) jedoch verhältnismäßig gering. 


Schaubild 11 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 
Anteile der öffentl. Mittel an der Finanzierung 

1950 1:3 1975 


vH 



77 . Die Höhe der Beitrags ei imahmen wird be- 
stimmt von der Zahl der Versicherten, den Ent- 
gehen und der Höhe des Beitragssatzes. Der Bei- 
tragssalz lag bis 1954 bei 10 v, H. r in den folgenden 
beide n Jahren bei 11 v. H. r von 1957 bis 1967 betrug 
er 14 v h H. und stieg dann 1968 auf 15 v, f-L, 1969 
auf 16 v. H. und 1970 auf 17 v. H, 1973 wird der 
Beitrag auf 18 v. FI. steigen (vgl. Tabellen 3 und 4 
im Tabellenanhang I). 

78 . Die stnike Zunahme der Vermögenserträge in 
langer Sich! (vcfh 1 /bersiditen 29, 32 r 35) erklärt sich 
daraus, daß 1950 trotz des damals formal geltenden 
Kapital deck ungs Verfahrens nur verhältnismäßig ge- 
ringe Vermögensbestände vorhanden waren. 
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Übersicht 36 a 

Rentenversicherung der Arbeiter/Renten Versicherung der Angestellten 

Vorläufige Redmungsergebnisse 1970 
Millionen DM 


Leistungen 

Finanzierung 


Arbeä ter- 
rentem 
Versiche- 
rung 

Ange- 
stellten - 
Versiche- 
rung 


Arbeiter- 

renten- 

verskhe- 

rung 

Ange- 

stellten- 

versidie- 

nmg 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste und 
Leistungen 

Verrechnungen 

24 243 13 990 

1 085 584 

607 327 

5 865 t 583 

Beitrage 

Versicherte 

Arbeitgeber 

öffentliche Mittel 

V er m ögen serträge 

Sonstige Einnahmen 

Verrechnungen 

12 974 8 373 

1 2 765 8 234 

6346 916 

584 883 

3 25 

128 667 

insgesamt . . , 

31800 16 484 

insgesamt . . . 

32 800 19 163 

Finanzier ungssaldo 

-H 000 +2 664 


78a. Nach Abschluß der Arbeiten tim Tabellen- 
werk des Sozialbudgets traten die ersten vorlaufi- 
gen Ergebnisse des Jahres 1970 ein, die in der 
Übersicht 36 a zusam mettgefaßt sind. 

Die Differenzen zu den in das Sozialbudget ein- 
gegangenen Zahlen sind relativ gering (Fmanzie- 
rimgssaldo l 450 Millionen DM) und beruhen 
hauptsächlich aul methodischen Unterschieden (Ist- 
zahlen im Vorausschätzungszeitraum, Soll zahlen für 
die Vergangenheit). 


Krankenversicherung und Mutterschutz [ 113 ] 

79- Tn diesem Abschnitt werden die Leistungen der 
gesetzlichen. Krankenversicherung einschließlich de- 
reit Auftragsgeschafte nach dem Mutte rschutzg es eiz 
beschrieben, 

80. Von 1950 bis 1970 wiesen die Leistungen der 
Krankenversicherung eine stetig ansteigende Ent- 
wicklung auf (vgl. Schaubild 12). Auch die Überlei- 
tung eines Teils der Barleistungen in die gesetz- 
liche Lohn fort Zahlung hat diesen Trend, der sich 
voraussichtlich fortsetzen wird, nur merklich beein- 
flußt 

Ursache dieser Entwicklung ist nur zu einem gerin- 
gen Teil die Zunahme des Mitgliederbestandes; viel- 
mehr zeigt sich hier das Bild eines spezifischen 
Marktes, auf dem einem qualitativ und quantitativ 
wachsenden Angebot von Gütern und Diensten eine 
ständig steigende Nachfrage nach den Gütern und 
Diensten, die der Erhaltung und Wieder hei Stellung 
der Gesundheit dienen, gegenübersteht; der Markt 


unterliegt dem Auftrieb der Einkommen und Preise, 
muß aber zugleich auf einen Teil der normalen 
Marktmechanismen und -ko nt rollen verzichten. 

Der wahrscheinlich ubei proportionale Aufwarts- 
trend wird sich fortsetzen. Dafür gibt es mehrere 
Grunde: der wissenschaftliche und technische Fort- 
schritt der Medizin und seine Anwendung durch 
Ärzte, Krankenhäuser und pharmazeutische Indu- 
strie, die Zunahme der Zahl, Größe und Streuung 
von ärztlichen Praxen sowie Diehlo und Ausstattung 
von stationären Einrichtungen, die Steigerung der 
Nachfrage nach den Gütern und Diensten, die der 
Gesundheit dienen, dies besonders nach Vorsorge- 
leistungen. 

Das Recht der gesetzlichen Kranken Versicherung 
wurde seit 1950 ständig verbessert. Zu erwähnen 
smd besonders das Gesetz zur Verbesse iung der 
wirtschaftlichen Sicherung dei Arbeiter im Krank- 
heitsfälle von 1957, das heute als (eine Vorstufe zum 
Lohnfortzahlungsgesetz 1969 bezeichnet werden 
kann, das Finanzändenmgsgesetz 1967, durch das 
alle Rentner Pllichtmitrjlieder der Krankenversiche- 
rung wurden, das Gesetz über die Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts im Krankheitsfälle und über Ände- 
rungen des Rechts der geselzlichen Krankenversi- 
cherung von 1969, durch das vor allem die Lohnfort- 
/ahlung an kranke Arbeiter eingeführt wurde. 

Die Eiiikommensgrenzen ( Versichern ngsp fl ich t- 
grenze für Angestellte und Beitragsbemessungs- 
grenze) wurden von 3600 DM jährlich (1950 bis 
1970) auf 14 400 DM in mehreren Stufen angehoben. 
Das Sdiaubild 13 zeigt {Monatwerte), daß sich die 
Grenzen meist in einigem Abstand über den Du rch- 
schmUsentgclten, wie sie für die Rentenversicherung 
berechnet werden, gehalten, haben. Der Durchschnitt- 
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S c h a u b i 1 d 12 

Krankenversicherung 
Leistungen insgesamt 

1950 bis I9/b 


Mrd DM 



Scliaubild 13 

Krankenversicherung 

Einkommensgrenzen und Durchschnittsentgelt 

1950 bis 1975 ; n DM pro Monat 


DM pr j Mfinat 



liehe Abstand verringerte sich allerdings, und zeit- 
weise waren die Fm kommensgrenzen sogar unter 
die Dujchschni Ilsen igelte abgesunken. 

81 . Entscheidende Verbesserungen bringt das Ge- 
setz zur Weiterentwicklung des Rechts der gesetz- 
lichen Krankenversicherung (Zweites Krankenver- 
sicherimgsdnderungsgeseU) ab 1. Januar 1971. Die 
Einkommensgrenzen werden durch dieses Gesetz auf 
75 v. H. der in der Rentenversicherung geltenden 
Beitragsbemessungsgrenze erhöht und somit dyna- 
misiert. Dadurch erhöht sich die Zahl der v ersiehe - 
rungsptl fälligen Angestellten auf 4,1 Millionen, das 
sind 58 v. H. der rund 7,1 Millionen Angestellten. 
Durch che Dynamisierung wird erreicht, daß sich die 
t i nkomm en sgr enzen stets in einem gewissen Ab- 
stand oberhalb der Durch Schnitts entgelte halten (vgl. 
Schaubild 13) und der Anteil der njrht versidie- 
rungspfliditigen Angestellten etwa konstant bleibt. 
Die Einkommensgrenzen werden von 17 100 DM für 
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1971 auf voraussichtlich 25 200 für 1975 steigen, An- 
gestellte. die nur wegen Überschreitens der Jahres- 
arbeitsverdienslgrenze nicht versiehe rungspflichtig 
sind, erhellen einen Arbeitgeberzuschuß zu ihrem 
Krankenversicherungsbeitrag, wenn sie freiwillig 
der gesetzlichen Krankenversicherung an gehören 
oder bei einem privaten Krankenversicherungsun- 
ternehmen versichert sind und dort für sich und ihre 
Angehörigen, für die ihnen Familienhilfe zustehl, 
einen der Art nach den Leistungen der Kranken- 
hilfe enl sprechenden Versicherungsschutz haben. 
Alle Angestellten erhalten Ins Hude Marz 1971 die 
Möglichkeit, der gesetzlichen Krankenversicherung 
freiwillig beizutreten. Für Berufsanfänger besteht 
diese Möglichkeit auch in Zukunft. 

Der Sicherung der Gesundheit wird durch das 
Zweite Krankenversidierungsänderungsgesetz eine 
besondere Bedeutung zugemessen. Kinder bis zur 
Vollendung des 4. Lebensjahres, Frauen vom Be- 
ginn des 20. und Mariner vom Beginn des 45, Le- 
bensjahres an erhalten einen gesetzlichen Anspruch 
auf vorsorgliche Untersuchungen auf Krankheiten, 
die der Früherkennung zugänglich sind. 

Schließlich wird bei stationärer Behandlung nicht 
mehr Hausgeld, sondern das volle Krankengeld ge- 
zahlt und damit die Geldleisluag erhebt ich verbes- 
sert. 


Ab 1972 werden voraussichtlich bedeutende Ver- 
besserungen für die land Wirtschaft liehe Be v öl ko - 
nmtj, insbesondere audi die Alten teil er, durch ein 
Geselz über die K ranken v er Sicherung der Landwirte 
(Druck s adie VI/ 20 40) cmyeführL 

82, Übersicht 39 und Schaubild 14 zeigen, daß die 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
in der Zeit von 1950 bis 1975 von 2,5 auf über 40 
Mrd. DM, also auf das 1 6 fache zunehmen. Das Schau- 
bild 12 zeigt, daß dieses Wachstum progressiv ver- 
lauft. Für den Prognosezeitaum 1970 bis 1975 wird 
mit einem Wachstum der Leistungen um etwa 00 
v. H. gerechnet, von denen rund 12 v. H. auf das 
erste Jahr 1970.71 entfallen (vgl, Übersichten 37 
und 38], das wegen des zweiten K ranken versiehe - 
rungsänderungsgesetzes ein besonderes kräftiges 
Wachstum auf weist; in den übrigen Jahren beträgt 
die durchschnittliche Leistungssteigerung rund 

9.5 v. H. Im vergangenen Jahrfünft (1965 bis 1970) 
war die jähiesdurciisdunitt liehe Zunahme mit 9,2 
v. H. etwa ebenso hoch. 

Nach bisherigen Erkenntnissen sind durch die Lohn- 
fortzahlung an kranke Arbeiter die Geldleistungen 
der Krankenversicherung des Jahres 1970 um rund 

2.5 Mrd, DM zu rück gegangen (3,75 statt 6,25 Mrd. 
DM) und nicht um 3,0 Mrd. DM r wie noch im Sozial- 


übersich t 37 


Krankenversicherung und Mutterschutz 

Kurzfristige Prognose 
1969. 1970 und 1971 


5969 

1970 

1971 

| 1969/70 | 1970/71 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v.H. 

Millionen 

DM 

v. H. 


Leistungen 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

5 330 

17 292 

22,0 

71,2 

0,1 

0,7; 

3 570 

19 340 

14,2 

76,7 

8,5 

0ß 

3 810 

22 308 

13,4 

78,2 

7,8 

0ß 

-33,0 
+ 12,5 

+ 6,7 
+ 15,3 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen . , 

Verrechnungen 

I 493 

163 

2 143 

169 

2 208 

176 

■ 1- 43,5 
+ 8,3 

+ 3,0 
■+ 4,2 

insgesamt . , , 

24 278 

WO 

25 222 

WO 

28 502 

100 

+ 4,4 

+ 13,0 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

n 404 

47,5 

12210 

45,6 

12 150 

41 f 0 

4- 7,1 

“ 0,5 

Beüräge der Arbeitgeber 

6 978 

29,1 

7 940 

29,7 

30 140 

34 t 2 

+ 13,3 

+ 27,7 

ÖffentlidiG Mittel 

264 

1,1 

260 

1,0 

260 

Oß 

- 1,5 

0,0 

Vermögenserträge 

201 

0.8 

200 

0.7 

240 

0/d 

- 0,5 

+ 20,0 

Sonstige Einnahmen 

207 

0.9 

200 

0,7 

200 

0,7 

3,4 

0,0 

Verrechnungen 

4 947 

20,6 

5 958 

2 2,3 

6 649 

22 A 

+ 20,4 

+ 11 ß 

insgesamt „ . . 

24 001 

WO 

26 768 

100 

29 639 

WO 

+ 11,5 

+ 10$ 
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Übersicht 38 Krankenversicherung und Mutterschutz 

Mittelfristige Projektion 
1 965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965/70 ; 

1970/75 

Millionen ^ 
DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

| v.H, 

Millionen 

DM 

v. H. 

i 

v. H. 

(Jahres- 
durchschnitte ) 

Leistungen 




. ; • *i 





Geldleistungen 

4 508 

27,8 

3 570 

14 ( 2 

4 «94 

11,9 

- 43 

+ 6,5 

Sachleistungen 

10 428 

64,3 

19 340 

16,1 

33 586 

Sl,5 

+ 13,1 

+ 11,7 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

1 161 

7,2 

2 143 

83 

2 530 

6,1 

r 13,1 

+ 3,3 

Verrechnungen 

118 

0,7 

169 

03 

198 

0,5 

+ 6,2 

+ 4,1 

insgesamt . . . 

16 215 

wo 

25 222 

100 | 

| 41208 

WO 

1 + 9,2 

+ 70,3 

Finanzierung 


1 

f 

' .‘-äifc 






Beiträge der Versicherten 

7 563 

46,1 

12210 

45ß 

17 100 

41,1 

+ 10,1 

+ 7,0 

Beiträge der Arbeitgeber 

5 203 

31,8 

7 940 

29,7 

14 200 

34,2 

+ 8,8 

+ 12.3 

öffentliche Mitte) 

368 

2,2 

260 

Iß 

710 

1J 

6J 

+22,0 

Vermögenserträge 

129 

0,8 

200 

0,7 

315 

0,8 

+ 9,2 

+ 9,5 

Sonstige Einnahmen 

148 

0,9 

200 

0,7 

200 

0,5 

+ 6,2 

0,0 

Verrechnungen 

2 980 

18,2' 

5 958 

22, 3 

9 059 

21,7 

Hr 14,0 

+ 8,7 

insgesamt . . . 

16 391 

100 

! 26 768 

100 

41 584 

wo 

+ 10,3 

+ 9,2 


Übersicht 39 Krankenversicherung und Mutterschutz 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 | 

1950/1975 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v.H. 

V. 11. 

(Jahres- 

üurch- 

sdimlte) 

Leistungen 






Geldleistungen 

631 

24,9 

4 894 

11,9 

+ 8,5 

Sachleistungen 

1 681 

66,2 

33 586 

81,5 

+ 12,7 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

212 

8,4 

2 530 

6,1 

+ 10,4 

Verredmungen 

14 

0,5 

198 

0,5 

+ 11,1 

insgesamt . . . 

2 533 

100 

41 208 

100 

\ +1U8 

Finanzierung 






Beiträge der Versicherten 

1 225 

45,7 

17 100 

41A 

+ 11.1 

Beiträge der Arbeitgeber 

953 

353 

14 200 

34,2 

+ 1 1,4 

öffcnilidie Mittel 

30 

1J 

710 

i,7 

•1- 13,5 

Vermögenserträge 

24 

0,9 

315 

0,8 

+ 10,8 

Sonstige EinnaJ^men 

7 

0,3 

200 

03 

+ 14,4 

Verrechnungen 

443 

16,5 

9 059 

21,7 

+ 12,8 

insgesamt , , T 

2 682 

WO 

41 584 

100 

+ 11,6 
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Budget 1969/70 (vgl. Sozialbericht 1970 f Teil B, 
Nr. 106 und 107) angenommen wurde. Etwa zur 
Hälfte liegt das daran, daß die Lohn fori Zahlung erst 
mit einer zeitlichen Verzögerung voll wirksam 
wurde, weil Uberhangfülie noch, nach allem Recht 
abgewinkelt wurden. Der Rest ist eine Fehlschäl- 
zung, die au: Grund des lückenhaften statistischen 
M&terials trotz sorgfältiger und mit allen beteiligten 
Stellen abgestimmicn Untersuchungen, nicht zu ver- 

S c h rin b i 1 (1 14 

Krankenversicherung 

Leistungen in Mrd. DM 

19b0, 1 965, 1975 



meiden war. Eine endgültige Aussage über die Aus- 
wirkungen der Lohnfortzahlunq wird erst 1972 mög- 
lich sein. Ohne Einführung der Lohn fortzahl urig 
hätte die j ah ^durchschni ttliche Wacht ums rate dm 
Leistungen der Kranken Versicherung von 1966 bis 
1970 bei etwa 1 Iba v, H. gelegen. 

83 , Am Bruttosozialprodukt waren die Leistungen 
der Krankenversicherung wie folgt beteiligt: 

1950 2,6 v H 

1965 3,5 v. I-L 

1970 3,7 v. El. 

die Vorausberechnung ergibt für 

1975 4,3 v.H 

Geschützte Personen 

84 , Die Gesamtzahl der Mitglieder der gesetz- 
lichen Krankenversicherung ist von rund 20 Millio- 
nen im Jahre 1950 auf gut 30 Millionen 1970 ange- 
stiegen; für die Zeit bis 1975 wird ein weiteres 
Wachstum um etwa 2 Millionen erwartet. Der größte 
Teil dieser Zunahme fiel in die ersten zehn Jahre 
(bis I960), seitdem erhöht sich die Zahl der Mitglie- 
der durchscrmSUlirh um gut 1 v.H. pro Jahr (vgl. 
Übersicht 40). 

Innerhalb der Mitglieder gruppen nahm der Anteil 
der Rentner, die 1967 ohne ausschheßende Klauseln 
ver Sicherung spflichtig wurden, besonders stark zu; 
Seit I960 [vorher ist die statistische Grundlage un- 
sicheTj bis 1975 uni etwa 75 v, EL, das sind 3,6 v. H. 
im Jahresdurchschnitt. 

Zwischen Pflicht- und freiwillig Versicherten fand 
Li ls 1970 eine slandige W'anderbewegung stau, je 
nach der relativen Höhe der Einkommensgrenzen 
(vgl. Schaubild 13). Das Zweite Kronkemversiche- 
rungs-Anderungsgesetz wird eine relativ konstante 
Abgrenzung zwischen beiden Milgliedergruppen zur 
Folge haben. Insgesamt nimmt die Zahl der Mit- 
glieder ohne Rentner wahrend der 15 Jahre von 
1960 bis 1975 nur um etwa 7 v. H., das ist ein halbes 
Prozent im Jahresdurchschnitt, zu. Für 1970/71 wird 
die Zunahme beider Gruppen infolge stärket Rück- 
wanderung bisher Versicherung:* frei er Angestellter 
in die Vers i che rungspH ich! (rund eine Million) auf 
rund 1 v. H. geschätzt.. Für den Rest des Prognose- 
Zeitraums wird angenommen, daß die Zahl der 
Versicheruügspflichtigen um 0,4 v. H. pro Jahr — 
das entspricht der projektierten Beschäflicpmgszu- 
nahjne für diesen Zeitraum - und die Zahl der frei- 
willig Versicherten um fcw-eils v. H. zu nehmen 
w i i c L 

85 , Nach den Ergebnissen des Mikrozensus vom 
Apti) J9b9 waren zu dieser Zeit etwa 98,7 v, 11. der 
Bevölkerung gegen Krankheit versichert oder als 
Familienangehörige md versichert* davon fas! neun 
Zehntel m gesetzlichen Ei mich Lungen 188,5 v. II L Im 
einzelnen zeigt sich loigende Verteilung, die von 
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Übersicht 40 


Krankenversicherung und Mutterschutz 
Mitglieder 


Mitgliederg nippe 

1950 1955 

19Ö0 

1965 

1969 

1970 

1971 

1075 




in 1 000 




Pflidätmitglieder 


17 655 

17 201 

16 783 

17710 

18 780 

19 080 

Freiwillige Mitglieder 


3 901 

5 655 

5 294 

4 840 

3 920 

3 970 

Rentner 

.. 

5 418 

5 884 

7 767 

8 020 

8 260 

9 480 

insgesamt . . . 

! 20 200 24 300 

27 060 

28 740 

29 844 

30 570 

30 960 

32 530 


Jahresdurchschnittliche Veränderung in w H. 


Pflichünitglieder 



-0,5 

-0,6 

+5,5 

+ 6,0 

+ 0,4 

Freiwillige Mitglieder 

■ 


+ 6,4 

-0,4 

-3,6 

— 19,0 

4 0,3 

Rentner 

■ 

■ 

+ J,7 

+ 7,2 

+3,3 

+ 3,0 

+3,5 

insgesamt . . . 

+ 3,8 

+2,2 

+ i,Ö 

+ 0,9 

+ 2,4 

+ u 

+ 7,2 


der im April 1968 festgestellten kaum abweicht 
(Sozial bericht 1970, Teil ß, Nr. 109): 


27,3 v. H. pflichtversichert in gesetzlichen Kassen 

1 2 h 4 v. H. als Rentner versichert in gesetzlichen 
Kassen 

9,9 v . R freiwillig versichert in gesetzlichen Kas- 
sen 


37,6 v. H. als Familienmitglieder mil versichert in 
gesetzlichen Kassen 

1,3 v. H. auf sonstige Weise in gesetzlichen Ein- 
richtungen versichert 


5,9 v, H. in privaten Kassen versichert 

4,3 v, H. in privaten Kassen als Familienmitglied 
mitversichert 


1,3 v. R nichL gegen Krankheit versichert. 


gen. In den vergangenen Jahren nahm ihr Leistungs- 
volumen pro Jahr im Schnitt über 9 v, H. zu. Unter- 
stellt man, daß das Lohnfortzahlungsgesetz 1970 
noch nicht in Kraft getreten wäre, errechnet sich 
eine Wachstumsrate von über 11 v. H. 

Pur den Päognosezeilrmim 1970 bis 1975 wurde eine 
jahresdurcbsdimUliche Steigerung von 10 v. 11. er- 
mittelt, die im wesentlichen von der weiteren Ex- 
pansion der Sachleistungen getragen wird. 

87 . Die Geldleistungen der Krankenversicherung 
- Krankengeld, Hausgelt (bis 1970), Mutterschafts- 
geld und Sterbegeld — nahmen von. 1965 auf 1970 
ab. Ursächlich dafür ist der Wegfall eines Teils des 
Krankengeldes durch die Einführung der Lohnfort- 
zahl ung, Übersicht 41 zeigt, daß der Anteil des 
Kranken- (und Haus-Jgeldes, der zunächst bei rund 
80 v. H. aller Geldleistungen geiegen hatte, sich bei 
etwa 65 v. R einspielen wird (vgl. Schaubild 15). 


Wegen unterschiedlicher Erhebungsmethoden, wei- 
chen die Ergebnisse des Mikrozensus von denen 
der GeschaUssLätistikea der Krankenkassen in ge- 
wisser W eise ab. 


Leistungen 

86 . Die gesetzliche Krankenversicherung gehör! 
aus den oben beschriebenen Gründen (vgl. Nr. 79) 
zu den besonders dynamischen Versidierungszwei- 


Der Vorausschätzung des Krankengeldes liegen Teil- 
ergebnisse des Jahres 1970 zugrunde, ln diesem 
Jahre wurde am l. Januar die Lohnfortzahtung für 
kranke Arbeiter eingeführt, d. h. der Teil des Kran- 
kengeldes, der auf die eisten sechs Wochen einer 
Arbeitsunfähigkeit entfällt, wurde im Regelfall auf 
die Institution Entgeltfortzahlung (117) übergeleitet. 
Dort wo die Arbeitsunfähigkeit in den letzten Tagen 
des Jahres 1969 begann, wurde auch ins Jahr 1970 
hinein noch Krankengeld nach altem Recht geleistet. 
Die Fortschreibung von 1970 auf 1971 ei folgte dabei 
in folgenden Schritten: 
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Schaubild 15 


Krankenversicherung 
Struktur der Geldleistungen 

1965 und 1975 



Kranken- und Hausgeld 



Wochengeld Sterbegeld 


4,508 Mrd. DM 


4,894 Mrd. DM 


1965 


1975 


Schaubild 16 

Krankenversicherung 

Kranken- und Hausgeld 

1965 bis 1975 
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Millionen 

DM 


Ausgangsweri 1970 (vorläufig) 2 450 

abzüglich Überhang aus 1969 300 

Zwischenergebnis 2 150 

erhöht um Lohnsteigerung 1971 (10,5 v. H.) . . 2 375 

plus Mehrleistungen für zusätzliche Mit- 

g linder 170 

Wert für 197 1 2 545 


Für den Rest der Periode wurde mit 7 v, H. weiter- 
em e rechnet« 

Sch au bi Id 1fr zeig! die Entwicklung des Kranken- 
geldes. Neben der effektiven und effektiv zu erwar- 
tenden Darstellung ist punktiert die fiktive Entwick- 
lung eingetragen, die sich ohne Lohnforlzahlungs- 
gesetz ergeben hätte. Die Differenz für 1970 liegt bei 
202 Mrd. DM (vgl. dazu Nr. 83). 

Im Multerschaftsgcld sind neben den Leistungen 
nadi der Reidisversidierungsordnung auch die Lei- 
stungen enthalten, die der Bund nadi dem Mntter- 
schaftsgesetz direkt gewährt. Ihr Anteil ist aller- 
dings stark rückläufig: 1965 waren es noch rd. 140, 
1968 rund 55 und 1969 nur noch gut eine Million DM. 
Die Geldleistungen der Mutter schaf tshilfe wurden 
angesichts sinkender Geburtenzahlen mn einer 


Quote von 2 v. R pro Jahr fortgeschneben. Ledig- 
lich 1971 wurde ein absoluter Betrag von 45 Mil- 
lionen, aus dem Zweiten Kraivkenversidierungsände- 
rungsgeset/. resultierend, addiert. Die Zahl der Ge- 
burten ist von 1969 auf 1970 stark zuruckgegangen. 
Sie verminderte sich von 903 500 auf 810 000; für die 
Zukunft wird mit einem weiteren Rückgang gerech- 
net, nämlich 1971 auf rund 770 000 und 1975 auf 
rund 730 000. 

88. Die Sachleistungen steigen von 1950 bis 1975 
voraussichtlich auf ihre zwanzigfache Höhe. Inner- 
halb der Ausgaben für Sachleistungen ergeben sich 
folgende Struktur Verschiebungen (vgl. auch Schau- 
bild 17): 

Ausgaben für Ärzte und Zahnärzte — - sinkender 
Trend von 

1950 auf 38 v. H. 

1970 aur 36 v, H. 

1975 aul 33 v. H. 

Ausgaben für Arzneimitlel und Zahnersatz — gleich- 
bleibender Anteil 

1950 aur 29 v, H- 
1970 aur 29 v.H. 

1975 auf 29 v. H. 


Übersicht 41 


Krankenversicherung und Mutterschutz 
Geldleistungen (Höhe r Struktur, Entw icklung) 


Leistungsart 

1965 

1970 

1971 

1975 

Millio- 
nen DM 

V. H. 

Millio- 
nen DM 

v. H. 

Millio- 
nen DM 

v, H. 

Millio- 
nen DM 

v, H. 

Krankengeld (Hausgeld) 

3 698 

82,0 

2 450 

63,6 

2 545 


66,8 

3 38fr 

69,2 

Mutterschaf tsyeld . * 

537 

i i,q 

030 

17,6 

685 


18,0 

806 

16,5 

Sterbegeld 

267 

5,9 

480 

13,4 

570 


15,0 

692 

14,1 

Sonstige Geldleistungen 

6 

0 f 2 

10 

0,4 

10 


0,2 

10 

0,2 

insgesamt . , . | 

4 508 

100 

3 570 

100 

3 810 

ioo 

4 894 

100 





Wachstum 

in v. H. p 

, a. 





196V 1970 



1970/197! 



1971/1975 

Krankengeld (Hausgeld) 


. 




3,9 



7,4 


Mutterschaftsgeld 


3,3 




8,7 



3,3 


Sterbegeld 


12,5 



18,8 



5,0 


insgesamt . . . 


6,7 

6,5 
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Ausgaben für An staUsbuh andlung — steigender 
Trend von 

1 950 au!" 29 v. H. 

1970 auf 30 v, TI. 

1975 auf 34 v. H. 

Deutlich lassen sich die Entwicklungen im Schau- 
bi ld 18 erkennen. 

Die Ursachen für diese Umkehr in der Reihenfolge 
wichtiger Sachleistungen sind vielfältig und be- 
dürfen noch gründlicher Durchleuchtung. Noch nicht 
geklärt ist auch, inwieweit die Entwicklung auf Men- 
ye. < icr P '.Uikto: n zu; uckzuieh. eu v. Eine 
nicht unbedeutende Ursache dürfte inden V 1 Schie- 
bung n der Altersstruktur liegen. 

Wie stark diese Bewegungen sind, läßL sich daraus 
erkennen, daß eine l8,5prozeni ige Ansgabensteige- 
rung für är/tbdie und zahnärztliche Leistungen im 
Jahre 1971 den Trend vorübergehend nur anlhätt, 
nicht entscheidend umkehrt. 

Dagegen halten Arzneümilel (und Zahnersatz) 
einen relativ st af ulen An lei i unter den Ausgaben 
für Sachleistungen. 

D.e k u\" d> Au.- ::u nsu-ikt ' Ihr Sachlei- 
s J ;niMii darf nicht verkennen lassen, daß I r de ■ 
der Sa’ U liiigsposidiojien die Ausgaben der Kran- 
kenkassen ai gestiegen sind. In der Entwicklung 
der Sachleistungen liegt die spezielle Dynamik der 
Krank' ui Versicherung. So steigen von 1950 bis 1975 
die Ausgaben für 

— Arzte und Zahnärzte auf das 19fache r 

— Arzneimittel und Zahnersatz auf das 23Tache, 

— Ans'altsbehandhmg auf das 26fddie. 


Für den Prognosezeitraum 1970 bis 1975 wurde un- 
terstem, daß Arzte durch strukturelle und lineare 
Gebührenerhöhungen 1971 um 14 v T L höhere Ein- 
nahmen haben werden. Zusammen mit den Verän- 
derungen, die sich als Folge des Zweiten Kranken- 
versj eher uuy sünde rung syesefzes ergeben, werden 
197] die Ausgaben der Krankenkassen für Arzte 
um die oben erwähnten 13,5 v, T i. steigen. 

Für die Zeit von 1972 bis 1975 wurde angenommen, 
daß die Ausgaben für Arzte jährlich um 7 v r PL 
wachsen, wovon l v. FT. auf steigende Inanspruch- 
nahme entfallt Tür Zahnärzte wurde durchweg ein 
Anstieg von 8 v, H. p. n. unterstellt. 

Die Ausgaben tür Arzneimittel und Zahnersatz sind 
seil 19S5 jährlich uin durchschnittlich imul 15 v. H. 
ges liegen; in fünf Jahren bedeutet das eine Verdop- 
pelung. Für die Folgezeit wird mit der gleichen dy- 
namischen En! wickhmg gerechnet, die nur durch die 
Preisannahmen etwas gedämpft wird. Für 1971 wird 
bei Arzneimitteln rml einer 1 3prozenUgen, beim 
Zahnarzt mit einer 15prozenügen Steigerung ge- 
rechnet, für 1972 und späte* mit durchschnittlich 11 
v. FL p. ci. 

Ebenfalls verdoppelt haben sich seit 1965 die Lei- 
stungen für Anstalisbehandlung Hier werden wei- 
terhin körnige Zunahmen erwartet Für 1971 ist mit 
einer ] 7pro/entigen, für den Rest der Periode mit 
einer gut Kiprozeutigen Jüiireszunahme zu rechnen. 
Die Sachleistungen bei Mutterschaft unterliegen 
einer langsamer en Entwicklung. Für 1971 wurden 
4 v II , späler 3 v. H. als Wachstum unterstem (vgl. 
Nr. 87). Den Sonstigen Sachleistungen (G erlösenden - 
uirsorge, vorbeugende Maßnahmen, Krankentrans- 
port u. a.) liegt, die Annahme eines etwa 15prozen- 
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Krankenversicherung und Mutterschutz 
Sachleistungen (Höhe, Struktur, Entwicklung) 


Leist ungsart 

1965 


1970 


1971 


1975 


1965/70 

1970/71 

1971/75 

Million au 

DM 

V. H- 

MU Konen 1 
DM | 

v. H. 

MilJlouen 

DM 

v. H. 

Millionen I 
DM 1 

V. H. 


v. H. p. *. 


Ärztliche Leistungen , . 

3 195 

303 

5 345 

27,6 

6 333 

28,4 

8 466 

25 f 2 

10,9 

18,5 

7.5 

Zahnärztliche 

Leistungen 

953 

9,1 

I 640 

8,5 

l 785 

8,0 

2 478 

7,3 

11,5 

8,8 

8,5 

Arzneimittel 

2 393 

23 S) 

4815 

24 1 9 

5 445 

24 1 4 

8 426 

25,2 

15,0 

13,1 

11,5 

Zahnersatz 

401 

3,9 

815 

4,2 

940 

4,2 

1 452 

4/3 

15,2 

15,3 

11, 3 

Anstaltsbehandlung . . 

2 947 

28/3 

5 860 

30,3 

6 860 

30,8 

1 1 377 

33,9 

14,7 

17/1 

13,5 

Motte rschaf ts- 
lei sümgen 

285 

2/1 

445 

2,3 

465 

2,1 

528 

13 

9,3 

4,5 

3,2 

sonstige Sach- 
leistungen 

254 

2,4 

420 

2,2 

480 

2,2 

859 

2,5 

10,6 

14,3 

15,7 

insgesamt . . , 

10 428 

100 

19 340 

100 

22 308 

100 

33 586 

wo 

13,2 

15,3 

10 ß 
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Schaubild 17 Krankenversicherung 

Struktur der Sachleistungen 

1965 und 1975 



1965 


1975 


Schaubild 18 Krankenversicherung 

Beteiligung einzelner Positionen an den Ausgaben für Sachleistungen 

1950 bis 1975 


Am eil in v! \ 



1950 


1955 


1960 


1965 


1970 1975 
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tigen Jahreswachstums zugrunde. Die mittelfristige 
Entwicklung ist in Übersicht 42 dargestellL 
Auf die Positionen der Sachleistungen aufgeteilt und 
in den oben genannten Wachstums raten enthalten 
ist die geplante Krankenversicherung der Landwirte 
ab 1972, Insgesamt wird damit gerechnet, daß im 
ersten Jahr ein Aufwand von 630 Millioen DM für 
Sachleistungen entstehen wird. 

89. Die Allgemeinen Dienste und Leistungen um- 
fassen alle Leistungen der Krankenversicherung, 
die nicht unmittelbar und individuell als Geld’ oder 
Sachleistungen einem Mitglied (oder Fa milienan ge- 
hörigen) zugerechnet werden können (vgL hierzu 
auch Nr. 8). Bisher wurden diese Leistungen unter 
dem Begriff Sonstige Leistungen und unter der un- 
zutreffenden Bezeichnung Verwaltungskoslen aus- 
gewiesen, Im einzelnen handelt es sich hierbei in 
der Krankenversicherung für 1969 u, b um folgende 
Positionen: 



| 19G9 

1970 

1971 

1075 

V ertrauensärztlidier 
und vertraueuszahn- 
arzt lieber Dienst 

127 

132 

135 

148 

Allgemeine vorbeugen- 
de Maßnahmen 

15 

17 

19 

26 

Allgemeine Dienste der 
Verwaltung 

i 335 

1 401 

1 461 

1 761 

Krankenscheinprämie . 

— 

600 

600 

600 

insgesamt , . . 

1 477 

2 150 

2 215 

2 535 
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Krankenversicherung und Mutterschutz 

Verwal tungskosten 


Koslenart 

1950 | 

1955 | 

1960 | 

1965 | 

1970 | 

1975 

Millionen DM 

Persönliche Verwaltungskosten 

i32 

250 

550 

890 

1 208 

1 514 

darunter 







Dienstbezüge 


- 

377 

617 

870 

1 230 

Versorgung 



47 

78 

105 

125 

Sonstige soziale Aufwendungen 

- 


41 

70 

105 

140 

Sächliche Verwaltungskosten 

27 

74 

109 

177 

242 

317 

darunter 







Geschäftsbedürfnisse 



25 

41 



Post und Telefon 



22 

39 



Gebäude 



31 

51 



Einrichtung 



16 

22 



Sonstige Verwaltungskosten 

13 


20 

33 

52 

62 

darunter 







Selbstverwaltung 



4 

5 

7 

9 


Verwaltungskosten brutto 



679 

1 100 

1 502 

1 893 

Erstattungen 



96 

169 

265 

339 

Verwaltungskosten netto 

172 

324 

503 

931 

1 237 

1 554 

Leistungen insgesamt 

2 538 

4 734 

9 789 

16 215 

28 502 

4 1 209 

Verwaltung in v , PL der Leistungen 

6,8 

6,8 

6,0 

5,7 

4 f 3 

3,9 
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Eine reine Schätzung sind die Prämien, die von 

1970 an für nicht in Anspruch (jeuommene Kranken- 
scheine gewährt werden. Eingesetzt sind I ür jedes 
Jahr 000 Millionen DM; erst im Leide des Jahres 

1971 werden sich genauere Anhaltspunkte über die 
Hohe der Prämie zeigen. 

90, Die Verrechnungen bestehen zum größten Teil 
aus Pensionen iin öffentlichen Dienst und Kinder- 
zu sch lagen nn öffentlichen Dienst. 

91 . Verwaltimgskosten (vgl. Nr. 8) der Kranken- 
versicherung und ihr Verhältnis zu den Leistungen 
insgesamt sind in der Übersicht 43 darges teilt Man 
sieht daraus u, a., daß die Gehälter der Kassen- 
angest eilten den Einkommen der freien Berufe 
weniger denn je folgen können. 


Finanzierung 

92 . Die Leistungen der Krankenversicherung wer- 
den überwiegend durch Beitrage finanziert, alle 
übrigen Quellen treten demgegenüber zunick (vgt 
Schau bi Id 19 und Übersicht 44). 


93 . Die Beiträge der Versicherten, der Arbeitgeber 
und die Beitrags Verrechnungen (für Rentner und 
Arbeitslose) machen etwa 95 v. IL der Finanzierung 
aus. Die Kassen haben die Beiträge so zu bemessen, 
daß sie zusammen mit den übrigen Einnahmen für 
die zulässigen Ausgaben aus re idien, Schaubiki 20 
zeigt die Entwicklung der wichtigsten Beitragssätze 
im Durch schnitt aller Kassen. Seit Einführung der 
Loh nf ortzahlung 1970 ist nur noch ein Beitragssatz* 
nämlich der für Versicherte mit EnlgeltJorUahlungs- 
anspruch für mindestens sechs Wochen, von beson- 
derer Bedeutung. Er lag 1970 bei etwa 3,2 v. H. Da- 
mit wurde ein Finanzferungsüberschuß von etwa 
1,5 Mrd, DM erzielt. Im Laufe des Jahres zeichnete 
sich eine Tendenz zu Beitragssenkungen ab. Den 
Einnahmen für 1971 wurde daher ein Durch schnitts- 
beitrag von 8,0 v. H, zugrunde gelegt. Auch damit 
wird voraussichtlich — trotz stark steigernder Lei- 
stungen — noch ein Finanzienuigsüberschuß von 
gut einer Milliarde DM entstehen. Da jedoch auch 
in der weiteren Zukunft mit überproportional stei- 
gernden Leistungen der Kranken Versicherung ge- 
rechnet wird, ist nicht zu erwarten, daß die Kran- 
kenkassen im Durchschnitt die Beiträge vorüber- 
gehend unter diesen Satz senken werden, insbeson- 
dere als die gesetzlich vorgeschriebenen Rücklage- 


Übersicht 44 


Krankenversicherung and Mutterschutz 

Finanzierung 


Finanzierung sart 

1 1950 

1955 

1 960 

1965 

1970 

1975 




Millionen DM 



Beiträge 







Mitglieder 

1 225 

2210 

4 388 

7 563 

12210 

17 100 

Arbeitgeber 

953 

1 668 

3 450 

5 203 

7 940 

14 200 

Rentner 

443 

664 

1 411 

2 382 

5 222 

8 131 

öffentliche Mittel 

30 

96 

213 

368 

260 

710 

Sonstige Quellen 

31 

86 

339 

875 

1 1 19 

1 392 

insgesamt . . . 

2 682 

4 724 

9 801 

16391 

26 751 

41 533 




v. H. 




Beiträge insgesamt 

97,7 

96,2 

94,4 

92,5 

94,8 

95,0 

Beiträge der Mitglieder 

45, ? 

46,8 

44ß 

46,2 

45ß 

41,2 

Beiträge der Arbeitgeber 

35,5 

35,3 

35,2 

3 Iß 

29 , 7 

34 f 2 

Beiträge für Rentner 

16,5 

14,1 

14,4 

14,5 

J9,5 

19 ß 

Öffentliche Mittel 

1,1 

2,0 

2,2 

2,2 

1,0 

1,7 

Sonstige Quellen 

1,2 

Iß 

3,4 

5,3 

4,2 

3,3 

insgesamt , . . 1 

wo 

wo 

100 

100 

100 

WO 
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S c h u u b i l ä 19 


Kranken Versicherung 
Finanzierung 

1965 und 1975 



S c h a u b i I d 20 

Krankenversicherung 

Beitragssätze für PfÜchtmitglieder 

1950 bis 1975 


Beitrag in vH des Grundlohnes 
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betrage der Krankenkassen Lm Durchschnitt seit 
Jahren nicht au I gebracht wurden. Der Überschuß 
der Jahre 1970 und 1971, dessen Quellen zum Teil 
auch die Nudiz ah lungsbeit rüge zur Krankenver- 
sicherung der Rentner ist, wird sich in den folgen- 
den Jahren voraussichtlich rasch abbauen. Danach 
wird es wieder zu steigenden Beitragssätzen kom- 
men; für 1975 bereits liegt der Rechnung des Sozial- 
budgets ein Durchschnitt sbeiLrag von ü r 3 v, K zu- 
grunde, der die Rechnung der Krankenkassen ins- 
gesamt ungefähr in Einnahmen und Ausgaben aus- 
gleichl (vgl. Schaubild 20). 

Die Methode der Vorausberechnung der Beitrage 
unterscheidet sich von früheren Rechnungen sehr 
erheblich. Durch das Zweite Krankenversicherung*;- | 
änderungsgesetz wird die Beitragsbemossungs- 
grenze der Krankenversicherung auf 75 v. H. der 
entsprechenden Grenze der Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten festgelegt und 
somit dynamisiert [vgl Nr. öl und Schaubild 13). 
Die Progression der Leistungssei Le wird damit auf 
der Fina.nzierungsseite insoweit kompensiert, als 
die Beiträge insgesamt der Dynamik der Löhne 
folgen. Während noch im letzten Sozialhudget bei 
starren Emkommcnsgrenzen nahezu die gesamtie 
Leistairigssteigerung durch bis au! 10 v. H. im Jahre 
1973 steigende Beitragssätze aufgefangen werden 
mußte, braucht nunmehr nur noch dann mit steigen- 
den Beitragssätzen gerechnet zu werden, wenn die 
Leistungen schneller steigen als die Lohne und 
Gehälter — was im Berichtszeitraum voraussichtlich 
der Fall sein wird. Der DurchsehnitLsbeitrag wird 
dementsprechend 8,3 v. H. erreichen. 

Durch die Anhebung der Einkommensgrenzen und 
die E nfuhruug eines Arbeitgeberauleils auch für 


Angestellte, deren Entgelt oberhalb dieser Grenze 
liegt, wird die Beitragslasl wueder starker auf die 
Arbeiigebsrbei trage übertragen. 1971 werden die 
Beiträge der Arbeitgeber etwa 35 v. H. der gesam- 
ten Finanzierung erreichen gegenüber etwa 30 v. H. 
1970, Ein längerfristiger Vergleich zejgt allerdings, 
daß 35 v. H. schon hüher über längere Zeit der 
Anteil der Arbeif geberbeitrage an der Gesamt! inan- 
ziem ng war (vgl. Obers ich! 44). Durch das rasche 
Wachstum der Einkommen und dos Zurückbleiben 
der Versicherungßpflidhtgrenzc (vgl. Schaub i kl 13) 
schieden sehr viele Angestellte aus der Versiehe- 
rungspiheht aus und verloren damit ihren Arhoil- 
geberanteil (vgl. Übersicht 40). 

94 . Der Anteil der öffentlichen Mittel an der 
Finanzierung der Kranken Versicherung (vgl. Über- 
sicht 45) ist gering; er schwankt zwischen 1 und 
2 v. Ff, Die* Zusammensetzung der öf fern liehen Mit lei 
zeigt für die Eck] ehre die Übersicht 45. Da auch in 
den Verrechnungen öffentliche Mitte! enthalten 
Vnd, nämlich nach § 19 BVG für Ye rsoryimgs beroch - 
Lgte, die zugleich Mitglieder der Kr ankert versiehe- 
ruini sind, soweit sie Versorgungsleiden behandeln 
lassen, wurden diese Beträge nachrichtlich in die 
Obersicht 45 eingesetzt. Zur Position Mutterschutz 
ist zu bemerken, daß sich die Betrage der Kranken- 
versicherung nicht mit den in Bundeshaushalt und 
Finanzplan ausgewiesenen Beträgen decken, vor 
allem, w 1 die Krankenkassen die Zahlungen Tür 
Familienwochenhilfe nicht als> fortlaufende Einnah- 
men, sondern als Forderungen gebudit haben. 

Die Krankenversicherung der Landwirte, die vom 
Bundeskabinett zur sozialen Sicherung der aktiven 
Landwirte und Altenteiler beschlossen wurde, sieht 


Übersicht 45 


Krankenversicherung und Mutterschutz 

öffentliche Mittel 
Millionen DM 



1950 

1955 

1960 

1965 

1970 

1975 

Zuschuß an die Knappschaften 

17 

28 

35 

33 





Krankenversicherung der Heimkehrer 

0 

5 

1 

1 

1 

1 

Berlin-Hilfe 

12 

— 

72 

80 

90 

90 

Mutterschutz 

— 

62 

105 

254 

170 

170 

Krankenversicherung der Landwirte 

— 

— 

— 

— 

— 

450 

insgesamt . . . 

30 

96 

213 

368 

260 

710 


nachrichtlich: in den Verrechnungen enthaltene 
Öffentliche Mittel (Ausgleich für Ansprüche nach 
BVG) 


38 63 132 135 
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vor, daß die Versicherung der Altenlciler durch 
BundesmiUe! finanziert wird. Die Verstehe nmjjs- 
pf licht wird frühestens 1972 eilige führt werden, für 
1975 wird vorbehaltlich des endgültigen Beschlusses 
zur Finanzplanung des Bundes rn.it ca. 450 Millionen 
DM für die Versicherung der A Rentei Je r ge rechnet. 


Unfallversicherung { 114 } 

95., Die gesetzliche Unfall Versicherung hat die Auf- 
gabe, Unfälle und Berufskrankheiten zu ve: hüten 
und nach Eintritt eines Schadensfalles den Verletz" 
tea (Erkrankten), seine Angehörigen oder Hinter- 
bliebenen zu entschädigen. Di« Entschädigung er- 
folgt durch Wiederherstellung der ErweibsEihigkeit 
des Verletzten (Erkrankten) und durch Le isLun gen 
in Geld 

96, L>ie Leistungen der gesetzlichen Unfall Versiche- 
rung, die etwa 3 v r IL des Aufwandes aller im insti- 
tutionellen Sozia) Budget erfaßten Sozia üeisUmgen 
ausmachen, verzeichnten in den letzten zwei Jahr’ 
zehnten eme ständige Aufwärtsentwicklung. Die 
entscheidende Verbesserung der Leistungen brachte 
diu 1963 dujdigeJühi te Neuregelung dei Unfallver- 
sicherung, deren wichtigstes Eigehnis die Dynami- 
sierung der Gel dl cd sinngen war. Audi in wachster 
Zukunft wird sich diese Entwicklung fortsp.t/en. Bis 
3075 werden sich die Gesanil leist ungen gogomibei 
1950 voraussichtlich mehr als verzehnfacht haben 
(vgl. Schaub) Id 24). Das ist ganz überwiegend auf 
echte Ltu st ungsvcrbessei ungen zurürkzuliilueu, da 
sowohl die Zahl der uro Jahr zu onlsdiadigonden 
Personen als auch das allgemeine Preisniveau in 
diesem Zeitraum weniger rasch an steigen. 


S c h n u b i 1 d 21 

U n fa I i versieh erun g 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Mrd DM 



97* Bemerkenswerte Veränderungen in der Zu- 
sammensetzung der Leistungen zeigen sich von 
1950 bis 1975 nur zwischen den Gold- und Sachlei- 
stungen (vgl, Schaubild 22). Nachdem die Geldlei- 
stungen bis 1955 auf etwa zwei Drittel der Gesamt- 
leistungen abgesunken wäre ei, hat sich seit 1955 ähr 
Anteil mit Ausnahme von 1970 ständig zu Lasten 
der Sachleistungen vergrößert und wird bis 1975 auf 
etwa drei Viertel Anwachsen (vgl. Nrn. 1 00 bis 102), 
Der Anteil der Sach leist ungen wird dann ungefähr 
ein Zehnte] betragen, Haupt Ursache dieser Struk- 
tur Verschiebung ist die Dynamisierung dei Geldlei- 
stungen als Folge des Un’al l versicheruiigs-Neurege- 
lungsgeselzes von 1963. 


Schaubild 22 


Un faüversicherung 

Geld- und Sachleistungen 

1950 bis 1375 




98. Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
messen den Maßnahmen der Unfall vor liütuny und 
Ersten Hilfe sowie den ReEabihtatiotismaßnrduiien 
wachsende Bedeutung zu. So stiegen die Leistungen 
für Unfall verhuiunu und Erste Hälfe von rund 
13 Millionen DM im Jahre 1950 auf 100 Millionen 
DM m 1969. Ihr Anteil an den Gesamtleistungen hat 
sich allerdings nur geringfügig erhöht (1950: 
2 r 2 v H. ; 1 9ü9: 2 D v. H ), Der Anteil der Rehabili- 
tationsteistungen im Rahmen der Un fall Versiche- 
rung, zu denen hier die Heilbehandlung und Heiian- 
stalts pliege (einschließlich Pflege- und Verletzten- 
geld) sowie Berufshilfe gezählt, werden, an den Ge- 
samtleistungen hat sich dagegen von 1950 (14 v, II.) 
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bis 1969 (26 v, H.) nahezu verdoppelt. Das bedeutet 
in absoluten Zahlen eine Steigerung von 83 Millio- 
nen DM in 1950 auf l HO Millionen DM im Jahre 
1969. 


Geschützter Personenkreis 

99 . Etwa 26 Millionen Versicherte haben heute 
den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung, Von 
9? Versicherungsträgern werden die verschieden- 
sten Bevölkerungsgmppen (manche Personen bei 
mehr ajs einem Träger) gesichert: neben der größten 
Gruppe der Arbeitnehmer und bestimmten arbeit- 
nelim er ähnlichen Personen fmden sich Unternehmer 
(vorwiegend Landwirte) und Personengruppen, die 
im Interesse des allgemeinen Wohls tätig sind oder 
gewisse Sondertatbestände erfüllen (z. B. Lernende 
wahrend der beruflichen Ausbildung). Ab 1. April 
1971 werden aber auch Schüler und Studenten so- 
wie Kinder, die Kindergarten besuchen, in die ge- 
setzliche Unfallversicherung aufgenommen (vgl. 
Teil A, Nr. 3). Etwa jeder 10. Versicherte erleidet 
jährlich einen Arbeitsanfall, der eine Arbeitsunfä- 
higkeit von mindestens 3 Tagen zur Folge hat. Grob 
geschätzt ein Fünftel der rund 2 Millionen Un- 
fälle im Jahr führt zu besonderen medizinischen Re- 
höbilUdUonsmaßndhmcn, von denen wiederum ein 
Fünftel zusätzliche berufliche Wiedereingliederungs- 
maßnahmen erforderlich machen. Ungefähr 30 v. H, 
der angezeigten Schadensfälle sind Arbeitsunfälle 
im engeren Sinne. Dazu kommen noch jene Unfälle, 


die sich auf dem Wege zur oder von der Arbeit 
ereignen. Der Anteil dieser Wegeunfälle liegt bei 
etwa 9 v. H. Den Rest bilden die angezetyten Berufs- 
krankheiten. 

Die Entwicklung des zu. entschädigenden Personen - 
kreises in den letzten Jahren ist aus den jjro Jahr 
angezeigten Schadensfällen und den Rentenbestän- 
den der gesetzlichen Unfall Versicherung ersichtlich: 

1950 1955 I960 1995 1966 1967 1968 1969 1970 

Schadensfälle (in 1000) 

1379 243! 3029 2933 2803 2651 2579 2631 2678 

Reritenbestand am Jahresende 
(in 1000) 

636 830 916 1011 1016 1018 1015 1012 1018 

Ausführlich werden die einzelnen Tatbestände in 
dem jährlichen Unldllverhiitunysbend.il der Bundes- 
regierung behandelt. 

I 

Leistungen 

100 , 1975 werden die Leistungen der Unfall- 

versicherung voraussichtlich 6 Mrd. DM überschrit- 
ten haben (vgl. Übersichten 46 bis 48): Die größte 
Steigerung der Leistungen vollzog sich mit 86 v. H. 
zwischen 1960 und 1965 als unnuttelbare Folge der 
Neuregelung der Unfallversicherung von 1963. Aber 
auch danach zeigen sich noch beachtliche Jahres- 


Übersicht 46 Unfallversicherung 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



19G9 

1970 

1971 ! 1969/70 1 1970/71 


Millionen T , 

DM | V M ‘ 

Millionen 

DM 

v.H. 

Millionen 

DM 

V. H. 


Leistungen 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

3 112 

472 

414 

249 

73,3 

J/J 

9,7 

5,9 

3 053 

503 

462 

215 

72, J 
tl t Q 

10 ß 

5J 

3 400 

546 

495 

221 

73,0 
11 , 7 

10,6 

4,7 

- iß 

4 6,6 

4 JJ,ß 

- J3,7 

4 1 1,4 
4 8,5 

I- 7,1 
4 2,6 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

Verrechnungen 

Insgesamt * . , 

4 247 

100 

4 233 

10 Ö 

4 062 

JÖ0 

- 0,3 

+ 10,1 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

250 

5fi 

255 

5,7 

260 

5,3 

4 2,0 

+ 2,0 

Beiträge der Arbeitgeber ...... 

3 672 

82,2 

3 652 

81,8 

4 018 

81 ß 

- 0,5 

+ 1 0,0 

öffentliche Mittel 

252 

5,7 

247 

5,6 

292 

6,0 

- 2ß 

+ 18,2 

Vermögenserträge 

130 

2,9 

138 

3,1 

150 

3,1 

4 6,2 

+ 8,7 

Sonstige Einnahmen 

162 

3,6 

170 

3,8 

180 

3,7 

4 4ß 

+ 5,9 

Verrechnungen * 

1 

0,0 

1 

0,0 

2 

0,0 

Oß 

• 

insgesamt . . . 

4 467 

100 

4 463 

100 

4 902 

\00 

“ 0,1 

+ 9,8 
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Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965/70 | 1970/75 


| Millionen 
DM 

V. H. 

j Millionen 1 
| DM | 

V. H. 

Millionen 1 
DM 

v. H. 

v. H. 
(Jahres- 
durchschnitte) 

Leistungen 









Geldleistungen 

2 314 

71 . 0 ' 

3 053 

72 t i 

4 667 

75,6 

+ 5,7 

+8,9 

Sachleistungen 

432 

13,3 

503 

1 1,9 

633 

10,3 

+ 3,1 

+ 4,7 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

319 

9,3 

462 

10,9 

608 

«! 

4- 7,7 

+ 5,6 

Verrechn ungen 

192 

5,9 

215 

5/ 

262 

4,2 

+ 2,2 

+ 4,0 

insgesamt , . , 

3 257 

100 

4 233 

WO | 

6 170 

100 | 

+ 5,3 

+ 7,8 

Finanzierung 



I 




1 


Beiträge der Versicherten . ... 

179 

5,0 

255 

5,7 

315 

4,9 

+ 7,3 

+ 4,3 

Beiträge der Arbeitgeber . 

2 883 

3 1,1 

3 652 

81,8 

5 512 

85,4 

+ 4.8 


öffentliche Mittel 

250 

7,0 

247 

5,6 

211 

3,3 

- 0,3 

- 3,1 

Vermögenserträge 

62 

1,8 

138 

3,1 

210 

3,3 

•1 17,3 

+ 8,8 

Sonstige Einnahmen 

115 

3,2 

170 

3,8 

200 

3,1 

+ 8.1 

• 3,3 

Verrechnungen 

67 

1,9 

1 

0,0 

2 

0,0 


■ 

insgesamt . . . 

| 3 556 

100 

4 463 

100 

6 450 

wo 1 

+ 4,6 

+ 7,6 
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Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 

1950/1975 


Millionen 

DM 

v, H. 

Millionen 

DM 

v H. 

v H. 
(Jahres- 
durch- 
schnitte) 

Leistungen 






Geldleistungen 

429 

72,5 

4 667 

75,6 

- Ji ,0 

Sachleistungen 

81 

13, 7 

633 

10,3 

+ 8,6 

Allgemeine Dienste und Leistungen. 

67 

11,3 

608 

9,Q 

4- 9,2 

Verrechnungen 

15 

2,5 

262 

4,2 

-! 12,1 

insgesamt . . . 

592 

100 

6 170 

100 

| -4- 9,8 

Finanzierung 






Beiträge der Versicherten 

69 

10,3 

315 

4,9 

+ 6,3 

Beiträge der Arbeitgeber 

569 

84,7 

5 512 

85,4 

+ 9,5 

öf entliehe Mittel 

8 

1,2 

211 

3,3 

+ 14,0 

Vermögenserträge 

11 

iß 

210 

3,3 

+ 12,5 

Sonstige Einnahmen 

15 

2,2 

200 

3,1 

f iö,9 

Verrechnungen 

— 

— 

2 

0,0 

. 

insgesamt . . . 

672 

100 

6 450 

WO 

+ 9,5 
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wachs Lu ms raten von durchschnittlich 5,3 v. II zwi- 
sen 1965 und 1970 sowie von 7 r 8 v. H, zwischen L970 
und 1975, vor allein als Folge der jährlichen Anpas- 
sungen der Unfallrenten an die allgemeine Lohn- 
und Gebalisentwicklung. Einen leichten Rüdegang 
( — - 0 r 3 v. H.) brachte nur das Jahr 1970 r da die 
öwödiige Lohnfortzahhmg an kranke Arbeitnehmer 
durch die Arbeitgeber zu entsprechenden Entlastun- 
gen bei den Trägem der Unfallversicherung führte 
(Abnahme des Verletztengeldes und des VerwaF 
lungsaufwandes). 

Zu Fragen der Abgrenzung, statistischen Erfassung 
sowie Rechtsgrundlage der einzelnen Positionen der 
Leistungs- und Finanzierungsseite wird auch auf die 
Ausführungen über die Unfallversicherung im letz- 
ten Sozialbudget hingewiesen. 

101. Die Geldleistungen, die annähernd drei Vier- 
tel der Gesamtleistungen der Unfallversicherung bei- 
tragen und dadurch deren Entwicklung stark, beein- 
flussen, werden ihrerseits maßgeblich von der Ent- 
wicklung der Renten bestimmt. Die Renten machen 
zur Zeit etwa drei Viertel der Geldleistungen aus 
(vgl. Schaubild 23); ein weiteres Fünftel kommt auf 
das Verletztengeld. Der Rest verteilt sich auf Ab- 
findungen (3 v. H), Pllegegeld (l v. IE}, sowie Bei- 
hilfen, Sterbegeld, Berufshilfe und Sonstiges 
(1 v. H ). 

Die Rentenleistungen wurden bis 1975 unter der 
Annahme fortgesdiriöben, daß sich der Rentenbe- 
stand auch in der nächsten Zukunft nur unwesentlich 


Schaubild 23 

Unfallversicherung 

Geldleistungen 



verändert und die Renten der Entwicklung der Brut- 
tolohn- und Gehaltssumme angepaßt werden. Beim 
Verletztengeld wurde wegen der Lohnfort Zahlung 
für 1970 ein Rückgang gegenüber dem Vorjahr un- 
terstellt, der allerdings geringer ist als im Sozial- 
budget 1969/70 angesetzt wurde. Von 1971 an 
nimmt das Verletztengeld wieder zu, erreicht aber 
voraussichtlich bis 1975 noch nicht ganz den alten 
Stand von 1969. 

102. Die Sachleistungen bestehen im wesentlichen 
aus Rehabilitationsmaßnahmen der gesetzlichen Un- 
fallversicherung, soweit diese nicht zu den Geld- 
leistungen gehören, wie Verletztengeld, Pflegegeld 
und Berufshilfe in Form von Zuschüssen. Im ein- 
zelnen handelt es -sich dabei um die Sachleistungen 
der Heilbehandlung und Anstaltspflege sowie der 
Berufshilfe (vgl. Schaubild 24). Ziel der Rehabdi- 
tationsmafinahmen ist die gesundheitliche und be- 
rufliche Wiederherstellung des Verletzten als Vor- 
aussetzung einer harmonischen Eingliederung in 
Familie und Beruf, 

In den fünf Jahren von 1970 bis 1975 werden sich 
die Sachleistungen um rund ein Viertel vergrößern, 
etwas mehr als in den vorausgegangenen fünf Jah- 
ren (1965 bis 1970: + 16 v. H.)> Dieser Wachstums- 
anstieg ergibt sich vor allem durch die zunehmende 
Bedeutung der Rehabilitationsmaßnahmen. Ihren 
Anteil an den Gesamtleistungen können die Sach- 
leistungen jedoch durch das Übergewicht und die 
stärkere innere Dynamik der Geldleistungen nicht 
ganz halten. 


Schaubild 24 

Un fal/versicherung 

Sachleistungen 

1969 



472 Mio DM 
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103 . Die allgemeinen Dienste und Leistungen: 1 
deren Anteil an den Gesamtleistungen mit etwa 
einem Zehntel zwischen 195Ü und 1975 konstant ist, 
umfassen alle Leistungen der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, die nicht unmittelbar als Geld- und 
Sachleistungen einem Mitglied (oder Familienange- 
hörigen) einzeln zugeredinet werden können (vgl. 
Nr. 55). Bisher wurden die Leistungen in den Haupt- 
tabellen entweder unter dem Begriff Sonstige Lei- 
stungen oder, wenn sie von eigenen Bediensteten 
erbracht wurden, als Verwaltungskosten ausgewie- 
sen. Auf diese Trennung ist jetzt verzichtet worden 
zugunsten einer detaillierten Darstellung der Ver- 
waltungskosten im Text (vgl. Nr. 104). fru einzelnen 
sind in Anlehnung an den Kontenplan der Llnlall- 
versicherungslragcr unter dieser neuen Position zu- 
sammengefaßt: 

| Millionen 


Allgemeine Dienst und Leistungen DM 

( 1969 ) 

| 

Unfallverhütung und Erste Hilfe | 100 

Verfahrenskosten 45 

Allgemeine Dienste der Verwaltung . . . * 253 

Fmanzdienst 1 17 


insgesamt . . . _ 415 


Unfallverhütung und Erste Hilfe (Erstellung und 
technische Überwachung der Unfallvorhüiungsvor- 
schriflen, Beratung der Unternehmer, Ausbildung 
sowie Zahlungen an die Verbände) nehmen zusam- 
men mit den Verfahrenskosten (Kosten der Rechts- 
Verfolgung, Unfalhmlersuchungen, Feststellungen 
von Entschädigungen, Auszahlungen von Renten 
und Beitragseinzug) ein gutes Drittel ein. Der Anteil 
des Finanzdienstes (V erluste aus V ermögensanla- 
gen, Soll-Zinsen, Gebühren) liegt bei 4 v. II. 

Der Hauptanteil mit über 60 v. H. kommt auf die 
Allgemeinen Dienste der Verwaltung, die durch Ein- 
satz von Menschen und Sachen einen ständigen 
organisatorischen Rahmen für die Abwicklung der 
Aufgaben der gesetzlichen Unfallversicherung schaf- 
fen. 

104. Die VerwalLimgskosten weisen in 1969 fol- 
gende Struktur auf (zum Teil SchätzAingcn) : 


Millionen 

DM 

(1969) 

Pcrsonalaufwand 136 

T Sachaufwand 48 

+ Sonstige Verwaltungskosten * 19 

= Allgemeine Dienste der Verwaltung 253 

4- Verwaltungskosten Verrechnungen: 

Erstattungen an die Krankenversicherung 28 

Versorgung 35 

Kinderzuschläge 12 

— Verwaltungskosten (insgesamt) 328 


Bis 1975 sind die Verwaltungskosten, die überwie- 
gend aus Personalkosten bestehen, entsprechend der 
Entwicklung der Bruttolohn- und Gehaltssumme 
fortgeschrieben worden. Dabei wurden ab 1970 Ein- 
sparungen berücksichtigt, die durch den Wegfall der 
Berechnung des Verletztenge] des in den ersten 
G Wochen der Arbeitsunfähigkeit möglich sind. 

Obwohl in diesem Sozialbudget die Kosten der Un- 
fallverhütung und Ersten Hilfe sowie die Verfah- 
renskosten aus den Verwaltungskosten ausgeglie- 
dert wurden, bleibt die Abgrenzung der Verwal- 
tungskosten problematisch, wenn man sie als 
Maßstab für die Wirtschaftlichkeit der Tiager der 
Unfallversicherung verwendet. Dafür bedarf es 
spezieller Kostenanatysen bei den einzelnen Unfall- 
versicherungsträgern. 

105 . Die Verrechnungen der LeisLungsseile, die 
von den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung 
an andere Inslitutionen der Sozialen Sicherung 
fließen, setzen sich zusammen aus den Erstattungen 
an die Krankenversicherung für Krankengeld, Haus- 
geld (bis 1970) und Krankenhauspflege, an die Ren- 
tenveisiclieruruj für die Beteiligung an den Kosten 
von Heilverfahren sowie an che Instilutionen Kin- 
derzuschläge im öffentlichen Dienst und ßcamten- 
versorgung. 

Der Anteil der Verrechnungen an den Gesamt- 
leistungen wurde nach der starken Zunahme Milte 
der sechziger .Jahre für die nächste Zukunft als leicht 
rückgängig angenommen, nicht zuletzt als Folge des 
Lohntorlzahlungsgcselzes (vgl, Übersicht 47), 


Finanzierung 

106 . Die Finanzierung der Unfallversicherung er- 
folgt zu mehr als vier Fünfteln aus den Beiträgen 
der versicherten Unternehmen (I960 rund 4.3 Mil- 
lionen). Die Beiträge werden im Umlageverfahren 
erhoben, d. h. die Ausgaben des ahgelaufenen Jah- 
res (zuzüglich angemessener Rücklage- und Betriebs- 
mittelzuführungen) werden auf die Unternehmen 
umgelegt. Eine Ausnahme bilden die Ausführungs- 
behörden des Bundes, der Länder und Gemeinden: 
hier stellt die zuständige Gebietskörperschaft die 
entsprechenden Mittel in ihrem Haushaltsplan be- 
reit. 

Nachdem vertretbare Schätzungsunterlagen beschafft 
werden konnten, sind jetzt auch die Beiträge der 
Unternehmer für die eigene Versicherung als Bei- 
träge der Versicherten ausgewiesen (vgl. Über- 
sicht 47); bisher waren sie in den Arbeitgeberbei- 
trägen enthalten. 

107 . Der Anteil aller übrigen Einnahmen zusam- 
men wird voraussichtlich bis zum Jahre 1975 leicht 
zurückgehen und beträgt dann knapp ein Zehntel 
der Gesamteinnahmen (vgl. Übersicht 47), 

Das ist neben den Auswirkungen der Neuordnung 
des Rechnungswesens vor allem auf die nach 1971 
abnehmenden oft entliehen Zuschüsse zu nit.kzu füh- 
ren, die an die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 


131 



Drucksache VI/2155 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


schäften gezahlt werden und den Hauptposten der 
öffentlichen Mittel darstellen (gegenwärtig etwa *A). 
Die Beiträge der vom Bund gezahlten Fremdrenten 
bleiben auch für die nächste Zukunft in etwa gleich 
(zur Zeit rd. ’A der öffentlichen Mittel). 

Die Vermögender träge (Zinsen aus den Betriebs- 
mitteln, seit i960 auch aus dem Rücklage vermögen) 
und die Sonstigen Einnahmen (Ersatzansprüche der 
Versicherungsträger, Strafgelder, Mahngebühren 
und Gewinne aus Vermögensanlagen) halten auch 
bis 1975 ihren Anteil von je etwa 3 v. H. der Ge- 
samteinnahmen. 

Die Vrrrechnungseinnahmen der Unfallversicherung, 
deren Anteil an den Gesamteinnahmen unter einem 
Prozent liegt, bestehen aus den Zahlungen der Bun- 
de saus Ui U lür Arbeit (früher: Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung) an 
die Eundesausführunqsbehörde ihr die unfullver- 
s i di enmgs recht liehe Betreuung der Bediensteten der 
Bundesanstalt und der Arbeitslosen. 


Arbeltsförderung einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche Bildung [115] 

108. Der weir aus größte Teil der unter diesen In- 
stitution zusammengefaßten Maßnahmen wird von 
der Bundesanstalt für Arbeit durdige führt, Lei- 
stungsberechtigt sind in erster Linie die Arbeitneh- 
mer, für viele Leistungen (/, B. Arbeitsberatung und 
produktive Wmtcrhaufördenmg) aber auch die 
Arbeitgeber. Eine dritte Gruppe von Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit (so insbesondere die Hilten 
für die berufliche. Bildung sowie Berufs- und Ar- 
beitsberahmg) könnt u grundsätzlich von der gesam- 
ten Bevölkerung im erwerbsfähigen Aller in An- 
spruch genommen werden. 

Die Aufwendungen dieser Institution machen im 
Jahre 1950 12,6 v. H, des Gesamtvolumens des 

Sozialbudgets aus, 1965 sind es 5,9 v.H. und 1975 
werden es ca. 2 r 6 v. H, sein. 

109. im Bereich deT Arbeitsfördemng werden im 
einzelnen folgende Leistungen erfaßt: 

— Alle Leistungen nach dem Arbeitsfördemngs- 
geselz (AFG) 

— die Bergbauhilfen (Europäische Gemeinschaft für 
Kohje und Stahl, Bund und Landerl 

— die Förderung der Arbeitsaufnahme in Berlin 

— die Förderung von überregionalen Rehalülita- 
tionszentren für Behinderte (Rehabilitaticms- 
Programm des BMA) 

— die Maßnahmen zur wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Eingliederung der ausländischen 
Arbeitnehmer 

— die soziale Sicherung der Entwicklungshelfer. 

110. Im Konzept einer aktiven Arbeitsmarklpolitik, 
wie es dem Arbeitsförderungsgesetz 2Ugnmde liegt; 
haben jene Maßnahmen besonderes Gewicht, die es 
dem arbeitenden Menschen ermöglichen, sich in 


einer ständig und rasch verändernden Ar bei ts weit 
zu behaupten und einen seinen Kenntnissen und 
Fähigkeiten entsprechenden Arbeitsplatz ein zu neh- 
men, Dazu gehören vor allem: Berufs: und Arbeits- 
beratung, Arbeitsvermittlung, Förderung der Ar- 
beitsaufnahme, Hilfen zur beruflichen Bildung und 
die berufliche Rehabilitation. 

Dem Ziel einer solchen Albeitsaxark tp oUt i k djenen 
ferner die Leistungen der Bundesanstalt zur Erhal- 
tung und Schaffung von Arbeitsplätzen. Hierzu ge- 
hören das Kur/arbeitergeld, die Förderung den ganz- 
jährigen Beschäftigung in der Sauwirtschaft 
(S ( blecht w e t toi ge i d , p rodu k t i ve Wi n te rbau t ord o- 
rung und sonstige Leistungen an Unternehmer und 
Arbeitnehmer) sowi d I Maßnahm-m zur AbeRs- 
beschaffung. Jb diesem Zusammenhang £inci -iuch 
die lnvosutionshiUen zu nennen, welche die Bundes- 
anstalt aus ihrer Rücklage zur Verbesserung der 
Struktur der Beschäftigung nach Gebieten und Wirt- 
schaftszweigen sowie zur Erreichung der Vollbe- 
schäftigung auf wendet. 

Schließlich ist das ArbeiLsfördemngsgesetz Rechis- 
gnindlage für lLo I .eis 1 ungen ;-u Arbeitslose, ;nd 
zwar in Form von Arbeitslosengeld und Arbeits- 
losen hdfe. 


Leistungen 

111. Die Höhe der Gesamtleistungen schwankte m 
der Vergangenheit beträchtlich, was in erster Linie 
auf der Entwicklung jener Geldleistungen beruht, 
di^ in besonderem Maße auf konjunkturelle und 
saisonale Einflüsse reagieren (z. B. Arbeitslosen- 
geld, SdUechtwettergekl). Mit Inkrafttreten des 
Arbeitslörderungsgeseizes, durch das die Maßnah- 
men zur Forderung der beruflichen Bildung erheb- 


Schaubild 25 

Arbeitsförderung 

einschließlich Arbeitslosen Versicherung 
und berufliche Bildung 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Mrd DM 
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lieh intensiv teil worden sind, ist hier insofern eine 
Wende eingetreten, als die Steigerungsraten dieser 
Leistungen konjunkturelle und wilteningsbe dingte 
Schwankungen der Ausgaben auffangen und für 
eine Versteügursg des im übrigen steigenden 
Trends der Gesamtleistungen sorgen (vgl. Schau - 
bild 25). 

112 , Die Geldleistungen enthalten: 

■ — das Unterhaltsgeld für Teilnehmer an Maßnah~ 
men zur beruflichen Fortbildung und Umschulung 

— das Kurzarbeitergeld und das Sch locht weiter- 
geld 

— das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe 
(einschh Hei mkehreruntm Stützung). 

113 . Der Anteil der Geldleistungen an den Gesamt- 
Jeästungen geht im Berichtszeitraum kontinuierlich 
von mehr als 75 v. H. im Jahre 1950 auf rcL 45 v. H. 
im Jahre 1975 zurück. Eine Unterbrechung dieses 
Trends kommt lediglich im Jahre 1970 durch die 
besonders hohen Ausgaben für das Schlecht wett er- 
geld infolge des strengen Winters zustande (vgl. 
Übersichten 49 bis 51). 



Leistungen werden erfaßt: 
a) Als sonstige Leistungen 

— die Zuschüsse für die berufliche Bildung ohne 


Unterhaltsgeld (BerufsausbildimgsbeihiLfen, Lern- 
mittel. Fahrt kos Len u. a.) 

— die Förderung der A rbc i Ls <uif nähme 

— die Arbeite- und Berufsförderung Behinderter 

— die Leistungen zur Erhaltung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen föhne Kur/.arbeüergeld und 
SchlechwetLergeld) 

— die Förderung der Arbeitsaufnahme in Berlin 

— - die Forderung überregionaler Rehabilitdtions- 
zentren 

die Maßnahmen zur Eiriyliedei ung ausländischer 
Arbetlneh mer 

— die Hilfen für Arbeitnehmer des Bergbaus 

— die soziale Sicherung der Entwicklungshelfer. 

b) Als VerwaUungslei-sningen 

- dtc Personalausgaben und 

- die Sachausgaben der Bundesanstalt. 


Übersicht 49 


Arbeitslörderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bildung 

Kurzfristige Prognose 
19G9 r 1970 und L97t 



1969 

im 

1971 

1969'70 | 

1970/71 


Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

1 DM 


v. H. 


Leistungen 

Geldleistungen 

1 480 

49,5 

2 104 

52,9 

1 751 

44,0 

+ 42,2 

-16,8 

Sachleistungen . , . . . 

— - 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

~ 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

1 132 

37,9 

1 547 

38,9 

1 892 

47,5 

+ 36,7 

+22,3 

V errechnungen 

377 

12,6 

j 327 

8,2 

340 

8,5 

15,3 

+ 4 t 0 


insgesamt . . . 

2 989 

wo | 

3 978 

WO 

3 983 

100 

4-33,1 

+ 0,1 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

I 243 

40 f 2 

I 540 

42,4 

1 657 

42,3 

4 - 23,9 

+- 7,6 

Beiträge der Arbeitgeber 

1 260 

40,7 

1 557 

42,8 

1 677 

42,9 

+23,6 

+ 7,7 

öffentliche Mittel 

160 

5,2 

118 

3,2 

192 

5.1 

-26,2 

4-62,7 

Vermögense rt rüge 

311 

10,1 

31 1 

8,5 

281 

7,2 

0,0 

- 9,6 

Sonstige Einnahmen 

63 

2,0 

G0 

1,1 

36 

0,0 

- 4,8 

- 40,0 

V errechnungen * 

57 

1,8 

50 

1,4 

63 

KG 

-12,3 

4 26,0 

insgesamt , . . 

3 094 

WO 

3 636 

WO 

3 906 

WO 

+ /7,5 

+ 7,4 
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Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bildung 

Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



I 1965 

1970 

1975 

1965-70 1 

1970/75 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v.R 

Millionen 

DM 

V. R 

v. H. 

[Jahres- 

durchschnitte) 

Leistungen 

i 








Geldleistungen 

852 

52,1 

2 104 

52,9 

2 471 

46,2 

4-19,8 

+ 3,3 

Sachleistungen - , . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

583 

35,6 

1 547 

38,9 

2 39! 

44,1 

422,0 

+ 9,1 

Verrechnungen 

202 

12,3 

327 

8,2; 

487 

9,1 

+ 10,1 

+ 8,3 

insgesamt . . . 

| 1 637 

WO 

3 978 

WO 

5 349 

WO 

| +19,4 

4 6,1 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

804 

38,8 

1 540 

42,4 

2 150 

43.7 

I- ?3,9 

■f 8,9 

Beiträge der Arbeitgeber 

817 

39,4 

1 557 

42,8 

i 2 170 

44,1 

1 413,8 

+- 6,9 

öffenllidie Mittel 

83 

4,0 

1 18 

3,2 

207 

4,4 

h 7,3 

+ 11.9 

Vermögenserträge 

306 

14,7 

311 

8,5 

262 

5,3 

4 0,3 

- 3.3 

Sonstige Einnahmen 

24 


60 

1,7 \ 

1 45 

0,9 

+20,0 

- 5,6 

Verrechnungen 

40 

1/9 

50 

1,4 | 

80 

1/6 

+ 4,6 

4- 9,9 

insgesamt . , . 

2 074 

100 

3 636 

f00 I 

1914 

wo j 

+ /!,9 

+ 6,2 


Übersicht 51 


Arbeitsfördorutig einsdiiießlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bildung 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 

1950/1975 


Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v.lL 

V. H. 
(Jahres- 
durch- 
schnitte) 

Leistungen 






Geldleistungen 

1 620 

76,9 

2 471 

46,2 

+ u? 

Sachleistungen 

— 

— 


— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

260 

12,3 

2 391 

44,7 

4 9,3 

Verrechnungen 

227 

10,8 

487 

9,1 

+ 3,1 

insgesamt 

2 107 

WO 

5 349 

WO 

I + 3,8 

Finanzierung 





h - - ' 

Beiträge der Versicherten 

523 

22,7 

2 150 

43, 7 j 

4 5,8 

Beiträge der Arbeitgeber 

531 

23,1 

2 170 

44, i \ 

+ 5,8 

öffentliche Mittel , 

1 229 

53j 

207 

4,4 

- 0,7 

Vermögensert rage 

13 

0.6 

262 

5,3 

4 12.9 

Sonstige Einnahmen 

2 

0,1 

45 

0.9 

-i 13,3 

Verrechnungen 

— 

— 

80 

1.6 

■ 

insgesamt , , . 

2 298 

100 

4914 

WO 

■ n j 

T + 1 
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115 . Die Entwicklung der Ausgaben für allgemeine 
Dienste und Leistungen verläuft genau umgekehrt 
wie die der Geldleistungen. Hier stieg der Anteil 
an den Gesamtleistungen von einem guten Zehntel 
im Jahre 1950 auf ein gutes Drittel in den Jahren 
1965 bis 1970. Von 1971 an machte er knapp die 
Hälfte der Aufwendungen aus (Übersicht -49 bis 51). 
Die Steigerungen in den Jahren L950 bis 1965 sind 
im wesantlidien auf die Verwaltungsausgaben zu- 
rückzuführen. Ab 1969 treten als weiterer Faktor 
die sonstigen Ausgaben, vor allem die hohen Auf- 
wendungen für die berufliche Bildung, hinzu (vgl. 
Schaubild 26). 

Die Verwallunyskosten umfassen auch den ganz 
erheblichen Personal- und Sachaufwand für Arbeits- 
vermittlung, Berufs- und Arbeitsberatung. Die durch 
diese Dienstleistungen, verursachten Ausgaben las- 
sen sich von den Vcrwaltimgskosten im engeren 
Sinne nicht trennen. Nach Schätzungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit entfallen ca. -/s der Verwaltungs- 
ausgaben auf diese Dienstleistungen. 

116 . ln den Verrechnungen sind enthalten 

— die Beiträge zur Krankenversicherung für Lei- 
stungsempfänger 

— die Zahlungen für die Unfall Versicherung der Lei- 
stungsempfänger und der Bediensteten 


— die Kinderzuschläge zu den Löhnen und Gehäl- 
tern der Bediensteten, die unter der Rubrik 
„ Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst* erfaßt 
werden /132], 

— die Pensionen der Bediensteten, die bei der In- 
stitution „Beamtenversorgung 1 erfaßt werden 

— die Verwaltungskostencrstattungen an die Kran- 
kenkassen für den Beitragseinzug* 

Ihr Anteil an den Gesamtleistungen macht zwischen 
9 und 14 v. H. iiu Berichtszeitraum aus, 

117. Die folgende Einteilung der Ausgaben nach 
besdräftigungspolitischen Zielsetzungen vermittelt 
ein wesentlich ansdi au höheres Bild: 

a) Leistungen an Arbeitslose (Arbeitslosengeld, 
ArbeiLslosenhilfe, Heimkehrenrnterstützung — 
inklusive Erstattungen an die Krank enversiche- 
rung — )> 

b) Leistungen zur Erhaltung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen (Kurzarbeitergeld, SchLeditwetter- 
geld — inklusive Beitragserstattungen, — pro- 
duktive Winterbaufördenmg und sonstige Lei- 
stungen an Unternehmer und Arbeitnehmer 
sowie Arbeitsbeschaffungsm aßnahmen — - ein- 
schließlich Darlehen — ). 


S c h a u b i 1 d 26 

Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bildung 

Struktur der Allgemeinen Dienste und Leistungen 

1965 und 1970 
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c) Leistungen zur Förderung der beruflichen Bil- 
dung (Unterhaltsgeld — inklusive Erstattungen 
an die Krankenversicherung “für Teilnehmer 
an Maßnahmen der beruflichen Bildung, indivi- 


Schaubild 27 

A rbeitsförderung 

einschließlich Arbeitslosenversicherung 
und berufliche Bildung 

Entwicklung der Beschäftigungspolitik 

1050 bis 1975 



duellc und institutionelle Forderung der heruf- 
1 leben Bildung sowie berufliche Rehabilitation 
— einschließlich Darlehen — ). 

118 * Die drei Kurven un Sch an bi Ul 27 zeigen deut- 
lich die Entwicklung der Besehäfs igungspolitik im 
Berichtszeitraum: Vom Ausgleich des Verdienst- 
ausfalls bei eingelretener Arbeitslosigkeit (a), über 
die Abwendung drohender Arbeitslosigkeit (b), zur 
vorbeugenden mobilrtätsorienUerten Arbeitsmarkt- 
politik (c), Wahrend sich am Verlauf der Kurven 
a| und b) deutlich der kos teilsenkende Effekt der 
1957 ein geführten Maßnahmen zur ganzjährigen 
Beschäftigung in der Bau will schuf L in Bezug auf 
die Leistungen bei Arbeitslosigkeit ab lesen läßt, 
gehl die Wirkung der Maßnahmen zur beruflichen 
Bildung weit über den Bereich der Bund ■•sansl dl 
hinaus. Der wachstuinspolitische und gesellschafts- 
politische Effekt dieser Maßnahmen ist bis heute 
mdit zu quantifizieren, 

119 . [he Vorausschätzung der Leistungen bis 1975 
ist in diesem Bereich mit einem besonders großen 
Unsirhcuhi tsfaktor belastet: 

Bei den Leistungen an Arbeitslose basieren die 
Schätzungen auf einer Arbeitslosenquote von 0,8. 
Mögliche konjunkturelle Schwankungen können in 
einzelnen Jahren zu erheblichen Abweichungen 
Führen. Ähnliches gilt f( l las Schlechtweltergeld 
aus Wiiterungsgründen. 

Groß Lsl au di der Unschör fe-Be reich bei der Vor- 
aussdiälzung der Leistungen ihr die benillidie Bil- 
dung. Die Wachst umsrate 1969/70 auf die Jatne t : 
1975 lorl zu sch reiben erscheint wenig sinnvoll, da 
die Steige rungs raten im Anlaufbuom nicht bis zum 
Pro gnose en dp unk! (1975) allhalten werden. Daher 
können nur globale Schätzungen vor genommen 
werden, Übersicht 52 zeig*, wie sich d ■ < meinen 
Lclslungsraten irr der Zeit von 1971 bis 1975 vor- 
aussichtlich entwickeln weiden il W df€ Gesamt* 
Schätzung der Ausgaben für die berufliche Bildung 
im Jahre 1975 zustande kommt. 

Alles in allem ist für die Vor aus Schätzung der Aus- 
gaben dieser Institution feslzuhallen : Den absoluten 
Zahlen kommt nur begrenzte Aussagekraft zu; rnit 
einiger Sicherheit läßt sich lediglich ein steigender 
Trend Voraussagen, 


Finanzierung 

120 . Zur Finanzierung ihrer Leistungen erhebt die 
Bundesanstalt Beiträge von allen ArlK-ilm-hinein 
und ihren Arbeitgebern; bestimmt Bl ireiungsmög- 
lichkciten sind im AFG vorgesehen. Das Einkorn- 
u:: der B eitrags pfl ich ti gen unterlag 1970 bis tu 
einem Betrag von 1000 DM monatlich dem Beitrags- 
abzug; darüber hinaus gehende Betrage waien beit 
tragsfrei. Der erhobene Beitragssatz beträgt derzeit 
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber je 0,65 v. FL des 
individuellen Arbei Isen Igel ts. 

Die Kosten der Arbeitslosenhilfe werden grund- 
sätzlich vom Bund getragen. Jedoch besteht bis 1975 
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Übersicht 52 

Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung 
und berufliche Bildung 

Förderung der beruflichen Bildung 
1971 bis 1975 

Millionen DM 


Art der Förderung 

1 97 1 

1972 

1973 | 

1974 

1975 

1, Individuelle Förderung der beruflichen Bildung 






Zuschüsse 






a) Berufssusbildungsbeihiifen 

260 

295 

330 

365 

400 

b) UnterhaUsgeld 

370 

410 

450 

500 

550 

c) Sonstige Kosten: 






Fortbildung 

1U3 

i 10 

120 

130 

140 

Umschulung 

44 

50 

50 

55 

55 

d) Einarbeitung 

35 

37 

40 

47 

49 

e) Berufsaufklärende Maßnahmen , 

15 

17 

19 

20 

23 

Darlehen 






f) Darlehen insgesamt - 

8 

9 

11 

12 

14 

i 

Summe 1 . , . , 

848 

928 

1 020 

1 129 

1 231 

2. Institutionelle Förderung der beruflichen Bildung 






Zuschüsse 

20 

26 

32 

36 

40 

Darlehen 

25 

30 

40 

53 

60 

Summe 2 « . , 

45 

56 

72 

89 

100 

3. Förderung deT beruflichen Rehabilitation 






a) Bundesanstalt 






Unterhaltsgeld (Behinderter) . * * 

15 

17 

19 

21 

23 

Zuschüsse 

51 

57 

63 

69 

75 

Darlehen 

22 

23 

24 

25 

26 

b) Bundesministeriüm für Arbeit und Sozialordnung 






Zuschüsse 

25 

25 

25 

25 

25 

Darlehen 

7 

7 

7 

7 

7 

Summe 3 . . , 

120 

129 

138 

147 

156 

insgesamt 

1 013 

1 U3 

l 230 

i 365 

1 487 

Zuschüsse 

951 

1 044 

1 148 

1 268 

1 380 

Darlehen 

62 

69 

82 

97 

107 
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Schaubild 28 

Arhei tsförderung 

einschließlich Arbeitslosen Versicherung 
und berufliche Bildung 

Finanzierung 

1950 , 1 965 h 1975 




die Sonderregelung, daß die Aufwendungen für 
solche Leistungsempfänger, die Arbeitslosenhilfe 
unmittelbar im Anschluß an den Bezug von Arbeits- 
losengeld beziehen, von der Bundesanstalt zu tragen 
sind. 

Die Bergbauhilfen werden — sofern es sich um 
Leistungen nach dem Vertrag der Europa! sehen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl handelt — je zur 
Hälfte von der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften und vorn Bund — sofern es sich um 
die Berghauhilfen der Länder handelt — von diesen 
finanziert. Hinzu kommen ausschließlich aus Bundes- 
mitteln finanzierte Hilfen, 

Alle anderen in Nr, 109 genannten Leistungen wer- 
den vom Bund getragen. 

121. Die Aufwendungen im Bereich der Arbeits- 
fördening werden überwiegend (mit Ausnahme des 
.Jahres 1950) aus Beiträgen gededkt. Dabei steigt der 
Anteil der BeHragsmiltel an der Gesamtfinanzierung 
von knapp 50 v. H. im Jahre 1950 auf knapp 90 v. H. 
im Jahre 1975 (vgL Sthaubiid 28), 

122. Der Anteil der öffentlichen Milte) zeigt einen 
besonders starken Rückgang in der Zeit von 1950 
bis 1905. Dieser Rückgang ist bedingt durch die im 
Zuge des wirtschaftlichen Aufschwungs stark ab- 
gefallenen Ausgaben für die Arbeitslosenhilfe, die 
voll vom Bund finanziert wurden. In der Folgezeit 
pendelt sich der Anteil der Öffentlichen Mittel auf 
3 bis 4 v. H. ein (vgl. Schaubitd 28). 

123. Ein bedeutender Einnahmenposten sind die 
Vennögenserträge (vgl. Schaubild 28), Besonders 
hoch wer ihr Anteil 1965 mit 15 v. H. der Gesamt- 
einnahmen. Hier wirkten sich die erheblichen Über- 
schüsse der vorausgegangenen Jahre aus. Nach 1965 
verminderten sich diese Erträge wegen der rück- 
läufigen Entwicklung des Anlagevermögens der 
Bundesanstalt (erhöhter Fi.nanzbedarf bei Arbeits- 
losengeld) und wegen veränderter Anlageformen 
(zinsverbilligte Darlehen). 

124. Die sorsligen Einnahmen umfassen die von 
den Arbeitgebern zu entrichtenden Gebühren für 
die Vermittlung ausländischer Arbeitnehmer und 
die Verwallungseinnahmen (z. B, Gebühren, Ver- 
kaufserlöse), 

125. Die Vorausschätzungen für 1975 weisen ein 
Finanzierungsdefizit aus, dessen genaues Ausmaß 
in Anbetracht der Unsicherheit über die künftige 
Ausgabenent wicklung {vgL Nr, 119) schwer schätz- 
bar ist. 


Kindergeld (116] 

126. Das Bundeskindergeldgesetz (BKGGJ von. 
1964 räumt Personen, die ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet haben, 
einen Anspruch auf Kindergeld für das zweite und 
jedes weitere Kind ein. Für das zweite Kind wird 
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Kindergeld nur gewährt, wenn entweder weitere 
Kinder vorhanden sind oder das Einkommen der 
Eltern 1100 DM monatlich (seit 1. September 1970) 
nicht übersteigt. Kindergeld nach dem BKGG wird 
nicht gewährt, wenn ein Anspruch besteht auf Kin- 
derzuschlag nach besoldungs- und larifrechthchen 
Vorschriften des olfentlichen Dienstes, auf Kinder- 
zuiage oder auf Kinderzuschuß zu einer Rente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen, Auf Differenzie- 
rungen bei den Ausscblußgründen sei hingewiesen, 
ohne daß hier näher darauf eingegangen wird. 

Die Höhe der Leistungen der Sozialversicher ungs- 
träger für Kinderzulagen und Kmderzuschüsse war 
in den vergangenen Jahren nur lückenhaft bekannt; 
erst seit kurzem stehen hierfür bessere Informa- 
tionen zur Verfügung. Deshalb lag es nahe, die bis- 
her nur die Kindergddgesetzgebung umfassende In- 
stitution „Kindergeld" um die erwähnten Ersatz- 
leistungen für Kindergeld zu ergänzen, d. h. die Kin- 
derznlagen zu Renten miteinzubeziehen. Es wäre 
auch nicht abwegig gewesen, die Institution „Kin- 
derzusdiläge im öffentlichen Dienst" hier aufzuneh- 
men, da dieser Tatbestand ebenfalls ein Au sscb lie- 
ßt mgsgrund nach dem BKGG [§ 7) ist. Aber mit 
Rücksicht auf die institutionelle Gliederung der 
Europäischen Sozialkonten als vermutlichem Vor- 
läufer eines Europäischen Sozialbudgets wurde hier- 


von zunächst abgesehen. Dennoch lassen sich beide 
Institutionen leicht zusammenfassea, um ein ziem- 
lich vollständiges Bild über die geleisteten Kinder- 
gelder, Kinderzulagen, Kinderzuschläge und Kinder- 
zu schüsse zu erhalten. 

127. Die Höhe des Kindergeldes beträgt seit 
I. September 1970 monatlich 

25 DM für das zweite Kind, 

60 DM für das dritte und vierte Kind sowie 

70 DM für das fünfte und jedes weitere Kmd; 

in der Unfallversicherung werden als Kinderzulage 
für Schwerverletzte 10 v. H. der Rente gezahlt, für 
zweite und weitere Kinder mindestens aber die Be- 
träge nach dem Bundeskindergeldgesetz; in den Ren- 
tenversicherungen ist die Höhe des K indc rausch us- 
ses auf 10 v. H. der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage festgesetzt (1970 rund 86 DM monatlich). 

Zur Jahresmitte 1970 zahlte die Bundeskindergold- 
kasse Kindergeld für insgesamt 5 176000 Kinder; 
davon waren 

2 077 000 Zweitki.nder, 

2 542 000 dritte und vierte Kinder sowie 
557 000 fünfte und weitere Kinder, 
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Kindergeld 
Kurzfristige Prognose 
1909, 1970 und 1971 



1969 

1970 

1971 

1969 70 

1970/71 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 1 
DM 1 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

Leistungen 









Geldleistungen 

3 215 

98,3 

3 <115 

98,6 

3 895 

98,4 

4- 6,3 

+ t3,9 

Sachleistungen 

— 

— 

' “ 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

57 

1,7 

50 

1,4 

63 

j,e> 

- 12,3 

+ 26,0 

insgesamt . . . 

3 272 

WO 

3 465 

100 

3 958 

100 

+ 6,0 

+ 14,1 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 


— 

1 — 

— 

öffentliche Mittel . . . 

2 732 

83,5 

2 891 

83,5 

3 353 

84 , 7 

-f 6,0 

I 15,8 

Vermögenserträge 

_ 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

Sonstige Einnahmen ! 

0 

0,0 

— 

— i 

i ’ 



— - 

— 

Verrechnungen 

540 

16,5 

574 

16,5 

605 

15,3 

4- 6,3 

+ 5,4 

insgesamt . . . 

j 3 272 

WO 

[ 3 465 

WO 

3 958 

WO 

+ 6,0 

4- 14,1 
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Mittelfristige Projektion 
1965p 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

l ‘<65/70 1 

1970/75 

Millionen 

DM 

v, H, 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v t H. 

v. K 
tJahres- 
durdischrdUe) 

Leistungen 









Geldleistungen 

3 159 

96,5 

3 415 

93,6 

4 551 

98,3 

+ 1,6 

+ 6,0 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

8 

0,3 

— 

— 

— 

— 


— 

Verrechnungen 

106 

3,2 

50 

M 

80 

U 

-2,9 

+9,8 

insgesamt . . . | 

3 273 

100 

| 3 465 

100 

4 631 

WO 

~F 7, f 

-r 6, J 

Finanzierung 


1 

1 






Beiträge der Versicherten 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Arbeitgeber 

34 

u 

— 

— 

— 

— 

■ 

— 

Öffentliche Mittel 

2 798 

86, 7 

2 891 

83,4 

3 780 

87,7 

4-0,7 

+ 5,6 

Vermögenserträge 

5 

0,2 

— 

— 

— 

— : 


— 

Sonstige Hinnahmen ... 

0 

0,0 


_ 



. 



Verrechnungen 

309 

12,0 

574 

16,6 

851 

18,3 

4-8 , 1 

+3,2 

insgesamt . , . 

3 226 

100 

3 465 

wo | 

4 631 

WO I 

+ 1,5 

+ 6,1 


Für weitere schätzungsweise 600 000 Kinder erhiel- 
ten Bezieher von Renten Kinderzulagen oder Km* 
derzuschüssc (vgl. Schaubild 29 sowie die Übersich- 
ten 53 und 54). 


S c h a u b i 1 d 29 

Kindergeld 
Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Mrr.l DM 



128. Der künftige Leistung sauf wund für Kinder 
hängt von der Entwicklung dei Sätze, der Familien- 
große, der Berufs- und Emkommensstruktur sowie 
von der durchschnittlichen Ausbildungszeit ab. Nach 
der Bevdlkenmgsprogno.se wird die Anzahl der Kin- 
der unter 15 Jahren von 1970 bis 1975 wahrschein- 
lich zurückgehen (wenn nicht Wanderungsgewinne, 
z, B. durch Kinder ausländischer Arbeitnehmer, die- 
sen Rückgang abschwächen oder Aufheben); anderer- 
seits nimmt die Zahl der Berufs-, Fach- und Hoch- 
sdiüler, lür die nach den einschlägigen Vorschriften 
Kindergeld usw. gezahlt wird, laufend zu. Die Höhe 
der Kinderzulagen oder -Zuschüsse zu den Renten 
beeinflussen darüber hinaus noch andere Faktoren, 
insbesondere die Einkommensentwicklung, da die 
allgemeine Bern essungsg rund läge (Rentenversiche- 
rungen) bzw. die dynamisierte Rente (Unfallversi- 
cherung) für die Berechnung des K ä ml erzu Schusses 
maßgebend sind. 

129. Ein langfristiger Vergleich der Leistungen 
(Kindergelder, Kinderzulagen und Kmderzusehüsse) 
ist wenig aussagefähig, da das Kindergeld von 1955 
an „stufenweise" eingeführt und 9 Jahre später im 
System grundlegend geändert worden ist; die Über- 
sicht 55 gibt einigen Aufschluß über diese Entwick- 
lung und läßt auch erkennen, daß die Angaben für 
die im Sozialbudget enthaltenen Jahre deshalb z, T. 
zufallsbedingt sind. 
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Übersicht 55 


Kindergeld 

Aufteilung der Leistungen noch Leistungsarten 


Leiätungsart 

1950 

1955 

I960 ' 

1965 

1970 

1975 

Kindergeld nadi 

den Kindergeldgesetzen von 1954 55 


451 

894 

83 



darunter 

Vermögens Übergang an die Berufsgenossen- 
schaften 





L 

66 





dem Kindergeldkassengesetz von 1961 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

dem Bundeski oder ge ldg es (Hz von 1964 

— 

— 

— 

2 486 

2 891 

3 780 

darunter 

Zahlungen an die Bundesanstalt für Arbeit 
( Verwaltunqsaufwand] 




40 

50 

80 

Ausbildungszulage nach dem Bundeskindergeld- 
gese^z 

— 

— 

— 

306 

— ■ 

— 

Kinderzulagen und -Zuschüsse nach dem 3. und 
4. Budie der RVO, nach dem AVG, dem RKG 
und dem BVG 

49 

95 

236 

389 

574 

851 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

— 

12 

22 

8 

— 


insgesamt > . , 

49 

558 

1 152 

3 273 

3 465 

4 631 


Dennoch ist erwähnenswert, daß der Anteil der hier 
beschriebenen Kindergeld leistun gen an den im So- 
zialbudget ausgewiesenen Leistungen 


1950: 

0 r 3 v.H. 

1965: 

3,8 v. H. 


1955: 

1,9 v. H. 

1 969: 

2,8 v. II. 

und 

1960: 

2,2 v. H. 

1970: 

2,6 v. H. 


betrug; 1971 und 1975 w 
weil s etw r a 2,7 v H, liegen. 

ird diese 

i Anteil 

bej 


Der auffallende Wert für das Jahr 1965 rührt daher, 
daß in diesem Jahr sich der übegang von altem 
Recht auf das Bundeskin, de rgeldgeseLz aus wirkte, 
die Anspruchsvoraussetzungen aui Zweilkindergeld 
verbessert wurden und die 1967 wieder weggefal- 
lene „Ausbilduiigszulage" enthalten ist. Anderer- 
seits erbrachten die vom 1. September 1970 an ein- 
gefiihrten Leistungsverbesserungen (Erhöhung dos 
Kindergeldes für dritte Kinder um 10 DM monatlich 
sowie der Einkommensgrenze für die Anspruchs- 
Berechtigung auf Kindergeld für das zweite Kind 


um 450 DM monatlich) ersL für 1971 einen leichten 
Anstieg des Anteils. 

130 . Die Finanzierung des Kindergeldes ist für die 
einzelnen Zeitabschnitte recht unterschiedlich ge- 
regelt gewesen. Für die von den Faanilienau^gtcichs- 
kassert für dritte und weitere Kinder gewahrten 
Leistungen nach den Kindergeldgesetzen 1954 55 
hatten die Arbeitgeber und Selbständigen Beiträge 
aufzubringen. Das Kindergeld kassengosetz von 1961 
(Kindergeld Jur Zweit kiriderl wurde von der Bun- 
desanstalt lür Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung durchgeführt, den Aufwand trug der 
Bund. Mit dem Bundeskindergeldgesetz, das 1964 
die bisherigen Gesetze abgelösl hat, ist die Finan- 
zierung des Kindergeldes vollständig auf den Bund 
übergegangen. 

Die Kinderz usch risse und -Zulagen zu Renten werden 
von den in Betracht kommenden Versicherungsträ- 
gern finanziert. 
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Entgeltfortzahlung [11 aj 

131. Unter der Entgoltfortzahlung sind erstmals 
die Leistungen der ölfentlidieu und privaten Arbeit- 
geber aufgenommen worden, die aufgrund gesetz- 
lidier Verpflichtung die Bediensteten (Beschä fügten) 
bei Arbeitsunfähigkeit erhalten, wobei im allge- 
meinen die gesetzlich vorgesehene Dauer von 6 Wo- 
chen zugrunde gelegt ist (Ausnahme Beamte; ohne 
zeitliche Begrenzung). Die Gründe dafür, die — ge- 
samtwirtschaftlich als Einkommensbestandteil anzu- 
sehenden — Leistungen einzubeziehen, hat bereits 
das Sozialbudget 1970 dargelegt {vgl. Sozialberidit 
1970, Teil B, Nr. 32 und Nr. 244), sie gelten unein- 
geschränkt fort. Darüber hinaus sind im seit 1970 
gellenden Lohnfortzahlungsgesetz Bestimmungen 
enthalten, die eine enge Verbindung zur Kranken- 
versicherung he rs teilen. So muß der ArzL bescheini- 
gen, daß die Arbeitsunfähigkeit der zuständigen 
Krankenkasse mitgeteilt worden ist ; für Klein- 
betriebe ist bei der zuständigen Krankenkasse eine 
Ausgleichskasse errichtet worden, die durch Um- 
lagen von den betroffenen Arbeitgebern finanziert 
wird; der Arbeiter hat Anspruch auf Krankengeld, 
wenn der Arbeitgeber seine gesetzliche Verpflich- 
tung nicht erfüllt; die Forderung an den Arbeitgeber 
geht in diesem Falle auf die Krankenkasse über. 
Diese Verknüpfung von Entgeltfortzahlung und 
Krankenversicherung spricht dafür, die Auswirkun- 
gen der seit 1970 von der Krankenversicherung auf 
die Arbeitgeber übergegangenen Leistungsverpflich- 
tung im Sozialbudget sichtbar zu machen. Da diese 
Verlagerung den sozialen Charakter der Leistungen 
nicht berührt, bot es sich an, eine besondere Insti- 
tution ei nzu richten, die nicht nur die Entgeltfortzah- 
lung an Arbeiter erfaßt, sondern schlechthin jeg- 
lichen Ersatz der Arbeitgeber für Einkommen.saus- 
fall wegen Arbeitsunfähigkeit, also auch die Entgelt- 
fortzahlung an Angestellte und Beamte, Deshalb 
wird letztere GehaUsfortzahlung an Beamte hier 
und nicht bei den „Systemen nach beamtenrecht- 
lichen Vorschriften" ausgewiesen. 

132. Die für die Ermittlung des Zahlenmaterials 
maßgebenden Quellen sind im Sozialberidit 1970 
eingehend beschrieben worden (vgl. Sozialbericht 
1970, Teil B, Nr. 255). Geändert wurde folgendes; 

a) Umstellung des Zahlenmaterials von Netto- auf 
Bruttowerte (also oinschließhdt Steuern und 
Bei tragsan teile der Arbeitnehmer zur Sozial- 
versicherung), 

b} Änderung der bisherigen Annahme eines diffe- 
renzierten Krank enbestaud es in einen einheit- 
lichen Krankenbesiand für alle Gruppen der 
beschäftigten Arbeiter, Angestellten und Be- 
amten. 

Die hierin zum Ausdruck kommende scheinbare 
Genauigkeit darf nidit darüber hinwegtäusdien, daß 
das gesamte Zahlenmaterial nur auf Schätzungen 
beruht, und zwar auf Schätzungen mit einem relativ 
großen Fehlerbereidu 

133. Die Leistungen sind für die einzelnen Grup- 
pen der abhängig Beschäftigten untersdriedlidi ge- 


Schaubild 30 

Entgeitfortzahiung bei Krankheit 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Mrd, Dfvl 



regelt. Ira allgemeinen kann man sagen, daß mit 
Beginn des Jahres 1970 Arbeiter und Angestellte 
gleichgestellt sind, also beide Gruppen einen An- 
spruch auf Entgeltfortzahlung im Falle von Krank- 
heit bis zu 6 Wochen haben. Beamte und diesen 
gl ei digesteilte Personen haben nach den für sie 
geltenden Rechtsvorschriften einen unbegrenzten 
Anspruch auf Weite rzahlung der Dienst bezöge im 
Falle der Krankheit. 

Ebenso wie die Beträge sind auch die Zahlen über 
die Leistungsempfänger nur schätzungsweise zu er- 
mitteln. Anhand der Krankenstandszahlcn und der 
Zahl der abhängig Beschäftigten werden im Jahre 
1970 ca. 1 Million Arbeiter, Angestellte und Beamte 
täglich die Entgeitfortzahiung bei Kränkelt erhalten 
haben. 

Zur Erläuterung der Leistungsausgaben, die in Ta- 
belle 11a im Tabellenanhang 11 dargestelU sind 
(vgl. auch Schaubild 30 und Übersicht 56), wird 
darauf hingewiesen, daß — als Folge der Rechts- 
errtwickfung — die Jahre 1950 und 1955 nur die 
GehaltsforUahlnng an Angestellte und Beamte ent- 
halten, daß in den Jahren I960, 1965 und 1969 die 
an Arbeiter dis Untersdhiedsbelrag zwischen Kran- 
kengeld und Nettolohn gezahlten Arbeitgeber- 
zuschüsse binzutreten und daß erst von 1970 an 
die volle Entgeitfortzahiung erscheint. Daraus er- 
klären sich auch die extremen Wachs tunisraten für 
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Entgeltfortzahtung bei Krankheit Übersicht 56 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 


"'.fS * • • r.p ' ' ' r r A 

1969 


1970 


1971 

I 

1969/70 ! 

1970/71 

1 

| Millionen i 
DM 

vH- 

Millionen i 
DM 

v. H. 

Millionen i 
DM 


V. I [. 


Leistungen 









Geldleistungen 

7 00ü 

98,0 

13 000 

98,5 

14 000 

98.2 

4 85,7 

4 7,7 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

140 

2,0 

200 

1,5 

250 

i.s 

4 42,9 

4 25,0 

Verrechnungen 

— 

_ 



— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

7 140 

wo 

13 200 

WO 

14 250 

wo 

+84,9 

4 8,0 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

— 

■ — 

— 

— 




— 

— 

Beiträge der Arbeitgeber 

7 140 

100 

13 200 

100 

14 250 

100 

4 84. Q 

4 S,Ü 

Öffentliche Mittel 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Vermögenserträge 

— 

— 


- — 


— 

. — ■ 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

Verrechnungen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt., 7 140 100 13 '400 100 14 250 100 1-84,9 4 -8.0 


Sondersysteme Übersicht 57 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



I960 

1970 

1971 


1969/70 | 

1970/71 


Millionen ' 
DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. R 

Millionen : 
DM 


V. H 


Leistungen 









Geldleistungen 

5 754 

86,2 

G 032 

85,2 

6 324 

84,4 

+ 4,8 

4 4,8 

Sachleistungen , . 

63 

1.0 

11 

1,1 

90 

1 2 

+22,2 

4 14.3 

Allgemeine Dienste 

und Leistunaen 

87 

1.3 

9 7 

1,4 

101 

1,3 

f* 1 1,5 

+ 4,1 

Verrechnungen 

769 

11.5 

86b 

12.3 

985 

13,1 

+ 12,9 

+ 11,3 

insgesamt . . . 

6 673 

WO 

7 074 

wo 

7 500 

WO 

4 6,0 

+■ 6,0 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

673 

W.l 

683 

9,7 

727 

9,7 

+ 1,5 

4 6,4 

Beiträge der Arbeitgeber 

659 

9,9 

762 

10,8 

838 

11,2 

+ 15,6 

4 10,0 

öffentliche Mittel 

3918 

58,9 

4 135 

58,7 

4 402 

58,3 

+ 5,5 

6,5 

Verraögenserträge 

29 

0.4 

27 

0,4 

25 

0,3 

- 6,9 

- 7,4 

Sonstige Einnahmen 

2 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 


0,0 

Verrechnungen , 

1 369 

20,6 

1 440 

2 0,4 

1 493 

20,0 

+ 5,2 

+ 3,7 

insgesamt . . . 

6 650 

WO 

7 047 

100 

1 

7 485 

l 

WO 

-4 6,0 

4 6,2 


143 



Drucksache VI/2155 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

Übersicht 58 Sondersysteme 

Mittelfristige! Projektion 
1965, 1970 und 1975 



Ifiü5 

1970 

1975 

1970.' 75 

0 

Milt • ei 
DM 

1 •' 

I v.a 

Millionen 

DM 

v.n 

Millionen 1 
DM 

v. 1 1 

V. 11 

( i ilires= 
durdisdinitte) 

Leistungen 









Geldleistungen 

3 984 

87,8 

6 032 

85,2 

8 709 

33,2 

; 8, 7 

-- 7,6 

Sachleistungen 

37 

Oß 

77 

u 

HB 

U 

15,8 

8,9 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

66 

Iß 

07 

} ' 4 

130 

1,3 

4- 6,9 

7,2 

Verrechnungen 

448 

9,9 

868 

12,3 

1 506 

HA 

HA 

11 J 

insgesamt . . . 

4 535 

WO 

7 07 1 

100 

10 463 

WO 

+ 9,3 

• 8, 1 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

565 

12,5 

683 

9,7 

776 

7,5 

+ 4,2 

+ 2ß 

Beiträge der Arbeitgeber 

601 

13,3 

762 

10 ß 

934 

9,0 

l- 4,8 

4,2 

Öffenihc he Mittel . . . 

2 713 

59,9 

4 135 

58,7 

6 739 

64,9 

+ 8,8 

-P 10,2 

Vermögenserträge 

34 

0,1 

27 

0A 

28 

0,3 

4, "j 

0,7 

Sonstige Einnahmen 

1 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 


0,0 

Verrechnungen 

618 

Uß 

1 440 

20/4 

1 906 

18,3 

• 18,5 

; 5,8 

insgesamt * . . 

4 53? 

WO 

7 047 

WO 

10 383 

100 

h 9,2 

■f 8A 


VI h e r s i c h t 59 Sondersystenie 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 

| 1950/1975 

| 

Millionen j If 

DM V ' H - 

! 

1 

MiUioocn t f 

dm ; v H - 

v. H. 

4 Jahres- 
durch- 
schnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

Sachleistungen, 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

Verrechn ungen 

1 | 

538 88,8 

5 0,8 1 

17 2,8 j 

46 7.C, 

B 709 83,2 

118 1A 

I 30 ? ß 

\ 506 HA 

+ nß 
13,5 
; 8,5 
- 15,0 

insgesamt . . . 606 WO 

10 463 WO 

H- 12. ! 


Finanzierung 

Beiträge der Versicherten 

i 

!fi? 25,6 

1 

776 7,5 

-t- 6,4 

Beitrage der Arbeitgeber 

298 47.4 

934 9,0 

- 4 r 7 

Öffentliche Mitte] 

114 18,1 

6 739 64.0 

i J 7,7 

Vermögensertracie 

! 0,2 

2S 0,3 

4- 8,7 

Sonstige Einnahmen 

13 2,1 

0 0,0 


VeiTechnungen 

35 5,6 

] 906 18,3 

-I7ß 

insgesamt . . 

628 100 

10 383 WO 

11,9 
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die Jahre 1960 <25 v, H. Im Durchschnitt der Jahre 
1055 bis I960) und 1970 (85 v, 11,}, 

134 . Die Finanzierung der Entgelt Fortzahlung bei 
Kränk heil ist auf der Emnahmeaseite als fiktiver 
Beitrag der Arbeitgeber ausgewiesen; es wird er- 
wogen, hierfür spater eine Position „Direkte Lei- 
stungen der Arbeitgeber an die. Leistungsempfän- 
ger" zu schatten. 


Sondersysteme fl 20} 

135. Hierunter werden off entlieh -recht liehe Ver- 
sichemmgs- oder Versorgu ngs werke verstanden, 
denen Peisonen in einem besonderen Wirtschafts- 
zweig oder Berül angeboren, Dazu gehören neben 
der Knappschaft liehen Rentenversicherung und der 
AUershitfc lüi Landwirt die schon bisher im 
Sozialbudget aufgeführt waren, die g roß e Zahl von 
Versicherung^ und Versorgung^ werken auf zumeist 
UndesgeselzUcfeer Grundlage der freien Berufe. 

Auch In diesem Soziatbudgei können die Ver- 
sieh erungs - und Versorg unijs werke der freien Be- 
rufe zahlenmäßig ftodl nicht erfaßt werden, weil 
eine auch nur halbwegs komp Lulle Sammlung der 
Rechtsgrundlage noch nicht vorliecjk Fs wird an- 
g es trabt. die Position tm kommenden Sozial Budget 
aufzuneh inert. 

Am gesamten inst Pionel len Budget sind die Sonder- 
systemr- mit einem etwa gfeidih] erbenden Anteil 
von gut fünf Prozent beteiligt (vgl auch Übersichten 
57 Ins 59). 


| Knappschaftfiche Rentenversicherung [121 j 

j 

' 136 . Die Knappschaft! iche Rentenversicherung er- 
scheint als eigenständige Versicherung der Arbeit- 
nehmer in knarppschaft liehen Betrieben nicht mehr 
m unmittelbarem Anschluß an die allgemeinen 
Systeme der Rentenversicherungen der Arbeiler 
und der Angestellten, sondern unter den Sonde r- 
sy slemen. 

137 , Vorbehaltlich der Finanzplenung des Bundes 
liegen den Vorausberechnungen 1970 bis 1975 die 
Werte des Renten an passungsberidits zugrunde, die 
im Sozi nlbei rat und einem Interministeriellen 
Arbeitskreis abgesUmmt wurden. Sie würden ledig- 
lich in die Kategorien des Sozialbudyets umgesetzt 
und wegen der Übereinstimmung miL anderen In- 
stitutionen (vor allem den Ren Len Versicherungen) 
um die Verrechnung^ werte ergänzt 

Hs wdrd unterstellt, daß der Wandern ugsausgle ich 
über das Jahr 1971 fortgesetzt wird und daß die 
Bestands: ent on entsprechend der bisherigen Übung 
jährlich an gepaßt werden (vgl. Nr. 61). 

Wegen Einzelheiten wird auf den Rentonanpas- 
sungslse licht (Drucksache VF 2040) verw icsen 

138 . In dm Leistungen und ihrer Finanzierung der 
knappschaftlichen Rentenversicherung spiegcdL sich 
die strukturelle Entwicklung des Bergbaus in be- 
sonderer Weise wider. Übersicht 60 zeigt, daß dtc 
Zahl der Versicherten nach einem Anstieg bis 1957 

| zunächst allmählich, dann aber sprunghaft zu rück - 

I gegangen ist und auch in Zukunft voraussichtlich 


übersic h t 60 


Knappschaftlldie Rentenversicherung 

Remenbcslund und Versicherte 


Renienart 

1050 

1955 

' I960 

! 1965 

1970 

1975 

1980 ! 

1985 




Jahresmitte (in 1000) 




Renten insgesamt 

544 

643 

683 

722 

746 

783 

787 

660 

Versichert enrenten 

757 

325 

382 

399 

396 




Witwenrenten 

178 

214 

248 

283 

314 




Waisenrenten 

78 

71 

44 

38 

36 




Knappschaftssold 

31 

33 

9 

2 

0 




Kiiappschaflsausgleichsleistimg . . . 

— 

— 

— 

3 

13 

13 

13 

33 

Versicherte (einschließlich beschäf- 









tig Le Rentner) 

595 

670 

855 

517 

351 

317 

270 

218 

Renten (ohne Knappschaf ts- 


J ah resrturdischni etliche Veränderung in v, 

H. 


äusgleiehsteistung) 


3,4 

+ 7,0 

-FM 

+ 0,8 

i AÜ 

-0.4 

- 3,0 

Versicherte 


+ 2,4 

-0,4 

-4,6 

— 7,5 

- 2,0 

3,2 

-3,6 
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weiter sinkt. Die Zahl der Renten dagegen hat 
laufend zu genommen, erst in Zukunft wird wegen 
des verringerten Zugangs auch hier ein langsamer 
Rückgang e insetzen. 


Leistungen 

139 . ln der Zeit von 1950 bis 1975 steigen die 
gesamten Leistungen der knappschaflüchen Renten- 
versicherung auf etwa das Fünf zehnfache (vgl. 
Schaubild 31 und Übersicht 63). Davon entfällt auf 
den Vorausschälzungszei träum 1970/75 cm Wadis- 
turn um 51,6 v. H., das sind 8 f 7 v. FL jahresdurch- 
schniLtlich, gegenüber 52 A bzw. v. H. im Ver- 
gleichsz^eiLraum 1965/70 (vgl. Übersichten 6! bis 63). 

140 . Die Struktur der Leistungen in der knapp- 
sdhaft liehen Rentenversicherung wird von den Geld- 
leistungen bestimmt. Auf sie entfallen rund 85 v.H. 
der Leistungen, deren Zusammensetzung sich aus 
der Übersicht 64 für das erste Halbjahr 1970 ergäbt. 
Die Zunahme der Geldleistungen im Vorausberech- 
nungszeilraum beruht auF gegenläufigen Faktoren: 
die Erhöhung der Zahl der Renten spielt dabei nicht 
eine ausschlaggebende Rolle (vgl. Übersicht 60). 
Vielmehr ist das Wachstum im wesentlichen auf die 
Rentenanpassungen zurückzuführen; es wird ge- 
mindert durch die Verringerung der Steigerungs- 


Schaubild 31 


Knappschaftfiche Rentenversicherung 
Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 



Übersicht 61 


Knappschaf tüche Rentenversicherung 
Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



1969 

1970 

1971 

1 

1969/70 i 

1970/71 

Millionen 
DM i 

v. H. 

Mil Ionen 
DM 

v. TL 

Millionen 

DM 


V. H. 


Leistungen 









Geldleistungen 

4 965 

85,1 

5 187 

84,1 

5 438 

83,1 

4 - 4,5 

4- 4,8 

Sachleistungen 

40 

0,7 

13 

0,7 

50 

0,8 

+ 7,5 

4 - 16,3 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

64 

1,1 

69 

M 

73 

1.1 

4* 7,8 

+ 5,8 

Verrechnungen 

768 

13,1 

867 

14,1 

984 

15,0 

4 - 12,9 

4-13,5 

insgesamt , . . 

5 837 

m 

6 166 

m 

6 545 

100 

\ 4 5,6 

+ 6,1 

Finanzierung 






1 



Beiträge der Versicherten 

463 

8,0 

428 

7,0 

472 

7,2 

- 7,6 

4 - 10,3 

Beiträge der Arbeitgeber 

659 

11,3 

762 

12,4 

838 

12,8 

4 15,6 

4 - 10,0 

öffentliche Mittel 

3 296 

56,7 

1 3 491 

56,8 

3 702 

56,7 

+ 5,9 

4- 6,0 

Vermögenserträge 

28 

0,5 

27 

0,4 

25 

0,4 

3.6 

7,4 

Sonstige Einnahmen 

2 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 


0,0 

Verrechnungen 

1 369 

23,5 

j I 440 

23,4 

1 493 

22,9 

4 5,2 

4 - 3,7 


insgesamt...! 5 817 100 j 6 148 fOO | 6 530 100 j 4 5,7 4 6,2 
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Knappschaftliche Rentenversicherung Übersicht 62 

Mittelfristige Projektion 
1 965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965/70 | 

1970/75 

Millionen 

DM 

v H H. 

Millionen 

DM 

v* PL 

Millionen 

DM 

v. H. 

J 

V. R 

Mali res- 
durchsdmitte} 

Leistungen 


; 







Geldleistungen 

3 510 

86,71 

5 187 

84, 1 

7 683 

82,2 

+ 8, 1 

+ a,2 

Sachleistungen 

37 

Qß 

43 

0,7 

67 

0,7 

+ 3,1 

4- 9,3 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

52 

1,3 

69 

1,1 

95 

1.0 

+ 5.8 

4- 6,6 

Verrechnungen 

448 

IU 

867 

14,1 

1 504 

16,1 

4-14,1 

4-11,7 

insgesamt . - * 

4 047 

100 

6 166 

100 

9 349 

100 

+ a,a 

4- 8,7 

Finanzierung 





1 




Beitrage der Versicherten 

437 

10,8 

428 

7.0 

526 

5,6 

- 0 f 5 

4- 4,2 

Beitrage der Arbeitgeber 

601 

14,9 

' 762 

Ma 

934 

10.0 

+ 4ß 

H- 4,2 

Öffentliche Mittel 

2 355 

58/2 

3 491 

56.8 

5 968 

63 t 7 

+ 82 

+ 

Vermögenserträge . . 

34 

0,8 

27 

0A 

28 

0,3 

- 4 t 5 

+ 0,7 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

0 

0,0 

0 

Oß 


o t o 

Verrechnungen 

618 

15,3 

1 440 

23 A 

1 906 

20A 

-Hfl, 5 

4- 5 t 8 

insgesamt , . . ■ 

4 045 

WO 

6 148 

wo 

9 362 

100 

| 4- 8,7 

F 8,8 


KnappsdiattUche Rentenversicherung Übersicht 63 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1350 

1975 

1950/ 1975 


Millionen 

DM 

1 

v. R 

Millionen 

DM 

v.H. 

V. FL 
( Jahres - 
durch* 
schnitte} 

Leistungen 






Geldleistungen * 

538 

B8ß 

7 683 

B2ß 

4-11.2 

Sachleistungen - 

5 

0.8 

67 

0,7 

+ 5ß 

Allgemeine Dienste und Leistungen * 

17 

2,8 

95 

10 

+ 7,1 

Verrechnungen . . . 

46 

7ß 

1 504 

16,1 

+ 75,0 

insgesamt . . . 

| 606 

WO | 

9 349 

WO 

I + llß 

Finanzierung 






Beiträge der Versicherten 

167 

26,6 

526 

5ß 

+ 4.7 

Beiträge der Arbeitgeber ... ......... 

298 

4 7,4 

934 

10,0 

4- 4,7 

öffentliche Mittel 

11-4 

18,1 

5 368 

63,7 

+.17,2 

Vermögenserträge 

I 

0,2 

28 

0.3 

-h 8,7 

Sonstige Einnahmen 

13 

2,1 

0 

Oß 

. 

Verrechnungen j 

35 

5,6 

1 906 

20A 

+ ?7,3 

insgesamt , . . 

628 

100 

9 362 

100 

+ JM 
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Übersicht Ü4 


Knappschaftliche Rentenversicherung 

Rentenbestand und Ausgaben für Renten nach Renlenarten 1970 (]. Halbjahr) 


Re nten arten 

Renten* 
bestand 
in 1000 am 

1, Juli 1970 

Ausgaben für Rentr 

Millionen 1 rT 

DM 1 vH 

Renten an Versicherte 

3ö9 

I 714 

67, J 

aus der Knappschaft liehen Rentenversicherung 




Bergmannsrenten 

42 

61 

2,4 

Knappschaftsrenten 




wegen Berufsunfähiqkeit 

31 

78 

3,1 

weqen Erwerbsunfähigkeit 

60 

176 

6,9 

Ruhegelder 

262 

1 043 

40,8 

für Rechnung der Rentenversicherung der Arbeiter 


276 

Wß 

für Rechnung der Rentenversicherung der Angestellten 


80 

ZA 

Witwenrenten und -abf Ladungen 


812 

31 ß 

aus der KnappschaftHrfien Renten Versicherung 

314 

647 

25/3 

für Rechnung der Rentenversicherung der Arbeiter 


125 

4,9 

für Rechnung der Rentenversicherung der Angestellten 


40 

1,6 

Waisenrenten aus der Knappsdiaftlichen Rentenversicherung 

36 

28 

1/1 

Knappschaftssokl 

0 

0 

Qß 

Reuten insgesamt 

746 

2 554 

100 


Knappschaftsau sglei di sleLstungeii 

13 

54 


Beitranserstatlunacm . . 

1 


Sonstige Geldleistungen ohne Übergangsgeld 




8 

— 


säLze bei den Knappschaftsrenten wegen Berufs- 
unfähigkeit (von 2 P Ü auf 1,8) und der Knappschafts- 
renten wegen Erwerbsunfähigkeit und den Knapp- 
schaft sruhege Idem (von 2 P 5 auf 2<0) nach dem Fi- 
nanzänderungsgesetz 1967, die bis 1973 abgeschlos- 
sen sein wird. Steigernd wirken hingegen erhöhte 
Leislungszusdilage und verbesserte Anrechnung 
von Zuredinnngsz eiten, die ebenfalls im Finanz- 
äniderungsgesetz 1967 als Ausgleich für die Kürzung 
der Steigerungssätze festgelegt wurden. 

141 . Die Sachleistungen, die nur knapp ein Pro- 
zent der Gesamtheit der Leistungen ausmachen, 
werden bis 1975 starker (9 r 3 v, H.) zunehmen als 


vorher, weil eine Ausweitung der Maßnahmen zur 
Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung der 
Leistungsfähigkeit zential durch die Bundesknapp- 
schaft zu erwarten ist. 

142 . Die Verrechnungen bestehen überwiegend 
aus der Kostenerstattung für die Krankenversiche- 
rung der Rentner an die knappschaftliche Kranken- 
versicherung. Wegen der Zunahme der Hei Ibe hand- 
lungsfalle und -kosten sind hier relativ hohe 
WachstumsraLen zu erwarten (vgl. Nr. 113), näm- 
lich etwa 13 v.H. i.m Durchschnitt der Jahre 1970 
bis 1975. 
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Schaubild 32 


Finanzierung 


Knappschaftfiche Rentenversicherung 

Struktur der Finanzierung 

1950 - 1965 - 1975 



1965 




143 . Die Finanzierung ist bestimmt durch die be- 
sondere Lage der kn appsdia flUchen Renten versiehe“ 
rung. Kam 1950 bis I960 noch auf jeden Ver- 
sicherten ein Rentner, so verschlechterte sich das 
Verhältnis bis 1970 auf zwei Rentner pro Versi cher- 
len. Bis 1985 werden schließlich drei Rentner auf 
joden Versicherten entfallen (vgl. Übersicht GO). 
Entsprechend wandelt sich bei konstantem Beitrags- 
satz die Struktur der Finanzierung. 1950 wurden 
noch drei Viertel des Finanz volumens aus Beitragen 
aufgebrad.' (vgl Übersicht 03) r 1965 dagegen mir 
noch ein Viertel (vgl. "Übersicht 62), 1970 ein Fünftel 
und 1975 nur noch rd. 15 v. H. (vgl, Sdraubild 32), 

Gleichzeitig nehmen die Ve r rech nungseinnah men 
bis zur Gegenwart von rund 5 auf knapp 25 v. H. zu, 
von da an verharren sie etwa auf diesem Niveau, 
Die Vorreden nngen bestehen hauptsächlich aus Über- 
weisungen der Rentonversidiemngen der Arbeiter 
und der Angestellten (vgl, Nrm 70 und 72). Der 
größte Posten ist dabei der Wände r versiehe rungs- 
ausgleich; d. h. die anderen Zweige erstatten der 
kncippsehäft liehen Rentenversicherung die Anteile 
an den Renten, die auf ein tu früheren Versicherung 
in dem anderen Versichenmgszw eig beruhen. 

Im Rcntenanpassungsbenclit erscheinen diese Zah- 
lungen nicht, sie werden gegen die entsprechenden 
Geldleistungen saldiert, ln der Systematik des So- 


Übersicht 65 


KnappschafHiche Rentenversicherung 
Fi nanzierungs Verrechnungen 


Art der Verrechnung 19G5 1970 | 1975 


Von der Arbeiten enten- 

v ersieht rung 

W a nde r v e rsich e r u ng s - 
ausgleich 487 

Zuschuß zur Kiankenver- 

sichernng — 

Wanderungsausgleich ■ ■ — 

Von der A ihj es teilt en Ver- 
sicherung 

Wanderversidrerungs- 
tiusgleidi 131 

Zuschuß zur Krankenver- 
sicherung — 

W'ande rung sausgleich . . — - 


810 1 196 

1 36 255 

192 45 

240 354 

26 48 

36 8 


insgesamt ... 618 1 440 1 906 
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2 ialbudgets mußten sie in die Rechnung cinbezogen 
werden. Im Zusammenhang damit steht die Beteili- 
gung der Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten an den Aufwendungen der knappschafl- 
lichen Krankenversicherung der Rentner, dje 1967 
eingeführt wurde und einen Bundeszuschuß ablöste. 
Der Anteil betragt 27 v. H. Schließlich zahlen die 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellte 1963 bis 1971 einen Wandenmgsausgleich 
für den Gewinn infolge der Zuwanderung von Ver- 
sicherten in die beiden anderen Zweige der Renten- 
versicherung. In der Vorausberechnung wurde eine 
Verlängerung dieser Regelung angenommen (Uber’ 
sicht 65 zeigt die Einzel Positionen). 

1 44* Die Höhe des Bundeszu Schusses ergibt sich 
als Differenz der Einnahmen und Ausgaben, Wah- 
rend die Leistlingen in 25 Jahren auf das Fünfzehn’ 
fache (vgl. Nr. 139), die Beitragseirmahmen aber nur 
auf das Dreifache steigen, nimmt der 33 undeszuschuß 
(wie auch die Verrechnungen) auT mehr als das 
Fünfzigfadie zu und erreicht 1975 einen Betrag von 
rund G Mrd, DM (vgl. Ubersidht G3). 


Altershllfe für Landwirte einschließlich 
Landabgaberente ( 122 } 

145. Die im Jahre 1957 eingeführte Altershilfe für 
Landwirte verfolgt zugleich sozialpolitische und 
agrarpolitische Ziele. Durch die Gewährung eines 
Barzuschusses — des Allersgeldes — zu dem in der 
Landwirtschaft üblichen pnvatreduiichen Altenteil 
ist eine Grundsicherung der landwirtschaftlichen 
Unternehmer und ihrer Ehegatten sowie seit 1965 
auch der älteren mitarbeitenden Familienangehöri- 
gen geschahen worden. Die Leistimgsvoraussetzung 
„Abgabe des Unternehmens" bewirkt den agrar- 
politisch erwünschten rechtzeitigen Übergang des 
landwirtschaftlichen Unternehmens in jüngere 
Hände. 

Die Zahl der Empfänger von Altersgeld oder vor- 
zeitigem Altersgeld steigt laufend an (vgl. Über- 
sicht 66). Gleichzeitig geht, als Folge des sidi be- 
schleunigenden Strukturwandels der Landwirtschaft* 
die Zahl der beitragspflichtigen Unternehmer zurück. 
Im Jahre 1970 entfielen auf 1 Ahersgeldempfanger 
1*42 Beitragszähler. 1975 werden es 1,2 sein. 


Übersicht 66 


Altershllfe für Landwirte 

Empfänger von Altersgeld und Beitragszahler 


Bestand am 31. Dezember 


I960 | 

1965 

| 1970 | 

1971 I 

1975 

in 1000 


Empfänger von Altersgeld 

Ehemalige Landwirtschaftliche Unternehmer und Witwen 
(Witwer) 

AJtersgeld 

Vorzeitiges Altersgeld 

Ehemalige mitarbeitende Familienangehörige 

320 

385 

13 

1 

456 

49 

37 

461 

53 

38 

476 

63 

42 

insgesamt . . . 

320 

399 

542 

552 

581 

Bestand an Beilragszahlern 






Landwirtschaft! iche Unternehmer 

771 

793 

740 

725 

663 

Weiterversicherte 


7 

24 

26 

27 

MitarbciTende Familienangehörige 

— 

8 

8 

7 

7 

insgesamt , , , 

771 

808 

772 

758 

697 
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Leistungen 

146. Die Altershilfe für Landwirte gewährt Geld- 
leistungen (Altersgeld und vorzeitiges Altersgeld 
bei Erwerbsunfähigkeit) und — - seil 1965 — - Sach- 
leistungen. Das Altersgeld beträgt seit dem 1. April 
1969 für Verheiratete einheitlich 175 DM ( für Allein- 
stehende 115 DM und für nntarbeitende Familien- 
angehörige 57,50 DM je Monat. Es ist seit 1957 
insgesamt dreimal — in den Jahren 1963, 1965 und 
I960 — erhöht worden; die durchschnittliche jähr- 
liche Steigerungsrate seit 1963 liegt bei etwa 10 v. H. 
(vg] r Übersicht 69). 

147 , Die Sachleistungen bestehen aus Maßnahmen 
zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung 
der Erwerbsfähig keit Sie beschränken sich einer- 
seits auf die stationäre Heilbehandlung, enthalten 
andererseits aber eine besondere, berufsspezifische 
Leistung: Die Stellung einer Ersatzkraft oder Ge- 
währung eines Ersatzgeldes tu r den Ausfall der 
Arbeitskraft des Versicherten oder seines Ehegatten 
während einer Rehabilitatioiisinaßnahme. Die land- 
wirtschaftlichen Alterskassen können außerdem 
Einzel maß na hiTien bei bestimmten Erkrankungen 
oder Tod durchführen, wenn diese im Interesse der 
beitragspflichtigen Unternehmer liegen. Die Sach- 
leistungen nehmen mit rd. 4 v. H. einen relativ ge- 
ringen Anteil an allen Leistungen in Anspruch. Für 
den Proqnosezeitraum wird allerdings ein überpro- [ 


portionales Wachstum erwartet (vgl. Übersichten 67 
und 68 sowie Sdiaubikl 33). 


Schaubild 33 

Altershilfe für Landwirte 
einschließlich Landabgaberente 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Wird DM 


1950 55 60 65 70 75 




AltershUfe für Landwirte einschließ lieh Landabgabenrente Übersicht 67 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



1969 


1970 


197! 


1969 70 I 1970/71 


Millionen | 
DM 

v. H. 

Millionen j 
DM 

v. H. 

Millionen 1 
DM 


v* H. 


Leistungen 

Geldleistungen 

789 

94,4 

845 

93, J 

886 

1 

9 2 f 8 

+ 8,1 

-f 4,9 

Sachleistungen 

23 

2,8 

i 34 

3,7 

40 

4,2 

+ -f7,8 

4-17,6 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen , , 

23 

2,8 

28 

3,1 

28 

1 

2,9 

+21,7 

+ 0,0 

Verrechnungen 

1 

Qjl 

1 

0,1 

i 

0,1 

0,0 

0,0 

insgesamt . . . | 

636 

m 

908 

WO 

955 

WO 

+• 9,0 

4- 5,2 

Finanzierung 







1 


Beiträge der Versicherten ..... 

210 

25,2 

255 

28A 

255 

20,1 

+ 26,2 

0,0 

Beiträge der Arbeitgeber 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel 

622 

74,7 

644 

7 J.6 

700 

73,3 

+ 3,5 

-F fi,7 

Vermögenserträge 

1 

0,1 

0 

0,0 

0 

0,0 

• 

0,0 

Sonstige Einnahmen 

0 

0,0 \ 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 f 0 

0,0 

Verrechnungen 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 

0,0 

0,0 

insgesamt . . . 

833 

100 

899 

wo | 

955 

wo 

+ 9,1 

+ 6,2 
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Altershilfe für Landwirte einschließlich Landabgaberente 
Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965/70 | 

1970.'75 

Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen 

DM 

v. H* 

Millionen 

DM 

v H, 

v. H. 
(Jahres- 
durchschnitte) 

Leistungen 









Geldleistungen 

474 

97, i 

845 

93,1 

1 026 

92,1 

+ 12,4 

+ 4,0 

Sachleistungen 

0 

Oß 

34 

3,7 

51 

4,6 


±8,5 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

14 

2,9 

28 

3,1 

35 

3,1 

4-10,4 

±4ß 

Verrechnungen 

0 

0,0 

1 

0,1 

2 

0,2 

- 

- 

insgesamt , . , 

463 

WO 

908 

WO [ 

1 114 

100 

+ 13,3 

+4,2 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

128 

26,0 

255 

23,4 

250 

24,5 

4-15,7 

-0,3 

Beiträge der Arbeitgeber 

— 



~ 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel , t , , . . , 

363 

7 3,8 

644 

71 ß 

771 

7 5,6 

+ 12,/ 

+3,7 

Vermögenserträge 

0 

0,0 

0 

Oß 

0 

0 t 0 

0,0 

Oß 

Sonstige Einnahmen 

1 

0,2 

0 

0,0 

0 

0,0 


Oß 

Verrechnungen 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 

0ß 

0,0 

Oß 

insgesamt . , . ] 

492 

J00 

899 

100 i 

1 021 

WO 

+ 13,0 

+ 3,2 


Übersicht 69 


AltershUfe für Landwirte einschließlich Landabgaberente 

Höhe der Leistungen 


Leistunysart 

t. Oktober 
1954 bis 

31 . Mau 
1963 

1. April 
1963 bis 

30. April 

1965 

1. Mai 1965 
bis 31. März 
1969 

1. April 
1969 bis 

31 , Dezem- 
ber 1970 

ab 1. Januar 
1971 




DM 



Allersgeld 

an Verheiratete . 

60 

100 

150 

175 

175 

an Unverheiratete 

40 

65 

100 

115 

115 

an mitarbeitende Familienange- 
hörige - 

— 

— 

50 

57,50 

57,50 


Landabgaberente 



ab l. August 1969 


an Verheiratete 

— 

— 

— 275 

350 

an Unverheiratete 

— 

— 

— 180 

230 
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148. Als besondere agrarstrukturelle Maßnahme 
ist am 1. August 1969 die Landabgaberente einge- 
führt worden. Land wirtschaftliche Unternehmer, die 
Mitglied der Alterskasse sind und die ihr Unter- 
nehmen, das eine bestimmte Große (ca. 20 ha) nicht 
überschreiten darf, bis zum 31. Dezember 1973 struk- 
turverbessernd abgeben, können ab Vollendung des 
60, Lebensjahres — bei Niditvermittlungsfähigkeit 
in einen anderen Arbeitsplatz ab Vollendung des 
55. Lebensjahres — oder bei BerufsunfähigkeiL Land- 
abgaberente erhalten. Diese Rente, die zunächst 
275 DM für den Versicherten und 180 DM für den 
Alleinstehenden betrug, ist am 1 , Januar 1971 auf 
350/230 DM je Monat heraufgesetzt worden (vgl. 
Übersicht 69). Mit Bezug des landwirtschaftlichen 
AlLersgeldes (Vollendung des 65. Lebensjahres) wird 
die Landa'bgaberente entsprechend gekürzt. 


Finanzierung 

149. Die Aufwendungen der Altershilfe für Land- 
wirte w eitlen durch Beiträge der la ndw' i rt sch aflli eben 
Unternehmer und der freiwillig versicherten mit- 
arbeitenden Familienangehörigen, durch sonstige 
Einnahmen und durch Bundeszuschüsse (seit 1961) 
finanziert. Der einheitlich von jedem landwirtschaft- 
lichen Unternehmer erhobene Beitrag ist von 10 DM 
je Monat im Jahre 1957 stufenweise auf 27 DM ab 
1. Januar 1970 erhöht worden ; er steigt am L Januar 
1972 auf 30 DM je Monat, Das Eeüragsaufkommen 
deckte 1970 rd, ein Viertel der Aufwendungen der 
landwirtschaftlichen Alterskassen. Dieser Anteil wird 
bis 1975 leicht zurückgehen. Die Bundeszuschüsse 
steigen bis 1975 entsprechend an. Insgesamt ist von 
1970 Ins 1975 mit einer Erhöhung der Gesamtauf- 
wendungen der Altershilfe für Landwirte um 14 v, H, 
zu rechnen. 

Die Landabgaberente wird aus Bundesmitieln finan- 
ziert. Der Bedarf an Bundesmitieln beläuft sich 1970 
auf rund 5 Millionen DM, 1 97 i auf rund 25 Mil- 
lionen DM und wird 1975 rund 90 Millionen DM be- 
tragen. 

Land wirtschaftliche Unternehmer, die eine versidhe- 
runqspfljchtige Beschäftigung aufnehmen und ihr 
landwirtschaftliches Unternehmen abgeben, können 
seit dem L Januar 1971 Beiträge zur Rentenver- 
sicherung rückwirkend bis zum 31. Dezember 1956 
nachenlridüen. Bei strukturverbessernder Abgabe 
wird bis zu einer bestimmten Betriebsgröße (ca, 
20 ha) ein Zuschuß des Bundes in Höhe von 70 v. H, 
des Nachentrichtungsbetrages gewährt. 

Auch diese Maßnahme wird voll aus Bundesmitteln 
finanziert. Sie ist noch nicht in das Rechenwerk des 
Sozialbudgets aufgenommen worden. Der Bedarf an 
JBundesmiUeln beläuft sich hierfür auf 13 Millionen 
DM 1971 und wird 1975 voraussichtlich 132 Mil- 
lionen DM betragen. 

149 a. Nach Angaben, die erst nach Abschluß der 
Rech erarbeiten zum Sozialbudget eingegangen sind, 
werden sich für 1971 und 1975 voraussichtlich fol- 


gende neue Werte ergeben (Differenz zum Sozial- 
budget in Klammem, alles in Millionen DM1 : 


1971 

1975 

Geldleistungen 895 (T0) 

1 043 (-M7) 

Sachleistungen 

65 (d-14) 

Allgemeine. Dienste 


und Leistungen ... 

34 (- 1) 

Beiträge der Versicher - 1 


ten | 250 (-5) 

252 (i 2) 

öffentliche Mittel . . . 

770 (- 1} 


Der Finanzier ungssaldo (vgl. Tabellenanhang If, Ta- 
belle 122) beträgt dann 

1971 - 14 Millionen DM 

und 1975 — 122 Millionen DM, 

Versorgungswerke für Selbständige [123J 

150. Es ist beabsichtigt, die Versidierungs- und 
Versorgungswerke, die auf Grund landesgesetz- 
licher Vorschriften für die kammerfähigen freien 
Berufe bestehen, in das Sozialbudget aufzunehmen. 
Es handelt sich dabei vor allem um die Einrichtun- 
gen für Arzte, Zahnärzte und Tierärzte, Apotheker 
und Notare. Wegen der Vielzahl der Einrichtungen 
und der nicht einheitlichen Organisation und Ausge- 
staltung des Beitrags- und Leistungsrechts bestehen 
zur Zeit noch technische Schwierigkeiten für die Er- 
fassung. Nach Schätzungen des Bundesministernims 
für Arbeit und Sozialordnung sind etwa 100 000 frei- 
beruflich Tätige in landesgesetzlichen Versidic- 
rungs- und Versorgungswerken pflichtversichert. 


Systeme nach beamtenrechtlichen Vorschriften [130] 

151. Die besondere Gruppe der Systeme nach 
beamlenrechtlidien Vorschriften ist deshalb einge- 
setzt w-orden, weil die SozialJkonten der Europä- 
ischen Gemcinsdmflen diese Institutionen als sog. 
„statutarische Systeme 1 ' besonders beschreiben (vgl. 
auch Nrm 4 und 5). Hierunter fallen z, Z.: 

a) Die Beam fonversorgung. 

b) Die Kinderzusdiläge im öffentlichen DiensU hier- 
bei handelt es sich nicht nur um Kinderzuschläge 
an Beamte, sondern auch um die nach tarifrecht- 
lichen Bestimmungen an Angestellte und Arbei- 
ter im öffentlichen Dienst gezahlten Kinderzu- 
schläge, ferner um die durdi Kinder bedingten 
ErhÖbungsbeträge des Ortszuschlages [vgb auch 
Nr, 157). Die Einbeziehung der Kinder/usddäge 
für Angestellte und für Arbeiter im öffentlichen 
Dienst geht zwar über den Rahmen dieser 
Gruppe hinaus, es ist aber schlechterdings nicht 
möglich, aus der geschätzten Gesamtmasse der 
Kinderzusdiläge den auf Beamte entfallenden 
Anteil herauszusch ätzen. 
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Übersicht 70 Systeme nadr beamtenreditltdien Vorschriften 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



1969 


1970 

1971 


i 1969/70 1 

1970/71 

1 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v, H, 

Millionen 3 
DM 


v, H. 


Leistungen 









Geldleistungen . . . . 

16 560 

95,5 

18413 

95,4 

20 422 

95,4 

+ 11,2 

f W t 9 

Sach lei st ungen 



Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

772 

4,5 

886 

4,6 

978 

4,6 

+ 14,8 

- W,4 

Verrechnungen 


~ 

— 

— 

— 

— | 


— 

insgesamt . . . 

| 17 332 

m 

19 299 

WO 

! 21 400 

WO 

+ 11,3 

+ 10,9 

Finanzierung 


j 



| 




Beiträge der Versicherten 1 

— 


— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

Beiträge der Arbeitgeber 

15 674 

90,4 

17 529 

90,8 

19 442 

90,8 

+ 11,8 

+ 11,0' 

öffentliche Mittel 

1 196 

0,9 

1 258 

6,5 

\ 406 

6,6 

+ 5.2 

+ 11,8 

V e rmögenserlräge 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 


— 

— 

— 

— 


Verrechnungen 

462 

2,7 

512 

2,7 

552 

2,6 

+ 10,7 

f 6,6 

insgesamt , , . 

17 332 

100 

| 19 299 

WO 

21 400 

wo 

-r 1 1,3 

+ 10,9 


Übersicht 71 Systeme nach beamtenrechllfchen Vorschriften 

Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1970/75 

1965/70 


Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

V. H. 

[Jahres- 

durchschnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

12 647 

94,9 

18.413 

95,4 

26 864 

95,3 

+ 7,9 

+ 7,8 

Sadileistungen > , , , - 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

685 

5,1 

886 

4,6 

[ 328 

4,7 

i 5,3 

+ 8,4 

Verrechnungen 

— 

— 

*— T 

— 

— 


— 

— 

insgesamt . 

13 332 

100 

19 299 

WO 

28 192 

WO 

+ 7,7 

+ 7,9 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

— 

— 

-= 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Arbeitgeber 

12 135 

91,0 

17 529 

90,8 

25 861 

91,7 

-r 7,8 

+ 8,0 

öffentüdie Mittel 

883 

6,6 

1 258 

6,5 

I 630 

5,8 

+ 7,0 

+ 5,6 

Vermögenserträge 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

314 

2,4 

512 

2,7 

681 

2,5 

r W,3 

+ 5,9 

insgesamt . . , 

13 332 

wo | 

19 299 

wo 

28 192 

100 | 

+ ?,7 

+ 7,9 
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Systeme nach beam teure cb tHchen Vorschriften 
Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 

1950/1975 


Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

v t H, 
{.Tahres- 
durch- 
schnitte) 

Leistungen 





l 

Geldleistungen 

2 797 

94,2 

26 8G4 

95,3 

+ 9,5 

Sachleistungen 

— 

' 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

173 

5, öl 

1 328 

4,7 

+ 8,5 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

] 2 970 

WO 

; 28 192 

WO | 

-f- 9,4 

Finanzierung 






Beiträge der Versicherten . , , 


— 

— 

— 

— 

Beitrage der Arbeitgeber 

2 840 

95,5 

25 881 

91,7 

+ 9,3 

Öffentliche Mittel , ■ - 

76 

2,6 

1 630 

5,8 

+ 13,0 

Vermöge Verträge * . , . , 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

54 

1,9 

681 

2,5 

-Pf 0,7 

insgesamt , ♦ 

2 970 

100 

28 192 

WO 

+ 9 f 4 


Wenn auch diese Leistungen ihrer Rechts na tur 
nach kerne SozialleisLungen sind, so fallen sie doch 
unter die Normen, die für die Erfassung der Sozial- 
leishingen gellen. Unerläßlich ist es r sie m inter- 
nationale Zusammenstellungen, wie die oben er- 
wähnten Sozmlkonten, und in funktionale Darstel- 
lungen der Sozialleistungen einzubeziehen, da an- 
dernfalls der Aussagewert dieser Übersichten stark 
beeinträchtigt wird (vgl. Übersichten 70 bis 72). 


152. Die hier beschriebenen Leistungen müssen 
noch um die im öffentlichen Dienst nach den Bei- 
hilfevorsdirirten und den Unterstützungsgrundsät- 
zen gewährten Leistungen vervollständigt werden. 
Für die Erfassung dieser Leistungen fehlt es bisher 
noch an statistischem Zahlenmaterial oder an Unter- 
lagen für eine vertretbare Schätzungsmethode. Im 
funktionalen Teil des Sozialbudgets sind diese Lei- 
stungen zwar in den betrieblichen Leistungen ent- 
halten, können aber aus diesen nicht für die insti- 
tutionelle Darstellung ausgesondert werden. 

Der Vollständigkeit halber soll nochmals erwähnt 
werden, daß die Gehallsfortzahlung an Beamte im 
Krankheitsfälle, die dem Grunde nach auch zu die- 
ser Gruppe rechnet, nicht hier sondern unter der 
Institution „ Entgelt forlzahlung" der allgemeinen 
Systeme erfaßt ist. 


Pensionen Im öffentlichen Dienst [131 j 

153. Die Pensionen, im öffentlichen Dienst um- 
fassen die Ruhegehälter an ehemalige Beamte von 
Bund, Landern und Gemeinden einschließlich ihrer 
Wirtschaftsunlernehmen, von Religionsgemeinschaft 
ten, von Bundesbahn und von Bundespost sowie die 
Versorgung der Hinterbliebenen von ehemaligen 
aktiven oder Ruhestandsbeamten; ferner sind die 
an ehemalige Bedienstete der Sozial versieh erungs- 
träger (Beamte und ihnen Gleichgestellte) gezahlten 
Beträge hier erfaßt. Audi die Versorgung der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes (GG) fallenden Per- 
sonen sowie der Berufssoldaten der Bundeswehr 
und der Angehörigen des Bundesgrenzschutzes fällt 
unter diese Institution. 


154. Die Zahl der Leistungsempfänger wurde erst- 
malig und einmalig mit der Personalslrukturerbe- 
bung im offen Uichen Dienst zum 2, Oktober 1968 
festgestellt. Allerdings liegt die damals ermittelte 
Zahl der Verforgungsempfänger unter der tatsäch- 
lichen, da bestimmte Personenkreise nicht erfaßt 
worden sind (s. auch Übersicht 45 im Sozialbudget 
1969/70). Nach der Personalstrukturerhebung stan- 
den den 912 000 Ver.sorgungsempfängem knapp 
l r 4 Millionen aktive Beamte, Ridhter und Ange- 
stellte nach der Dienstordnung (DO-Angestellte) 
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gegenüber, so daß etwa sieben Versorgungsemp- 
fanger auf zehn Beschäftigte entfielen (für die Ren- 
tenversicherungen betrug zur gleichen Zeit das Ver- 
hältnis 4,8 zu 10). Trotz dieser hohen Relation ist j 
anzunehmen, daß die tatsach liehen Verhältnisse 
noch ungünstiger liegen, da die nach dem Gesetz zu 
Artikel 131 GG anspruchsberechtigten, nicht wieder 
verwendeten ehemaligen Beamten usw ( die in 
einem Beschäftigung^ Verhältnis stehen und em Teil- 
Ruhegehalt beziehen, nicht in die o, a. Erhebung als i 
Vei sorgungsempfänger einbezogen worden sind, 

155. Die Versorgungsleitungen — Geldleistun- 
gen — werden von 1950 bis 1975 schätzungsweise 
auf den 1 0 fachen Betrag gestiegen sein und eine 
Höhe von mehr als 23 Mrcl. DM erreichen (vgl. 
Schaubild 34 und Übersichten 73 bis 75). 


S c h a u b i l d 34 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1 975 


Die Strukiurzahten (vgl. Übersicht 76) unterliegen 
keinen großen Schwankungen, da die Annahmen 
über den Anteil der Allgemeinen Dienste und Lei- 
stungen sowie der Verrechnungen für den gesamten 
Zeitraum fast unverändert beibehalten worden sind. 
Als Allgemeine Dienste und Leistungen wurden von 
1969 an 6 v. H. + für die früheren Jahre 7 v. IL, der 
Geldleistungen angeselzt. 

Ein Vergleich der einzelnen Bereiche des öffent- 
lichen Dienstes, wie sie die Übersicht 76 bringt, 
ist erst für die Jahre von I960 an möglich, weil vor- 
her eine Trennung der Leistungen nach Bund, Län- 
dern und Gemeinden nicht vorliegt. Die Analyse der 
Zahlenreihe zeigt ein ungewöhnlich starkes An- 
steigen der auf den Bund für die eigenen Versor- 
gungsempfänger entfallenden Leistungen, während 
die auf Länder und Gemeinden entfallenden nur 
den 4- bzw. 3fachen Betrag erreichen werden. Die 
Aufwendungen nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG 
verändern sich ungefähr im gleichen Ausmaße, ge- 
hen jedoch anteilmäßig bis 1975 auf etwa 20 v. H. 
aber Versorgurtgsle ist ungen zurück. 

156. Die Finanzierung der Versorgungsleitungen 
ist über die Haushalte für das jeweilige Haushalts- 
jahr in den einzelnen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes vorgesehen. Da jedoch audh andere Fman- 
zierungswege möglich waren (z. ß. Versorgimg.s- 
kassen), ist eine Darstellung wie für die gleicharti- 
gen Leistungen der Altersversorgung der .Angestell- 
ten und Arbeiter gewählt worden; die Leistungen 
der öffentlichen Arbeitgeber werden daher als Ar- 
beitgeberbeiträge ausgewiesen, lediglich die vom 
Bund an die Deutsche Bundesbahn gezahlten Zu- 
schüsse für betriebsfremde Vcrsorgungslasten wur- 
den den öffentlichen Mitteln zugeordnet. Bei den 
Verrechnungseinnahmen handelt es sich um die fik- 
tiven Übertragungen der Sozial versicherungs träger 
für Versorgungsleitungen an ihre ehemaligen Be- 
amten und DO-Angestellten. 


Kinderzu sch läge Im öffentlichen Dienst / 132 } 



1970 1975 


157. Bei der Berechnung der Kinderzuschläge im 
öffentlichen Dienst ist erstmals berücksichtigt wor- 
den, daß den Beschäftigten je nach Zahl der Kinder 
ein höherer Ortszuschlag zusteht; diese zusätzlichen 
Leistungen sind spezifische Leistungen für Kinder 
und hier zu erfassen. Da die Zahl der Kinder und die 
Familienstruktur von im öffentlichen Dienst Be- 
schäftigten nicht bekannt sind, ist bei den Schätzun- 
gen von der Differenz des Ortszusdilages für Ver- 
heiratete und für Verheiratete mit einem Kinde aus- 
gegangen worden; die Zahl der Kinder wurde auf- 
grund der Entwicklung der Wohnbevölkerung unter 
15 Jahren und der Beschäftigung ün Öffentlichen 
Dienst geschätzt. Im übrigen wird auf die einlei- 
tenden Bemerkungen unter Nr. 151 und 152 ver- 
wiesen. 


Mrd. DM 
25 

20 

15 

10 

5 

0 

1950 


1955 1960 
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Pensionen Im Öffentlichen Dienst Übersicht 73 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 


Leistungen 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

Verrechnungen 

insgesamt . . . 

Finanzierung 

Beitrage der Versicherten 

Beitrage der Arbeitgeber 

C feril liehe Mittel 

Vermögenserträge 

Sonstige Einnahmen 

Verrechnungen 

insgesamt . . . 


1969 

mo 

1971 


, 1969/70 

1970/71 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen j 
DM 

v. IL 

Millionen ] 
i DM | 


V. R 


13 702 

94, y 

1 

1 5 367 

94,8 

1 

, 1 7 242 

94,9 

+ 12,2 

+ J2,2 

720 

5,0 

830 

5,1 

920 

5,0 

r 15,3 

4-10,8 

14 

0,1 

15 

0,1 1 

17 

0,1 

+ 7,1 

+ 13,3 

14 436 

100 

1 

16 212 

WO 

18 179 

WO 

1 

12,3 

+ 12,1 

1 3 002 

00,1 

14 690 

90,6 

IG 490 

00,7 

+ 13,0 

+ 12,3 

1 156 

8,0 | 

1 220 

7,5 

1 370 

7,5 

+ 3,5 

+ 12,3 

276 

1,9 

302 

19 

319 

Iß 

+ 9,0 

+ 5,6 

14 430 

wo 

16212 

wo 

18 179 

WO 

+ 12,3 

~ 12,1 
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Mittelfristige Projektion 
1 965. 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965/70 

| 1970/75 

1 

1 

Millionen 

DM 

l 

v, t-L 

Millionen 

DM 

v. 1 1 

| Millionen 
DM 

v. R 

v. H. 

(Jahres- 

durchschnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

10 280 

94,0 

15 367 

94 r 8 

1 

23 100 

9 4,7 

+6,5 

+ 8,4 

Sachleistungen 


— 


— 



— 

— 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

640 

: 

5,9 

830 

5,1 

1 260 

5,2 

+5,3 

+8,7 

Verrechnungen 

10 

0,1 

15 

0,1 

23 

0,1 

+6,5 

+ 8,9 

insgesamt - . . 

10 930 

100 

16 212 

100 

24 383 

100 

i +M 

+ 8,4 

Finanzierung 







| 


Beiträge der Versicherten 



— 

__ 1 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Arbeitgeber 

9 853 

90,1 

14 690 

90,6 

22 390 

91,8 

+8,5 

+ 8,7 

Öffentliche Mittel 

8S3 

8,1 

1 220 

7 t 5 

! t 600 

6,6 

+ 6,3 

!-5,9 

Vermögenserträge 

— 

• — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 1 



— 

— 


— 

— 

Verrechnungen 

194 

l 

1,8'] 

302 

1,9 i 

393 

1.6 

+9,1 

+ 5,3 

insgesamt . „ . 

10 930 

100 I 

16 212 

WO 

24 383 

100 | 

+ 6,4 

+ 3,4 
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Übersicht 75 


Pensionen im öffentlichen Dienst 
Langfristiger Trend 
1950 und 1975 


1950 

1975 

1950/1975 

Millionen 

v. H. 

Millionen 

v. R 

V. H. 

(Jaiues- 

DM 

DM 

durdi“ 

sdinitte) 


Leistungen 

Geldleistungen . 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

Verrechnungen 

2 364 

165 

2 

93.4 

6,5 

0.1 

23 100 

1 260 

23 

94,7 

5,2 

0,1 

4- 9,6 

4- 8,5 
+ J,7 


insgesamt . . . 

2 531 

100 

| 24 383 

100 

+ 9,5 

Finanzierung 







Beiträge der Versicherten * 


— 

— 

- 

— 

— 

Beiträge der Arbeitgeber 


2 420 

95,6 

22 390 

9 Iß 

+ 9,3 

öffentliche Mittel - 


76 

3,0 

1 600 

6ß 

r 13,0 

Vermögens er träge 


— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 


— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 


25 

M 

393 


| 4 10,1 


insgesamt . . „ | 

\ 2 53! 

100 

] 24 383 

wo 

| + 9,5 


Übersicht 76 


Pensionen im öffentlichen Dienst 
Versorgung nach Bereichen 


Leistungen von 

1950 

1955 

I960 

1965 

1970 

1975 




Mrd, DM 



Bund 


► 1,62 

> 3,56 

1,96 

3,60 

5,23 

7,66 

darunter 








Leistungen nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG 


0,40 

1,15 

1,65 

2,75 

3,S9 

5,Ü4 

Länder 




2,24 

3,73 

5,91 

9,41 

Gemeinden 




0,64 

0,99 

1.54 

1.99 

Wirtschartsuntemehmen 

0,82 

1,45 

1.90 

2,30 

3,07 

4,72 

Sozialleislungsträger 

0,04 

0,07 

0,12 

0,19 

0,30 

0,39 

Kirchen 

0,05 

0,08 

0,09 

0,12 

0,16 

0,21 

zusammen * . . 

2,53 

5,16 

6,95 

10,93 

16,21 

24,38 
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Übersicht 77 


Kinderzruschläge im öffentlichen Dienst 


Jahr 

Geldleistungen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

Leistun- 
gen ins- 
gesamt 

Kinder- 

zusctüag 

Erhö- 
hung des 
OrEszu- 
schlages 


Millionen DM 


1950 

433 


8 

441 

1955 

750 


14 

764 

I960 

1 011 

414 

28 

1 453 

1965 

1 601 

766 

45 

2 412 

1969 

1 G69 

1 189 

52 

2910 

1970 

1 689 

l 357 

56 

i 3 102 

1971 

1 707 

1 473 

58 

3 238 

1975 

1 780 

1 984 

68 

3 832 


v. H. 


1960 

70 

28 

2 

1965 

66 

32 

2 

1970 

54 

44 

2 

1975 

i 

46 

. 

52 

2 


WO 

100 

100 

100 


158 . Die Leistungen betrugen 1950 rund 0,4 Mrd. 
DM und erhöhten sich über 1,5 Mrd. DM im Jahre 
1960 auf schätzungsweise 3, 1 Mrd, DM im Jahre 
1970; 1975 werden sie voraussichtlich 3,8 Mrd. DM 
erreicht haben (vgl. Schaubild 35), Diese Zunahme 
geht einerseits auf das langsame Anwachsen der 
kind eiv.nsdilagsberechtigLen Personen zurück, ande- 
rerseits auf den Umstand, daß die Höhe des Kinder- 
zuschlages jeweils über einige Jahre hinweg kon- 
stant bleibt, wahrend sich der Ortszuschlag (Erhö- 
hung des Oltszuschlages für Kinder) mit jeder An- 
passung der Gehalter im öffentlichen Dienst erhöhte. 
Deshalb hatte 1960 die Summe der Kinderzuschläge 
einen Anteil an den Leistungen von fast 70 v. H., 
1970 jedoch nur noch von. knapp 55 v. H,; dieser 
Anteil wird 1975 — unter gteichbleibenden Voraus- 
setzungen. - etwas über 46 v. H. betragen. Die 
Übersicht 77 zeigt die Entwicklung dieser beiden 
Posten. 

159. Die Leistungen der öffentlichen Arbeitgeber 
für Kinder ihrer Bedien steten sind auf der Einnah- 
menseite als Beitrage der Arbeitgeber ausge wiesen, 
da keine der vorhandenen Positionen die Finanzie- 
rungsarl dieser Leistungen zutreffend bezeichnet. Es 
wird deshalb erwogen, in Zukunft eine Finanzie- 
rungsquelte „Direkte Leistungen der Arbeitgeber" 
einzuführen, die auch Uir einige andere Inst du Honen 
verwendet werden kann. 

Neben diesen direkten Leistungen sind ais öffent- 
liche Mittel der für diese Leistung zweckgebundene 
Zuschuß des Bundes an die Bundesbahn und die 
— tiktiven — - Verrechnungen von den anderen Insti- 
tutionen ausgewiesen. 


Schaubitd 35 

Kinderzuschiäge im öffentlichen Dienst 

Leistungen insgesamt 

1 950 bis 1975 


Mrd, DM 



Ergänzungssysteme [140} 

160 . ln dieser G Rippe werden alle Systeme zu- 
sammengefaßl, die den bei ihnen aufgrund gesetz- 
licher oder tarifvertraglicher Regelungen Versicher- 
ten Leistungen zusätzlich zu der Sozialversiche- 
rungsleistung zukommen lassen. Insbesondere han- 
delt es sich hierbei um die zusätzliche Alters-, Inva- 
Uditäls- und Hinterbliebenenversichcrung. Unter- 
schieden wird dabei nach der — allgemeinen Sy- 
stemen vergleichbaren — Zusatzversicherung im 
öffentlichen Dienst sowie den Zusalzversicherungen 
für einzelne Berufe. Wahrend die unter die erst- 
genannte Kategorie fallenden Institutionen einiger- 
maßen abgrenz- und erfaßbar sind, wird bei der 
zweiten Kategorie zum Teil Neuland betreten, da 
hierunter auch Institutionen fallen, die nicht öffent- 
lichen oder Öffentlich-rechtlichen Charakter haben. 
Folglich kann diese zweite Gruppe zur Zeit noch 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, die 
jedoch angestrebt wird. 

161- Trotz d-er Unvollständigkeit ist die finanzielle 
! Entwicklung sämtlicher bisher erfaßter Institutionen 
interessant. Dos Finanzvolumen stieg von 0,3 Mrd. 
DM im Jahre I960 auf über 2,5 Mrd. DM jm Jahre 
1970 und wird bis 1975 weiter um mehr als 1 Mrd, 
DM zunehmen (vgL Schaubiid 36 und Übersicht 78 
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Übersicht 78 Ergänzungssysteme 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



1969 


1970 

197! 

1969/70 , 

1970/71 


Millionen [ 
DM I 

* T Millionen 
' DM 

v, H. 

Millionen 

DM 


v, 1 [. 


Leistungen 

Geldleistungen 

986 

94,5 

l 077 

94,6 

1 175 

94,6 

4- 9,2 

4 9,1 

Sachleistungen 

0 

0,0 

0 

Oß 

0 

0,0 

Ö,Ü 

Oß 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

57 

5,5 

62 

5,4 

67 

5,4 

.+ 8,3 

+ 8,1 

Verrechnungen . . 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 

0.0 

0,0 

Oß 

insgesamt . . . 

1 1 043 

wo 

J 139 

WO 

1 242 

WO 

\ + 9,2 

+ 9,0 

Finanzierung 

! 








Beiträge der Versicherten 

430 

18,4 

476 

18,6 

529 

18,5 

+ W f 7 

+ 1U 

Beiträge der Arbeitgeber 

975 

4 hü 

1 057 

41,4 

1 238 

43,3 

+ 8,4 

I- 17 # / 

öffentliche Mittel 

58 

2,5 

61 

2,4 

61 

2,1 

+ 5,2 

0,0 

Vermögenserträge 

859 

36,7 

944 

37,0 

l 014 

35,5 

+ 9,9 

+ 7,4 

Sonstige Einnahmen 

20 

0 f 8 

15 

0,6 

15 

0,5 

-25,0 

Oß 

Verrechnungen 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . , , 

2 342 

wo 

2 553 

WO 

2 857 

100 

+ 9,0 

4 11,9 


Übersicht 79 Ergänzungssysleme 

Mittelfristige Projektion 
1 965, 1970 und 1975 



1965 

1970 | 

1975 1 

1 

U\ 

o 

1370/75 


Millionen 

DM 

„ Millionen 
V - H - DM 

v. H, 

Millionen 

DM 

v.H. 

v, H, 
(Jahres- 
du rchsdinittej 

Leistungen 

Geldleistungen 

621 

93,1 

1 077 

94,6 

| 

1 680 

93,3 

+ / iß 

49,3 

Sachleistungen , , 

0 

Oß 

0 

Oß 

0 

Oß 

Oß 

Oß 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

46 

6,9 

62 

5,4 

83 

4,7 

+ 6,2 

+ 6,0 

Verrechnungen 

0 

0,0 

0 

0ß 

0 

0,0 

Oß 

0,0 

insgesamt . . . 

667 

wo 

1 139 

100 

| f 763 

WO 

1 4 11,3 

49,7 

Finanzierung 









Beitrage der Versicherten 

422 

23ß 

476 

18 ß 

637 

17,3 

4 2,4 

46,0 

Beiträge der Arbeitgeber 

810 

44,2 

t 05? 

41,4 

l 540 

42,0 

4 5,5 

+ 7,8 

öffentliche Mittel 

48 

2,6 

61 

2,4 

66 

m 

4 4,9 

4+6 

Vermögenserträge 

481 

26,2 

944 

37 ß 

1 4t7 

38,6 

+ 14,5 

+8,5 

Sonstige Einnahmen . * . 

73 

4,0 

15 

Oß 

10 

0,3 

~ 4,2 

- 7,8 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt * * ♦ 

I \ 834 

wo 

2 553 

100 

3 670 

WO 

1 4 6,9 

+7,5 
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bis 8ÖJ, Die Leistungen liegen dagegen weil unter 
den Einnahmen, so daß erhebliche positive Finan- 
zierung s saiden entstanden und auch weiterhin ent- 
stehen werden. Die Gründe hierfür sind in der Art 
der Finanzierung zu suchen, denn die Institutionen 
der ErgänzungssysLeme wenden in der Regel das 
Kapitaldeckunysv erfahr eu an r während bei den 
Umlage- oder bei u in layeahn hohen Verjähren die 
Einnahmen kurzfristig - durch Veränderung des 
Beitragssatzes — (len Ausgaben angepaBt werden 

Der überwiegende Teil der Leistungen und der Ein- 
nah men entfallt aut die Zusatz Versicherung im 
öffentlichen Dienst 


S c li a u b i 1 d 36 

Ergänzungssysteme 

Leistungen und Finanzierung 

1950 bis 1975 


Mrd, DM 



Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst P41 1 

162. Unter diese Zusat/vei sichei unq lallen alle In- 
st i lulir >m*n, dir A ncpsgtttHte und Arbeiter ÖffentHchet 
Arbeitgeber auf zusätzliche Alleis-, lrivuliditäts- 
und i imiorbtk'bc: i u i Briten vensjdierii, wen* der 
Anspruch auf diese zus iizhche VersicheruiKi y< ■-rv- 
lieh oder tai ) f vertrag lieh geregelt ist. Trotz dieser 
eindeutigen ciefrni torischen Abgrenzung sind l b« -i ■ 
sehne idunyon mit der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung möglich, weil lauf vertragliche Regelungen he- 

u, die w i3 weise d Zusatz versichern ug 

einer 7' .z\ -rgungskasse öde :e i i ■> v< - 

ruug in : r gesetzlichen Rentenversicherung 
zulassen. 

Erfaßt sind in dieser Gruppe die Versorgungsanstal- 
ten des Bundes und der Lander und der Deutschen 
Bundespost die Bvmdeshahü- V ersiehe itvg st t 
(Abt. Bl ( die l\ i Daüts l ] »fit Lhtiefl 

die Versorgungsanstalton jDeulschßi Kuituroi di* sin 
und Deutscher Buhnen sowie weitere rrl. 2t) kommu- 
nule Zusatzversor gu.nyska.ssen. Ls kann ctntjönouT 
men werden, <iaB dieser Bereich ziemlich vollständig 
ist, wenn auch das zur Verfügung stehende! 
statistische Material noch nicht befriedigt; an einer 
Verbesserung wird gearbeitet. 

163 . Der Umfang des versicherten Personen k nuses 
sowie die Zahl der Rontenlalle ist für die Gesamt- 
heit dei Zusat/.vei soiyunyskussen nur lue kenhAt 
bekannt auch hier ist eine bessere Information not- 
wendig, zu der es allerdings der freiwilligen Mit- 
hilfe der einzelnen Institutionen bedarf. 

164. Die Leistungen (vgl. Sihaubild 37 und Über- 
sicht 81) zeigten m den ersten 10 Jahren des be- 
schriebenen Zeitraumes keine einheitliche Tendenz, 

von I960 an ist ein gleichmäßiger, jedoch sich 
laufend abschwadmndei Anstieg tust zu stellen (vgl. 
Übersicht 83). 

Schauhi I d 37 

Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Mrd DM 
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Übersicht 80 Ergänzungssysteme 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 

1950/1975 


Millionen 

DM 

|Mn ^ 

v. H. 

Millionen 

DM 

v.H 

v. H. 
(Jahres- 
durch- 
schnitte! 

Leistungen 

Geldleistungen . - . 

134 

9X7 

1 (i80 

95,3 

r 10.6 

Sachleistungen 

0 

0J) 

0 

0.0 

0ß 

Allgemeine Dienste und Leistlingen 

9 

6,3 

83 

4J 

+ 9,3 

Verrechnungen 

0 

0,0 

■ ' 

0 

0,0 

0,0 

insgesamt . . . 

m 

WO 

1 763 

10 0 

10,6 

Finanzierung 

Beiträge der Versicherten 

88 

29,7 

63? 

1 

17.3 

■- 3,2 

Beiträge der Arbeitgeber 

191 

04.5 

1 540 

42.0 ' 

+ 8,7 

Offen fliehe Mittel 


— 

66 

Iß': 


Vermögenserl tage . . .. . 

13 

4A 

1 417 

38,6 ! 

1-2 Iß 

Sonstige Einnahmen 

4 


! 0 

0,3 

r 3,7 

Verrechnungen * 

— 

— 1 

— 

— 

— 

insgesamt . - , 

29b 

wo 

3 070 

100 

r !0ß 
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Kurzfristige Prognose 
19(59, 1970 und 1971 



1989 


J 970 

1971 


196970 | 

1970/71 

. . -t_‘ " . »/• * * 

Millionen 1 
DM 

v H 

Millionen 

DM 

v H. 

Millionen 
DM ( 


v. H 


Leistungen 

Geldleistungen 

953 

94, 5 

1 040 

94,5 

bs i * 

1 135 

94ß 

+ 9,1 

-j" 9y 1 

Sachleistungen 

0 

0,0 

0 

Qß 

0 

Oß 

0,0 

0ß 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

55 

5,5 

60 

5,5 

65 

5,4 

+ 9J 

4 8,3 

Verrechnungen 

0 

0,0 


Oß 

0 

0,0 

0,0 

0,0 

insgesamt . . . 

1 008 

100 

i ioo 

100 

1 200 

100 

+ 9,f 

4 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

408 

n,8 

450 

18,0 

500 

1 7,9 

4 10,3 

+ 11,1 

Beiträge der Arbeitgeber 

969 

42,2 

1 050 

42.0 

1 230 

43,9 

+ 8,4 

+ 17,1 

öffentliche Mittel 

52 

2,3 

55 

2,2 

55 

2,0 

Hr 5,8 

Oß 

Vermögenden rä® 

845 

36,8 

930 

37,2 

1 000 

35,7 

4- 10,1 

+ 7,5 

Sonstige Einnahmen . 

20 

0,9 

15 

0,6 

15 

Oß 

-25,0 

Oß 

Verrechnungen 

— 

— ; 

— 

_ 1 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

2 294 

ifjfl 

2 500 

JOÜ 

2 800 

100 

+ 9,0 

+ 12,0 
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Übersicht 82 


Zusatzversicherung Im öffentlichen Dienst 
Mittelfristige Projektion 
1 965, 1970 und 1975 



1965 

1 970 

1973 

| 1965,70 i 

1970/75 

4^1 

Millionen | 
DM 

\ H. 

Millionen 

DM 


Millionen 

DM 

v. H. 

v.H 

(Jahres- 

| durchsdinilte) 

Leistungen 







1 


C leldleistuiujen 

593 

92,9" 

1 040 

04.5 

1 620 

95,3 

r n,9 

hQ,3 

Sachleistungen ’ 

0 

0,0 

0 

0,0 

Ü 

0,0 

0,0 

0,0 

Allgemeine Dienste 





1 




und Leistungen 

45 

7,1 

60 

5,5 

80 

4,7 

5,9 

-5,9 

Verrechnungen 

0 

0,0 

; ° 

0,0 

0 

0,0 

(K0 

0,0 

insgesamt . . 

638 

100 

] 1 00 

100 

1 700 

100 

1 1.5 

^9,1 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten ! 

399 

22,3 

450 

18,0 

600 

J0, 7 

+ 2,1 

+5,9 

Beiträge der Arbeitgeber 

803 

44ß 

1 050 

42,0 

| 

1 580 

42,5 

L 5,5 

d 7,8 

Öffentliche Mittel 

43 

2,4 

55 

2,2 

60 

//> 

+ 5,0 

- 1,8 

Vermögender träge 

470 

26,3 

930 

27,2 

1 1 400 

38,9 

14,6 

+8,5 

Sonstige Einnahmen 

73 

4.1 

15 

0,6 

10 

0,3 

■ 

7,0 

Verrechnungen 


— 

— 


— 



— 

insgesamt . 

1 788 

!0Ü 

2 500 

100 

3 600 

100 

+ 6,9 

(-7,6 


Übersicht 83 

Zusatzversichernng im öffentlichen Dienst 


Steigerungsraten der Leistungen 

Zeitraum 

Zunahme in 

1950 bis 1955 

1 10,5 

1955 bis 1960 

13,6 

I960 bis 1965 

86,6 

1965 bis 1970 

72,4 

1970 bis 1975 

54,5 


Der überwiegende Teil der Leistungen entfällt auf 
Rentenleistungen; in geringem Umfange werden 
aber auch Sachleistungen (z. B< Gesundbeitsmaßnah’ 
men) und sonstige Leistungen geboten r die jedoch 
aus den verfügbaren Unterlagen noch nicht voll- 
ständig entnommen werden können; diese Aus- 
sagen lassen sich erst verbessern, wenn von den 
Trägern detailliertere Angaben vorliegerL 


165. Die Finanzierung geschieht durch Beiträge der 
Versicherten und der Arbeitgeber; ferner werden 
seit der Neuorientierung von 1967, wonach eine der 
Beamtenversorgung ähnliche Höbe der Alterssiche- 
rung erreicht werden soll, Umlagen von den Betei- 
ligten (Arbeitgebern) für bestimmte Leistungen er- 
hoben. Diese Verschiebungen im Beitragsaufkom- 
men haben zur Folge, daß der Arbeitgeberanteil an 
der gesamten Finanzierung im langfristigen Ver- 
gleich stärker steigt als der Versichertenanteil (vgl, 
auch Übersicht 82). 

Unter den öffentlichen Mitteln sind die Zuschüsse 
des Bundes zur Abgeltung betriebsfremder Lasten 
an die Bundesbahn-Versicherungsanstalt (Abtei' 
lung B) und an die Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen ausgewiesen. 

Da die hier beschriebenen Institutionen in der Regel 
(mit Ausnahme beispielsweise der Bundesbahn-Ver- 
sicherungsanstalt Abt. B) nach dem Kapitaldeckungs- 
verfahren arbeiten, bilden sie erhebliche Ver- 
rnögensbestände, die wiederum relativ hohe Erträge 
an Zinsen zur Folge haben. Immerhin werden in den 
70er Jahren fast zwei Fünftel der Einnahmen aus 
den Vermögenserträgen bestehen. 

Schließlich wiesen die Träger noch sonstige Ein- 
nahmen aus, deren Höhe mehr oder weniger zu- 
fallsbedingt ist. 
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Übersicht 84 Zu Sachversicherung für einzelne Berufe 

Kurzfristige Prognose 
1 969, 1970 und 1971 



1969 


1970 


1971 

1969,70 | 

1970/71 


Millionen I 
DM 

v. 1L 

Millionen 
DM i 

v. FL 

Millionen 

DM 


V. H. 


Leistungen 

Geldleistungen 

33 

94,3 

37 


40 

95.2 

i 12.1 

+ 8,1 

Sachleistungen 

— 

- 

— 

— 

— 

— 

— 


Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

2 

5,7 

2 

5,1 

2 

4.8 

0,0 

0.0 

Verrechnungen 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 

0,0 

0,0 

insgesamt 

35 

WO 

39 

100 

42 

WO 

■i- 11 A 

(V 

+ 

Finanzierung 









Beiträge der Versicherten 

22 

45,8 

26 

49,1 

29 

50,9 

4-18,2 

- 11,5 

Beiträge der Arbeitgeber 

6 

1 2,5 

, 7 

13,2 

8 

i4,o 

+ 16,7 

-r 14,3 

Öffentliche Mittel 

6 

12,5 

j 6 

11,3 

6 

1 0,5 

0,0 

0,0 

VermögenserLrage 

14 

29,2 

14 

26,4 

14 

24,6 \ 

I 

0,0 

0,0 

Sonstige Einnahmen 

0 

0,0 

0 

Oß 

0 

0,0 1 

1 

0,0 

0,0 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

_! 

— 

— 

insgesamt . . . 

43 

WO 

53 

WO 

57 

100 1 

+ 10,4 

+ 

-r 4 

cm 


Übersicht 85 Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965/70 

1970/75 

Millionen 

DM 

v. FL 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

V. H. 
(Jahres- 
durchschnitte) 

Leistungen 









Geldleistungen 

28 

90,6 

37 

94.9 

60 

95,2 

F 5,7 

-!- 10,2 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen 

1 

3,4 

2 

5.1 

3 

4,8 

-f 14,9 

+ 8,5 

Verrechnungen 

0 

0ß 

0 

Oß 

0 

Oß 

Oß 

Oß 

insgesamt , . . 

29 

WO 

39 

100 

63 

100 

h 6.1 

+ 10, J 

Finanzierung 

1 




( 




Beiträge der Versicherten 

23 

50,0 

26 

49, ; 

37 

52,8 ! 

i- 2,5 

+ 7,3 

Beiträge der Arbeitgeber 

7 

15,2 

? 

13,2 

10 

14,3 

0,0 

+ 7*4 

Öffentliche Mittel 

5 

10,9 

6 

11,3 

6 

8,6 

r 3,7 

Oß 

Vermögenserträge 

11 

23,9 

14 

26,4 

17 

24.3 

- 5ß 

+ 3,3 

Sonstige Einnahmen 

0 

0,0 

0 

Oß 

0 

Oß 

0,0 

Oß 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— i 

— 

— 

insgesamt . , . 

; 46 

wo 

53 

100 

' 70 

100 

+ 2,9 

+ 5,7 


164 


Co Ol 



Deutsche r Bundestag — 6, Wahlperiode 


Drucksache VJ/2155 


166, Durch das bereits erwähnte Kapitaldeckungs- 
ver fahren erreicht die Zusatz Versicherung zur Zeit 
Finonsjeruhgssälden, die tür die einzelnen Jahre 
durchweg über den Aufwendungen liegen; 197:3 
wird dei Saldo — bei einem Finanzierung?; volumen 
von 3,6 Milliarden DM — fast 2 Milliarden DM 
erreich I haben. Dabei muh jedoch berücksichtigt 
werden, daß der B e ha rmngszu stand des Verhält- 
nisses der Zahl der Leistungsempfänyer zur Zahl 
der Vers ic.ii arten noch nicht erreicht ist. ln Zukunft 
wird der Anteil der Lcislungsempfänger beträchtlich 
ans leigen, was der clarge stellten Entwicklung in ent- 
sprechend stärkerem Umfange entgegen wirkt. 


Zusatzversicherungen für einzelne Berufe (142} 

167. Diese Gruppe der : inzunijssystcnie erfaßt 
r j* Institutionen j e Angehörige bestimmter Berufe 

-- außer!;. )b des i jflenUichen Ebenstes — auf eine 
zusätzliche Alters-, Iri valUfitäls^ und Hmterbhc- 
benenrente versichern, w. nn d r Anspruch auf d 
zusätzliche Versicherung gesetzlich ödet tanfver- 
traglich geregt • üst. Da diese Gruppe mit dieser 
Definition erstmals m das Sozmlbudgel .nif genom- 
men worden ist. konnten noch nidit alle in Betracht 
kommenden Institutionen erfaßt Werden. Bis letzt 
sind hier enthalten 

— die hüHenknappsdiaftliche Pensionsversicheumg 
im Saarland, 

- die Versorgnngsanstult de! Deutschen Bezirks- 
schornsteinf egerme i s t er und 

— rite Veisorgungsajistalt der Kammkehrergesellen. 

An der Vei vollsländigung dieses Bereiches wird ge- 
arbeitet. 

168. Der Untfdm] des versicherten Pcrsonenk reises 
s c * Zahl der Rentenfälle smd derzeit noch 
nicht bekannt 

169. Die Lei.siu.ngen (vgl. Schaubild 30 und Über- 
sichten 84 und 85) der erfaßten Institutionen zeigen 

nennend Do Abweichung von dem all- 
gemeinen Treu i : sie U heu hauptsächlich aus 
Ken ten leislungeu. 

170 . Die Finanzierung geschieht durdi Bei trage der 
Arbeitgeber und der Versicherten | Versoigunqs- 
anstalt der Bezirksschomsteinlegeimeister: nur Ver- 
sidiertenbei träge) öffentliche Mittel erhalt die 
H u tt e ixkn a pps ch a Ü.1 i d i e Pe n s i ( > n s v t u s i c h erun g i u i 
Saarland und zwar einen Bumleszuschuß, für den 
ein bestimmter Prozentsatz der Rentenausgaben 
festgesetzt ist. 

Die relativ hohen V m gensertrage — ungefähr 
em Viertel der Einnahmen - — sind das Ergebnis der 
von den erfaßten Institutionen in den letzten Jahren 
erzielten laufenden Ubersdmssen (zwischen 27 und 
38 v. H. der Einnahmen), die dem Vermögen um- 
flossen. 


Entschädigungsleistungen [300j 

171. Urner diesem Sammelbegriff werden die 
Soz lalle istungen züsammenrjeiaßt, die zum Aus- 
gleich für Schaden aufgrund polnischer Ereignisse 

— insbesondere durch den Krieg und seine Folgen 
sowie durch die na Lionai soziu E isIIscUg Verfolgung 
entstanden sind sowie wegen geselzlifhcr Dienst- 
p f l i d 1 1 vei ha 1 tn i sse (z. B. Wehrdienst, ziviler Ersatz- 
dienst) gewahrL werden, und zwar im einzelnen: 

die Leistungen an Kriegsbeschädigte und ihnen 
Gleichgestellte /2ÜJ/ 

— die Leistungen an Kriegsbeschädigte und ihnen 
G! eichges 1 e 1 1 Le [302} 

— die Leistungen zur Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts (303 j 

— die Leistungen an Knegsgefangeue und politische 
Häftlinge sowie 

— die Dnlerhults.sichemmj für Wehrdienst- und 
Ersatzdienstleistende sowie ihrer Familienange- 
hörigen [3041. 


172. Durdi ständige Leistungsverbesseniiigen weitst 
die Gesamtheit der Enlschadigungsieistungen eine 
stetig steigende Tendenz im Benchtszeitramu auf. 
Der Anteil der Entschadigunysleisl urigen a fü SoziaU 
budgel lag im Jahre 1950 bei 18,8 v H '9U b i 
i wird nt Iahte 1975 7,0 v. IJ. aus- 
machen (ygh tlbersiduen 86 bis 88), 


S c h a u b i 1 d 38 


Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 



1950 1955 1960 1965 1970 1975 
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Übersicht 86 

Entschädtguagsleistungen 
Kurzfristige Prognose 
1969, 1 970 und 1971 



1369 


1970 


(971 


IM. 7D i 

3 970 71 


Millionen 
DM | 

v. H 

Millionen i 
DM 

v, I L 

Millionen 

DM 


Vr H. 


i 

Leistungen 

Geldleistungen 

9 320 

1* i 

37,8 

1(1045 

7 M 

)&*'**?* 

10 584 

88.2 1 

4 7/3 

4 5,4 

Sachleistungen . - . - , 

531 

5.0 

563 

4,0 \ 

602 

5,0 

*6,0 


A 1 1 g ern e ine D i e ns te 

und Leistungen ...... 

554 

5,2 

602 

5,3 

609 

5,f 

3-8,7 

■i 1,2 

Verrechnungen . , . . . . . , 

210 

2,0 

i\5 

1,0 

204 

u\ 

4 2,4 


insgesamt . . , 

1 0 615 

JÖO 

| 1 1 425 

100 

11 399 

100 

\ 7 ß 

■ 5.0 

Finanzierung 

Orient Ische Mittel . . ' 

9 609 

90,5 

10 424 

yi,2 

1 1 013 

QU 

■f 9ß 

- -5.7 

Vermögensertrlge 

0 

(10 

1 

0,0 

I 

0.0 


Oß 

Sonstige Einnahmen ■ 

1 006 

9,5 

1 000 

fl, 9 

985 

8.2 1 

~0ß 

- 1,5 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

r— 


— 

— 

insgesamt . . 

10 615 

wo 

1 1 425 

100 

1 1 999 

100 

- 7,G 

5,0 


Übersicht 87 

EntscMdlgungsleislungen 
Mittelfristige Projektion 
1 965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965/70 

1970/75 

; 4 fc, -frUF 

.7 4* 

Md honen 
DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

vH ; 

Millionen 

DM 

v. H, 

v.R 
|.Ta h re*- 
durdisdmiltc) 

Leistungen 

Geldleistungen 

8 802 

89,0 

jj 

10 045 

87,9 

12 650 

88,4 

+ 2, 7 

+ 4,7 

Sachleistungen 

382 

3,9 

563 

4ß 

688 

4,8 

8,1 

+ 4,1 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen ............... 

545 

■V J 

G02 

5,3 

768 

5,3 

4 -2ß 

+5,0 

Verrechnungen 

156 

Iß 

215 

m 

210 

J,5 

~r6,6 

-0,5 

insgesamt . . 

9 885 

100 

1 1 425 

WO 

U 316 

100 

+ 2,9 

+ 4,6 

Finanzierung 

1 








öffentliche Mittel 

8 666 

87, 7 

1 10 424 

91,2 

13 589 

94,9 

+ 3.B 

F 5,5 

Vermöge ns er trage 

0 

0ß 

0 

Oß 

1 

0,0 

0,0 

. 

Sonstige Einnahmen 

1 219 

12,3 

1 000 

8,8 

726 

5A 

, -3,9 

6,2 

Ver re dm ungen 

_ 

— 

! “ 

— 

— 

— 

7 

— 

insgesamt , , 

| 9 885 

JOD 

1 1 425 

100 

14 :no 

100 

+ 2 ß 

4 -4ß 
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Übersicht 88 

Entschädigungsleistiingen 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 


1950 

1975 

1950/' 1 975 

, 

1 Millionen i 

v.H. , 

Millionen i , , 

DM v 

v. H. 

i (Jahres- 

DM 

durch- 

schnitle) 


Leistungen 

Geldleistungen 

Sachleistungen - 

Allgemeine Dienste und Leistungen 
Verrechnungen 


2819 

140 

! 17 

39 

. i 

89ß 
4,5 | 
4,7 

1,2 

12 650 

688 

768 

210 

88,4 

4,8 

5.3 

1.4 

i-6 r 2 

■1 6,6 

+ 6, fi 
+ 7,0 


insgesamt . . . 

3 145 

100 

14316 

wo 

+ 6,3 

Finanzierung 







öffentliche Mittel 


2 177 

69,2 ; 

13 589 

04.9 

+7,6 

Vermögenserlräge . . . 


— 

— 1 

1 

0,0 


Sonstige Einnahmen 


968 

30,8 

726 

5.1 ' 

-5,6 

Verrechnungen • - 


1 

— i 

— 


— 


insgesamt ... 

\ 3 145 

100 f 

14316 

WO 

+ 6,3 


Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer [301} 

173. i nter dieser Institution werden alle nadi deal 
Buminsvorsonjiuitjsrjese!'/. (BVG) gewahrten Leistun- 
{ n erfaßt. Dieses aus de Ja! re .950 stammende 
Gesetz regelt du: Vorscirgungsdnspriidu* doi Ivrie i- 
beschädigten, d. h aller Personen, di durch Kriegs- 
einwirkungen eine Gesundheitssdiadigmig erlitten 
haben. Ist der Beschädigte an den Folgen der Schä- 
digung gestorben, erhalten die Hinterbliebenen 
ebenfalls Versorgung. Der Kreis der Anspruchs- 
berechtigtem de m Versorgung Sich nach Art. Um- 
fang und Hobe nach dem Bimdesversorgungsgesetz 
Lr-rmßt, wurh : im 1 .ule der Jahre ausgedehnt auf 
die Angehörigen von Kriegsgefangenen (Gesetz 
über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen - übG), auf die ehemaligen pol i - 
1 sehen Häftlinge (Häftlingshilft igesetz — HHG), auf 
die ehemaligen Bundeswehrsoldalen (Soidatenver- 
sorgungsgesetz — SVG) und auf die Ersatz-dienst- 
Leistenden (Gesetz über den zivilen Ersatzdienst — 
ErsDiG). 

174. Gewahrt werden nach dem B nn des verso r- 
gtingsgeseLz vor allem Renten, Da es hier um einen 
Ausgleich, von gesundheitlichen Schädigungen geht, 
nehmen daneben Heil- und Krankenbehandlung 
einen relativ großen Raum ein. Eine ähnliche Fuak- 
t m wie die Sozialhilfe* irxi generellen System der 
sozialen Sicherung erfüllt die Kr legsopferfursorge 
irn Rahmen der Leistungen nach dem B und es verso r- 
gungsgesetz: Zusätzliche Hilfe für individuelle Not- 


lagen. Leistungen der Kriegsopferfürsorge sind: Be- 
rufslürsorye zur Eingliederung dar BescliädigUut in 
den A ), p rzieh ungsbei hi Ifon für W 

und Kmdi vo: Beschädigten, ergänzende 1 1 ur 
Lebensunterhalt, Erhülungs- und Wohnungsfürsorge 
sowie einige andere Maßnab inen. 

175, Der Anteil der Versorijungsberechtigtcn an 
der Ge ntbevölkerung der Bundesrepublik Deutsch- 
land lag im Jahre 1950 bei 8 v.H. und im Jahre 1965 
bei 5 v. H. 1975 werden es 4 v, H. sein. Die Leistun- 
gen ler Institution Versorgung der Kriegs- und 
Weh rdienstopfßl machten n Jah s 1959 J H 8 v. H. 
und im Jahre 1965 6,8 v. H. des Gesamtvolumens 
der Sozial lei stunden aus; 1975 werden es 4,8 v. H. 
sein. 


Leistungen 

176. Gestiegen ist der Gesamtbetrag der Leistun- 
g m vo] rd. 2 Mrd. >M n .Jahre J9ä0 über knapp 
6 Mrd. DM \m Jahre 1965 auf nahezu 7 ] Mrd DM 
Lm Berichtsjahr; 1975 wird er knapp unler 10 Mrd. 
DM liegen; das bedeutet nahezu eine Verfünffachimg 
iui Berichtszeitraum (vgl. Schaubild 39). Vergleicht 
mau die Entwicklung der Gesamtzahl der anei kann- 
ten Versorgungsiberechügten [vgl. Schaubild 40) mit 
der der Gesamtleistungen, so zeigt sich, daß ledig- 
lich die Steigerung von 1950/1955 auf die Zunahme 
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Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 
Zahl der Versorgungsberechtigten 
(in 1000] 


Versorgungsbereäuigta am .lahrosonde 

1950 

1955 

1960 

1965 

1970 

1H75 

Beschädigte 

1 546 

1 503 

1 419 

1 337 

: 215 

1 037 

Witwen und Witw r er 

935 

1 169 

1 164 

1 157 

1 120 

1 029 

Waisen 

1 355 

1 131 

417 

98 

50 

24 

Eltern 

223 

340 

253 

214 

194 

173 

insgesamt . . . 

4 059 

4 143 

3 253 

2 BOG 

2 579 

2 263 


de Zahl de: L ungsemplarnjer /.uruckzuführen ist 
vor allem auf einen .sprunghaften Anstieg der Zahl 
der W'itwen (vgl. Übersicht 89). Da die Zahl der 
Versorgungsberechtiglen aus natürlichen Gründen 
rückläufig ist — besonders stark die Zahl der Wai- 
sen — scheidet dieser Faktor zur Erklärung für den 
Anstieg des Leistungsvolumeiisin der Folgezeit aus. 

Er beruht vielnjifcjn auf Ständigen Lcdstungsverbes- 
serungcn, die sowohl in strukturellen Änderungen 
als auch in Anpassungen an die Entwicklung der 
Einkommen bestehen. Deutlich laßt sidi das b< 
einem Vergleich mit der gesetzlichen Entwicklung 
erkennen. So erklärt sich die Steigerung von i960 
auf 1965 ans dein l. und 2. Ne uord min gsgese tz von 
I960 bzw. 1954, die von 1955 auf 1970 aus dem 


S c h a u b i 1 d 39 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Mrd DM 



3. Neuordnungsgesetz und dom 1 Anpassungsgesetz 
von 1957 bzw. 1970. Letzteres beeinflußt durch -die 
damit eingelührlo Dynamisierung der Versorq.mgs- 
rentcn {w > bei dei u müsreuten in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung) du 1 Zuwachsrate 1970/75 
entscheidend, die mit 5,8 v. H. über der von 1960/65 
(5,0 v. H.i l egt. 

Schaubild 40 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Anspruchsberechtigte insgesamt 

1950 bis 1975 


Mio l Ar-. 
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177. Das Schwergewicht der Leistungen nach dem 
Bundesversorguncjsgesetz (vgl. Schaubüd 41) liegt 
eindeutig bei den Geldleistungen. Sie machen wäh- 
rend des Berichtszeitraums — etwas mehr als 
85 v. H. aus. Der größte Anteil entfällt davon auf 
Remenieistungen und zwar auf Beschädigten- und 
Witwenrenten, mit Abstand folgen die Eltern- und 
Waisenrenten (vgl. auch Schaubild 42 und Über- 
sichten 90 bss 92) 

Vergleicht man die Struktur der Geldleistungen in 
den Jahren 19G9 bis 1971 (vgl. Schaubild 42), so kann 
man feststellen: 

— Ab 1970 werden die Ka p i ta lab find uti gen nicht 
mehr ausgewiesen. Sie werden zwar weiter ge- 
währt, jedoch über den freien Kapitalmarkt 
finanziert. Aus öffentlichen Mitteln werden Zins- 
zusäiüsse gewährt, die bei den sonstigen Lei- 
stungen erfaßt werden. 

- Der Anteil der Witwenrenten steigt von 1970 an. 
Dies beruht auf der strukturellen LeisLungsanhe- 
bung der Witwenrenten aul Grund des I. An- 
pdssungsgesetzes von 1970. 

- Der Anteil aller anderen Geldleistungen ist rück- 
läufig. 

Die Geldleistungen der Kriegsopferfürsorge bestehen 
zu mehr als der Hälfte aus Erziehungsbeihilfen 

178. Der Anteil der Sachleistungen an den Gesamt- 
leistungen liegt bei ca. 7 v. H., der grüßte teil 
davon entfällt aul die Kranken- und Heilbehand- 
lung, der geringere Teil auf Leistungen der Kriegs- 
opierfürsurge, m B. Erhokmgsfürsorge. 

179. ln ähnlichen Größenordnungen, nämlich bei 
etwa 5 v. H . bewegen sich die Verwdltungsleistun- 
gen. 

S c h a ü b i 1 d 41 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Leistungen in Mrd. DM 

I960, 196b, 19/5 


Wd DM 



S t h a u b i 1 d 42 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Struktur der Geldleistungen *) 

1969 , 1970 , 197 1 

1969 



1970 



6,285 Mrd. DM 
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Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 
Kurzfristige Prognose 
1 969, 1970 und 1971 


1909 

1970 

1971 

I960 70 i 1970/71 

Millionen ,, 

DM vH 

Millionen 

DM 

Millionen 1 

DM 

v. H. 


L«' ■ ingen 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

I 

5 608 

517 

Hiß 

7.8 

4.8 

2.8 

0 285 

549 

364 

192 

85,1 

7,4 

4,9 

2,6 

6 747 

588 

367 

180 

05,6 

7.5 i 

4.6 

2.3 

+ 12 f l 
-\- 7,0 

- 13,4 

0,0 

■; 7,4 
4- 7,1 

-r -0M 

6,2 

Verrechnungen 

188 

insgesamt . 

6 664 

100 

1 7 390 

100 

7 882 

100 , 

11,4 

■ 6,7 

Finanzierung 









öffentliche Mittel 

0 634 

100 

7 389 

WO 

7 881 

100 

4- 1 1,4 

■4-6,7 

Vormöqenseitrüqe 

0 

0,0 

] 

0,0 

1 

0,0 1 


0,0 

Sonstig». Hinnahmen 

0 

0,0 

0 

o t o 

0 

0,0 1 

0,0 

0.0 

Verrechnungen 



— 

— 

— 

— 

___ _-! 

- 

— 

insgesamt . 

6 634 

wo 

7 390 

100 

7 882 

100 

- 11,4 

■ 6/7 
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Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 
Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 


1 970 

1975 

5 70 

1970/75 


( r " ’ 

Millionen 

DM 

v. H 

Millionen 

DM 

V H. 

Millionen 

DM 

\\ H. 

V H. 

(Jahres- 

durchschnitte) 

Leistungen 









Geldleistungen 

4 985 

85,9 

ij 285 

85. 1 

; 162 

86.1 

* 4,7 

■ 6;J 

Sachleistungen 

379 

6,5 

549 

7,7 

673 

6,9 

4-7,? 


Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

302 

5,2 

364 

4.9 

497 

5,1 

-3.8 

■ 6,4 

Verrechnungen 

137 

2,4 

192 

2,6 

190 

19 

f 7,0 

0,2 

insgesamt . 

5 803 

100 

7 390 

100 

9 822 

WO \ 

4- 5,0 

5,8 

Finanzierung 









öffentliche Mittel 

5 803 

100,0 

7 389 

100 t 0 

9 821 

100,0 

-i -5,0 

+ 5,8 

Vermögenserträge 

0 

0,0 

1 

0.0 

1 

0,0 


0.0 

Sonstige Einnahmen 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 

0.0 

0,0 

o,o 

Verrechnungen . 

i 


— 

— 


— 

— 

— 

insgesamt . . . 

. 5 803 

WO 

7 390 

100 

9 322 

100 

4 5,0 

4 5,15 
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Übersicht 92 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 




1950 

■i 

1975 


1 1950/1975 



Millionen 

DM 

v. TL 

Millionen * 
DM 

J 

V.1I. 

v, H. 
(Jabrca- 
durdi- 
sdinittej 

Leistungen 

Geldleistungen 


t $67 

1 

87,2 

8 462 

86 J 

+ 6,2 

Sachleistungen 



1 40 

6,5 

673 

6,9 

+ 6,5 

Allgemeine Dienste und Leistungen , 


. . 106 

4,9 

497 

5,J 

+ 6,4 

Verrechnungen * v 


. . I 29 

M 

190 

1,9 

+ 7,8 


insgesamt 

. . : 2 J 42 

WO 

9 822 

WO 

| +6,3 

Finanzierung 

öffentliche Mittel 


..j 2 136 

99 J 

9 82! 

WO, G 

+ 6,3 

Vermögenserlräge 


— 

— 

1 

Oß 


Sonstige Einnahmen 


. . ' 6 

0,3 | 

0 

0,0 

i 


Verrechnungen 


. J — * 

1 

— 




insgesamt , 

2 142 

WO 

9 022 

JÜ0 

+ 6,3 


') uh.it ■ Krii' i gsopierlurstjrij(' 


180. Etwa 2 v. H, der gesamten Leistungen für die 
Kriegs- und Wehrdienst opfer smd Verrechnungen, 
vorwiegend Erstattungen für Leistungen anderer 
Träger an BVG -Berechtigte. Ab 1960 machen die 
Erstattungen an die gesetzliche Krankenversiche- 
rung für Leistungen, die diese w-egen Folgen der 
erlittenen Gesundheitsschädigung an die Kriegs- 
und Wehrdienstopfer gewährt, den größten Teil der 
Verrechnungsausgaben aus. 


Finanzierung 

181. Die Leistungen nach dem Bandesversorgungs- 
gesetz werden zu 99 v. H. aus öffentlichen Mitteln 
finanziert. Eine Ausnahme machen lediglich die Ka- 
pitalabfindungen, die ab 1970 über den Kapitalmarkt 
finanziert wurden. Der bei weitem größte Teil, näm- 
lich die gesamten Kosten der Versorgung (Renten, 
Heil- und Krankenbehandlung), entfällt auf den 
Bund (Artikel 120 GG), außerdem seit 1964 rd, 
80 v. H, der Aufwendungen für die Kriegsopferfür- 
sorge (1. Uberleitungsgesetz). 

Die restlichen ca, 20 v. H. der Kriegsopferfürsorge 
sowie die VerwaJtungsk osten für die Versorgungs- 
leist ungen werden von den Landern getragen. Da 
die Durchführung der Kriegsopferfürsorge bei den 
Fü rsorgcste] len fu r Kriegsopfer r und den Haupt- 
fürsorgestellen liegt, werden die Verwaltungs- 
leistungen hierfür nahezu vollständig von den 


Gemeinden bzw, Gomeindeverbänden erbracht. Der 
Antei] des Bundes an der Finanzierung beläuft sich 
demnach auf reichlich 90 v. FL, der der Länder und 
Gemeinden (Gv) auf weniger als 10 v. H. 


Lastenausglelch [ 302 } 

182. Während mit dem Bundesversorgungsgesetz 
(BVG) die Versorgung der Kriegsbeschädigten 
si che rges teilt wurde, regelt die Gesetzgebung des 
Lastenausgleidis (LAG) die Ansprüche der Kriegs- 
geschädigten an die Allgemeinheit. Aus der Viel- 
falt der Kriegs- und Kriegsfolgeschäden berück- 
sichtigt das LAG Vertreibungsschäden, Ostschäden, 
Sparerschäden, Kriegsschäden sowie Zonen schaden, 
sofern sie zu einem Schaden am Vermögen oder in 
der Existenzgrundlage geführt haben. 


Leistungen 

183. Nach den neuesten Sch alz ungen des Bundes- 
ausgleichsamtes, die bereits düe Änderungen durch 
das 23. Änderungsgesetz zum Lastcnausgleiehs- 
gesetz be rüde sichtigen, werden die Gesamtausgaben 
für den Lastenausgleich mit 114 Mrd, DM ver- 
anschlagt, davon waren am 3L Dezember 1970 
rd. 7G Milliarden DM, als etwa zwei Drittel 
gezahlt. Die verwaltungsmäßige Abwicklung des 
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Lastenausgloichs ist noch weiter fortgeschritten, da 
die Sd iatk?n sie s Ls telluiig — bis auf die nach dem 
21. yj tu l 23. Lastenausgleicbsänderungsgeseiz em- 
bczogenen Zonen schaden — und auch die Zu- 
erkermung der Hauptentschädigung im wesentlichen 
abgeschlossen ist und in den nächsten Jahrzehnten 
zum überwiegenden Teil nur noch die zur Alters- 
versorgung erforderlichen Renten leis tungen zu 
zahlen sind, 

1Ö4. Die Gesamtheit der Ausgleichs Leistungen, die 
nach geltendem Recht gewährt werden, sind zu- 
sammen mit den dafür aufgewandten Beträgen und 
ihrem Anteil an den Gesamtausgaben in der Über- 
sicht 93 da rges teilt. 


18S. 1 m Rahmen des Sozialbudgets werden über- 

einstimmend mit der Abgrenzung der öffentlichen 
Einkommensübertragungen in der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung folgende Ausgleichsleislun- 
gen erfaßt : 

— Unterhaltshi lfe r 

— Emschüdigungsrenfe, 

— Beihilfen aus dem Iha i honds 
(laufende Beihilfe und Hausratsbeihilfe), 

— Hausratsentsdiädjgung sowie 

— Ausbildmigshilfe. 


Übersicht 93 


Lastenausgleich 


Leisiungsart 


Leistungen 1970 


Millionen 

DM 


1. Hauptentsdiädigung . . . ■ 

a) Barieistungen . . 

b) Tilgung von Deckiingsforderungen aus Spareinlagen, Schuldverschrei- 
bungen < , - - 

2. Kriegssdiadenrente 

a) Unterhaitshilfe 

b) Entschädigungsrente . 

3. Hausratentschädigung 

4. Härtefonds * 

öl) Beihilfe zum Lebensunterhalt 

b) Besondere laufende Beihilfen 

c) Darlehen und Hausratbeihilfe . 

.5. Sonstige Fü rde n mg smaßn ahmen (insbesondere Ausbildungshilfe) 

6. Sparentschädigung 

a) Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener * 

b) AUsparerentschädigung ......... 

7. Entschädigungen nach dem Wertpapierbereinigungs- Schiufrgesetz 

8. Aufbandarlehen 

9. Leistungen aus der Aufnahme von Krediten (Tilgung, Zinsen und Kosten, 

Kurspflege) 

10, Kosten der Darlehens Verwaltung 


t 313 

33,8 

(990) 

( 25 , 5 ) 

(323) 

( 8 , 3 ) 

l 575 

40,5 

(1 293) 

(33,3) 

(282) 

(7,2) 

27 

0,7 

75 

1,9 

(44) 

(U) 

U4) 

( 0 , 4 ) 

(17) 

( 0 , 4 ) 

11 

0,3 

(9) 


208 

5,3 

(3> 

(0,0) 

(205) 

(5,3) 

34 

0,9 

117 

3,0 

504 

13,0 

24 

0,6 


insgesamt ") . . . 


3 888 


100,0 


g ohne VerwaJiungskosLen 
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Nach der Übersicht 93 machen diese Leistungen 1970 
knapp die Hälfte der Aufwendungen für den 
Lasten Ausgleich ejus. 

Der Anteil der hier verfaßten Ausglei dudelst ungen 
am Gesamtvolumen des Sozialbudgets betrug 1950 
reu 6 v, H.. 1965 waren es 2 v. II. und 1974 wird es 
I v. H. sein, Die Ausgaben f ü r den. Lasten Ausgleich 
sind demnach absolut {vgl. Schaubild 43] und relativ 
luckläufi-g. 

186. Die im Rahmen des Sozialbudgels aus- 
gewiesenen Leistungen des Lastenausg Leichs sind 
alle den Geldleistungen zuzuordnen (vgL Über- 
sichten 94 bis 96) Den wesentlichen Teil d»ar Geld- 
leistungen, nämlich rd. 80 v, H. machen die Uixter- 
haUshilfe und die ihr gleidizu setzende Beihilfe zum 
Löbenjsunterhalt aus dem llärtefonds aus, Rund 
20 v. H. der Geldleistungen entfallen auf die Ent- 
sctiädigungsrente und die ihr entsprechende „be- 
sondere laufende Beihilfe" aus dem Hartefonds. Die 
Entwicklung der im Sozialbudge? ausgewiesenen 
Ausgieidnsleistungen spiegelt demnach im wesent- 
lichen die Entwicklung der Ausgaben für die Ren t en- 
leis tungen wider (vgl. Schau bi kl 44). 


Schau bild 43 

Lastenausgleich 

Leistungen insgesamt 

1950 tu s 1975 


Wir U DM 



S c h ü Li b i 1 d 44 


Lastenausgleich 

Struktur der Geldleistungen *) 

196b und 197b 
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Übersicht 94 


Lastenausgleich 
Kurzfristige Prognose 
1 969, 1970 and 1971 



1 969 


1970 


1971 


196976 

1970 71 


Millionen 1 
DM | 

vH. 

.. ' J 

Milli« >ncn 
DM 

v i L 

Millionen 1 
DM 


v. H. 


1 

Leistungen 

1 


r 

j 





Geldleistungen 

1 646 

9. 3,2 

I G48 

93,; 

] 646 

93,0 

-- 0 , ? 

öj 

Sachleistungen 

Lp mt • ^ 

1 

r ’ ** 


— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

98 

1,6 1 

99 

Crfi 

99 

5,6 

F 1,0 

0,0 

Verrechnungen 

22 

1,2 

23 

1,3 1 

24 

M; 

■ 4,5 

\~4,3 

insgesamt . . 

| 1 7üf> 

100 

1 770 

WO | 

] 769 

Wü 

F 0,2 

- 0,1 

Finanzierung 

Di fenl liehe* ittel 


.n o 

770 

43,3 

704 

1 1,3 

* 1/3 

- Oß 

*- Iß 

iß 

Sonstige Einnahmen . < , , 

t UV 

1 OOS 

57,0 

1 000 

56 , 5 

981 

55,7 

insgesamt , . 

1 766 

WO 

I 770 

WO 

1 769 

WO 

4- 0,2 

0,1 
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LastenausgleEdi 
Mittelfristige Projektion 
19fS5 r 1970 und 1975 


\ 

1965 


1970 

1975 


1005,70 1070/75 

i 

Millionen 1 
DM 

1 

v i I 

Millionen 

DM 

v, H. ! 

| 

Millionen | 
DM j 

I 

v H 

V. li 

(Jahr es ■ 
durchschnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

1 880 

93,6 

! 648 

93,1 

1 210 

92, Ö 

2,7 

- 6,0 

Sachleistungen 

— 

— 

— 


— 


— — 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

1 HO 

5,5 

i 

99 

5,6 

73 

5,6 

-2,1 

-5,9 

Verrechnungen 

19 

0,9 

23 

1,3 , 

20 

1,5 

F 3,9 

2,3 

insgesamt 

2 009 

100 

1 770 

100 

1 303 

100 

- 2ß 

-5,9 

Finanzierung 

Öffentliche Mittel 

790 

: 

770 

43,5 

1 

577 

44,3 

-0,5 

5,9 

Sonstige Einnahmen 

! 219 

60,7 

1 000 

56,5 

m 

55,7 

3,9 

- 6,2 

insgesamt . . . 

| 2 009 

100 

1 770 

WO 

1 303 

WO 

2ß 

5,9 
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Lastenausglcich 
Langfristiger Trend 
1950 und 1975 


Ä7 jfe» 1 1 ■> r 

1950 

1975 

1950/1075 

Millionen 

DM 

V. H 

Millionen 

DM 

v. H. 

v, H. 
(Jahres- 
durch- 
sdin-fttle) 

Leistungen 






Geldleistungen 

952 

9Hf.fi 

1 210 

92,9 

+■ J,0 

Sachleistungen 






Allgemeine Dienste und Leistungen 


4.1 

73 

Sß 

+ 2,3 

Verrechnungen . 

10 

;,ö 

20 

1.5 

4- 2,8 

insgesamt 

1 003 

wo 

1 303 

100 

+ 1.1 

Finanzierung 



i 



Öffentliche Mittel . . * 

41 

4.1 

577 

44,3 

11.2 

Sonstige Einnahmen * . 

962 

95.9 

726 

55,7 


insgesamt . 

1 003 

m 

1 303 

100 

T U 
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187. Vergleicht man die Entwicklung bei der Zahl I 
der Empfänger von K liegsschaden rente (Unterhalts- 
hilTc und Entschädig ungsrenle), die das Schau bi Id 45 
zeigt, mit der Entwicklung der Gesamtleistungen i 
des Lastenausglcichs (vgl. Schaubild 43) r so wird 
deutlich, in we Idiom Maß Lei stungs Verbesserungen 
im Last enausgl ei dis recht in der Vergangenheit Pia 1z ; 
gegriffen haben. Besonders groß waren diese in der 
Vergangenheit in den Jahren I960 und 1965, m 
denen bei sinkender Empfange rz ah 1 soigar absolut 
steigende Ausgaben zu verzeichnen sind. Im Zeit- 
raum 1969/71 sorgen das 1. und das 2. Unterhalts- 
hilfe-Anpassungsgesetz (UAG) für nahezu konstante 
Ausgaben bei sinkender Empfängerzahl. Die Schät- 
zungen für das Jahr 1975 basieren — wie auch sonst 
im Sozialbudget — auf eiern geltenden Recht 
(SlammsaLz der Unterhallshilfe 235, — DM monatl.J. 

S c h a u b i 1 d 45 


Lastenausgieich 

*r\ 

Empfänger von Kriegsschadenrente * 

1955 bis 1975 



188, Die allgemeinen Dienste und Leistungen be- 
stellen lediglich aus einem auf 6 v. H. der Geld- 
leistungen geschätzten VerwalumgskostenanteiL 

189. Die Verrechnungen enthalten die Erstattungen 
hir die Kranken Versorgung gemäß § 276 LAG. 


Finanzierung 

190. im Prinzip wird der Lastenausgieich du ich 
A us gl e l dns ab g a b en auf das erhalten gebliebene 
Vermögen und auf Sdhuldenge winne finanziert. Zu- 
sammen mit beträchtlichen Zuschüssen der öffent- 
lichen Hand — die infolge rückläufiger Erträge aus 
den Lastenausgleichsabgaben - — ständig an Ge- 
wicht gewinnen — fließen diese Mittel in ein Sonder- 
vermögen des Bundes (Ausgleichsfonds), aus dem 
die AusgleichsleisVungen bewirkt werden. 

191- Die Zusammensetzung der GesamUina.nzie- 
rung des Lcistenausgleichs im Jahre 1970 ist in 
Übersicht 97 dargestellt. 


Übersicht 97 


Lastenausgleich 



Finanzierung 

1970 

Fi namie rungsart 

Mil- 

Honen 

DM 

v, H. 

Vermögensabgabe 

1 34? 

34 t G 

Hypotbekengewinnabgabe 

174 

4,5 

Kretlitqewinnabgabe 

60 

1,5 

Zuschüsse der Länder nach Abs. 2 
LAG 

719 

je,5 

Zuschuß des Bundes und der Län- 
der nach § 6 Abs. 4 LAG 

642 

16,5 

Bundesz uschaß zum Härtefonds . . 

38 

0,9 

übrige Einnahmen (insbesondere 
Darlehensrückflüsse) 

619 

15,9 

Aufnahme von Krediten 

295 

7,6 

insgesamt *) , . . 

3 894 

100,0 


') ohne Verwahuagskosten 
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192, Die in den Finanz! erungstabellcn. des Sozial- 
budgets aus gewiesenen FmanzierungsmiLtel um- 
fassen nur den Teil der Gesamteinnahmen des Aus- 
gleichs fonds, der nach den hier getroffenen Ab' 
grenzurtgen zur Finanzierung der Aufgaben be- 
nötigt wird: 

Bei den öffentlichen Miltein (vgl. Schaubild 46) 
werden erfaßt 

— die Zahlungen des Bundes und der Lander zur 
Unterhaltshilfe 

— der Zuschuß des Bundes zum Härtefonds 

— die (im Nachweis des Lastenausgleichsfonds 
nicht enthaltenen) Verwalluilgsk osten der Län- 
der, die mit 6 v. H. der Geldleistungen ver- 
anschlagt sind. 

193, Bei der verbleibenden Differenz zu dem Aul- 
w en düngen ist für die Zwecke des Sozialbudgets 
unterstellt., daß sie aus den Lastenausgleichsabgaben 
finanziert wird. Dieso werden den „Sonstigen Ein- 
nahme nF zu geordnet. 


Wiedergutmachung [303} 

194. Wahrend die Ansprüche der durch den Krieg 
und seine Folgen Be- und Geschädigten und 
ihrer Hinterbliebenen in getrennten Gesetzeswerken 
(BVG und LAG) geregelt sind, sind die Ausgleichs- 
lei s Lungen für Schädigungen du? ch die national- 
sozialistische Veifolgung an Gesundheit sowie am 
Vermögen und an der Existenzgrundlage in einem 
Gesetzes werk kodifiziert, dem BnndesenLschädi- 
gungsgesulz (BEG). Dies gilt allerdings mir, sofern 
die entzogenen Vermögensgegenstände nicht mehr 
durch Rückgabe oder einen Ersatzanspruch hierfür 
ausgeglichen werden können. Letzteres ist im Bun- 
des rückersi attungsgesetz (BRüG| geregelt, 

Fine Statistik über die Zahl der Empfänger von Wie- 
dergut.machungsleistungen fehlt bis heute:, so daß 
die Bedeutung der Wiedergutinächungsleistungen 
bezogen auf die Große des Empfängerkreises nicht 
dargestelll werden kann. 

Leistungen 

195. Die Gesamtheit der nach geltendem Recht 
gewährten Wiedei gutinadiungsleislungen sind zu- 


S c h a ii h i ! d 4ß 


Lastenausgieich 

Finanzierung im Rahmen des Sozialbudgets 

1965 und 1975 


1965 


Ö f ’fpF i tl füf ie Mi tte! 40 % 

s) Zahlungen eins Bundes und 
dei Länder zur Unterhalts- 
hilfe 

So ns ttge E innah men b f 1 U5C h u p> d 6 ndes z u ns 

Hartefonds 



2,009 Mrd. DM 


1975 


Öffentliche Mittel 45 % 



1,303 Mrd. DM 
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Wiedergutmachung 


Leistungsart 


1. Schaden an Leben . . . . 

a) Kapitalentschädigung 

b) Renten 

2. Schaden an Körper oder Gesundheit 

a) Kapitalentsch i tukj 

b) Renten 

3. Schaden an Freiheit (nur KapHalentschädigung) .. . > , 

4. Schaden an Eigentum (nur Kapitalentschädigung) 

5. Schaden an Vermögen (nur Kapitalentschädigung) 

6. Schaden durch Zahlung von Sondern b gaben, Büßen und Kosten (mir Kapi- 

talentschädigung) , . 

7. Schaden im beruflichen Fortkommen 

a) Kapitalem Schädigung 

1)) Renten > 

o. Schaden im wirtschaftlichen Fortkommen 

a) Kapitalentschädigung , . . , . 

b) Renten - .......... 

9, Soforthilfe 

!& Erstattung für Kranken Versorgung . . . . . 

] 1 , Härteausgleidi 

a) Kapitalentschädigung 

b) Renten . . , * 

S 2. Vorschüsse - 


Leistungen 1 970 *) 


Millionen 

DM 

v. H. 

177,28 

8,5 

(5,28) 

(0.3) 

(172,00) 

( 8 . 2 ) 

1 075,03 

51,8 

(1 10,73) 

(5,3) 

(964,30) 

(46,5) 

15,84 

0,7 

2,92 

0,1 

4.44 

0,2 

1,22 

0,1 

482,58 

23,2 

(26,19) 

(1,3) 

(456.39) 

■ ( 21 , 9 ) 

13,39 

0,6 

(4,09) 

(0,2) 

(9,30) 

(0,4) 

1 .55 

0,1 

14,63 

0,7 

20,76 

1,0 

(4,78) 

(0,2) 

(15,98) 

( 0 , 8 ) 

270,94 

13,0 


insgesamt "*) 


2 080,03 IÖQ 


9 Redniunysergebnisäe, die mdd mit den Schätzwerten des Zahlenwerks überelnstiminen. da sie nadi Redaktions- 
schluss für den Tabellen teil eingingen. 

') ohne Verwallunyskosten 
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übersieht 99 


Wiedergutmachung 

Kurzfrihlige Prognose 
1999, 1970 und 1971 



1969 


1970 

1971 | 

1969/70 | 1970/71, 


Millionen 1 
DM 1 

V. H. 

Millionen 

DM 

v, R 

1 Millionen 

1 DM 


v . H. 


Leistungen 

Geldleistungen * 

1 795 

93,7 

1 813 

93,7 

t 886 

93,7 

+ lß 

+ 4,0 

Sachleistungen - 

14 

0,7 

14 

0,7 

14 

0,7 

Oß 

0,0 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

108 

5ß 

109 

5,6 

113 

5,6 

\ Oß 

+ 3,7 

Verrechnungen - , > . 

— - 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

insgesamt . . . 

! 917 

100 

1 936 

wo 

2 013 

IÖ0 

+ 1,0 

+4,0 


Finanzierung 

öffentliche Mittel 

1 917 

too 

1 936 

too 

2 013 

100 

+tß 

+ 4,0 

insgesamt , . . 

| I 917 

too 

1 936 

WO 

2 013 

100 

f 1,0 

+ 4,0 


Übersicht 100 


Wiedergutmachung 

Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1 965/70 I 1970/75 

Millionen 

DM 

V. H. 

Millionen 

DM 

v. R 

Millionen 

DM 

v. H. 

(Jahres- 

durchschnitte! 

v.R 

Leistungen 









Geldleistungen 

1 524 

94,2 

1 813 

93,7 

2 500 

93,8 

+ 3,5 

+ Oß 

Sachleistungen 

3 

0,2 

14 

0,7 

15 

0,6 

+ 36,0 

+ 1,4 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen . , . . 

91 

5,6 

109 

6,6 

150 

5ß 

+ 3,7 

+ 6ß 

Verrechnungen . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 618 

too 

1 936 

wo 

2 665 

WO 

+ 3,7 

+ 6,6 

Finanzierung 



1 






Öffentliche Mittel ♦ , 

I 618 

109,0 

1 936 

100,0 

2 665 

tOOß 

+ 3,7 

+ 6,6 

insgesamt . . , 

1 618 

100 

1 936 

100 

2 665 

wo 

+ 3,7 

+ Oß 
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Übersicht 101 


Wiedergutmachung 

Langfristiger Trend 
1 955 ') mid 1975 




1 955 

* “I 

1975 

1955/1975 



i Millionen 
DM , 

v. M- 

Millionen 

DM 

v U. 

r "j 4 

v.H 

Mahres- 
durch" 
sdi nitte) 

Leistlingen 

Geldleistungen 


i 

375 

94,2 \ 

2 500 

93,8 1 

4 7,9 

Sachleistungen 


— 

SPT’^J 

15 

0,6 


Allgemeine Dienste und Leistungen . . . , 


23 

r>,r, 

150 

5,6 

4- 9,8 

Verrechnungen * 

1 





i 

— 

— 1 

— 


insgesamt . . 

39IJ 

WO 

2 665 

100 

- 7,9 

Finanzierung 

Öffentliche Mittel 


398 

JßÖ.fl 

2 665 

100,0 

7,9 


insgesamt . . 

398 

wo 

2 605 

100 

7,9 


'} 1950 gab l>s noch keine Wiede;gulmadiunysLeis1um;'. j i! 


sammen mit den dafür im Jahre 1970 aufgewendeten I 
Beträgen und ihrem Anteil an den Gesamtausgaben 
in Übersicht 9$ dargestellt. 

Den Sozialausgaben zugeordnet und im Rahmen 
des Sozialbudgets erfaßt werden in Übereinstim- 
mung mit der Abgrenzung der Volkswirtschaltlichen 
Gesamtrechnung für die Öffentlichen Einkommens- 
Übertragungen von den Gesamtleistungen zur Wie- 
dergutmachung: 

— sämtliche Rentenleistungen 

— die Kapilalentschädigungen für Schaden an Le- 
ben, an Körper oder Gesundheit und an Freiheit 

sowie 

— die Soforthilfe 

— die Krankenversorgung, 

und zwar im Gegensatz zum voraufgegangenen So- 
zialbudget unabhängig davon, ob sie ins Inland 
oder ins Ausland fließen. 

Mit Ausnahme der Krankenversorgung, die als 
Sachleistung ausgewiesen wird, sind diese Aufwen- 
dungen den Geldleistungen zuzuordnen. Bezogen auf 
die Gesamtausgaben für die Wiedergutmachung im 
Jahre 1969 (vgk Übersicht 98) werden somit rund 
95 v, H. der Leistungen nach dem BEG ins dies- 
jährige Sozialbudget einbezogen. Diese Leistungen 
machen im Jahre 1955 rund 1 v, H., 1965 ca, 2 v. H. 
und 1975 reichlich 1 v> H, des Gesamtbudgets aus. 

Die Gesamtheit der hier einbezogenen Wiedergut- 
machungsausgaben schnellen von 1955 auf 1960 von 1 


400 Millionen DM auf l r 6 Mrd, DM hinauf, eine 
Folge der grundlegenden Neugestaltung des Wie- 
dergutmachung* rechts durch das Bundeserdschädi- 
guugsgeselz (BEG) im Jahre 1956, das das Bundes- 
ergänzungsgesetz zur Entschädigung für Opfer natio- 
nalsozialistischer Verfolgung (JBErgG) aus dem Jahre 
1958 ablöste (vgl. Schaubild 47 und Übersichten 99 
bis 101). 

Schaubild 47 

Wiedergu tmachung 

Leistungen insgesamt 

1955bis 1975 



1955 1960 1965 1970 1975 
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S c h a u 1) i 1 d 48 

Wiedergutmachung 

Verteilung der Geldleistungen 
auf Inland und Ausland 

1955 bis 1975 



196. Die Geldleistungen bestehen — abgesehen 
von den Jahren 1955 und 1960 — zum überwiegen- 
den Teil aus Rentenleistungen (vgl. auch Schaubild 
48). 

197. Die Sachleistungen enthalten die Kranken- 
versorgung für Leistungsempfänger nach dem REG 
für Krankheiten, die nicht Folgen der Schädigungen 
sind. 

198. Die Verwal lungskosten sind - wie heim 
Lastenausgleich — auf 6 v. H. der Geldleistungen 
geschätzt. 

199. Von besonderem Interesse dürfte die Ver- 
teilung der Geldleistungen auf Inland und Ausland 
sein (vgl. Schaubild 48). Während im Jahre 1955 
die Geldleistungen noch je zur Hälfte Inländern und 
Ausländern zugute kommen, verlagert sich das 
Schwergewicht von 1960 an aufs Ausland. Im Jahre 
1955 geht diese Verteilung auj die Kapilalentschädi- 
gungen zurück, die zu dieser Zeit den größten Anteil 
an den Leistungen hatte und zum überwiegenden 
Teil ins Ausland floß, wahrend die Rentenempfän- 
ger vorwiegend Inländer waren. Von 1960 an ver- 
lc tut sich das Schweu.jewhht zu den R erden 1 eistu n- 
gen. die inzwischen das Übergewicht haben und 
offensichtlich nun auch in steigendem Maß von Aus- 
ländern in Anspruch genommen werden. 


Finanzierung 

200. D ! Leistungen nach dem BEG werden aus 
öffentlichen Mitteln finanziert: Die Wiedergut- 
inachungsleistungen (ohne Aufwendungen Berlins) 
werden je zur Hälfte vom Bund und der Gesamtheit 
der Länder (ohne Berlin) getragen. Die von Berlin zu 
er bringenden Entschadigungsleistungcn werden zu 
60 v. H. vorn Bund, zu 25 v, H, von der Gesamtheit 
der Länder (außer Berlin) und zu 15 v. H. vom Land 
Berlin finanziert. Die VerwaUungs kosten werden 
von den Landern erbracht, da diesen die Durchfüh- 
rung des BEG obliegt. 


Sonstige Entschädigungen 1304} 

201. Unter diesen Institution werden erfaßt 

— die Unterhaltssidierungsleistungen für Wehr- 
dienst- und ErsalzdiensUeistcnde und ihre An- 
gehörigen nach dem Unterhaltssicherimgsgesetz 
(USG) r 

— die Eingliederu.ngshilfen nach dem Kriegsgefan- 
genen-Erjtschädigungsgesetz (KgfEG), dem Häft- 
Jingshilfegesetz (HHG) und dem FliidUlingshilfe- 
gesetz (FlühHG). 


Leistungen 

202. Alle diese Entschädigungsleistungen sind den 
Geldleistungen zuzuordnen. Die Allgemeinen Dien- 
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stc und Leistungen enthalten die auf IG v, H, 
der Geldleistungen geschätzten Verwattungskosten. 
Die Gesamtausgaben dieser Institution machen 1955 
0 P 8 v. H, r 1965 0,5 v. H. und 1975 0,3 v. H. des Ge- 
samtbudgets aus. 

203. Schaltbild 49 zeigt die Entwicklung der Ge- 
samtleistungen und die Verteilung auf die zuvor- 
genannten Leistungsarten. Die hohen Ausgaben des 
Jahres 1955, die allein auf der Kriegsgefangenen- 
ent Schädigung beruhen, kommen durch den großen 
Heim kehre rslrom in dieser Zeit zustande. Von 1965 
an wird der Ilaupldntcil der Leistungen von den 
Ausgaben nach dem USG bestriUen, die Heim- 
kehrer- und Flüchtüngsleistungen haben von da an 
kaum noch Gewicht. 


Finanzierung 

204. Die Geldleistungen werdea aus den Haus- 
höllsmilteln des Bundes bestritten. Die Verwahungs- 
kosten für die I leim kehre rlcisl ungen werden vom 
Bund ge (ragen, da ihm die Durchführung der Kriegs- 
geJangenenentschädigung obliegt. Die Verwaltungs- 
kostea für die Leistungen nach dem USG erbringen 
die Lander, da sie dieses Gesetz durchfuhren (vg!. 
Übersichten 102 und 103). 


S c h a u b i I d 49 


Sonst/ge Entschädigungen 

Leistungen insgesamt 

1955 bis 1975 



Mrd. 

0,6 

0,5 

0/r 

0,3 

0,2 

0.1 

0 


DM 


Kriegsgefangenen 
eidschad igung 


0,23 


0,46 


1956 1960 1965 1970 1975 


Übersicht 102 

Unterhaltssicherung 
Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 

1970 

197 5 

1965/70 i 

1970/75 

Millionen 

DM 

v. R 

Millionen : 
DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. EL 

V. H. 
liahres- 
durdisdmitte) 

Leistungen 









Geldleistungen 

346 

90,8 

270 

90,9 

520 

90,9 

-4,8 

-r 14,0 

Allgemeine Dienste 




und Leistungen 

35 

9,2 

27 

9,1 

52 

9,1 

— 5,0 

+ 14,0 

insgesamt , . 

381 

WO 

29? 

100 

| 572 

wo j 

-4,8 

+ 14,0 

Finanzierung 









Öffentliche Mittel 

381 

100,0 

297 

100,0 

572 

J00,0 

-4,8 

+ 14,0 

insgesamt . . • 

381 

WO 

297 

wo 

572 

wo j 

-4,8 

+ 14,0 
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Sonstige Entschädigungen 

Mittel! m st ige Piojektion 
1005, 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1965170 1 L 970/75 


Millionen 

DM 

v. EL 

i 1 

Millionen „ u 
DM v ' H - 

Millionen 

DM 

v. H. 

v. HL 
(Jahres- 
dvirchsdinkte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

67 

90,5 

L ! 

29 

90,6 

28 

90,4 

-I5 t 0 

-0,9 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

7 

9,5 

3 

9,4 

3 

9,6 

- 15,0 

0,0 

insgesamt . . . 

74 

wo 

| 32 

J00 

31 

100 

-15,0 

0,6 

Finanzierung 

Öffentliche Mittel 

74 

1 

100,0 

32 

100,0 

31 

100,0 

- 15,0 

- 0,6 

insgesamt . . . 

74 

100 

| 32 

wo 

i 3i 

100 

- 15,0 

- 0 t 6 


Soziale Hilfen und Dienste [400j 

205. Die Sozialen Hilfen und Dienste sollen Not" 
lagen und soziale Harten abwenden oder ihnen vor- ! 
beugen, von denen einzelne Mitglieder der Gesell- 
sdiait in ihren verschiedenen Lebensbeieicinm und 
Eniwididimgspiiasen beholfen werden können. Zur 
Sicherung eines menschenwürdigen Lebens ist finjß 
Unterstützung dm dl d»t* Geuiem.schall erronier 1 1 1 h, 
wenn sich der einzelne nicht selbst helfen kann und | 
die erforderlidie Hüte nidhl von anderen erhalt. 1 
Insbesondere am dem Gebiet der Erziehung, Aus- 
bildung. Gesundheit und des Wohnens bedarf es 
dabei persönlicher Hilfe und maten r Unter- 
stützung, um jedem Bürger eine angemessene Siel- 
lung innerhalb der Gesellschaft zu sichern. 

206, In dieser Gruppe, die zur Zeit eLwa 5 v. H- 
des institutionellen Sozialbudgets ausmacht, sind 
alle Sozialleistungen enthalten, dje sich weder in 
das verwiegend vom Versieherungspi jn/ip be- 
stimmte Sys' m d r Sozialen Sicherung, noch m das 
der öl leidlichen Entscheid igu.ngsleis! ungen t mordneri 
lassen. Ein eigenes., für alle 5 LeisUmgsurten glei- 
che ni laßen zutreffendes Gliedorungskritenum läßt 
sich ruir schwer finden. Die folgenden Merkmale do- 


minieren in der Gesamtgmppe, treffen jedoch nicht 
immer für alle Institutionen in gleichem Umfang zu, 
fehlen zum Teil bei einzelnen ganz. 

Die Sozialen Hilfen und Dichtste sind weitgehend 
aut die individuellen Bedürfnisse des einzelnen ab- 
gestimmt. Sie kommen den Empfängern meist erst 
zugute, wenn keine anderen oder nicht ausreichen- 
de Hillen und LnUusl ützungen von ö: lent lieber 
und privater Seite möglich sind, fm Normal fall be- 
steht auf sie ein Rechtsanspruch, wenn ein Hf 
summte persönliche Notlage eingetieten ist. Dieser 
Kechtsäuspruch ist aber iu< üt sthoii m der Vergan- 
genheit (z. B, duräi Beiträge) ei worben worden, 
r ist liegt eine Bedürftigkeit des Empfängers vor 
(A«. : -nähme: öffentlicher Gesundheitsdienst) Dazu 
kommt Jur die 1 ■■st utionen, die nicht allein Geld- 
leistungen abgehen, wie das beim Wohngeld und 
bei der Ausbjldungsfordei uug de; Fall ist, daß sie 
in zunehmendem Maße immaterielle Sözialleistun- 
gen in Form von Ausbildung, Beratung, Erziehung 
w. bereitsteilem Das gilt zur Zeit vor allem für die 
Jugendhilfe, in zunehmendem Umfang aber muh für 
die Sozialhilfe. Die gesamten Leistungen und j.hre 
Finanzierung sowie deren Entwicklung ^no ö n 
Übersichten 104 bis 106 dargesieiH. 
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Übersicht 104 

Soziale Hilfen und Dienste 

Kurzfristige Prognose 
1 969 r 3 970 und 1971 



iS)«) 

Millionen 

DM 

v n 

1970 

v ]] tonen ' 
DM | 

v H. 

! 971 

Millionen 
* DM 


i om 70 

v M 

1970 71 

■ V* - i 1 4^ L( ^», ■ p| 

Leistungen 









Geldleistungen 

1 866 

xu 

2 2'A2 

3:> f } 

3 142 

■VAX} 

■ l9ß 

f 54,2 

Sachleistungen 

2 072 

37,0 

2 34 fl 

36, 7 

, 2 G20 

32/ 

■ 12,0 

■ 12,0 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

1 634 

29.2 

1 763 

27,7 

1 9Ö6 

215 

4 7,9 

- 12,6 

Verrechnungen 

29 

0,5 

' 1 

: 35 

0,5 

42 

0/ 

'-20,7 

Ar 20/ 

Insgesamt . . 

3 üOl 

100 

6 370 

100 

8 09Ü 

WO 

- I3 f 7 

+21,6 

Fina nzterung 









Öffentliche Mittel 

3 393 

96,4 

6 ] 53 


7 861 

97,2 

3 19/ 

■ 27 ß 

Vermöge nsertracje 

8 

0,1 

8 

0/1 

9 

0.1 

0.0 

-12,5 

Sonstige Einnahmen , . , 

175 

3(1 

1 85 

2/ 

I 96 

2/ 

4 5;7 

4" 5,9 

Verrechnungen 

23 

1 

0,4 

IM 

o/t 

24 

0 ,3 

4,3 

0,0 

insgesamt . . . 

5 601 

WO 

G 370 

100 

8 090 

100 

: 13.7 

27/ 


Übersicht 105 

Soziale Hilfen und Dienste 
Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



t965 


vm 


1975 

: 1 965/70 

1970.75 


Millionen 

DM 

„H. 

Millionen i 
DM 

v 11 

Nh Mionen 

DM 

I 1 

v HL 

v H. plahres- 

durdisctiniUo) 

Leistungen 

Geldleistungen 

1 106 

23,9 

2 232 

35/ 

5 1 80 

44,5 15/ 

r 18.3 

Sachleistungen 

1 449 

57, ff 

2 340 

30,7 

:i 78(i 

32,4 

10, J 

Allgemeine Dienste 

Und Leistungen 

1 256 

32ß 

1 763 

27,7 

2 639 

22ß i- 7,0 

4 8,4 

Verrechnungen 

20 

0/ 

35 

Oß 

6) 

0,5 i 11.0 

;• n.ff 

insgesamt 

3 831 

100 

6 370 

WO [ 

1 I 660 

100 - 10,8 

+ 72,5 

Finanzierung 

Öffentliche Mittel 

3 693 

96/ 

G 153 

96, 6 

!i 394 

i 

97,7 4 10 j 

r- 13/ 

Vermögt nser träge 

4 

0/ 

8 

0/ 

1 ! 

0/ 14/ 

6ß 

Sonstige Hinnahmen 

115 

3,0 

185 

2,9 

235 

2,0 4-10,0 

4,9 

Verrechnungen 

19 

Oß 

24 

0/ 

20 

r 9 * >' 

0/ 33J 

- 2,3 

insgesamt . . 

3 B3.t 

WO 

| 6 370 

WO 

11 6C0 

WO i Wß 

12,8 
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Soziale Hilfen und Dienste 
Langfristiger Trend 
1950 und 1975 




1950 

j 


— 1 

1950/1975 



Millionen 

DM 

v II. 

■ f 

Millionen 

DM 

% n. 

v. H 

fdahras- 

durdi- 

schniUe) 

Leistungen 







Geldleistungen ■ • 


6 1 ö 

5 

5 1 80 

44,5 i 

• 8,9 

Sachleistungen 


281 

2-4,7 

3 780 

32,4 j 

• 11,0 

Allgemeine Dienst»/ und Leistungen . . 


237 

20,8 

2 639 

2 

• 10 J 

Verrec hmingen 


3; 

0,2 

61 

0.5 

- 12,8 


insgesamt . . 

. | l 139 

100 

] 1 660 

WO 

. 


Finanzierung 

Öffonlliche Mittel . . . 

1 098 

96,4 

] ] 394 

97,7 

+ 9,4 

VeTmöqensertraqe 


0.1 

1 l 

0 ! 

+ W.I 

Sonstige Einnahmen 

27 

2,4 

235 

2,0 

1 9,0 

V'u rechnimijen 

13 

1.1 

20 

0,2 ’ 

4- 1 ,7 


insgesamt , . , | 1 139 

WO 

1 1 660 

J00 | 

F 9,7 


Sozialhilfe [401 j 

207. Die Sozialhilfe soll allen, die sich nicht selbst 
helfen keimen und die erfoidcrlich l Hilfe nicht V'i.'i 
anderen erhalten, ein men nwücd ges Leben ei- 
mögjicheix S. wird m. ? orm von Gi ri- nnd Sach- 
leistungen o<ler durch persönliche H n erbracht. 
An, Umfang und Form der Hilfe richten sich nacfi 
den Voraussetzungen des Linzei! all s, Die gesetz liehe 
Grundlage ist das Bundessoxialhi Ifegeselz. Darüber 
hinaus erbringen die Sozial hilf cf rag er weitere Lei- 
stungen. 

208. Die Sozialhilfe umfaßt zwei Leistungsgruppen: 

— Hilfe zum Lebensunterhalt. Diese wird in der 
Regel als laufende Geldleistung erbracht. Etwa 
Vierfimflel der Empfänger leben außerhalb von 
Anstalten. 

— Hilfe in besonderen Lebenslagen. Sie besteht 
überwiegend in Sachleistungen, da sich rund 
Drei viertel d ft Empfänger in Anstalten und 
gleichartigen Einrichtungen aufhalten. 

Die Hilfe zum Lebensunterhalt verliert innerhalb der 
Sozialhilfe langfristig an Gewicht infolge der all- 
gemein steigenden Einkommen sowie der zunehmen- 
den Öffnung der sozialen Sicherung. Ihr Anteil an 
den Gesamtaufwendungen ist in den letzten Jahren 
auf annähernd ein Drittel gesunken (vgl. Über- 


sicht 108}. Hl räufth bedingt ist die relative Ab- 
■ii :e cter Geldleistungen im Verglöi zu den 
Sachleistungen sowie der Hille außerhalb von An- 
stalten gegenüber uer in Ans 1 1 ■ je w a orten Hilfe. 

Demgegenübei gewinnt, die Hilfe in besonderen Le- 
bens m, vor allem die persönliche Hilfe, d.„ oft 
bessc als andere So. ialleislungcn auf die Besonder- 
heiten des einzelnen Sozialleistungsenipfangers ab- 
gestellt werden kann, an Bedeutung. Durch diese 
Entwicklung kann der Sozialh le in stärkerem Maße 
die Funktion Zufällen, individuelle und immaterielle 
Sozialleistungen, die von anderen Institutionen der 
sozialen Sicherung teilweise nicht erbracht werden 
können, bereitzustellen. 

209. 1969 gab es in der Bundesrepublik Deutsch- 

land rund I r 5 Millionen Personen, die dauernd 
oder zeitweise Sozialhilfcempfänger waren, ln die- 
se: Zahl sind nicht enthalten die Nichtseßhaften so- 
wie Personen, die entweder nur einmalige Hilfe 
/.um Lebensunterhalt iz. B. für Winterfeuerung) 
erhielten oder an Gruppenverschickungen der vor- 
beugenden Gesundheitshilfe teilnah men. Der Anteil 
der Sozialhilfeempfänger an der Gt-.mitbevöjke- 
rung, der zur Zeit etwa 2 ] 5i v. H, beträgt, ist auf 
lange Sicht rückgängig. 1969 kamen auf je 1000 Ein- 
wohner in der Bundesrepublik Deutschland 24 So- 
zialhilfeempfänger, Frauen- vor allem altere, sind im 
Durchschnitt eher auf die Unterstützung der Sozial- 
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hüfe angewiesen: so wurden auf 1000 weibliche 
Einwohner 29, auf 1000 männliche Einwohner nur 19 
Sozialhilfeempfänger errechnet. Der Anteil der weih- 
liehen Soziaihilfeempfanger beträgt seil Jahren etwa 
62 v. H. Knapp ein Drittel der Haushalte, die lau- 
fende Hilfe zum Lebensunterhalt erhielten, verfügen 
über keinerlei anrechenbares Einkommen und waren 
daher ganz von den Leistungen dei Sozialhilfe ab- 
hängig. Langfristig gesehen geht der Anteil dieser 
Gruppe jedoch zurück. Unter den Haushalten mit 
anrechenbarem Einkommen bilden die Rentner, % j or 
allem die der Unfall- oder Rentenversicherung, die 
größte Gruppe. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der 
Rentner ist jedoch mi1_ schätzungsweise 2 bis 3 v. H. 
verhältnismäßig gering. 

Der weitaus überwiegende Teil der Sozialhilfeerop- 
fanger, über vier Fünftel, nahm nur eine Hilfeart in 
Anspruch. Bei den einzelnen Hilfearten zeiglen sich 
in den einzelnen Bundesländern zum Teil erhebliche 
Unterschiede in den Alters- und Farriilienslrukturen 
der Empfänger. 


Leistungen 

210. Die Gesamtleistungen (vgl. Übersicht 107 
bis 109) werden 1975 voraussichtlich 4,5 mal so groß 
sein wie 1950 (vgl. Schaubild 50). Zwischen 1965 und 
1970 stiegen die Leistungen insgesamt bei einer 


Schaubild 50 

Sozialhilfe 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Mrd. DM 



jährlichen Durch schnitt sw ach stumsrate von 8,5 v. 1L 
(vgh Übersicht 108) um die Hälfte. Auch für die 
folgenden lünf Jahre bis 1975 wird mit einem etwa 
gleidi großen Wachstum (im Durchschnitt 8,0 v. H. 


Übersicht 107 


Sozialhilfe 

Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



1969 

1970 

1971 

1969/70 . 

1970/71 


Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v, H. 

Millionen 

DM 


V, H. 


Leistungen 

Geldleistungen 

1 095 

40,4 

l 200 

39,4 

1 270 

37,8 

+ 9,6 

4 5,8 

Sachleistungen 

1 320 

48,6 

1 510 

49 f 5 

1 710 

50 ß 

+ 14,4 

4J3,2 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

300 

Uß 

339 

lij 

378 

11,2 

4 13,0 

4/J,5 

Verrechnungen 

1 

0,0 

1 

0,0 

2 

0,1 

0,0 

- 

insgesamt . . . 

2 716 

100 

3 050 

100 

3 360 

WO 

+ 12,3 

+ J0, 2 

Finanzierung 

öffentliche Mittel 

2 692 

1 

99,1 

3 026 

99,2 

3 336 

99,3 

+ 12,4 

-T 10,2 

Vermögenserträge 

0 

0,0 

0 

0.0 

0 

0,0 

0,0 

Oß 

Sonstige Einnahmen 

I 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 


Öß 

Verrechnungen 

23 

0,9 

24 

Oß 

24 

0,7 

+ 4,3 

0,0 

insgesamt , . J 

2 71 G 

100 

3 050 

wo 

3 360 

100 

j + 72,3 

4 10,2 
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Sozialhilfe 

Mittelfristige Projektion 
1 965 r 1970 und 1975 



1965 

1970 

197 5 

1965/70 

1970/75 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v, HL 

Millionen 

DM 

v.H, 

V. H. 

( T Jahres- 
durchschnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen . . , , 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen * 

847 

951 

230 

1 

41.8 

46.9 

11,3 

0,0 

1 200 

1 510 

339 

1 

39.4 

49.5 

11,1 

0,0 

1 530 

2 450 

495 

5 

34,2 

54,7 

11,0 

0,1 

4- 7,2 
4 - 9,7 

T 8,1 
0,0 

-l 5,0 
+ J0,2 

+ 7,9 

Verrechnungen 

insgesamt . . . | 

2 029 

100 

3 050 

100 

4 480 

WO 

| 4- 8,5 

+ 8,0 

Finanzierung 




1 





öffentliche Mittel 

2 008 

99 fi 

3 036 

99,2 

4 460 

99 fi 

-V 8,5 

+ 8,1 

Vermögenserträge 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 

Ofi 

Ofi 

0,0 

Sonstige Einnahmen . , , . 

2 

0,1 

0 

0,0 

0 

Ofi 


0,0 

Verrechnungen 

19 

0,9 

v 

0,8 

20 

0.4 

~ 4,8 

\ 

- 3,6 

insgesamt . , . 

2 029 

wo 

i 3 050 

WO 

4 480 

wo 

+ 3,5 

+ 8,0 


Übersicht 109 

Sozialhilfe 
Langfristiger Trend 
I960 und 1975 



1950 

197 5 

1950/1975 

Millionen 

DM 

v. H, 

Millionen 

DM 

V. H. 

v. H, 
{Jahres- 
durdi- 
sdinlUe] 

Leistungen 






Geldleistungen 

618 

62,9 

1 530 

34,2 

+ 3,7 

Sachleistungen 

256 

26, J 

2 450 

54,7 

+ 9,5 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

108 

Ufi 

495 

Ufi 

+ 5,4 

Verrechnungen 

— 

— 

5 

0,1 


insgesamt , , . 

982 

100,0 

4 -180 

100 

| +6,3 

Finanzierung 






öffentliche Mittel 

969 

98,7 

4 460 

99fi 

+ 6,3 

Vermögenserträge 

— 

— - 

0 

Ofi 

• 

Sonstige Einnahmen * - , , , 





0 

Ofi 


Verrechnungen 

13 

3,3 

20 

0,4 

+ 3,7 

insgesamt . . . 

982 

100 

4 480 

WO 

+ 6,3 


187 



Drucksache Y1/2155 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Schaubild 51 

Sozialhilfe 


Geldleistungen *) 



m ) «-rinsohl^ßtirf» E^Meitlunyen . 


pro Jahr) gerechnet. Hauptsachen sind neben den 
Kostensteigerungen die Auswirkungen des am K Ok- 
tober i960 in Kraft getretenen Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Bundessozialhilfegesetzes, das die So- 
zialhilfeleistungen an die allgemeine wirtsdiaftliche 
und soziale Entwicklung angepafH hat. 

In den Gesamtleistungen sind auch die geschätzten 
Aufwendungen für persönliche Hilfe und Verwal- 
tungskosten unter den Allgemeinen Diensten und 
Leistungen enthalten. Nicht eingeschlossen sind da- 
gegen in Abänderung nun letzten Sozia Ibudget die 
Ersatzleistungen von anderen Institutionen {61 1 Mil- 
lionen DM 1969), um Doppelzählungen zu ver- 
meiden, 

211. Die Geldleistungen, deren Anteil an den 
Gesamtleistungen auch in naher Zukunft infolge der 
abnehmenden Bedeutung der Hilfe zum Lebens- 
unterhalt leicht fallen wird (vgl. Übersicht 108), wer- 
den vorwiegend außerhalb von Anstalten aufgewen- 
det. Den Hauplposten bildet hier die Hilfe zum 
Lebensunterhalt mit mehr als zwei Dritteln Anteil. 
Danach folgen mit großem Abstand die Tuberkulo- 
senhilfe und die Blindenhilfe. Das ist auch aus dem 
Schaubild 51 zu entnehmen, das (wie Schaubild 52) 
auch die Ersatzleistungen von anderen Institutionen 
enthält. 

212, Für die Sachleistungen wurde auch in den 
nächsten Jahren ein im Vergleich zu den Geld- 
leistungen stärkeres Wachstum unterstellt. Das ent- 


Schaubild 52 


Sozialhilfe 

Sachleistungen *) 

1969 



spiiHiL dun zunehmenden Gewicht der Hilfen in 

besonderen Lebenslagen. Die Ursache liegt voi allem 
im hohen Anteil der Anstaltshilfe an den Sach- 
leistungen. Bei allen Hilfearten sind die Kosten in 
Anstalten höher als außerhalb von Anstalten: so 
w r urde mehr als die Hälfte der gesamten Sozialhilfe 
I960 für Anstaltshilfe aufgewendet, während der 
davon betroffene Personenkreis nur ein knappes 
Drittel der Sozialhilfeempfänger ausmachte. Fast die 
Hälfte der Sachleistungen geht auf die Hilfe zur 
Pflege. Danach folgen mit Abstand die Krahken- 
hüfe, die Einghederungshilfe für Behinderte und die 
Hilfe zum Lebensunterhalt in Anstalten (vgl. Schau- 
bild 52). 

213. Bei den Verrechnungen auf der Leistungsseite 
handelt es sich um Ausgleichszahlungen der Sozia 1- 
hiUe an die Krankenversicherung, die für die Zu- 
kunft als steigend angenommen wurden. 


Finanzierung 

214. Die Leistlingen der Sozialhilfe werden über- 
wiegend von den Gemeinden finanziert. Die Länder 
geben Zuschüsse, der Bund beteiligt sich an den 
Aufwendungen für Kriegsfolgenhilfeleistungen, Tu- 
berkulosenhilfe, Ungarnflüchtlmge und Hilfeempfän- 
ger im Ausland. Da in diesem Sozialbudget auch für 
die Sozialhilfe nach dem Nettoprinzip verfahren 
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wurde, erscheinen auf der Finanzierungsseite nicht 
mehr die Einnahmen aus Ersatzleistungen und Rück- 
erstattungen (1909: 611 Millionen DM), Im Sozial- 
budget 196970 waren sie in den Sonstigen Einnah- 
men enthalten und betrugen etwa l /a der Gesamt- 
einnahmen. 

Von diesen Ersatzleistungen abgesehen, werden die 
Ausgaben der Sozialhilfe fast ausschließlich (99 v.H,j 
durch Haushaltsmittel der Gebietskörperschaften ge- 
deckt. Alle anderen Finanzierungsposten, also Ver- 
mögensertrüge, Sonstige Einnahmen und Verrech- 
nungen, machen zusammen nur ein knappes Prozent 
aus (vyh Übersicht 108). 

JugendhNfe { 402 } 

215. Die Jugendhilfe gewährleistet mit ihren Ein- 
richtungen und Veranstaltungen den Erziehungsan- 
spruch des jungen Menschen. Durch ergänzende und 
ersehende Leistungen will sie helfen, das Hinein- 
wachsen des jungen Menschen in Gesellschaft und 
Arbeitswelt zu ermöglichen. Eine wichtige Aufgabe 
ist die Förderung von Gruppen und Verbänden und 
die Unterstützung freier Träger. 

216. Die Institution Jugendhilfe umfaßt alle be- 
hördlichen Maßnahmen zur Förderung der Jugend - 
wohlfahrL Sie enthält alle Leistungen der Jugend- 
wohlfahrtsbehördeo (Stadt- oder Krt isjugendämtcr, 
Landesjugendämter, oberste Landesbehörden) und 
ihre Zuwendungen an die Träger der freien Jugend- 
hilfe (z. B. Wohl fahr Ls verbände, Jugend verbände, 
sonstige Jugendgememsdiäften, juristische Perso- 
nen, deren Zweck es ist, die Jugendwohifahrt zu 
fördern, Kirchen). 

217. Die Gesamtleistungen verzeichnen in den 
25 Jahren von 1950 bis 1975 eine beachtliche Steige- 
rung von 27 Millionen auf voraus sich Hieb über 
2 Mrd, DM (vgl. Schaubild 53). Als HaupUirsadien 
dieser Entwicklung lassen sich erkennen: ein gewis- 
ser Nachholbedarf gegenüber der ersten Nachkriegs- 
zeit sowie das allgemein wachsende Interesse, das 
der nachfolgenden Generation entgeyengebracht 
wdrd. Der größte Anslieg erfolgte zwischen I960 und 
1965 auf Grund des Jugendwohlfahrtsgesetzes von 
1961. Der Anteil der Jugendhilfe an allen im insti- 
tutionellen Sozialbudget erfaßten Sozialleistungen 
beträgt knapp 1 v. H. 

Uber einen längeren Zeitraum betrachtet, entwickeln 
sich die einzelnen Hilfearten und Maßnahmen der 
Jugendhilfe recht unterschiedlich, zum Teil ent- 
gegengesetzt (vgL Nr. 213). Im ganzen zeigt sich 
ein gewisser Konzentrationsproz^iß auf die auf- 
wandsmaßig größten Hilfearien. 

Empfänger 

21 8 . Eine Gesamtzahl der von der Jugendhilfe 
begünstigten jungen Menschen läßt sich nicht an- 
geben. Die nachfolgenden Zahlen weisen daher die 
bei bestimmten Einrichtungen oder Maßnahmen der 
Jugendhilfe erfaßten Jugendlichen aus, auch wenn 
diese bei Inanspruchnahme anderer Jugendhilfe- 
leistungen schon statistisch erfaßt wurden. 


S c h a u b i 1 d 53 

Jugendhilfe 

Leistungen insgesamt 

1950 bis 1975 


Mrd DM 



Die meisten hmpfängerzahlen der einzelnen HiMe- 
arten waren in den letzten Jahren leicht rückläufig 
(in Klammern die Zählen von 1969 in 1000): so die 
der Auf sich! der Jugendämter unterliegenden Pflege- 
kinder (94) und nich tehe liehen Kinder (441), die 
Zahl der Minderjährigen unter Vormundschaft (772) 
sowie die Fälle der Mitwirkung der Jugendämter 
bei Vatcrsrhaftsfeststellungen [49J und Adoptionen 
(7). Gesunken ist weiterhin die Zahl der Minder- 
jährigen unter Erziehungsbeistaiul (9) sowie in Für- 
sorgeerziehung (22). 

Auf der anderen Seite stiegen in den letzten Jahren 
die Zahl der Minder jährigen unter Amlspflegesdnaft 
und Amtsbeistand (90) sowie die Zahl der unter 
formloser erzieherischer Betreuung stehenden Ju- 
gendlichen (394). Das gleiche gilt für die in frei- 
williger Erziehungshilfe stehenden Jugendlichen (26), 
Eine ständige Aufwärtsentwicklung kennzeichnet die 
Anzahl der Einrichtungen für Jugendliche und die 
darin verfügbaren Plätze, Ende 1969 gab es insge- 
samt 50 354 Heime und andere Einrichtungen bei den 
Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe. 

Leistungen 

219. Die Gesamtleistungen der JugendhJlfe sind 
zwischen 1965 und 1970 durchschnittlich um 10,2 v. H. 
pro Jahr angestiegen. Mit etwa dem gleichen Zu 
wachs pro Jahr wird auch für den Zeitraum von 
1970 bis 1975 gerechnet (vgl, Übersichten 110 bis 
112); das ergibt für diese fünf Jahre eine weitere 
Zunahme von insgesamt 60 v, H. 

Die im Sozialbudget ausgewiesenen Beträge der Ge- 
samtleistungen schließen die geschätzten Aufwen- 
dungen für persönliche Hilfe ein. Abgesetzt sind da- 
gegen che Einnahmen der Jugendwohlfahrtsbehör- 
den aus Kostenbeiträgen und übergeleitelen An- 
sprüchen (1969 — 163 Millionen DM). 
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Übersicht HO 


JugendhUfe 
Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



1969 

1970 


1971 

1969/70 | 



Millionen 

DM 

v. HL 

Millionen I 
DM 

v, H. 

Millionen 

DM 

v. H. 


L i ungen 

Geldleistungen 







I 

Sachleistungen 

752 

64,9 

830 

64,8 

910 65,0 

10,4 

4 9,6 

Allgemeine Dienste 

und Leistlingen 

40G 

35,1 

450 

35,2 

490 35,0 

-t- 10,8 

8ß 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

insgesamt 

1 158 

WO 

1 280 

WO 

1 400 100 

löß 

9,4 

Finanzierung 








Olfentiiche Mittel 

1 130 

98,4 

1 260 

98 f 4 

1 379 98,5 

■■in 

,4 

Sonstige Einnahmen 

.9 

iß 

20 

lß 

21 iß 

+ 5,3 

ß 

insgesamt . . . 

1 158 

WO 

1 280 

wo 

1 400 100 

i Wß 

r 9,4 


Übersicht 111 


Jugendhilfe 

Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



1965 


1970 

1975 

1905/70 

3/75 


Millionen 

DM 

| 

v, H. 

! Millionen 
DM 

V. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

v. 11 
(Jahres* 

| durchschnilte) 

Leistungen 

Geldleistungen 









Sachleistungen 

498 

63,2 

830 

64,8 

1 330 

64,9 

+ J0,8 

+ 9.9 

Venvaltungs- und 

sonstige Leistungen 

290 

36 t 8 

450 

352 

720 

35,1 

U 

-1- 9,9 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

788 

10Q 

1 280 

WO 

2 050 

100 

+ 10,2 

+ 9,9 

Finanzierung 

öffentliche Mittel 

M 

CC 

CO 

J 00,0 

1 260 

98,4 

2 025 

98,5 

+ 9,9 

l 

T* 

O 

o 

Sonstige Einnahmen 

- 

— 

20 

1,6 

25 

1,5 


+ 4,6 

insgesamt . . . 

788 

wo 

1 280 

100 

2 050 

WO \ 

1 + 1 0.2 

+ 9,9 
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Übersicht 112 


JugendliHfe 

Langfristiger Trend 
1950 und 1975 



1950 

1975 

1950/1975 

Millionen 

DM 

v. H. 

Millionen 

DM 

v R 

v. H. 
(Jahres* 
durch - 
schnitte) 

Leistungen 






Geldleistungen - 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

25 

92,6 

1 330 

f)4,9 

4-17,2 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

2 

1A 

720 

35,/ 

+ 26,5 

Vonedm ungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . 

| 27 

WO 

2 050 

100 

+ 18,9 

Finanzierung 






öffentliche Mittel 

27 

1 00,0 

2 025 

98,5 

-i- 18,9 

Sonstige Einnahmen 

— 


25 

1,5 

■ 

insgesamt . . . 

27 

wo 

2 050 

WO 

J -1 8,9 


220. Für iQfr* ergab sich lolgende Struktur der 
Gesamtleistungen: 


Millionen 

DM 


Von den Jugendwohlfahrtsbehörden 
selbst durchgeführte Maßnahmen .... 

752 


außerhalb von Einrichtungen 


91 

in Ein rieht ungen 


661 

Zuschüsse an Träger der freien Jugend- 
hilfe 

226 


Persönliche Hilfe, Verwaltung 

180 


insgesamt , , J 

i 158 



Fast zwei Dritte] der Gesamtleistungen werden für 
die von den Jugendwohlfahrtsbehörden selbst durch- 
geführten Maßnahmen au fgew endet, und zwar ganz 
überwiegend innerhalb von Einrichtungen, Ein Fünf- 
tel kommt auf die Zuschüsse an die Träger der freien 
Jugendhälfe, der Rest auf persönliche Hilfe und Ver- 
waltungskosten, 
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221, Schaubild 54 enthalt die Zusammensetzung 
der Leistungen der offen tlidien Jugendhilfe (ein- 
schließlich Ersatzansprüche; ohne persönliche Hilfe 
und Verwaltung) sowie deren Zuwendungen an die 
Träger der freien Jugendhilfe, Es zeigt sich, daß aui 
die Unterbringung in Heimpflege fast ein Drittel, ein 
Fünftel auf Kindertagesstätten und ein gutes Zehntel 
auf freiwillige Erziehungshulfe entfiel, 

S c h a u b i 1 d 54 

Jugendhilfe 

Leistungen u 

1969 


Sonstige Hilfearten 



1,141 Mrd. DM 


Legende: 


öffentliche 

Freie 


1 ' 1 J< ju^ni Ihrlfp 

Jugendhilfe 21 



0 einschließlich trsauleisiungen. 

Ohne persönliche Hilfe und Verwaltung. 

2) nur die öffentlichen Zuwendungen 
an die Träger der freien Jugendhilfe 


222, Die Schwerpunkte der öffentlichen Jugend- 
hilfe liegen aufwandsmäßig vor allem bei der Unter- 
bringung in Heimpflege sowie mit Abstand bei Kin- 
dertagesstätten, freiwilliger Erziehungshilfe und 
Fürsorgeerziehung. 

Die Prioritäten der freien Jugendhilfe finden .sich 
entsprechend den verausgabten öffentlichen Zuwen- 
dungen bei den Kindertagesstätten und der Erbo- 
lungspllegc, gefolgt von Unterbringung in Heim- 
pflege, Freizcühilfenj außerschulische Bildung und 
Betreuung im Rahmen der Gesundheitshilfe. 

223. In den Allgemeinen Diensten und Leistungen 
sind zunächst die Aufwendungen für persönliche 
Hilfe mit den Verwaltungskosten im engeren Sinne 


enthalten. Die Kosten wurden auf etwa 20 v. H. der 
Bruttoaufwendungen für die von den Jugendwohl- 
fahrtsverbänden selbst durchgeführten Maßnahmen 
geschätzt. Der Anteil ist gegenüber der Sozialhilfe 
höher, da die Beratung, Betreuung und Interessen- 
Wahrnehmung in der Jugendhilfe ein vergleichs- 
weise größeres Ausmaß einnimml. Weiterhin ent- 
halten die Allgemeinen Dienste und Leistungen die 
Zuschüsse an die Träger der freien Jugendhilfe, da 
diese den Empfängern nicht unmittelbar zurechen- 
bar sind (vgl. Nr. 55), 

224. Die Sachleistungen umfassen nunmehr alle 
von den Jugendwohlfahrtsbehörden selbst durch- 
geführten Maßnahmen in und außerhalb von Ein- 
richtungen, Sie können zum großen Teil den ein- 
zelnen Empfängern direkt zugerechnet werden. Der 
nicht direkt zurechenbare Teil, der im Augenblick 
den Statistiken noch nicht zu entnehmen ist, kann 
erst in späteren Sozialbudgets den Allgemeinen 
Diensten und Leistungen zugeordnet werden. 


Finanzierung 

225. Die nach Abzug der Eiunabmen von Kosten- 
trägern und Begünstigten verbleibenden Nettoauf- 
wendungen werden fast ausschließlich mit öffent- 
lichen Mitteln finanziert, und zwar überwiegend 
von den Landern und Gemeinden. Der Bund gibt Zu- 
schüsse. Die erstmals ausgewiesenen Sonstigen Ein- 
nahmen enthalten die Einnahmen der Jugendwohl- 
fahrtsbehörden aus Eintrittsgeldern, Teilnehmerbei- 
tiägen und Benutzungsgebühren (vgl Übersicht 111). 


Ausbildungsförderung / 403 } 

226. Unter der nn Sozmlbudget neu angenomme- 
nen Institution Ausbildungsförderung sind alle 
öffentlichen Mittel zusammenyefaßt, die für Studen- 
ten und (ab Mitte 1970) für Schüler oder berufs- 
tätige Personen zur Weiterbildung zur Verfügung 
gestellt werden. Nicht darin enthalten sind die Auf- 
wendungen für Ausbildungsförderung anderer In- 
stitutionen, wie z, B. im Kähmen der Sozialhilfe. Die 
Leistungen der Institution Ausbildungsförderung 
weiden voraussichtlich auch in dem von der Bund- 
Länder-Kommission auszuarbeitenden gemeinsamen 
Bildungsbudget des Bundes und der Länder aus- 
gewiesen. 

Bis zum I. Juli 1970, als das Erste Ausbildungs- 
förderungsgesetz in Kraft trat, sind in den einzelnen 
Jahren allein die Studienbeihilfen nach den seit 
1 957 bestehenden Besonderen Bewilligungsbedin- 
gungen des Honnefer Modells ausgewiesen. Am 
1. Oktober 1971 sollen das Erste Ausbildungsförde- 
rungsgesetz und die Studienförderung noch dem 
Honnefer Modell und dem Rhöndorfer Modell durch 
die bundeseinheit liehe Regelung des Bunde sausbil- 
dungsforderungsgesetzes abgelöst werden, das 
neben der Zusammenfassung der einzelnen Förde- 
mngsmaßnahmen strukturelle und finanzielle Ver- 
besserungen bringt. Die zur Durchführung des Bun- 
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desausbildungsförderungsgeselzes erforderlichen 
Aufgaben ne firnen die bei den. Stadl- und Land- 
kreisen errichteten Ämter für Ausbildungsförderung 
wahr. Grundsätzlich ist das Amt für Ausbildungs- 
förderung zuständig, in dessen Bezirk die AusbiJ- 
dungsstätte liegt. 


Personenkrets 

227 . Nach di m Fnlwurf des Bundesausbildungs- 
fördernngsgesetzes erhallen ab l. Oktober 1971 die 
folgenden Persommgr uppen Ausbildungsförderung, 
wenn die wirtschaftliche Situation des Auszubilden- 
den das erfordert die Ausbildung vor dem 40. Le- 
bensjahr begonnen wurde und die Leistungen den 
angestrebten Ausbildungsabschluß erwarten lassen: 

L Schüler von 

— we.Üprluhn'nden allgemeinbildenden Schulen 
und Fachoberschulen ab Klasse 1 1 

von AbendhfiuptsLhulen, Berufsaufbaus^ l > 
len, Abemb pal schulen, Abendgvnmasien und 
Kollegs 

— Beruf sfädischu len, soweit für deren Besuch 
der Realsdiulabsdiluß vorausgesetzt ist 

— Fachsdiulen 

2. Studierende an 

- Höheren Fachschulen und Akademien 

— Hochschulen 

3. Teilnehmer an FermmternchUehrgängcn, die 
unter denselben Zuganysvoiausseizungen auf 
denselben Abschluß vorbereiten wie die nach 
dem Gesetz geförderten Ausbildungsstätten. 

4. Praktikanten, die ein Praktikum im Zusammen' 
hang mit dem Besuch der vorstehend genannten 
Ausbildungsstätten und Fernunlerrichtslehr- 
gängen leisten müssen. 

Auf die Förderung besteht — anders als in den 
Richtlinien des Honnefer Modells für die Studien- 
förderung — ein Redi ts an spruch (mit Ausnahme 
eines Studiums im außereuropäischen Ausland). 
Darüber hinaus sind in dem Gesetzentwurf weitere 
Ausbildungsabsdmitte und Ausbildungsgänge ge- 
nannt, die erst zu einem späteren ZeitpunkL durch 
ein besonderes Gesetz in die Forderung einbezogen 
werden sollen (z. B. 10. Schuljahr der weiterführem 
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den allgemeinbildenden Schulen und Berufsfadi- 
schtilen ohne Real schul ab Schluß als Zugangsvoraus- 
setz.ung). 


Leistungen 

228 . Die Leistungen der Ausbüdungsfördenmg, 
wie sie hier im institutionellen Sozialbudget ab- 
gegrenzt wurde, werden sich voraussichtlich von 
1970 bis 1975 fast verfünffacht haben (vgl. Schau- 
bilri 55 sowde Übersichten 113 und 114). Vor 1970 
ist nur die Studsenfördeiung nach dem Honnefer 
Modell ausgewiesen- Diese Leistungen sind von 
1965 bis 1970 um gut das 2,5fache gestiegen. Die in 
den Tabellen ausgewiesenen Gesamtbeträge setzen 
sich für 1970 und 1971 entsprechend ihrer Redifs- 
giundlaye w ie folgt zusammen: 



I9?0 

1971 

HonnHer Modell * 

Au sb f 1 d u n c i sfö rderun cj $ ges e tz 

Bundc-Sciusbildungsförclorungsges' ' z , 

292 274 

90 296 

266 

382 836 


SchaubiJd 55 

A usbii dungs f Order ung 

Leistungen insgesamt 

i960 bis 1975 



7960 1965 1970 1975 
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Übersicht 113 


Ausbildungsförderung 
Kurzfristige Prognose 
1969, 1970 und 1971 



1969 

1970 

1971 

1969 '70 197117] 

Millionen ' 1 

DM ; 11 ! 

Millionen 1 ,, • 

DM 1 v 11 

Millionen ,, 

DM n - 

Leistungen 

Geldleistungen 

Sach leist unqen , * - 

Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

Verrechnungen . 

1 

194 91,1 

~ 

19 8,9 

382 01,0 

38 9,0 

1 

830 90,9 

84 Ö,1 

! 

96,9 ■ na,s 

+ 100,0 • 121,1 

insgesamt 

Finanzierung 

Öffentliche Mittel 

213 f 00 ; 

213 iQQß\ 

420 tOO 

120 100,0 , 

920 100 \ 

920 100,0 

-■ 97,2 U9,6 

: 97,2 ■ 119,0 

insgesamt . . . 

2 i 3 WO 

420 100 

920 WO | 

-i 97.2 * 119,0 

Übersicht 114 

Ausbüdungstörderung 

Mittelfristige Projektion 

1 965, 1970 und 1975 




1965 

1970 

1975 

Millionen i ,, ,, 
DM 

19G570 1970/75 

, Millionen i TJ 

DM v ' H | 

Millionen 1 u 

DM | »•* 

v, H- 
(Jahres- 
du* dihchnitlej 

Leistungen 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

Verwaltung^* und 

sonstige Leistungen 

Verrechnungen ■ , . 

1 1 1 91,0 

11 9,0 

382 91,0 

38 3,0 

1 850 91,1 

180 0,9 

+2&Q +37,0 

*L2Ö,0 4 36,5 

insgesamt t . 

122 100 

1 420 100 

| 2 030 100 

i -928,0 1-37,0 

Finanzierung 

f 


1 


öffentliche Mittel 

122 100,0 

420 100,0 

| 2 030 100,0 

j -28,0 -37,0 

insgesamt . * . 

122 100 

420 100 

i 2 030 WO 

i + 33,0 — 3 7,0 
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Finanzierung 

229. Die Leistungen nach dem Bimdesaushildungs- 
ungsgesete sollen txx 65 v. Fi. vom Bund und 
v.li. vou den Landein finanziert werden, 
wah/end die Aufwendungen nadi dem Ersten Aüs- 
bildungsförderungsgeselz für 1970 und 1971 nur 
aus Bundesniitteln getragen werden. Bei der Stu- 
dien! ü: -U-rujog midi dem Hounefer Modell Leo . ■ n 
sich Bund und Lander die Kosten je zui Hälfte. 

Die Verwalt ungskosten, die von den Landern getra- 
gen worden, wurden auf rund 10 vH uti - im Jahr 
insgesamt geleisteten Ausbildungsfo: f \i rung qe- 
scualzl (P ' >n Al icjjr-iuu Dirns'j nm: Le 
gen). 


Wohngeld {404} 

230. Wohngeld ist eine unmittelbare Jblfe. die zur 
wirr^diaitiicbo \ Sicherung angemessenen und fami* 
licngeredhten Wohnens gewahrt wird, wenn im Lm- 
zelfall die Wohnkosten im Verhältnis zum Einkom- 
men zu hoch sind. Es ist nicht rürk/ahluugspfliditiq 
und w ird geleistet als 

Mietzusdmß an Mieter und vergleichbare Nut- 
zunysbeiediUgte, 

Lastenzuschuß für den Eigentümer eirnjr Woh- 
nung ödet eines Eigenheims und ihnen gleich- 
gestellte Personen. 

Au ( Wohngeld hat jeder Wohnrauminhaber unter 
bestimmten Voraussetzungen Kedilsanspiueh. Ent- 
scheidend sind dabei das anrechenbare Famuienem- 
kommen, die Haushai tsgroße sowie die Wohnver- 
hältnisse und die Wohnkosten. 

231. : WtP:i.i 1 k L c r : .vlichen 

WobmmgspoliUk neben dem sozialen Wobmmgs- 

Schaubild 56 

Wohngeld 

Leistungen insgesamt 

1960 bis 1975 



I960 1965 1970 1975 


h m um, i :n sozialen Mietrecht große Bedeutung 
ZU 197 1 w irden Uber l Million Haushalte rund 
1,3 Mrd. DM Wohngeld erhalten. 

Seit Beginn der seciiszigur Jahre wird Wohngeld 
gezählt. Entscheidende Vergrößerungen der Wir- 
kungsbreite bl nun , r erst des Erste (19(15) und 
das Zweite (1. Januar 1971) Wohngeldgesetz (vgl. 
Sdiruihild >6 Die Verbesserte und vereinfachte 
Rech lsyrund läge führte einmal zu höheren Durdi- 
schni l (Sb Q trkg en des ausgezahlten Wohngeldes und 
zum anderen zur Erweiterung des begünstigten Per- 
sonenkreises. Weiterhin wird in zunehmendem 
Maße Aufklärungsarbeit betrieben, d e das Gesetz 
in der Öffentlichkeit besser bekannt macht und vor- 
handene Vorbehalte beseitigt. 


Personenkreis 

232. Die Zahl der vw. igeldempfanger ist in der 
Vergangenheit stand: ittgeir 


Wohngeldempfänyer am Jahresende 
(m 1000) 


1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

2ü3 

395 

606 

691 

01 1 

851 


Neben den oben genannten Gründen trug dazu auch 
die Erhöhung des du rchschnitt liehen Anteils der 
Wohnkosten an den Verbraucherbudgets bei. Sie 
hat hauptsächlich folgende Gründe: 

- Die fertig werdenden Wohnungen sind wegen 
der besseren Ausstattung, aber auch wegen der 
höheren Bau- und Baulandpreise, teurer als die 
Wohnungen des Wohnungsbestandes. 

— Im Wohnungsbestand haben sidi Mietsteige- 
rungen aus dem Abbau der WohmraumbewirD 
Schaffung ergeben. 

Weitere Mietsteigerungen folgen 

aus der Steigerung der Bewirlsdiaftungskosten 
(Erhöhung von Gebühren für kommunale Ver- 
sorgungsleitungen, Erhöhung der Verwallungs- 
und Instandhaltungskosten), 

aus dem Fortfall von Subventionen (Auslaufen 
der Grundsteuervergünsligung jeweils nach 
10 Jahren, Fortfall von Aufwendungszuschüssen, 
Zinserhöhung bei öffentlichen Baudarlehen), 

aus Modernisierungsmaßnabmen. 

Audi für die nächsten Jahre ist noch mit steigenden 
Empfängerzahlen beim Wohngeld zu rechnen. 

233. Die Struktur der Wohngeldempfänger ist trotz 
rascher Erweiterung des Personenkreises über die 
letzten Jahre weitgehend stabil geblieben. Entspre- 
chend der allgemeinen Einkommensentwiddung 
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nahm nur der Anteil der niedrigen Einkorn mens - 
klassen zugunsten der höheren ab: So hatte Ende 
1969 nur noch rund ein Achtel dei Em plan ge r Haus- 
halte ein monatliches Farm lieneinkom men (nn Sinne 
des Wohngeldgesetzes) bis 700 DM, wahrend es 
Ende 1964 noch ein Drittel war. 


237. Bei den Verrechnungen handelt es sich um 
fiktive Übertragungen an die Institution Kinderzu- 
sddäge im öffentlichen Dienst. 


Finanzierung 


234. Von. den Wohngeldempfängern erhalten neun 
Zehntel Mietzuschuß und ein Zehntel Lastenzu- 
schuß. Die beiden Empfänger gruppen unterscheiden 
sich in ihrer Zusammensetzung deutlich. Bei den 
M letzuschu Bern pf an gern, die durch ihr starkes 
Übergewicht im wesentlichen auch die Struktur 
der Wohngeldempfänger insgesamt prägen, domi- 
nieren che Haushalte mit niedrigen Familienein- 
kommen und kleineren Wohnungen sowie die 
Kleinslhaushalte mit 1 oder 2 Personen, die zusam- 
men etwa die Hälfte aller Mietzuschußempfänger 
ausmachen. Hierzu gehören vor allem die bei den 
Mielzuschußempfängern ohnehin stark vertretenen 
Rentner und Pensionäre. 

Bei den Lastenzuschußcmpfängern sind dagegen die 
Haushalte mit höherem Familien ein kam men in der 
Überzahl, die dann allerdings auch m der Regel 
eine größere Zahl von Familienmitgliedern sowie 
größere Wohnungen aufweisen. Meist sind es kin- 
d e r i ei che A rbei tnehmerho u sha 1 te . 

Insgesamt ist der Durchschnitt des monatlich ge- 
zahlten Wohngeldes bei den Mictzusdhußempfän- 
gern niedriger als bei den Lastenzuschußemp- 
fängern: 1969 erhielt jeder Wohngeldempfänger 
durchschnittlich 50 DM im Monat; unter diesem 
Durchschnitt blieb die Giuppe der Mietzuschuß- 
empfänger mit nur 47 DM, Uber dem Durchschnitt 
lag die Gruppe der Lastenzusdmßempfänger nnt 
75 DM. 

235. Die Wohngeld leistungen insgesamt, die zur 
Zeit knapp 1 v, H, des Aufwandes oller im insti- 
tutionellen Sozialbudget erfaßten Leistungen be- 
tragen, verzei ebneten in den vergangenen Jahren 
eine kräftige Aufwärtsentwicklung, die sich in der 
nächsten Zukunft fort setzen wird. So haben sich 
zwischen 1965 und 1970 die Gesamtleistungen ver- 
vierfacht. Im Zeitraum von 1970 bis 1975 werden sie 
sich voraussichtlich auf das mehr als 2'/£fache er- 
höhen (vgl, Übersichten 115 und 116), Der größte 
Anstieg ist dabei für das Jahr 1971 zu erwarten 
als unmittelbare Folge des Zweiten Wohngeld- 
gesetzes. Hier wird mit einer Verdoppelung der 
Wohngeldleistungen gegenüber 1970 gerechnet. 

236. Die von der Bewilligung und Auszahlung des 
Wohngeldes verursachten Verwaltungskostcn be- 
trugen 1968 rund 10 v. H. des geleisteten Wohn- 
geldes. Der Anteil in den Jahren zuvor und danach 
wurde geschätzt, wobei bis 1975 ein leichter pro- 
zentualer Rückgang angenommen wurde (auf Grund 
verstärkter Rationalisierung und Vereinfachung des 
Gesetzes), Dieser Rückgang findet jedoch seine 
Grenzen in dem Bestreben, die besonderen Verhält- 
nisse jedes Antragstellers zu berücksichtigen und 
zusätzlich dabei intensive Beratung zu gewähr- 
leisten. 


238. Das Wohngeld wird von den Landern gezahlt 
und diesen zur Halite vom Bund erstattet. Die da- 
bei entstehenden Vorwaltungskosten werden von 
den Ländern und Gemeinden getragen, da das 
Wohngeldgesetz von den Ländern durchgefuhrt 
wird und die Anträge von den Städten und Land- 
kreisen bearbeitet werden. 


öffentlicher Gesundheitsdienst / 405 } 

239, Die Institution öffentlicher Gesundheitsdienst 
umfaßt die Leistungen der Gesundheitsämter (499 
in 1969) und andere von öffentlichen Stellen bereil- 
gestellü; Dienste der Gesundheitspflege, wie z. R, 
Ambulatorien, ärztliche Beratungsstellen, Untersu- 
chungsämter, Reltungsstellen und das Krankenhaus- 
i ransportwesen. Nicht enthalten sind (in Anlehnung 
an. das System „Kosten der Sozialen Sicherung' 1 des 
Internationalen Arbeitsamtes) die Aufwendungen 
für Krankenhäuser und Heilstätten sowie der An- 
stalten für Nerven- und Geisteskranke. 


Leistungen 

240. Die Leistungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes, die knapp l v. H, aller im institutionellen 
Sozialbudget erfaßten Sozialleistungen ausmachen, 
weisen von 1950 bis 1975 eine ständige Aufwärts- 
bewegung auf und werden noch vor 1975 die Mil- 

S c h a u b i 1 d 57 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

Leistungen insgesamt 

I960 bis 1975 


Mrd. DM 
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Übersicht 115 

Wohngeld 

Kurzfristige Prognose 
1 969, ) 970 und 1971 



1969 

1970 

1971 

1 1 969/70 1970/71 


MdI Ionen 
DM 

v H. 

Millionen 1 
DM , 

v. H 

Millionen 

DM 


V. H. 

Leistungen 

Geldleistungen 

577 

00,3 

650 

90 ,3 

1 336 

9 7,5 

-H2,7 rJ 05,0 

Sachleistungen 





Allgemeine Dienste 

und Leistungen 

59 

9,2 

66 

9,2 

119 

f? r 2 

+ 77,9 - 80,3 

Verrechnungen 

3 

0,5 

4 

0,5 

5 

0,3 

+33,3 - 25,0 

insgesamt . > . ; 

639 

wo 

| 720 

700 

1 4G0 

700 

+ 72,7 + J02,o 

Finanzierung 








Öffentliche Mittel 

639 

W0,0 

720 

700,0 

1 460 

1 

100,0 

: 12,7 ■ 102,8 

insgesamt . . . j 

639 

wo 

720 

WO 

[ 1 460 

1 

WO 

■12,7 +02,8 
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Wohngeld 

Mittelfristige Projektion 
19G5 r 1970 und 1975 



1965 

1970 

1975 

1 1965/70 ! 

1970/75 


Millionen 

DM 

v, H, 

Millionen 

DM 

v, H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

1 

V, H. 
(Jahres- 
durchschnitte) 

Leistungen 

Geldleistungen 

148 

83,2 

| 

650 

90,3 

1 300 

92, 3 

+ 34,0 

+ 23,0 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— \ 

— 

— 



— 

VerwalUmgs- und 

sonstige Leistungen 

28 

15,7 

66 

9,2 

144 

7 ,4 

! 18,7 

+ 76,9 

Verrechnungen 

2 

U 

4 

0 r 5 

6 

0,3 

+ 14,9 

+ 8,5 

insgesamt . . . 

178 

wo | 

720 

100 

I 95 Ü 

wo 

[ +32,0 

+22,0 

Finanzierung 

Öffentlidie Mittel 

178 

1 

700,0 

720 

700,0 

1 950 

700,0 

+ 32,0 

+ 22,0 

insgesamt . . . 

178 

100 

720 

WO 

1 350 

WO 

+ 32,0 

h 22,0 
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Öffentlicher Gesundheitsdienst 


Kurzfristige Prognose 


1 969, 

1970 und 1971 



1969 

tf»7ü 

197) 

l%!i 70 

MilHoru-n 

DM 

p < Millionen. r i 

r>M | 

Millionen: 

DM 

v. 1 !. 


Leistungen 









Geldleistungen 

— 

— 


— 




— 

Sachleistungen . . . 

| — 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

Allgemeine Dienste und 






»Vt» » 



Leis Jungen , . . 

850 

07 J 

870 

96,7 , 

915 

96,3 

2,; 

4- 5,2 

Verrfrhntmqun , . 

25: 

2,9 

30 

3,3- 

35 

3J 

-20,0 

i 10,7 

insgesamt , . . 

1 875 

100 

' 900 

WO 

950 

wo 

A 

ro 

O 

5ß 

Finanzierung 









< 'dlf -ni hd-ie Milte] 

712 

814 

727 

80,8 

7GG 

80,7 

• 2,1 

: SA 

Yei m^g unser trag« 

H 

0,9 

H 

0,9 

9 

0.9 

— 

r 12.5 

Sonstige \h n na innen 

1 >■) 

17,7 

1 65 

ifß 

175 

18,8 

6,5 

6,2 

insgesamt , . 

1 875 

100 

1 oon 

wo 

950 

100 

» 3.9 

5.0 
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Öffentlicher Gesundheitsdienst 
Mittelfristige Projektion 
1965, 1970 und 1975 



l''«5 


1070 

1,975 


1965 70 : 1 y70/75 

Leistungen 

CjeLIlfustmjf |pn 

Md honen 
DM 

M M. 

-J 

Millionen ^ 
DM 

v, H , 

Millionen ' 
DM 

V 11. 

1 

v H, 

(iah ms- 
dun hsthnme} 

Sachleistungen .... 

Verwalt rings- und 

sonstige Leistungen 

Verrechnungen . . 1 

897 

17 

97,6 ! 
2,2' 

870 

30 

98,7 i 

3.3 

1 100 

50 

95,7 
4 t 3 i 

+ ■!.$ 

-i 10 

■ 2.8 
- W.8 

insgesamt , 

7.M 

100 ; 

9G0 

WO | 

1 150 

wo 

4- 4,8 

+ w 

Finanzierung 

öffentliche Mittel . 

[ 

697 

83.8 

727 

80ß ' 

929 

80,8 

1 ö 

-i* 3,0 

Vermögende M l äge 

4 

0,6 

8 

Oß 

1 i 

0,9 

Nß 

d,6 

Sonstige .Ein nähmet) 

113 

IBM 

164 

18 5 

210 

18,3 

- 7M 

■F9 

insgesamt . . , 

714 

WO 

in 

709 

1 ISO 

WO 

- sj; 

- 5,0 
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bardcrigreTize überschreiten (vgl. Schaub) ld 57), In 
dem 25-Jahrcszeitraum haben sich die Ausgaben in 
etwa verneunfachl . Der größte Anstieg erfolgte zwi- 
schen tffiQ und 19(55 h als sich die Ausgaben nahezu 
verdoppelten. Für den Zeitraum von 1965 bis 1970 
ergibt sich eine durchschnittliche JuhTeswadistums- 
ratc von 4,8 v. H. (vgl, Übersichten 117 und 118), 
Etwa der gleiche Wa cb st ugisan stieg (5 v II. pro 
Jahr] wurde auch für die .labru 1970 bis 1975 ange- 
nommen, 

241 . 19G8 wiesen die üesamlaufwemhinqen fol- 

gende Struktur auf: 

Millionen 

DM 


Persona lausgaben 360 1 

Ausgaben der Vermögen she\vegung [z. B. Bau- 
ten, Instandsei /.ung0n l Erweib von Grund ver- 
mögen) 170 

Zuweisungen an Z we de v e r b ail< i e 80 

Geschätzte zusätzliche Verwahrnigsaufwendun- 
gen 40 

übrige .Ausgaben 188 


insgesamt 838 


Den weitaus größten Anteil mit 43 v. H. der Gesamt- 
ausgaben nehmen die Personalkosten ein, z. B. für 
Arzte und Zahnarzte, Sozialarbeiter, medizinisch- 
technische Assistenten und Gesundheitsauf seher. 
Darin enthalten smd auch die geschätzten Kinderzu- 
schlaqe lur das Personal des Gesundheitsdienstes, 
die als Verrechnungen erscheinen (vgl. Übersichten 
U7 und 118). 

242. Bei den Allgemeinen Diensten und Leistungen 
sind die gesamten Au Twen düngen des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes enthalten [außer den Verrech- 
nungen). Unter dieser neuen Position finden sich 
alle Sozialleistungen, die nicht unmittelbar einem 
Empfänger einzeln zugereebnet werden können. Es 
wurde deshalb in den Tabellen auf die bisherige 
T renuung zwischen Sachleistungen und Verwal- 
tungskosten verzichtet zugunsten einer detaillierten 
Aufgliederung der wichtigsten Kostengrößen im 
Text. Gerade beim öffentlichen Gesundheitsdienst 
zeigt sich ganz besonders die Problematik der Quan- 
tifizierung von sozialen Diensten und Leistungen, 
da hier die ausgewiesenen „Leistungen 1 ' ausschließ- 
lich aus Kosten bestehen. 


Finanzierung 

Die Aufwendungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes werden zu gut vier Fünfteln aus öffentlichen 
Mitteln finanziert, und zwar ganz überwiegend von 
Ländern und Gemeinden [je etwa zur Hälfte). Dieser 
Anteil hält sich mit geringen Schwankungen über 
den Zeitraum von. 1950 bis 1975 konstant. Die Son- 
stigen. Einnahmen (vor allem Gebühren, Entgelte, 
Strafen) tragen mit nind einem Sechstel zur Finan- 
zierung bei. Nur geringfügig ist der Anteil der Ver- 
mögender träge (Mieten, Pachten, Zinsen). 


VIII. Funktionaler Teil 

1. Überblick 

244 , Sozi alle! st ungen sollen Hink oiiimen saus fälle 
und besondere Belastungen ausgleichen, wenn be- 
stimmte soziale Tatbestände vorliegen. Die sozialen 
Tatbestände bezeichnet das Sozialbudget als „Funk- 
tionen ", Eni sprechend zeigt es, wie sich die Sozial - 
leistungen auf d*$ sozialen Tatbestände verteilen. 
Gegenwärtige Schwerpunkte innerhalb der sozialen 
Sicherung und zukünftige Gewiditsverteilung lassen 
sich damit sichtbar machen. 

Die Sozial leistungen konzentrieren sich zur Zeit auf 
die Tatbestände Krankheit, Aber, Familie, Tod, 
Invalidität. Einen relativ geringen Anteil beanspru- 
chen noch die Funktionen Beschäftigung, Wohnung 
und Bildung (vcjL Schaubild 58), Es zeichnen sich je- 
doch Verschiebungen ab. Im Zeitraum 1960 bis 1975 
steigt das Gewicht der Funktionen Alter, Krankheit, 
Wohnung und Bildung, während das Gewicht der 
Funktionen Familie und Invalidität abnimiut und das 
der Tatbestände Beschäftigung und Tod ungefähr 
gleidibleibt (vgl, Übersicht 119), Die Enfsdiädigungs- 
leistungen (ohne Versorgung der Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer) verlieren stark an Gewicht; der Anteil 
des nicht hmklional aufgegliederten Teils der allge- 
meinen Dienste und Leistungen ist praktisch kon- 
siant. Die teil weisen komplexen Bestimmungs- 
gründe für diese Gewichlsverteilung der Soziallei- 
stungen sind in dem Aufbau der Bevölkerung und 
der Aufgabenentwicklung innerhalb der Sozialpoli- 
tik zu finden. Die einzelnen Funktionen werden in 
Nr. 251 ff, analysiert, 

S c h a u b i i d 58 


Funktionale Struktur der Sozialleistungen 

1970 *) 

— Gliederung nach Tatbeständen -- 
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Die Gliederung des funktionalen Sozialbudgels nach sozialen Tatbeständen 


Funktion 

Mrd. DM ] ) 

Struktur 
v. H. 

I960 | 

1965 | 

1970 I 

1975 

1960 | 

1965 

1970 | 

1975 

Krankheit 

1 3,6 

23 ,1 

40,3 

62,8 

20,8 

22,3 

25,4 

26,8 

Invalidität 

9,2 

13,1 

) 7,5 

23,9 

14,1 

12,7 

11,0 

10,2 

Alter 

12,6 

21,2 

35,4 

57,0 

1 9,2 

20,5 

22,3 

24,3 

Tod 

10,7 

16,4 

25,0 

37,8 

16,4 

15,9 

15,7 

16,1 

Beschäftigung 

0,9 

1,3 

2,7 

3,3 

1,4 

h 2 

1,7 

1 A 

Bildung 

0,2 

0,3 

1,3 

3,2 

0,3 

0,3 

0,8 

1 A 

Familie 

1 \ ,9 

19,6 

25,5 

31,5 

18,2 

19,0 

76,1 

13,4 

Wohnung 

0,4 

0,8 

1,5 

2,8 

0,6 

0,7 

0,9 

1,2 

Entschädigungsleistungen <ji ) 

3,5 

3,8 

3,8 

4,2 

5,3 

3,7 

2,4 

1,8 

nicht funktional aufgegliedert 3 ) . , 

2,4 

3,8 

5,9 

8,2 

3,7 

3,7 

2,7 

3,5 

Leistungen insgesamt 

65,3 

103,2 

158,7 

234,7 

100 

100 

100 

100 


■) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 

2 ) ohne Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer , Definition vgl. Anlage IV 

3 ) Teil der Allgemeinen Dienste und Leistungen 
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245 . Di Gliederung nach Tatbeständen allein 
reicht jedoch nicht aus, um die funktionale Struktur 
der Sozialleistungen sachgerecht zu beurteilen. 

Erstens dienen die Sozialleistungen für dae einzel- 
nen Tatbestände zwei Zielen: einmal der Sicherung i 
des Lebensunterhalts und zu in anderen dem Aus- 
gleich zusätzlicher Belastungen. 

Zweitens können die Sozial leis Lungen im Hinblick 
aut ihre ökonomischen Auswirkungen mit einer 
gewissen Berechtigung in produktive und konsum- 
tive Leistungen unterschieden werden. 

Drillens greifen Familienleistüngen, Gesund hei ts- 
und Reschä ft irjungsmäß nahmen auch bei anderen 
Tatbeständen als Familie b/w. Krankheit bzw. Be- 
schädigung ein. 

Diesen unterschiedlichen Gesichtspunkten trägt das 
funktionale Sozial Budget dadurch Rechnung, daß es 
zeig!, wie sich die Sozial Leistungen auf einzelne 
Maßnahmearten verteilen. 

Zu i. 

Die SoziaJleistimgen konzentrieren sich nach wie vor 
auf die inlertemporale und interpersonale Eirakom- 
mensum Verteilung. Der Anteil der verbeugendem 
wiedei hersteilenden und wiedercingliedurmlen 
Maßnahmen auf dem Gesundheits- und Beschall K 
girngssektor nimmt jedoch zu (vgl Übersicht T20 
und Sritanb: Id 59 j. 

Zu 2. 

Daraus kann man folgern, daß die Sicherung des 
Löten ^Unterhalts zwar den größten Teil der Sozi al- 
le ist ungen bcanspTudit, daß aber die produktiven 
Sozial lei stungen zunehmend an Bedeutung gewön- 
nen. 


Zu 3. 


Faßt man die Leistungen für den Tatbestand Krank- 
heit mit den Gesundheilsrnaßnahmen, die für andere 
Tatbestände erbracht werden, zusammen, so ergibt 
sich das Gesamt yoI umen der Sozialleistungen für 
den funktionalen Bereich Gesundheit (vgl, Übersicht 


128). 


Es beträgt 


I960 

14,9 

Mrd. 

1965 

25,5 

Mrd. 

1970 

43,6 

Mrd. 

1975 

67,4 

Mrd. 


DM, 

DM, 

DM, 

DM. 


ln gleicher Weise läßt sich das Gesamtvolumen lür 
die soziale Sicherung der Familie bzw. für den funk- 
tionalen Bereich Beschäftigung ermitteln (vgl. Über- 
sicht 132 und Nr. 261 fl.). 


Schaubild 59 


Funktionale Struktur 
der Sozialleistungen 1960 bis 1975 *} 

— Gliederung nach Maßnahmearten — 


% 



') Angaben in % der LeisUingKumme. 
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Die Gliederung des funktionalen Sozlatbudgets nach Maßnahmearten 


Maßnahmear* 


Mrd 

DM ] ) 



Struktur '1 
v. H. 



i960 | 

1965 

| 1970 

1975 

I960 | 

1965 

1 1970 | 

1975 

Einkommen für Betroffene 

26,9 

42,0 

68,5 

103,3 

41,2 

40,7 

43,2 

44,0 

Einkommen für Angehörige 

22,9 

36,4 

51,0 

70,1 

35,1 

35,3 

32,1 

29,9 

Leistungen für den Tatbestand 
Wohnung 

0,4 

0,8 

1 ,5 

2 r 8 

0,6 

0J 

0,9 

1,2 

Ent schädigungslei stu_ng en .... 

3,5 

3,8 

3.8 

4,2 

5,3 

3,7 

2,4 

1,8 

Einkommen insgesamt 

53,7 

83,0 

124,7 

180.4 

82,2 

80,4 

78,6 

76,9 

Maßnahmen a ) auf dem 









Gesundheitssektor 

8.8 

15,8 

27,0 

44,4 

13,4 

1 5,3 

17,0 

18,9 

Beschäftig ungssektor * ) 

0,5 

0,6 

U 

1,7 

0,7 

0,6 

0,7 

0,7 

Vorbeugende, wiederherstcllende 
und wiederemgliedernde Maß- 
nahmen insgesamt * 

9,2 

16,4 

28,1 

46,1 

14,1 

15,9 

17,7 

19,6 

funktional nicht aufgegliedert s ) . 

2,4 

3,8 

5,9 

8,2 1 

3,7 

3,7 

3,7 

3,5 

Leistungen insgesamt 

65,3 

103,2 

158,7 

234,7 

1ÖQ 

100 

100 

100 


*) Abweichungen m den Summen durch Runden der Zahlen 
2 ) ohne Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 
a ) ohne beglertende Einkommenslulfen 
*) einschließlich Maßnahmen auf dem Bitdungssektor 
Tei! der Allgemeinen Dienste und Leistungen 


Übersicht 121 


Die Gliederung des funktionalen Sozialbudgets nach Institutionellen Ebenen 



Mjrd. DM ') 

Struktur 
v. H. 

1960 1 

1965 

1970 I 

1975 

I960 

1965 

1 1970 | 

1975 

Institutionelles Sozäalbudget 

53,0 

85,5 

134,8 

205,1 

81,2 

82,8 

84,9 

87,4 

Zusätzliche betriebliche Leistun- 









gen *) 

3,0 

4,3 

6.0 

8,0 

4,6 

4,2 

3,8 

3,4 

Indirekte Leistungen (Steuerver- 









günstigungen) 

9,3 

13,4 

17,9 

21,5 

14,2 

13,0 

11,3 

9,2 

Leistungen insgesamt 

65,3 

103,2 

158,7 

234,7 

WO 

WO 

WO 

WO 


*) Abweisungen in den Summen durch Runden der Zahlen 

2 ) Betriebliche Leistungen, soweit nicht bereits im institutionellen Sozialbudgel erfaßt 
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246 . Das funktionale Sozialbudgel enthält über i 

den Umfang des institutionellen Sozialbudgets hin- 
aus zusätzliche betriebliche Sozialleistungen und I 
bestimmte indirekte Soziaiieistungen in Form von 
sozialpolitisch motivierten Steuervergünstigungen, 
Diese Leistungen können z . Zt. nur mit einem großen 
Unsicherheitsbee i g.-- .t werden und sin 
deshalb r da mdtt in das institutionelle Sozialbud- 
get au i genommen. Ihi Anteil am funktionalen So- 
zialbudaet beträgt 197U 15 ,1 v.H, und ni mt n 

Zeitraum 1960 bis 1975 ab (vgl. Übersicht 121). Be- 
sonders die Steuervergünstigungen haben Bedeu- 
tung für das funktionale Sozia Jhudyet, denn die Kin- 
derfreibeträge und das Ehcgattensphtting der Ein- 
kommen- (und Loim )steuer haben einen betracht- 
liehen Anteil an den sozialen Leistungen für die 
Familie (vgl. Nr, 263). Die zusätzlichen betrieblichen 
Soziaiieistungen verteilen sich dagegen gleichmäßi- 
ger aut die verschiedenen sozialen Tatbestände (vgl. 
Nr. 275). 

247 . Das funktionale Sozialbudget 1971 zeigt erst- 
mals, für welche Funktionen jede tun IfisÜtn* 
ti in Leistungen erbringt (vgl, Nr. 251 fl. und An- 
hang IV). Der Sachverhalt, 

— daß eine Institution für mehrere Funktionen lei- 
stet, und 

— daß für eine Funktion von mehreren Institu- 
tionen geleistet wird, 

wird somit quantitativ dargeslellt. Überschneidun- 
gen und Zersplitterungen werden offengelegt. Na- 
t rli h müssen für die Beurteilung dieses Problems 
noch andere Informationen herangezogen und Be- 
wertungskriterien angewandt werden, die das funk- 
tionale Sozialbudget nicht geben kann. 


i 248 . Das funktionale Sozialbudget, im vorjährigen 
S »zittlber ich! erstmals verqeh-gt, Ist wi-'li-r entwi - 
I k t w rden. Durch folgende Änderungen w <k.n 
d lnlormationsgehall erhöht und die Anwendbar- 
keit verbessert 

— Das (.Bieder uuyssdiema ist unter Beibehaltung 
seine O -m -II I J idien Merkmale gestrafft ttßci Vt - 
emfacht worden (vgl. Nr. 249). 

— D r T atbestand „Bildung” Ist fleu m das Gliedfe* 
r\ Schema a uf gen oxil men w \ (vgl Nr. 2(50). 

— Dur Beohdthlunys/outidmu ist von 10 aut 15 
.Jahre ausgedehnt worden; es werden, che Jabre 
i960, Tiö5, 19/q und 1975.1,0 j 11, 

— Die funktionale Gliederung w'irä in die einzeln* n 
Institutionen a ufgefücherl (vgl. Nr. 247) 

249 . Methodische Erläut amgen zum funkl umalen 
Sozialbudgel sind iivi Am no v ( T > r außerdem 
crnanzen.de Tabellen enthalt, zusammengofaß! An 
dieser Stelle genügt. deshalb ein kurzer überblick 
ubf 4as G.- mössebema und seine haupisach- 
lidien Änderungen gegenüber dem Sozial Budget 
1909/70. 

Das funktiönaie Sozio Ibudget ist ihehrdimensional 
eu 1 jeder t. Die Aufledmicj in ‘1 dliieslanue w e z. B. 
Krankheit , Invalidität, Ab üsw. wrd ergänzt 
durch eine Aufteilung in die Leistungsarten Unter- 
temporale und interpersonale Ei n komme ns um Ver- 
teilung" und „Vorbeugende, v/iedorherstellende und 
wiedereincjiiedernde Maßnahmen J . Indem zus< Üb- 
lich die Einkoinniensnuiverleilimg nach Betroffenen 
und Angenor ;> n und die Maßnahmen nach Gesnnö- 


Übersicht 122 


Der Anteil bestimmter Ursachen am funktionalen SozJalbudget 


Mid. DM v.H. 


Leistungen 

I960 j 

1965 | 

1970 

1975 

1 960 

1965 j 

1970 1 

1975 

Leistungen l ) der Unfallversiche- 
rung als Meßgröße für die. 
Ursache ,, Arbeitsunfall, Berufs- 
krankheit" 

1,8 

3,3 

4,2 

6,2 

2,7 

3,2 

2,7 

2,6 

Entschädigimgsleistungen ') (ein- 
sddicßlich Versorgung der 

Kriegs- und Wehrdienstopfer) 
als Meßgröße für die Ursache 
„Krieg, politische Ereignisse” . . 

7,4 

9,9 

1 1,4 

14,3 

11,3 

9,0 

7,2 

6,1 

Leistungen des funktionalen 









Sozialbudgets insgesamt 

65,3 

103,2 

158,7 

234,7 

WO 

WO 

WO 

WO 


') einschließlich Verreainungsausgabeu 
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heits- urtd Beschäfligungssektor gegliedert werden, 
ist eine variable Darstellung der verschieden ab- 
grenzbaren Funktionen Gesundheit, Familie und Be- 
schäftigung möglich (vgl. Nr, 244, 245 oben und So- 
zialberichl 1970, Teil B, Nr, 227 bis 242). 

Die mehrdimensionale Konzeption (Baukastenprin- 
zip) ist also bei behalten worden. Die Straffung des 
Schemas wurde zunächst dadurch erreicht, daß 
quantitativ wenig ins Gewicht fallende oder für die 
Interpretation nicht unbedingt erforderliche Auftei- 
lungen durch Zusammenfassung beseitigt wurden. So 
wird aus der Einkommensumverteilung die Über- 
nahme von besonderen Aufwendungen nicht mehr 
ausgegliederf; die Maßnahmen auf dem Gesund- 
heits- und Besch öftigungsseklor werden nicht mehr 
nach Betroffenen und Angehörigen unterschieden. 1 


Eine wesentliche Vereinfachung bringt auch der 
Wegfall der Kausalgliederung, Da die Ursachen 
„ Arbeitsunfall, Berufskrankheit" und „Krieg, poli- 
tische Ereignisse" nur unvollständig und weitere 
Ursachen z, Z, gar nicht isoliert werden können, 
kann die Kausalgliederung nicht befriedigen. Die 
Entwicklungstendenz für cUe Anteile der genannten 
beiden Ursachen am Gesamtvolumen der Soziallei- 
stungen läßt sich im übrigen immer noch sehr gut 
ab sch atzen, indem man die Anteile der Unfallver- 
sicherung bzw. der Insntuiionengruppe „EnLschä- 
diyunysleistungen H ' als Hilfsgrößen nimmt. Für die 
Ursache „Krieg, politische Ereignisse'' ergibt sich 
nach dieser Methode deutlich ein abnehmendes Ge- 
wicht, während der Anteil der Ursache „Arbeits- 
Unfall, Berufskrankheit" um ein konstantes Niveau 
I schwankt (vgl. Übersicht 122). 


Übersicht 123 


Funküonalglietlerung I960 
Mrd. DM 



Inuv temporale und 
interpersonale Ein- 
kommensum Verteilung 
zugunsten der 

Vorbeugende, wieder- 
herslellende und 
wiedereing Ledernde 
Maßnahmen auf dem 

Summe 

Betroffe- 

nen 

Angehö- 

rigen 

1 

Gesund- 

heils- 

sektor 

Besdhäf- 

tigungs- 

sektor 

i 

l 1 

3 

l -i 


Krankheit . 

i 

5,8 

0,3 

7,5 



13,6 


Invalidität 

2 

7,6 

0,4 

1,1 

0,2 

9,2 


Aller 

3 

12,5 

0,0 

. 



12,6 

Tat- 








bestände 

Tod 

4 

— 

10,7 

— 

— 

10,7 


Beschäftigung 

5 

0,5 

0.1 

— 

0,3 

0,9 


Bildung 

b 

0,0 

0.1 

— 

0.0 

0,2 


Familie 

7 

0,4 

11,3 

0,2 

— 

11,9 

Summe , . 

26,9 

i 

22,9 

8,8 

0,5 

59,0 


Leistungen für den Tatbestand 1 Wohnung 

laufende Leistungen nadi Lastenausgleichsgesetz, Bundesentschädigungsgesetz, Unlerhalts- 
sicherungsgeselz u, ä. (Entschädigungsleistungen ohne Versorgung der Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer) 

funktional nicht aufgegliederter TeiJ der Allgemeinen Dienste und Leistungen aus dem 
Institutionellen Sozialbudget 


0,4 

3,5 

2,4 


Summe 


65,3 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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250, Die Übersichten 123 1ms 12G stellen das funk- 
tionale Sozialbudget für dte Jahre 1960, 1965, 1970 
und 1975 dar. Es umfaßt die gesamlen Leistungen 
des institutionellen Sozialbudgets (ohne Verrechnun- 
gen), dazu zusätzliche betriebliche Leistungen und 
indirekte Leistungen (Steuerermäßigungen) (vgl. 
Übersicht 121). Die Übersichten 123 bis 126 sind 
oben in Nr. 244 und 245 ausge wertet und geben den 
Rahmen ab für die nachfolgenden Analysen einzel- 
ner Funktionen und einzelner Institutionen. 


Übersicht 124 


FunkUonalgUederung 1965 
Mrd. DM 


J 

Intertemporale und 
interpersonale Ein- 
kommensumverteilimg 
zugunsten der 

Vorbeugende, wieder- 
hersteJ lende und 
wiedereingltedernde 
Maßnahmen, auf dem 

Summe 

Betroffe- 

nen 

Angehö- 

rigen 

Gesund- 

heits- 

sektor 

ßeseßäf- 
1 ligungs- 
sektor 

1 1 2 

3 I 


i 


Krankheit 

1 

9,3 

0.4 

13,4 



23,1 


Invalidität 

2 

10,3 

0,5 

2,1 

0,2 

13,1 


Alter 

3 

21,0 

0,2 





21,2 

Tat- 








bestände 

Tod 

4 

— 

16,4 

— 

— 

1 6,4 


Beschäftigung ' 

5 

0,8 

0,2 

— 

0 X 4 

1,3 


Bildung 

6 

0,2 

0,2 

— 

0x0 

0x3 


Familie 

| 7 

0,5 

18.7 

0,4 

— 

19,6 

Summe , . , 

42,0 

36 r 4 

15,8 

0,6 

94,8 


Leistungen für den Tatbestand Wohnung . 

laufende Leistungen nach Lastenausgleichsgesetz, Bundesentschädigungsgesetz, Unterhalts- 
Sicherungsgesetz u. ä. (Entsdiädigungsleistungen ohne Versorgung der Kriegs- und Wehr- 
dienstop/er) 

funktional nicht aufgegliederler Teil der Allgemeinen Dienste und Leistungen aus dem 
Institutionellen Sozialbudget 


0,8 

3,8 

3,8 


Summe . . , 103,2 
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Funktionalgliederung 1970 
Mrd. DM 



Interlemporale und 
interpersonale Ein- 
korn mensum Verteilung 
zugunsten der 

Vorbeugende* waeder- 
herstel lende und 
wiedereing 3 ledernde 
Maßnahmen auf dem 

Summe 

Betroffe- 

nen 

Angehö- 

rigen 

Gesund- 
heit s- 
sekior 

Besdiäf- 

tigungs- 

sektor 

I 

2 

3 

4 


Krankheit 

1 

16,3 

0,4 

23,6 

„ 

40,3 


Invalidität 

2 

13,? 

0.7 

2,8 

0,3 

17,5 


Alter 

3 

35,2 

0,2 





35,4 

Tat- 








bestände 

Tod 

4 

— 

25,0 

— 

— 

25,0 


Beschäftigung 

5 

1,8 

0,3 

— 

0,7 

2,7 


Bildung , 

6 

1,0 

0,2 

— 

0,2 

1,3 


Familie 

7 

0,6 

24,3 

0,6 

— 

25,5 

Summe . . . 

68,5 

51,0 

27,0 

1,1 

147,6 


Leistungen für den Tatbestand Wohnung 

laufende Leistungen nach Lastenausgleichsgesetz, Bundesentschädigungsgesetz, Unterhalts- 
sichern ngsgesetz u. a. (Lntsdiadigungsleistungen ohne Versorgung der Kriegs- und Wehr- 
dienstopter) 

funktional nicht aufgegliederter Teil der Allgemeinen Dienste und Leistungen aus dem 
Institutionellen Sozialbudget 


1,5 

3.8 

5.9 


Summe . « , 1 58,7 


Abweichungen m den Summen durch Runden der Zahlen 
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runktioncilgliederung 1975 
Mrd. DM 



In UTtemporale Uli d 
interpersonale E in- 
kommensumveiteilung 
zugunsten der 

Vorbeugende, wieder- 
hers teilende und 
wiede rein gliedernde 
Maßnahmen auf dem 

Summe 

Betroffe- 

nen 

Angehö- 
■ rigen 

1 

Gesund- 

heits- 

sektor 

BesdiäL 

ligungs- 

sektor 

l 1 2 

3 

1 4 


Krankheit 

1 

22,5 

0,5 

39,8 

— 

62,8 


Invalidität 

2 

18,6 

0,9 

4,0 

0,5 

23,9 


Alter 

3 

56,7 

0,3 





57,0 

Tat- 








bestände 

Tod 

4 

— 

37 r 8 

j — 

“ 

37,8 


Beschäftigung 

5 

2 r 0 

0,3 

— 

1.0 

3,3 


Bildung 

6 

2,8 

0,2 

— 

0,2 

3,2 


Familie 

7 

0,8 

30,0 

0,6 

— 

31.5 

Summe - , . 

103,3 

70,1 

44,4 

1,7 

219,4 


Leis Lungen für den Tatbestand Wohnung 

laufende Leistungen nach Lastenausgleichsgesetz, Bundesentschädigungsgesetz, Unterhalts- 
sidierungsgesetz u, iL (Entschädigungsleistungen ohne Versorgung der Kriegs- und Wehr- 
dienslopfer) 

funktional nicht aufgegliederter Teil der Allgemeinen Dienste und Leistungen aus dem 
Institutionellen Sozialbudget 


2,8 

4.2 

8.2 


Summe . . , 


234,7 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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2. Einzelne Funktionen 

Krankheit 


wächst und der Anteil der alten Menschen (mit hö- 
herer Krankheitshäufigkeit) zummmt. 


251. Für den Tatbestand Krankheit wurden t970 
rd. 40 Mrd, DM an SozialieisUingen gewährt, das ist 
ein Viertel des Gesamtvolumens aller Sozialleistun- 
gen. Die Leistungen für Krankheit steigen starker 
als die übrigen Sozialleistungen, so daß ihr Anteil 
von 20,8 v. H. in 1960 auf 26,8 v. H. in 1975 zunimmt 
(vgl. Übersicht 127 und Schaubild 60). 

Die Funktion Krankheit enthält die Einkommens- 
sichenmg hei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit, 
die Behandhmgskoslen bei Krankheit und die Lei- 
stungen der Gesundheitsvorsorge. Eingcsdilossen 
sind Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, nicht 
hier erfaßt sind die Leistungen für Invalidität und 
Mutterschaft. 

Mehr als die Hälfte der Sozialleistungen für den Tat- 
bestand Krankheit entfällt auf Maßnahmen der hei- 
lenden und vorbeugenden Gesundheitspllege; ihr 
Anteil steigt, während das Gewicht der Einkorn- 
menssichenmg abnimmt (vgl. Übersicht 127 und 
Sdiaubild 61). Die Verbesserungen der Einkommens- 
Sicherung (Kranken- und Hausgeld, Lohnfortzahlung) 
werden also überkomjiensiert von der Dynamik der 
Gesundheälsmaßnahmen. Preis, Menge und Qualität 
der Leistlingen, die der Erhaltung und Wiederher- 
stellung der Gesundheit dienen, steigen überdurch- 
schnittlich, weil der medizinische Fortschritt neue 
Möglichkeiten eröffnet, das Gesundheitsbewußtsein 


S c h a u b U d 60 

Der Anteil der Leistungen für Krankheit 
an den gesamten Sozialleistungen 

1960 bis 1975 *) 



“) Angaben in % der Leisiungssumme. 


Schaubild 61 

Der Anteil einzelner Maßnahmearten 
an den Sozialteistungen für Krankheit 
1960 bis 1975 *) 
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252. Die soziale Sidierung bei Krankheit ist auf 
die gesetzliche Krankenversicherung und die gesetz- 
liche Entgelt-fortzahhmg der Arbeitgeber konzen- 
triert, Die Sozialleistungen für den Tatbestand 
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Sozialleistungen für den Tatbestand Krankheit 


Übersicht 127 



19G0 

1565 

1570 

1975 

insgesamt 





Mrd, DM 

13,6 

23,1 

40,3 

62,8 

in v. H. der gesamten Sozialieistungen 

20,8 

22,3 

25A 

26,8 

Maßnähmearten (Anteile in v, H.) 





Einkornmenssicherung 

44,9 

42,0 

41,3 

36,7 

Gesimdheitsmaßnahmen 

55,1 

58,0 

58 f 7 

63,3 

Institutionen. (Anteile in v.H.) 





Krankenversicherung 

61 f 8 

60 f 4 

53,2 

58 t 2 

EntgeltforLzahlung der Arbeitgeber 

22 ,1 

2hl 

32,3 

28 ,7 

Zusätzliche betriebliche Leistungen 

5,9 

0,5 

6,0 

5ß 

Unfallversicherung 

2,5 

3,8 

2,4 

2,1 

Die übrigen 5 Institutionen 

7,7 

Iß 

6A 

5,4 


Krankheit werden zu rd, 60 v. H. von der gesetz- 
lichen Krankenversicherung erbracht. An zweiter 
Stelle steht die gesetzliche Entgellfortzahlung durch 
die Arbeitgeber mit einem Anteil von rd, 22 v. H, in 
den Jahren 1960 und 1965 und rd. 30 v r [L in den 
Jahren 1970 und 1975; der Sprung in 1970 beruht 
auf der Einführung der Lohnfortzahlung für kranke 
Arbeiter, ihm steht ein entsprechender einmaliger 
Rückgang des Anteils der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung gegenüber. Den drittgrößten Anteil an 
den. Sozialleislungen für den Tatbestand Krankheit 
nehmen die geschätzten zusätzlichen betrieblichen 
Leistungen mit rd. 6 v. H. ein. Hierbei handelt es 
sich um freiwillige EinkommensleisUmgen, beson- 
dere Einneblungen der Gesundheitsfürsorge und 
Ersten Hilfe sowie um die Beihilfen im öffentlichen 
Dienst. Der Anteil der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung steigt infolge der Einführung des Verletzten- 
geides von I960 auf 1965; durch die günstige Ent- 
wicklung der UnfallhauJigkeit und durch die Ein- 
führung der Lohnfortzahlung an kranke Arbeiter 
liegt der Anteil 1970 wieder deutlich niedriger und 
wird 1975 voraussichtlich nur 2 v. H. betragen. Die 
übrigen fünf Institutionen, die Sozialieistungen für 
den Tatbestand Krankheit erbringen, haben zusam- 
men einen Anteil von rd. 6 v.H in 1970; es sind: 
die Beaintenversorgung (mit einem Ted der Bei- 
hilfen für Pensionäre), die Versorgung der Kriegs- 
und Wehrdienstopfer, die Sozialhilfe, der öffent- 
liche Gesundheitsdienst und die Steuerermäßigun- 


Sch Qub i 1 d 62 

Der Anteil einzelner Institutionen 
an den Sozialleistungen für Krankheit 
1970 *) 



! ') Angaben in % der Leistungssurnme. 
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gen. Daß der Anlei.l dieser fünf Institutionen von 
i960 bis 1975 kontinuierlich sinkt, kann man als An- 
haltspunkt J t'i r einen Konzentrations prozcß im Be- 
rn:: di der sozialen Sicherung bei Krankheit interpre- 
tieren (vgl. Übersicht 127 und Schaubild 62). 

253. Auch für die Tatbestände Invalidität und 
Familie gibt es Maßnahmen auf dem Gesundheils- 
sektor, Wenn es um eine möglichst vollständige Dar- 
stellung für den lunktionalen Bereich Gesundheit 
geht, müssen sie mit den Leistungen für den Tat- 
bestand Krankheit zusammengefaßt werden. Diese 
Gesamtza bien sind bereits in Nr. 245 angegeben 
worden, ihre Struktur erg i SH sich ans Ul) ersieht 128, 
Da es sich uin eine Zusammenfassung der Leistun- 
gen für verschiedene Tatbestände handelt, stellt 
Übersicht 128 eine Sonderrechnung dar H die zwar 
das mehrdimensionale funktionale Sozia Ibudget vor- 
aussetzt, aber als eine besondere Form der Aus- 
wertung danebensteht. Die Zahlen für den funk- 
tionalen Bereich Gesundheit können deshalb nicht 
einfach y,u anderen Zahlen ans dem funktionalen 
Sozia Ibudget addiert werden. 


Invalidität 

254. Eüf Prozent der SozialleLSLungen dienten 1970 
der sozialen Sicherung bei Invalidität. I960 waren 
14 v. H., 1975 werden es voraussichtlich 10 v.J-1. sein. 
Die Leistungen für den Tatbestand Invalidität stei- 
gen also schwächer als die übrigen Soziaileistungen. 
Diese Entwicklung EsL dadurch zu erklären, 


— daß die Zahl der Kriegsbeschädigten aus natür- 
lichen Gründen abnimmt, 

— daß Jahr für Jahr ein Teil der Ki iegsbeschädig- 
ten, die Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsrenten 
der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen, 
die Altersgrenze überschreitet und damit stati- 
stisch in den Bereich der Alterssicherung über- 
wechselt, 

— daß die steigenden Aufwendungen für Unfallver- 
hütung, Gesund lud K Vorsorge und Rehabilitation 
den Zuwachs an Invaliden wirksam bremsen 
bzw, in zunehmendem Maßp den Behinderten 
eine Teilnahme am Erwerbsieben ermöglichen. 

Zwar werden die Einkommensleistungen pio Kopf 
laufend gemäß den Verdienststeigerungen der Er- 
werbstätigen angepaßt (Dynamisierung in der Ren- 
tenversicherung 1957, in der Unfallversicherung 
1963, in der Kriegsopfer Versorgung 1970), doch führt 
die stagnierende oder abnehmende Zahl der Invali- 
den zu einem sinkenden Anteil der Einkommens- 
leistuugen, zumal die vorbeugenden, w iederhol stel- 
lenden und wiedereingl federnden Maßnahmen in- 
tensiviert werden (vgl. Übersicht 129). 

Der Tatbestand Invalidität ist definiert durch eine 
dauernde Beeinträchtigung der Gesundheit, Einge- 
schlossen sind Erwerbs- und Berufsunfahigkeit sowie 
Behinderungen durch physische und psychische Ge- 
brechen, Die Sozialleistungen für die Funktion In- 
validität dienen der Einkommenssicherung, dem Ein- 
korn mensausgleich für besondere Belastungen, der 
medizinischen Versorgung, der Rehabilitation und 
der Vorbeugung, 


Übersicht 128 


Sozialleistungen für den funktionalen Bereich Gesundheit 
Mrd. DM 


GesündJicitsmaßnahmen für den Tatbestand 

Invalidität 

Familie 

Krankheit 


Einkommens Sicherung beim Tatbestand 
Krankhei: 


Anteil der Leistungen für den Tatbestand 
Krankheit (v. H.) 


insgesamt . . . 


Summe . . . 

I 


I960 1965 1970 1975 

1.1 2,1 2,8 4,0 

0,2 0,4 0,6 0,6 

7,5 13,4 23,6 39,8 

8,8 15,8 27.0 44,4 

6.1 9.7 16.6 23,0 

14,9 25,5 43,6 67,4 


91,3 90,4 92,3 93 f 2 
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Übersicht 129 


Sozialleistungen für den Tatbestand Invalidität 


1960 | 1965 1970 1975 


insgesamt 

Mrd, DM 

in v. H. der gas amten Sozia Ile islung cn 

Maßnahmearten (Anteile in v. H.) 

Einkommen für Betroffene 

Einkommen für Angehörige 

Gesundheifsmaßnahmen 

Beschuh igungsmaßnahmen 

instituttonen (Anteile in v. H.) 


Renten Versicherung der Arbeiter 

2.9,6 

31,0 

30,8 

30,8 

Rentenversicherung der Angestellten 

10,4 

10,7 

WA 

12,7 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst Opfer 

16,6 

17,8 

16,6 

15, 1 

Beamten Versorgung 

11,9 

1 1,5 

1 1,4 

WA 

Unfallversicherung 

9,5 

10,2 

10,5 

W, 7 

Knappschaf fliehe Rentenversicherung 

8,6 

6,5 

4,9 

4,6 

Sozialhilfe 

5,1 

5,6 

7,3 

8,1 

Die übrigen 6 Institutionen 

8,3 

5,7 

7,1 

6,0 


9,2 13,1 17,5 23,9 

14,1 12,7 11,0 10/2 


82,8 

78,7 

78/2 

71/1 

4,1 

4,1 

3,9 

3,7 

11,5 

15,7 

16,2 

i 6,6 

1,6 

1,5 

1,8 

2,0 


255. E>ie Sozialleistungen für den Tatbestand In- 
validität verteilen sich relativ gleichmäßig auf meh- 
rere Institutionen. Dieser Sachverhalt ist sozial- 
politisch insofern relevant, als die rechtlichen Lei- 
sUmgsgrundlugen dieser Institutionen ihrer Natur 
und ihrer konkreten Ausgestaltung nach unter- 
schiedlich sind. 

Der größte Teil der Leistungen, wird von Institu- 
tionen erbracht, die die Leislungsg&wahrung an 
[frühere) Erwcrbstätigkeit knüpfen. Die Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten ist mit 
rd. 40 v. H. beteiligt, die BeanUenversorgung und die 
Unfallversicherung mit je 10 v, H. Die Anteilswerte 
dieser Institutionen verschieben sich im Zeitraum 
I960 bis 1975 nur geringfügig. Der Anteil der knupp- 
scbaftlidien Rentenversicherung sinkt dagegen deut- 
lich, er betragt 1970 rd. 5 v.H. 

Auf die Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer entfällt 1970 ein Sechstel der Sozialleistungen 


für den Tatbestand Invalidität, die Quote nimmt 
tendenziell ab. Wachsende Bedeutung hat die Sozial- 
hilfe, der insbesondere die soziale Sicherung der 
Behinderten ohne versiehe rungs- und versorgungs- 
rechtliche Ansprüche obliegt (Anteil 1970: 7 bis 3 
v, H.). Die übrigen sechs Institutionen (Krankenver- 
sicherung, Landwirtschaftliche Altershilfe, Arbeils- 
lürderung, Zusatz Versorgung im öffentlichen Dienst, 
Betriebliche und indirekte Leistungen) haben zu- 
sammengenommen 1970 einen Anteil von 7 v, LL 
(vgl. Übersicht 129). 

Darin, daß sich das Gewicht der Renten vei Sicherung 
der Arbeiter und Angestellten leicht erhöht und das 
Gewicht der sechs Institutionen mit den geringsten 
Quoten vermindert, kann eine Konzen t rat ions- 
tendenz festgestellt werden. Sie ist jedoch gering 
und ändert nichts Grundlegendes an dem beträcht- 
lichen Dekonzentrationszustand, den das fuaktionale 
Sozialbudget für die institutioneile Struktur der 
Funktion Invalidität nachweist [vgL Schaubild 63), 
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Schaubild 63 


Alter 


Der Anteil einzelner Institutionen 
an den Sozialleistungen für Invalidität 
1970 *) 


Übrige 

Institutionen Rentenversicherung 
der Arbeiter 



Sozialhi 
Knapp 
schaftläche 
Renten 
versiehe 
rung 

Gesetz, 
liehe 
Unfall 
versicheV 
rung 

Beamten* 
Versorgung 


Versorgung der Kriegs- und 

Wehrdienstopfer 


Renten* 
r 0 Ver- 
sicherung 
d. Angestellten 


256 . Der Tatbestand Alter beansprucht einen 
wachsenden Anteil an den Sozialleistungen: 1975 
werden es voraussichtlich 24,3 v. H. sein gegenüber 
19,2 v. Hi in 1960. Im Jahr 1970 betrug die Leistungs- 
summe rd. 35 Mrd. DM (vgL Übersicht 1 30 und 
Schaubild 64). Vor allem zwei Faktoren bestimmen 
diese Entwicklung: 

— Die Zahl der alten Menschen nimmt starker zu 
als die Gesamtbevolkerung. 

— * Die Sozialeinkommen für alle Menschen sind 
weitgehend rechtlich oder faktisch dynamisiert, 
■duh. werden ständig an die Entwicklung der 
1 Verdienste angepaßt. 

Unter dem Tatbestand Alter werden im funktiona- 
len Sozialbudget die EinkommensleisLungen erfaßt, 
die an über 60 Jahre alte Frauen und über 65 Jahre 
alte Männer auf Grund ihres Lebensalters gezahlt 
werden. Nicht hier, sondern unter dem Tatbestand 
Tod ausgewiesen werden die gesamten Pensionen 
und Renten oa Hinterbliebene, also auch für hinter- 
bliebene Personen über der genannten Altersgrenze. 
| Ebenso werden auch die übrigen Leistungen, die 
alte Menschen auf Grund anderer Tatbestände er- 
halten (z> B. Gesundheitsleistungen), bei diesen Tat- 
beständen erfaßt. 

Entsprechend der Definition enthalten die Sozial- 
leistungen für den Tatbestand Alter ausschließlich 


"1 Angaben fn % der Leistungssurnme. 


Übersicht 130 


Sozialleistungen für den Tatbestand Alter 


insgesamt 

Mrd. DM 

in v. H. der gesamten Sozialleistungen 


1960 1965 1970 1975 


12,6 2l r 2 35,4 57,0 

19,2 20,5 2 2,3 24,3 


Institutionen (Anteile in v, H,) 

Rentenversicherung der Arbeiter . . 
Rentenversicherung der Angestellten 

Beamtenversorgung 

Knappsdiaftlidbe Rentenversicherung 
Zusätzliche betriebliche Leistungen . 
Die übrigen 5 Institutionen 


35 f 6 

34,5 

20,8 

22 t 8 

25,5 

25,1 

7,0 

7,7 

6,0 

4,3 

5,1 

5,6 


37,5 

38,7 

23,9 

25,0 

22,6 

21,9 

7,5 

7,2 

3,4 

2,8 

5,1 

4,4 
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S c h a u b t I d 64 

Der Anteil der Leistungen für Alter 
an den Sozialleistungen 

1960 bis 1975 *) 


% 



*) Angaben in % der Leist uflgssumrrv? 


Leistungen zur Einkommenssicberung* Die gewähr- 
ten FaniähenzuschJäge haben daran naturgemäß 
einen geringen Anteil (rd, 1 /s v. H ). 


1 257 . Fü r die Funktion Alter ist eine Konzentration 
der Sozialleistungen auf wenige Institutionen fest- 
zustellen. 1975 werden 70,9 v. H. der Leistungen 
auf die gesetzliche Rentenversicherung entfallen, 
1960 waren es 63,4 v. H. Demgegenüber nimmt die 
Beanilenversorgung einen sinkenden Anteil ein 
(I960: 25,5 v. H., 1975: 21,9 v. H.). Die zusätzlichen 
betrieblichen Leistungen und die übrigen fünf In- 
stitutionen (Landwirtschaftliche Altershilfe, Zusatz- 
versorgung im öffentlichen Dienst und für einzelne 
Berufe, Sozialhilfe und Steuerermäßigung) haben 
sinkende Bedeutung für die Einkommenssicherung 
im Alter, ihr Anteil sinkt von IM v. H. in 1960 auf 
7,2 v. H. in 1975 (vgl. Übersicht 130]. Die bereits 
bestehende Konzentration nimmt also noch zu. 


Tod (Hinterbliebene) 

258 . Im Jahr 1970 wurden 25 Mrd> DM an Sozial- 
leistungen für Hinterbliebene gezahlt. Der Anteil 
an den gesamten Sozialleistungen ist mit rd. 16 v. JL 
im Zeitraum 1960 bis 1975 ungefähr konstant (vgl. 
j Übersicht 131), 

Dem Tatbestand Tod sind folgende Leistungen zu- 
gerechnet worden: Renten und Pensionen an Hin- 
terbliebener d. h. vor allem an Witwen und Waisen, 
dazu Sterbegelder, Abfindungen u. ä. Es handelt sich 
sämtlich um Einkommenstransfers, und zwar nicht 
' für Betroffene, sondern für Angehörige. Für letztere 
Zuordnung spricht, daß die Hinterbliebenenversor- 
gung dazu dient, die Familie bei Ausfall des Er- 
nährers durch Tod wirtschaftlich zu sichern. 


Übersicht 131 

Sozialleistungen für den Tatbestand Tod (HinterbUebene) 



I960 

1965 

1970 j 

1975 

insgesamt 





Mrd. DM 

10,7 

16,4 

25,0 

37,8 

in v, H, der gesamten Sozialleislungen 

16,4 

15,9 

J5,7 

16,1 

Institutionen (Anteile in v. H.) 





Renten Versicherung der Arbeiter 

28,4 

27,8 

29,6 

30,3 

Rentenversicherung der Angestellten 

15,2 

16,0 

17,4 

19,1 

Beamte nversorgimg 

1 9,8 

20,0 

19,9 

19,6 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

18,0 

17,1 

14,3 

13,1 

Knappschaft liehe Rentenversicherung 

6,7 

6,7 

6,7 

6,6 

Unfallversicherung 

3,5 

4,0 

3,7 

3,9 

Zusätzliche betriebliche Leistungen 

3,7 

3,1 

2,6 

2,1 

Krankenversicherung 

1,6 

1,6 

1,9 

1,3 

Die übrigen 5 Institutionen 

3,1 

3J 

3,9 

3,5 
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Die Sozialleistungen für den Tatbestand Tod sind 
etwas stärker als die für die Funktion Invalidität, 
aber deutlich schwächer als die für die Funktion 
Alter institutionell konzentriert (vgl. Übersichten 
129, 130, 131), Die Sozia lleistimyen für eine Funktion 
konzentrieren sich offenbar um so stärker auf einige 
wenige Institutionen, je geringer die Bedeutung der 
Ursachen Krieg und ArbeitsunlaF tür die Zuständig- 
keit, Finanzierung und Leistungsbemessung ist. 


Beschäftigung 

259. Etwa l /a Prozent der gesamten Sozi alleis tun - 
gen entfällt auf Maßnahmen, die der Eingliederung 
in das Arbeitsleben dienen. Hierin sind die Ein- 
kominenshilfen, die diese Maßnahmen begleiten, 
und die Leistungen für die berufliche Bildung, so- 
weit sie von der Bundesanstalt für Arbeit erbracht 
werden, nicht enthalten. 

Etwa l Prozent der gesamten SoziaUeislungen ent- 
fällt im langfristigen Durchschnitt auf die Einkom- 
menssicherung der Arbeitslosen und der Arbeitneh- 
mer im Baugewerbe. In Jahren mit höherer Arbeits- 
losenquote oder mit strengem Winter können diese 
Leistungen auf U/s v. H. steigen. 


Insgesamt haben also die Sozialleistungen für den 
funktionalen Bereich Beschäftigung einen Anteil 
von PA bis 2 v. H. am funktionalen SozialbudgeL 
Die Quote, die allein dem Tatbestand Beschäftigung 
ungerechnet wird, liegt etwa 0,2 Prozentpunkte dar- 
unter, Diese 0,2 v. H. stellen die Aufwendungen für 
die berufliche Rehabilitation Behinderter dar, die im 
Rahmen des Tatbestandes Invalidität als Beschäfti- 
gungsmaßnahmen ausgewiesen werden. Nur dieser 
Teil der Leistungen für den funktionalen Bereich 
Beschäftigung weist eine erhebliche institutionelle 
Zersplitterung auf. Im übrigen sind die Leistungen 
auf die Bundesanstalt für Arbeit konzentriert. 

Die Zahlen für den funktionalen Bereich und für 
den Tatbestand Beschäftigung sind in Übersicht 132 
wiedergegeben. 


Bildung 

260 . Der Tatbestand Bildung ist neu in das funk- 
tionale Sozialbudget aufgenommen worden. Die 
kräftige Erhöhung seines Anteils an den gesamten 
Sozialleistungen von 0,3 vH in 1960 auf 1,4 vH in 
1975 beruht vor allem auf dem Inkrafttreten von 
zwei Gesetzen: Arbeitsförderungsgesetz und Aus- 


Lj' b e r s i c h t 132 


Sozialleistungen für den funktionalen Bereich Beschäftigung 




Mrd, DM 0 



v. H. 1 

V) 



I960 | 

t96S | 

1970 | 

1975 | 

I960 | 

1965 | 

1970 | 

1975 

Maßnahmen auf dem Beschäftigungssektor 
für den Tatbestand Invalidität 3 ) 

0,2 

0,2 

0,3 

0,5 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

für den Tatbestand Beschäftigung 

0,3 

0.4 

0,7 

1,0 

0,4 

0,3 

0,4 

0 f 4 

insgesamt . , . 

0,4 

0,6 

1,0 

1,4 

0,1 

0,5 

0,6 

0,6 

Einkommenssidierung beim Tatbestand 
Beschäftigung 

für Betroffene 

0,5 

0,8 

13 

2,0 

0,8 

0,7 

1,1 

0,8 

für Angehörige 

0,1 

0,2 

0,3 

0,3 

0 f 2 

0 t l 

0,2 

0,1 

insgesamt . - ■ 

0.6 

0,9 

2,0 

2,3 

Iß 

Oß 

Iß 

Iß 

Summe , . . 

1 i.i 

1,5 

3,0 

3,7 

1,1 

L4 

1,9 

Iß 

davon für den Tatbestand Beschäftigung .... 

0.9 

1,3 

2.7 

3,3 

14 

1,2 

1,7 

1,4 


1 ) Abweichungen in den Summen durdi Runden der Zahlen 

2 ) der gesamlen SozialleisLungen 
M ) Berufliche Rehabilitation Behin 
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Übersicht 133 


SozlalJefstungen für den Tatbestand Bildung 

Mrd. DM 


Institution 

I960 | 1965 1970 t 1975 

Ausbi 1 du ngs Förderung 

0,1 0,1 0,4 1.9 

0,0 0,0 0,7 1,2 

0.1 0,2 0,2 0,2 

0,0 0,0 0,1 0,1 

Bundesanstalt für Arbeit ■ 

Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 

Sozialhilfe und Steuerermäßigungen 

insgesamt *) . . . 

0,2 0,3 1,3 3,2 

in v. H. der gesamten Sozialleistungen 

0,3 0,3 0,8 1,4 


*) Abweichungen in den Summen durdi Runden der Zahlen 


bilduflgsfördcninysgeselz. Dadurch sind die Leistun- 
gen für die berufliche Bildung, die von der Bundes- 
anstatt für Arbeit gewährt werden, und die Lei- 
stungen für die allgemeine Ausbildungsförderung 
sprunghaft gestiegen und haben die Erziehungsbei- 
hi den der Kriegs- und Wehrdien stopf er Versorgung 
vom L auf den 3 Platz im Rahmen der Sozialleistun- 
gen für den Tatbestand Bildung verwiesen (vgl, 
Übersicht 133). 

Nicht unter dem Tatbestand Bildung, sondern als 
Beschäftigungsmaßndhmen beim Tatbestand Inva- 
lidität sind die beruflichen Bildungsmaßnahmen für 
Behinderte ausgewiesen. 


Familie 

261, Uber 40 v. H. der gesamten Soziullei.s Lungen 
sind in irgendeiner Form lamihenbezogen, sofern 
man edle in Frage kommenden Leistungen und 
Steuerermäßigungen, die für andere Tatbestände 
gewährt werden, einbezieht. Im einzelnen handelt 
es sich 1970 um folgende Positionen und Beträge: 

a) Mutterschaftsleistungen (Tat- 
bestand Familie) 1,2 Mrd. DM 

b] Einkommensumverteilung 

allein auf Grund von Fami- 
lienstand und Kinderzahl (Tat- 
bestand F:he und Familie) , . , 24,3 Mrd. DM T ) 


b davon entfällt knapp die Hälfte auf die 5 teuere rmäGb 
gung für Ehegatten (Splitting bei der Einkommen- und 
Lohnsteu er). 

2 ) davon ] /a Kinderzuschlage, die dem Kindergeld ver- 
gleichbar sind. 


c) Fand lienzus di läge und Lei- 

s Lu rigsan teile für Familien- 
angehörige bei Soziälleistun- 
gen für die Tatbestände 

Krankheit 0,4 

Invalidität 0,7 

Alter 0,2 

Beschäftigung 0,3 

Bildung 0,2 1,8 Mrd. DM * 2 ) 

d) Versorgung der Hinterbliebe- 
nen (Tatbestand Tod) 25,0 Mid. DM 

e) Krankcnhilfe der gesetzlichen 
Krankenversicherung für mit- 
versicherte Familienangehö- 
rige und für Witwen- und 
Waisenrentner (Tatbestand 
Krankheit) 

— geschätzte. 

Größenordnung — ca. 10,0 Mrd, DM 

0 Familienbezogene Teile der 
Leistungen für den Tatbestand 
Wohnung 

— geschätzte 

Größenordnung — ca. 0,5 Mrd. DM 


g) LeLstungsanleile und Leistun- 
gen für Angehörige und Hin- 
terbliebene in den Entschädi- 
gungsLeistungen [ohne Ver- 
sorgung der Kriegs- und 
Wehrdienst opfer) 

“ geschätzte 

Größenordnung — ca. l r 5 Mrd. DM 
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im folgenden sollen — mit Ausnahme der unter c) 
genannten Familienzuschlage — die Familienlei- 
stungen, die unter anderen Tatbeständen als dem 
Tatbestand Familie ausgewiesen sind, ausgeklam- 
mert werden, obwohl auch sie grundsätzlich als 
familienbezogene Leistungen im weiteren Sinne an- 
gesehen werden könnten. Für ihre Ausklammerung 
spricht: 

— Die Hinterbliebenenversorgung (d) ist bereits in 
Nr. 258 beschrieben. 

— Die Krankenhilfe der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung für mitversicherte Familienangehörige 
und für Witwen- und Waisenrentner (e) ist in 
den Maßnahmen auf dem Gesundheitssektor für 
den Tatbestand Krankheit enthalten. Audi in 
den Sozialkonten des Statistischen Amtes der 
Europäischen Gemeinschaften werden diese Lei- 
stungen nicht als Familienleistungen verbucht. 
Bei der Entscheidung zwischen den Funktionen 
Krankheit und Familie hat man sich für die Funk- 
tion Krankheit entschieden, da man den Tatbe- 
stand Krankheit als dominierend angesehen hat. 
Das mehrdimensionale Schema des funktionalen 
Sozialbudgets würde demgegenüber zwar erlau- 
ben, diese Leistungen sowohl als Gesundheits- 
ais auch als Familienleistungen darzustelien, aber 
von dieser Möglichkeit wird kein Gebrauch ge- 
macht, weil sich dieser Familienlastenausgleich 
primär auf der Finanzierungsseite der gesetz- 
lichen Krankenversicherung vollzieht. Die Ge- 
sundheitsleistungen für Angehörige sind nämlich 
nur insofern auch Sozialleistungen für die Fami- 
lie, als die Beiträge nicht nach der Zahl der mit- 
versicherlen Angehörigen differenziert sind. Das 
funktionale Sozialbudget schließt die Finanzie- 
rungsseite der So/iuüeistungen vorläufig noch 
nicht ein, 

— Die familienbezogenen Teile der Sozialleistungen 
für den Tatbestand Wohnung (f) und die Lei- 
stungsanteile und Leistungen für Angehörige 
und Hinterbliebene in den Entschädigungslei’ 1 
stungen (ohne Versorgung der Kriegs- und 
Wehrdienst opfer) (g) bleiben außer Betracht, weil 
im vorliegenden Sozialbudgct wegen statistischer 
Schwierigkeiten auf ihre Quantifizierung ver- 
zichtet wird. 

562. Der Begriff der Familienleistungen enthält für 
die weitere Analyse also 

— Mutterschaftsleistungen, 

— Einkommensumverleilung allein auf Grund von 
Farn dienst and und KinderzahL 

— Familienzuschläge und Leistungsanteile für Fa- 
milienangehörige bei Sozialleistungen für die 
Tatbestände Krankheit, Invalidität, Alter, Be- 
schäftigung und Bildung. 

Die beiden ersten Leistungsbereiche sind unter dem 
Tatbestand Familie ausgewiesen, die dritte Lei- 
stungskategorie erscheint als Einkommen für Ange- 
hörige bei den betreffenden Tatbeständen. 


Diese Familienleistungen haben einen sinkenden 
Anteil an den gesamten Sozialleislungen (vgl, 
Schau-bild 65) : 

1960 und 1965 rd. 20 v. H., 

(davon ohne Ebegatlensplitting: 12 v, H,) r 

1970 17,1 v, H„ 

(davon ohne Ehegattenspliuing: 10 v. H.) r 

1975 14,4 v.H„ 

(davon ohne EhegattenspJitting: 8 1 /* v. FL). 

Das muß jedoch nicht bedeuten, daß sich die so- 
ziale Sicherung der Familie verschlechtert. Immerhin 
ergeben sich in den Fünfjahreszeitraumen 1965/1970 
und 1970/1975 absolute Erhöhungen von je C bis 7 
Mrd, DM (ohne Ehegattenspliuing: 3 bis 4 Mrd. DM), 
(vgl. Übersicht 134). 

Da die Zahl der alten Menschen im Zeitraum 1960 
bis 1975 schneller zunimml als die Zahl der Kinder 
und da die Gesurtdheitsleäsiungen aus den in Nr. 251 
aufgeführten Gründen sich durch ein besonders star- 
kes Wachstum auszeichnen, steigen die Leistungen 
für die Tatbestände Alter und Krankheit schneller 
als die Familienleisiungen. Die Umstrukturierung 
zwischen den Funktionen vollzieht sich wesentlich 
aus diesen — z, T. demographisdien - — Gründen; 
ferner beruht sie auf systembedingten Gründen (z. B. 
dynamische Rerdenfomiel der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung einerseits, unregelmäßige Anpas- 
sung des Kindergeldes andererseits). 


S c h n u b i 1 d 65 

Der Anteil der Familienleistungen i.e.S. 
an den Sozial I eistu ngen 

1960 bis 1975 *) 


% 



' \ Angaben in % der Leist ungssumme. 
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Übersicht J 34 


Sozialleistungen für den funktionalen Bereich Familie 



Mrd, DM ■) 


v. H. ] J 

■ ’■) 


i960 | 

1905 i 

1970 | 

1975 

1060 | 

I960 i 

JS7Q i 

1975 

Mutterschaf Lsleistujigeri 

0,6 

0,9 

1,2 

1,4 

0,9 

0,9 

0,7 

0,6 

■+ Einkommensumverteilung nach 









Familienstand und Kinderzahl . 

11,3 

18,7 

24,3 

30,0 

17,2 

ISA 

J5,3 

12,8 

= Sozialleistungen lür den Tat- 









bestand Ehe und Familie 

U,9 

19,6 

25,5 

31,5 

18,2 

19,0 

16A 

1 3,4 

-F Einkommen für Angehörige 









beim Tatbestand 









Krankheit 

0.3 

0.4 

0,4 

0,5 

0,4 

0,4 

0,2 

0,2 

Invalidität 

0.4 

0 r 5 

0,7 

0,9 

0,6 

0,5 

0 f 4 

0,4 

Alter 

0.1 

0,2 

0,2 

0,3 

QA 

0,1 

0,J 

0,1 

Beschäftigung 

0.1 

0,2 

0,3 

0,3 

0,2 

0,1 

0,2 

0,1 

Bildung 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0 t 2 

0,1 

0J 

0,1 

= Familienleistungen in engerem 
Sinne 

12,8 

21,0 

27,2 

33,7 

19,6 

20,3 

17,1 

14,4 


( ) Abweichungen i.n den Summen durch Runden der Zahlen 
-) Anteil an den gesamten Soznitlmstvijigen 


263 , Die institutionelle Struktur der Familien- 
lektu ngen ist gekennzeichnet durch das Überge- 
wicht der Steuervergünstigungen und durch die 
Zersp Litte rung der direkLen Leistungen. Große Ver- 
schiebungen sind im 7,eiirauin I960 bis 1975 nicht 
festzustellen. 

Rund 60 v\ Ff. der Familienleistungen sind Steuer- 
Vergünstigungen, vorwiegend Ermäßigungen durch 
EhegaUenspliUing und Kinderfreibeträge bei der 
Einkommen- und Lohnsteuer. Jeweils rund 11 v. H. 
entfallen auf das Kindergeld nach den Kindergeld- 
gesetzen und auf die Kinderzu schlage im öffent- 
lichen Dienst [einschl. Kinderameile im Ortszu- 
schlag). Die Mutterschaftsleistungcn der Kranken- 
versicherung und die Jugendhilie nehmen 1970 je 
4 v, H. der FamiHenleistungen ein. Die restlichen 
knapp 10 v. Fh verteilen sieb aul die zusätzlichen be- 
trieblichen Leistungen und auf die Familienzuschläge 
und Leistungsanleüe für Angehörige bei den So- 
zialleisturtgen von 9 Institutionen (vgl. Übersicht 135 
und Schaubild 66). Diese 9 Institutionen sind: die 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestell- 
ten, die knappschafüiche Rentenversicherung, die 
Krankenversicherung, die Unfall Versicherung, die 
Bundesanstalt für Arbeit, die landwirtschaftliche 
Altershilfe, die Versorgung der Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer und die Sozialhilfe. 


S c h a u b i 1 d 66 


Der Anteil einzelner Institutionen 
an den Familienleistungen i. e. S. 
1970 *) 
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Übersicht 135 


Institutionelle Struktur der Sozialleistungen 
für den funktionalen Bereich Familie 


Leistungen in Mrd. DM 

Institutionen {Anteile in v. H.) 

Steuerermäßigungen 

Kindergeld nach den Kindergeldgesetzen 

Kinde rzusdiläge im öffentlichen Dienst 

Krankenversicherung (Mutterschaftsleistimgen) 

Jugendhilfe * 

Zusätzliche betriebliche Leistungen 

Familienzusdhläge von 9 Institutionen 


I960 1965 1970 1975 


12,8 

21,0 

27,2 

33,7 

67,2 

59,5 

02,0 

60,1 

6,9 

13,2 

10,5 

WO 

tu 

113 

U,Z 

11,2 

3,9 

4,0 

4,0 

3,9 

0,4 

3,1 

4,0 

5,1 

3,1 

ZA 

2,2 

2,1 

1,4 

6,6 

6,3 

6,7 


3. Einzelne Institutionen 

Rentenversicherung 

264 . Die Leistungen der Rentenversicherung der 
Arbeiter, der Rentenversicherung der Angestellten 
und der knappschaHtichen Rentenversicherung kon- 
zentrieren sich auf folgende 4 Fl au pt funkt Ionen: 

— Sicherung des Lebensunterhalts im Alter, 

— Sicherung des Lebensunterhalts für Hinterblie- 
bene, 

— Sicherung des Lebensunterhalts bei Invalidität, 

— Vorbeugung gegen Inval idüät, Wiederherstel- 
lung der Erwerbsfahigkeit, Wiedereingliederung 
Behinderter. 

Im Zusammenhang mit den Leistungen für diese 
4 Hauptfunktionen werden Familienleistungen ge- 
währt. 

Die Sicherung des Lebensunterhalts im Alter hat 
den größten und einen steigenden Anteil an den Lei- 
stungen der Rentenversicherungen: 

43,6 v. H. in 1960 
47,4 v. II. in 1965 
51 r 7 v. R in 1970 
54,1 v. H. in 1975. 

Auf die Kinderzuschläge zu den Altersrenten ent- 
fallen 0,2 v. H. der Leistungen der Rentenversiche- 
rung. 

Die Sicherung des Lebensunterhalts Jür Hinterblie- 
bene beansprucht etwas weniger als 30 v. FL der 
Leistungen der Rentenversicherung. 


Sinkendes Gewicht hat die Eiokornmenssächerung 
bei Invalidität und bei vorbeugenden, wiederher- 
stellenden und wiedereingliedernden Maßnahmen: 

18,9 v. H. ln I960 
15,0 v. H. in 1965 
12,2 v. H. in 1970 
10,7 v. II. in 1975. 

Die Kinderzuschläge zu den Invalidenrenten und 
die familenbezogenen LeistungsanteiLe des Uber- 
gangsgeldes entwickeln sich proportional dazu; ihr 
Anteil an den Leistungen der Rentenversicherung 
sinkt deshalb von über 1 v, H. in I960 auf voraus- 
sichtlich unter 1 v. FL in 1975. 

Auf die vorbeugenden, wiederherstellenden und 
wiedereingliedernden Gesundheits- und Besdhäfti- 
gungsmaßnahmen entfallen 

4,5 v. H. in 1960 

5 r 7 v, FL in 1965 

4,5 v.H. in 1970 

4,1 v. I-I. in 1975. 

Die Verschiebungen Inder funktionalen Struktur der 
Rentenversidierungsleistungen (vgl. Schaubild 67) 
sind u. a. darauf zurückzu führen, 

— daß die Zahl der alten Menschen überdurch- 
schnittlich zunimmt, 

— daß Jahr für Jahr ein Teil der Kriegsbeschädig- 
ten, die Erwerbs- und Bernfsunfahigkeitsrenten 
beziehen, die Altersgrenze überschreitet und in 
die Gruppe der Altersrentner überwcchselt, 
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— daß die Intensivierung von Unfallverhütung, Ge- 
sund hei ts Vorsorge und Rehabilitation den Zu- 
gang von Erwerbs- und Beruf sunfähigkeihsrent- 
nem vermindert. 


S c h a u b i 1 d 67 

Funktionale Struktur 
der Rentenversrcherungsleistungen 
1960 bis 1975 ’) 


1) Angaben in % LtjistungssummB. 

2) ahne K inder Zuschlags. 

3) ohne vorbeugende. wiederherstel lende und wiedereingliedernde 
Maßnahmen. 


Landwirtschaftliche Altershilfe 

265 . Die Leistungen der lamlwirisHiaftlkhen 
Ahershilfe dienen giundsatzlich denselben Funk- 
tionen wie die Leistungen der geset/'. liehen Renten- 
versicherung. Die funk' ionale ( iewicbtsverti lung i$t 
deshalb im gioOien und ganzen dieselbe. In den 
Jahren 1970 und 1975 entfallen von den Leitungen 
der landwirtschaftlichen AltershiMe 

— rund 55 v. H. auf die Einkomrnenssicherung im 
Alter, 

- rund 30 v. II. auf die Einkommenssidncrung der 
Hinterbliebenen, 

— rund 12 v, H, auf die Einkommenssicherung bei 
Invalidität und auf Gesundheitsmaßnahmen. 

Durch gesetzliche Verbesserungen, z. B. die Einfüh- 
1 rung des vorzeitigen Allersgeldes, hat sich die funk- 
tionale Struktur gegenüber 1900 und 1965 zugun- 
sten der zuletzt genannten Funktion geändert. 

| Krankenversicherung 

266 . Dje Leistungen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung (cinschl. Mutterschutz) konzentrieren 
sich naturgemäß mit 85 bis 90 v\H, auf den Tatbe- 
stand. Krankheit, Die Multerschaftsleistungen verlie- 
ren an Gewicht; ihr Anteil sinkt von 5,2 v. H. in 

jöO auf ichlU l 3,2 v J-l. in 1975. Knapp 

2 v. 1 L der Leistungen entfallen auf Sterbegelder, 

Untergliedert man die Leistungen der Krankenver- 
sicherung noch Maßnahmearten, so zeigt sidg daß 
tenden/icil die Einkommenssicherung (sinkender 
Anteil) weniger stark zunimmt als die Maßnahmen 
auf dem Gesund he 0 s sektor (steigender Anteil). Die 
Einführung der Lohnfortzahlung an kranke Arbeiter 
irr 1970 bewirkt eine zusätzliche Nivc-juvei Schiebung 
in derselben Richtung. 

Unfallversicherung 

267 . Die Leistungen der gesetzlichen Unfall- 
versicherung konzentn il h atu 3 Funktionen. 
Laßt man den funktional nicht aufgecjliederten Teil 
der allgemeinen Dienste und Leistungen außer Be- 
tracht, so entfällt 1970 und 1975 etwa die Hälfte der 
Leistungen auf die Einkornmenssicherung der Invali- 
den, ein Viertel auf die Einkommenssicherung und 
Heilbehandlung der Unfallverletzten und ein Viertel 
auf die Sicherung des Lebensunterhalts von Hinter- 
bliebenen. 

Die Verteilung der Leistungen nach Maßnahtnearten 
verschiebt sich im Zeitraum i960 bis 1975 umgekehrt 
wie in der Krankenversicherung. Der Anteil der vor- 
beugenden, wied erbe stellenden und wiedereingl le- 
dernden Gesundheit?;- und Besdmfiigungsmaßnah- 
men an den Leistungen der Unfallversicherung zeigt 
eine abnehmende Tendenz: 

20,2 v. H. m 1960 

16.1 v. H, in 1965 

15.2 v. H. in 1970 
\ 3,4 v* H. in 1975. 


% 

100 


90 


80 


70 


60 


50 


40 


30 


20 


10 


7,9 9.0 




43,6 








7.6 6,8 


. Obi ige 
f Leistungen 


28,5 


Tod 
4 IHinter- 
bliebene) 


^ lfivalidiT.it 2 * 3 


51.7 

,wv 


: : : : : : : : 

►*•*•*•* 


m 

54,1 




11 


4 Alter 


21 


1960 1965 1970 1975 
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Funktionale Gliederung der Leistungen für Arbettsförderung 
einschlieUlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bildung 

Millionen DM ] ) 



Maßnahmen 

Emkommensbidierung *) 

- 

Besdhäfti- 
gungs- und 
ßildungs- 
maßnahmen 


Tatbestände ' — — 

onne 

Familien- 

Zuschläge 

Familien- \ 
Zuschläge 

insgesamt 

Beschäftigung 

I960 

540 

100 

290 

930 


1965 

720 

150 

360 

1 230 


1970 

1 660 

250 

650 

2 560 


1975 

1 830 

300 

960 

3 090 

Bildung 

I960 

- — 

— . 

10 

10 


1965 

20 

— 

20 

40 


1970 

520 

30 

170 

720 


1975 

860 

50 

240 

1 150 

Invalidität 

1960 

— 

— 

— 

— 


1965 

— 

— 

— 

— 


1970 

50 

— 

20 

70 


1975 

80 

— 

40 

120 

insgesamt 

i960 

540 

100 

300 

940 


1965 

740 

150 

380 

1 270 


1970 

2 230 

280 

840 

3 350 


1975 

2 770 

350 

1 240 

4 360 

funktional nicht aufgegliederter Teil der Allgemeinen Dienste und Leistungen 

1960 

130 





1965 

160 





1970 

300 





1975 

500 

Summe der Leistungen. :1 ) 




I960 

I 070 





1965 

1 430 





1970 

3 650 





1975 

4 860 


1 j alle Zahlen gerundet, Aufteilung zum Teil geschätzt 

andere Abgrenzung als die Geldleistungen des institutionellen Sozialbudgets und als die Einkorn me nsubertra- 
gungen der Volkswirtschaftlichen Gesamtredinung 
*) ohne Verrechnungen 
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Arbeitsförderung einschl. Arbeitslosenversicherung 
und berufliche Bitdung 

268, Die Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit 
verteilen sich auf die Tatbestände Beschäftigung, 
Bildung und Invalidität (vgl. Übersicht 136), Die 
funktionale Struktur unterliegt Veränderungen, da 
ein Teil der Leistungen von der Konjunktur (Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe) oder von der Wit- 
terung [Sch 1 ech t w et terge Id) abhangt; hinzu kommen 
die Wirkungen des Arbeitsfürderungsgesetzes, durch 
das insbesondere die Leistungen für die berufliche 
Bildung in der zweiten Hälfte des Zeitraumes I960 
bis 1 975 stark ans teigen. Insgesamt laßt sich der 
Trend feststellen, daß die produktiven Leistungen 
an Gewicht gewinnen. Die Schaffung und Erhaltung 
von Arbeitsplätzen, die Eingliederung in das Ar- 
beitsleben und die berufliche Bildung nehmen einen 
wachsenden Teil der Leistungen ein, entsprechend 
verringert sich der Anteil der Leistungen zur Ein- 
kommenssicherung bei Arbeitslosigkeit, Da alle Lei- 
stungen, die der Sicherung des Lebensunterhalts 
dienen, nach der Familiengröße differenziert wer- 
den, entfallen 1970 rund 10 v. H, aller Leistungen 
der Bundesanstalt auf Einkommensgewährung zu- 
gunsten von Angehörigen, 


Entschädigungsleistungen 

269. Von dem im institutionellen Sozialbudget 
unter der Bezeichnung , r Enlsohäriigungsleistungen J ' 
zusammengefaßten Sozialleistumgen ist nur die Ver- 
sorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer auf allge- 
meine finale Tatbestände aufgeteilt worden, wäh- 
rend Lastenausgleich, Wiedergutmachung und son- 
stige Entschädigungen in einem eigenen Tatbestand 
zusammengefaßt worden sind. 

Es lassen sich drei funktionale Schwerpunkte erken- 
nen: 

“ Sicherung des Lebensunterhalts und medizinische 
Versorgung der Beschädigten (Tatbestand Inva- 
lidität), 

— Sicherung des Lebensunterhalts für Hinterblie- 
bene (Tatbestand Tod), 

— Entschädigungsleishingen ohne Versorgung der 
Kriegs- und Wehrdienstopfer (eigener Tatbe- 
stand). 

Die Entschäriigungsleistungen für die Tatbestände 
Invalidität und Tod vergrößern im Zeitraum I960 
bis 1975 ihren Anteil an den gesamten Entscbädi- 


gungsleislungen: 

Invalidität Tod 

1960 20,4 v. H, 25,7 v. H. 

1965 23,8 v. H. 28,5 v. H. 

1970 25,8 v. R 31,9 v. H. 

1975 26,6 v,R 35,0 v. H. 


Sozialhilfe 

270. Die Leistungen der Sozialhilfe verteilen sich 
prinzipiell aul alle Funktionen, denn es ist ihre Auf- 
gabe, umfassende Hille in allen sozialen Notlagen 
zu gewähren. So erhalt derjenige hülfe zum Lebens- 
unterhalt, der nicht über ausreichende eigene Mittel 
dazu verfügt. Ebenso erschöpfend zieh die Hille in 


S c h ü u h i 1 d 68 

Funktionale Struktur 
der SozialhMfeteistungen 
1960 bis 1975 *) 


% 



*) Angaben in % der Leisfungssumme. 
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besonderen Lebenslagen auf die Behebung der so- 
zialen Notlagen, die in besonderen Lebenssituatio- 
oen begründet sind. Die generelle Leistungspflicht 
der Sozialhilfe wird durch den Nachrang insoweit 
eingeschränkt, daß nur demjenigen Hilfe gewährt 
wird, der sich njcht selbst helfen kann oder die er- 
forderliche Hilfe nicht von anderen, besonders von 
Angehörigen oder von Trägern anderer Soziallei- 
stungem erhält (§ 2 B5HG). 

Die funktionale Zuordnung der Sozialhilfeleistungen 
im Sozialbudget beruht weitgehend auf Schätzungen. 

Danach ergibt sich folgendes Bild (vgl. Schaubild 68): 

— Das größte Gewicht haben die LeisLungen für den 
Tatbestand Invalidität, ihr Anteil steigt von rund 
einem Drittel in 1960 auf voraussichtlidi knapp 
die Hälfte in 1975 

— Die Leistungen für den Tatbestand Krankheit 
nehmen 1960 rund ein Drittel der Sozialhilfelei- 
stungen ein, 1975 voraussichtlich etwas weniger. 

— * Der Anteil der Leistungen für den Tatbestand 
Alter nimmt von rund 14 v. H. in 1960 auf rund 
9 v. H. in 1975 ab. 

— Auf Leistungen für den Tatbestand Tod entfal- 
len rund 7 v r H. 

Die Ge wudUs Verschiebungen zwischen den Leistun- 
gen der Sozialhilfe für die Funktionen Invalidität 
einerseits und für die Funktion Krankheit und Alter 
andererseits können dadurch erklärt werden, daß 
Rentenversicherung und Krankenversicherung den 
Schutz der Bevölkerung bei den Tatbeständen Alter 
und Krankheit hinsichtlich der Zahl der geschützten 
Personen wie auch hinsichtlich der Höhe der Lei- 
stungen in weitgehendem, z, T, noch zunehmendem 
Maße besorgen, während die soziale Sicherung bei 
Invalidität (etwa bei angeborenen Gebrechen oder 
bei Unfällen im privaten Bereich) Lucken aufweist, 
die ein Eingreifen der Sozialhilfe erforderlich ma- 
chen. 


Leistungen im öffenlichen Dienst 

271 . Die soziale Sicherung für die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes ist im institutionellen So- 
zialbudget unter den Institutionen Beamtenversor- 
gung, Kinderzuschläge (einschließlich Kinderanteile 
im Ortszuschlag) und Zusatzversorgung für Arbeiter 
und Angestellte dargestellt. Die Leistungen dieser 
drei Bereiche konzentrieren sich auf die Funktionen 
Alter, Tod, Familie und Invalidität. Die funktionalen 
Gewichtsverschiebungen im Zeitraum 1960 bis 1975 
entsprechen denen im gesamten funktionalen Sozial- 
budgel. Die Leistungen für den Tatbestand Alter 
nehmen einen wachsenden Anteil ein (1970 über 
40 v. H,), das Gewicht der Hinterbliebenenversor- 
gung (Tatbestand Tod) verändert sich kaum (1970 
rund 25 v. H.), auf den Tatbestand Familie (1970 
rund 15 v. H.) und den Tatbestand Invalidität (1970 


■) Der Anteil der Sozialhilfe an den gesamten Sozial- 
leisiungen für den Tatbestand Invalidität ist jedoch 
relativ gering (1970 7 bis 8 v. H.). 


rund 10 v. H.) entfallen sinkende Anteile an den 
Leistungen zur sozialen Sicherung im Öffentlichen 
Dienst, Ausgeklammert sind hier die Beihilfen, die 
im institutionellen SozialbudgeL noch nicht und im 
funktionalen Sozialbudget unter den zusätzlichen 
betrieblichen Leistungen erfaßt sind. 


Übrige Institutionen des institutionellen 
Soziaibudgets 

272 . Die in den Nrn. 264 bis 271 nicht erwähnten 
Institutionen des inslitutionellen Sozialbudgets ha- 
ben gemeinsam, daß sich ihre Leistungen jeweils auf 
eine Funktion konzentrieren. So sind Kindergeld und 
Jugendhilfe der Funktion Familie, Entgeltfortzah- 
lung und öffentlicher Gesundheitsdienst der Funk- 
tion Krankheit, Ausbildunysförderung der Funktion 
Bildung und Wohngeld der Funktion Wohnung zu- 
geordnet. Die Zusatzversorgung für einzelne Berufe 
wurde schätzungsweise auf die Funktionen Alter 
und Tod aufgeteilt. 


Zusätzliche betriebliche Leistungen 

273 . Die Überlegungen, die im Sozialbudget 
1969/70 zur Einbeziehung der betrieblichen Leistun- 
gen angestellt worden sind (vgl. Sozialbericht 1970, 
Teil B, Nr. 244, 246 bis 248 und 254 ff.), haben nach 
wie vor Gültigkeit und werden deshalb hier nicht 
wiederholt. Es sei nur darauf hingewiesen, 

“ daß Auswahl und Abgrenzung der betrieblichen 
Leistungen Probleme aufwerfen, 

“ daß sämtliche Zahlen aus einem unzureichenden 
statistischen Ausgangsmaterial geschätzt werden 
müssen und deshalb lediglich Größenordnungen 
vermittelt werden können, 


274. Der Katalog der im Sozialbudget erfaßten 
betrieblichen Leistungen ist nicht geändert worden, 
jedoch wird ein Teil der Leistungen jetzt bereits im 
institutionellen Sozialbudget ausgewiesen. Hierbei 
handelt es sich einmal um die gesetzliche Entgeit- 
fortzahlung im Krankheitsfall; außerdem wird die 
Zusatzversorgung für Arbeiter und Angestellte im 
öffentlichen Dienst jetzt vollständig im institutionel- 
len Teil dargestellt, und die Kinderanteile ini Orts- 
zuschlag der Beamten und Angestellten und die So- 
zialzuschläge der Arbeiter im öffentlichen Dienst 
sind der Institution „Kinderzuschläge im öffentlichen 
Dienst" zugeschlagen worden. 

Der verbleibende Rest von betrieblichen Leistungen, 
der audi um Sozialbudget 1971 ausschließlich im 
funktionalen Teil enthalten ist, wird „Zusätzliche 
betriebliche Leistungen' 1 genannt, was keinerlei so- 
zialpolitische Aussage bedeuten, sondern lediglich 


— daß die betrieblichen Leistungen trotz aller 
Schwierigkeiten und Probleme in ein Sozialbud- 
get aufgenommen werden müssen, das in sinn- 
voller Weise funktional gegliedert werden soll. 
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Ausdrücken soll, daß diese Leistungen zusätzlich zum 
institutionellen Sozialbudget erfaßt werden. 

Die zusätzlichen betrieblichen Leistungen enthalten 
im einzelnen (nach der Große geordnet): 

— Ren len der betrieblichen Altersversorgung 
(Funktionen Aller, Tod, Invalidität), 

— Beihilfen im öffentlichen Dienst (Funktion Krank- 
heit). 

— Aufwendungen für Wohnungen der Arbeitneh- 
mer (Funktion Wohnung), 

— Aufwendungen für BelegschaftseinrichLmgen, die 
der Unfallverhütung, der Ersten Hilfe und der 
gesundheitlichen Betreuung einschließlich der Er- 
holungsfürsorge dienen (Funktion Krankheit), 

— Familienzulagen der privaten Arbeitgeber (Funk- 
tion Familie), 

— Freiwillige Zahlungen im Krankheitsfall (Funk- 
lion Krankheit). 

— Aufwendungen nach dem Mutte: sdiutzgesetz 
(Funktion Familie), 

— Aufwendungen fnr Belegschaftsei Dichtungen, 
die für .Famiiienange hörige bestimmt sind (Funk- 
tion Familie), 

— Aufwendungen nach dem Srirwerbeschädig Lenge- 
setz (Funktion Invalidität), 

275. Die zusätzlichen betrieblichen Leistungen 
steigen von 3 Mrd. DM in 1960 über 6 Mrd. DM in 
1970 auf voraussichtlich 8 Mrd. DM in 1975, Sie ver- 
teilen sich auf die 6 Funktionen (nach der Größe 
geordnet) Krankheit, Alter, Wohnung, Tod, Familie 
und Invalidität (vgL Übersicht 137). Analyse und 
Interpretation der funktionalen Struktur erscheinen 
für die zusätzlichen betrieblichen Leistungen nicht 
sinnvoll, da es sich, wie schon in Nr. 274 gesagt, um 


Übersicht 137 

Zusätzliche betriebliche Leistungen 
Mrd. DM 


Funktion 

1960 j 

1965 j 

1970 

] 

1975 

Krankheit 

0,8 

1 r 5 

2,4 

3,5 

Invalidität 

0,3 

0,3 

0,4 

0,4 

Alter 

0.8 

0,9 

1,2 

1,6 

Tod 

0,4 

0,5 

0,7 

0,8 

Familie 

0,4 

0,5 

0,6 

0,7 

Wohnung 

0,4 

0,6 

0,8 

DO 

insgesamt *) . . . 

3,0 

4,3 

6,0 

a,o 


l ) Abweichungen in den Summen durch Runden der 
Zahlen 


einen Restposten handelt, der in Umfany und Zu- 
sammensetzung durch die Grenzziehung des institu- 
tionellen Sozialbudgets, das nunmehr auch betrieb- 
liche Leistungen enthält, bestimmt ist. Die Bedeu- 
tung der zusätzlichen betrieblichen Leistungen für 
das funktionale Sozial Budget liegt vielmehr darin, 
daß die Sozialleistungen für einzelne Funktionen 
vollständiger dargestellt werden, Z. B. sind 1970 
6 v. M, der Sozialleistungen für den Tatbestand 
Krankheit zusätzliche betriebliche Leistungen. 


Indirekte Leistungen des Staates 

276, Wie iin Sozjalbudget 1969/70 (vgl. Sozialbe- 
richt 1970, Teil B, Nr. 259 ff.) w erden auch im Sozial- 
budget 1971 sozialpolitisch motivierte Steuervergün- 
stigungen in den funktionalen Teil einbezogen, so- 
weit sie die im Sozialbudget erfaßten Funktionen 
betreffen und sich von den direkten Sozia 1 1 ei strengen 
für diese Funktionen nur dadurch unterscheiden, daß 
die finanzielle Begünstigung des Empfängers durch 
eine Steuerminderung statt durch eine Einkommens- 
zahlung erfolgt. 1970 ergibt sich hierfür ein Volumen 
von 18 Mrd. DM, das sind I I v. H. aller Sozialiei- 
s umgen. Steuervergünstigungen, die die FLnanzie- 
runysseite des Sozialbudgets betreffen (z. B. Sonder- 
ausyabeiuibzug von Versicherungsbeiträgen, Berück- 
sichtigung der betrieblichen Leistungen als Betriebs- 
ausgaben) oder die im Sozialbudget nicht erfaßte 
Funktionen betreffen (z. B. Vermögensbildung), sind 
aus sacbjogischen Gründen nicht aufgenommen wor- 
den. Allein der Sonderausgabenabzug von Versiche- 
rungsbeiträgen verursacht bei der Einkommen- und 
Lohnsteuer 1970 einen Ausfall in der Größenord- 
nung von 10 bis ll Mrd. DM (davon rund zwei 
Drittel für Sozialversieberungsbeiti age), die nicht j m 
Sozialbudget enthalten sind. Noch nicht abgeschlos- 
sen sind die Überlegungen, die Steuervergünstigun- 
gen für den Wohnungsbau und aridere indirekte 
Leistungen (z. B. Beitragsbefrei ungen in der Sozial- 
versicherung und Fahrgeldermäßigungen) zu berück- 
sichtigen, 

277, Zur Vermeidung von Doppelzählungen ist die 

Steuerermäßigung für Versorgungsbezüge (§ 19 

Abs. 3 EStG) im diesjährigen Sozialbudget nidit 
mehr aufgenommen. Mit dieser einen Ausnahme hat 
sich die Liste der berücksichtigten steuerrechtlichen 
Regelungen gegenüber dem vorangehenden Sozial- 
budget nicht verändert: 

A. Einkommen-ZLohnsteuer 

1. Kinderfreibeträge {§ 32 Abs. 2 EStG) 

2. EhegattenspliUing einschließlich 2. Grundfrei- 
betrag (§ 26 b EStG) 

3. Altersfreibetrag {§ 32 Abs. 3 Nr. 1 und 2 
EStG) 

4. Freibeträge für eigene Aufwendungen zur Be- 
rufsausbildung und Beruf.sweiierbildung {§ 10 
Abs. 1 Nr. 9 EStG) 

5. Steuerermäßigung für außergewöhnliche Be- 
lastung nach §5 33, 33 a Abs, 1 bis 5 EStG 
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6. Pauschbeträge für Körperbehinderte (§ 33 a 
Abs. 6 EStG) 

7. Freibeträge für Opfer von Krieg, Vertreibung 
usw. (§ 25 b LStDV) 

B. Vermögeosteuer 

L Ehegat LenJrei'betrag (5 5 Abs. 1 Nr. 2 VStG) 

2. Kinderfreibetrag (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 VStG) 

3. Altersfreibetrage (5 5 Abs. 2 und 3 VStG) 

C. KrafLfahrzeugsteuer 

Steuererlaß für Körperbehinderte (5 3 KfzStG) 

278 . Die Sleuerausfälle sind vom Bundesfinanz- 
mmisterium geschätzt worden. Wie bei den betrieb- 
lichen Leistungen muß ein relativ großer Ungenauig- 
keitsbereich in Kauf genommen werden. Der Ge- 
winn ihrer Einbeziehung in das funktionale Sozial- 
budget hegt vor allem darin, daß die Leistungen 
für die Funktion Familie in der richtigen Größenord- 
nung ausgewiesen werden. Uber 90 v. H. der be- 
rücksichtigten Steuervergünstigungen entfallen 
nämlich auf den Tatbestand Familie; an den Fami- 
lien! oistungen im engeren Sinne sind die Steuerver- 
günstigungen mit rund 60 v. II. beteiligt (vgl. Nr. 
263). Die darin liegende Problematik ist bereits in 
Nr. 261 und Übersicht 67 des Sozialbudgets 1969/70 
dargestelll worden? sie besteht darin, daß die ab- 
solute Verbesserung des Nettoeinkommens um so 
größer ausfällt, je höher das Einkommen ist (vgl. 
Schaubild 69 und Tabelle 12 im Tabellenanhang I). 


Die übrigen in das funktionale Sozialbudget a tilge - 
nommenen Steuervergünstigungen verteilen sich auf 
die Funktionen Krankheil. Invalidität, Alter, Tod 
und Bildung (vgl, Übersicht 138). 


Übersicht 138 


Indirekte Leistungen (Steuerermäßigungen) 
Mrd. DM 


Funktion 

I960 

1965 

1970 i 

1975 

Krankheit 

0 r l 

0,1 

0,1 

0,2 

Invalidität 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

Alter 

0,2 

0,3 

0,4 

0,5 

Tod 

0,1 

0,1 

0,1 

0.2 

Bildung 

— 

— 

0,0 

0.0 

Familie 2 ) 

8,6 

12,5 

16,9 

20,3 

insgesamt ... 

9 r 3 

13,4 

17,9 

21 r 5 


') Abweichungen in den Summen durch Runden der 
Zahlen 

a j davon entfallen K /a auf das Ehegalten-Splitting bei der 
Einkommen- und Lohnsteuer 


Schaubild 69 

Der Einfluß der Einkommenshöhe auf die Höhe der Steuerermäßigung durch Kinderfreibeträge *) 


DM je Monat Steuerermäßigung durch Kinderfreibeträge 



■) Angaben in DM je Monai 
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Tabelle I— 1 


Bruttolohn- und -gehaltssumme und Abzüge 


Jahr 

Bruttolohn' 
und -gehalts- 
summe 
Millionen 
DM 

Direkte (Lohn ) 
Steuern 

A rbei t nehmerbei träge 
zur Sozialversicherung 

Steuern und Sozial- 
versicherungsbeiträge 
insgesamt 

Millionen 

DM 

in v, H. 
von Spalte 1 

Millionen 

DM 

in v. H. 
von Spalte I 

Millionen 

DM 

in v. H. 
von Spalte I 


1 

2 

3 

1 4 

s i 

G 

1 7 

1950'] 

39 810 

1 820 

4,6 

3 200 

8,0 

5 020 

12 r 6 

1951 

48 360 

2 950 

6,1 

3 830 

7,9 

6 780 

14,0 

1952 

53 880 

3 690 

6,8 

4 200 

7,8 

7 890 

14,6 

1953 

59 350 

3 710 

6,3 

4 780 

8,1 

8 490 

14,3 

1954 

64 950 

3 930 

6,1 

5 160 

7,9 

9 090 

14,0 

1955 

73 940 

4 650 

6,3 

5 860 

7,9 

10510 

14,2 

1956 

82 870 

5 530 

0,7 

6 500 

7,8 

12 030 

14,5 

1957 

89 700 

4 680 

5,2 

7 990 

8,9 

12 670 

14,1 

1958 

96 750 

5 330 

5,5 

9 080 

9,4 

14410 

14,9 

1959 

103 880 

5510 

5,3 

9 770 

9,4 

15 280 

14,7 

1960 

116 820 

7 470 

6,4 

11 020 

9,4 

J8 490 

15,8 

I960*} 3 ) 

124 540 

7910 

6,4 

11 730 

9,4 

19 640 

15,8 

1961 

140 440 

10 180 

7,2 

12 840 

9,1 

23 020 

16,4 

1962 

155 540 

11 830 

7,6 

14 350 

9,2 

26 180 

16,8 

1963 

166 900 

13 310 

8,0 

15 380 

9,2 

28 690 

11,2 

1964 

183810 

15 680 

8,5 

16 780 

9,1 

32 460 

17,7 

1965 

203 130 

15 880 

7,8 

18 720 

9,2 

34 600 

17,0 

1966 

217 960 

18 790 

8,6 

20 690 

9,5 

39 480 

18,1 

1967 p 

217 890 

19 110 

8,8 

21 130 

9,7 

40 240 

18,5 

1968 p 

232 750 

21 850 

9,4 

23 610 

10,1 

45 460 

19,5 

1969 p 

261 100 

26 920 

10,3 

27 520 

10,5 

54 440 

20,9 

1970 p 

305 400 

36 240 4 } 

11,9 

32 720 

10, 7 

68 960 

22,6 


*) von 1950 bis 1960 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 
a ) von I960 (zweite Zeile) an Bundesgebiet einschließlich Saarland und Berlin (West) 
a ) von 1960 an revidierte Werte 
9 einschließlich Konjunkturzuschlag 

Quellen Statistisches Bundesamt, Stand Januar 1971 
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Tabelle 1—2 


Durchsdmittsverdienste und Abzüge 


Jahr 

Durchschnittliche Lohn- 

und Gehaltssumme monatlich je beschäftigten Arbeitnehmer 

Brutto 

Abzüge *) 

Netto 

DM 

Erhöhung *) 

v. H. 1 DM 

DM 

Erhöhung ’) 
v. H. | DM 

nominal 

real 3 ) 

DM 

Erhöhung *) 

V, H. ' DM 

DM 

Erhöhung 0 
v. H. 1 DM 

1 

2 I 

3 

4 

1 5 | 

o 

1 7 

! 8 | 

o 1 

i0 | 

ii i 

12 

1950 ‘) 

243 



31 



212 



212 



1951 

282 

16, 3 

39 

39 

25,8 

8 

243 

14,4 

31 

225 

6,1 

13 

1952 

304 

7,0 

22 

44 

12,8 

5 

260 

7,1 

17 

236 

4,9 

1t 

1953 

322 

5,9 

18 

46 

4,5 

2 

276 

6,4 

16 

256 

8,5 

20 

1954 

339 

5,2 

17 

47 

2,2 

1 

292 

5,5 

16 

269 

5,1 

13 

1955 

366 

7,9 

27 

52 

10,6 

5 

314 

7,7 

22 

285 

6,0 

16 

1956 

395 

7,9 

29 

57 

0,6 

5 

338 

7,6 

24 

299 

4,9 

14 

1957 

416 

5,2 

21 

59 

3,5 

2 

357 

5,7 

19 

310 

3,7 

11 

1958 

443 

6,7 

27 

66 

11 ß 

7 

377 

5,7 

20 

321 

3,6 

11 

1959 

467 

5,4 

24 

69 

4 r 5 

3 

398 

5,6 

21 

335 

4,4 

14 

1960 

511 

9,3 

44 

81 

17 A 

12 

430 

7,9 

32 

357 

6,6 

22 

I960") °) 

513 



81 


. 

432 

. 


359 


, 

1961 

565 

J0, 2 

52 

93 

14,8 

12 

472 

9,3 

40 

383 

6,7 

24 

1962 

616 

9,0 

51 

104 

11,8 

11 

512 

8,5 

40 

403 

5,2 

20 

1963 

653 

6,1 

37 

112 

7,7 

8 

541 

5,6 

29 

414 

2,7 

11 

1964 

71 1 

8,9 

58 

126 

12,5 

14 

585 

8,3 

44 

437 

5,6 

23 

1965 

775 

9,0 

64 

132 

4,8 

6 

G43 

9,9 

58 

465 

6,4 

28 

1966 

831 

7.2 

56 

151 

14,4 

19 

680 

5 ß 

37 

475 

2,2 

10 

1967 p 

857 

3,2 

26 

158 

4,6 

7 

699 

2,8 

19 

481 

Iß 

6 

1968 p 

909 

6,1 

52 

177 

12,0 

19 

732 

4,7 

33 

497 

3,3 

16 

1969 p 

993 

9,2 

84 

207 

16,9 

30 

786 

7,4 

54 

519 

4,4 

22 

1970 p 

1 136 

14,5 

143 

256 

23, 7 

49 

880 

12,0 

94 

560 

7,9 

41 


J ) gegenüber dem Vorjahr 

*) Lohnsteuer und Sozial Versicherungsbeiträge (Arbeitnehmerbeiträgej 

Netto (nominal) mit dem jeweiligen Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-ArbeitnehmerhaushaiteiL 
(1950 = 100) deflaUoniert. 

') von 1950 bis 1960 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin (West) 

5 J von 19G0 (zweite Zeile) an Bundesgebiet einschließlich Saarland und Berlin (West) 
c ) von 1960 an revidierte Werte 

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen, Stand Januar 1971 
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Tabelle 1—3 


Sozialversicherungsbeiträge eines Arbeiters, 
dessen versidierungspfUchliges Entgelt die Beitragsbemessungsgienze 
in der Krankenversicherung nicht übersteigt 
(relativ höchster Beitragssatz) * *} 

(in v. H. des Bruttoarbeitsentgelts) 


Jahr 

Renten- 

ver- 

sicherung 

Beiträge zui 

Kranken- 
ver- 
sicherung 
und Mut- 
terschutz 

r 

Arbeits- 

losenver- 

sicherung 

Beiträge 

insgesamt 

Nachrichtlich Steuer 

i 

Durchschnittliche 
Lohnsteuer *) ö ] 

- und Gesamtabzüge 

Beiträge und 
Steuern insgesamt fl ) 

1950 

5 

3 

2 

10 

4,0 

( 4,4) 

14,0 

(14,4 ) 

1951 

5 

3 

2 

10 

5,2 

( 5,7) 

15,2 

(15,7 ) 

1952 

5 

3 

2 

10 

6,1 

( 6,6) 

16,1 

(16,6 ) 

1953 

5 

3 

2 

10 

5,1 

( 5,6) 

15,1 

(15.6 ) 

1954 

5 

3,1 

2 

10,1 

4,8 

( 5,2) 

14,9 

(15,3 ) 

1955 

5,5 -) 

3 r l 

Mi*) 

10,1 

4,9 

( 5,3) 

15,0 

(15,4 ) 

1956 

5,5 

3,1 

1,5 

10,1 

5.6 

( 6,1) 

15,7 

(16,2 ) 

1957 

7*} 

3,9 

l a ) 

11,7 

4.4 

( 4,8) 

1G t 1 

(16,5 ) 

1958 

7 

4,2 

1 

12,2 

2,7 

( 2,9) 

I4 t 9 

(15,1 ) 

1959 

7 

4,2 

1 

12,2 

3,6 

( 3,9) 

15,8 

(16,1 ) 

1960 

7 

4,2 

1 

12,2 

4,7 

( 5,1) 

16,9 

(17,3 ) 

1961 

7 

4,7 

1 4 ) 

12.3 

6,1 

( 6,6) 

18,4 

(18,9 ) 

1962 

7 

4,8 

0,7 *) 

12,3 

7,2 

( 7.8) 

19,5 

(20,1 ) 

1963 

7 

4,8 

0,7 

12,5 

7.9 

( 8,6) 

20,4 

(21.1 ) 

1964 

7 

4,85 

0,65 

12,5 

8,2 

( 8,9) 

20,7 

(21,4 ) 

1965 

7 

4,95 

0,65 

12,6 

8,3 

( 9,0) 

20,9 

(21,6 ) 

1966 

7 

5,0 

0,65 

12,65 

9,0 

( 9,8) 

21,65 

(22,45) 

1967 

7 

5,05 

0,65 

12,7 

9,3 

(10,1) 

22,0 

(22,8 ) 

1968 

7,5 

5,1 

0,65 

13,25 

9,8 

(10,7) 

23,05 

(23,95) 

1969 

8 

5,25 

0,65 

13,90 

10,1 

(U.0) 

24,0 

(24,9 ) 

1970 

8,5 

4,1 

0,65 

13,25 

11,5 

(12.5) 

24,75 

(25,75) 

1971 7 ) 

8,5 

4,0 

0.65 

13,15 

12,1 

(13,2) 

25,25 

(26,35) 

1972 

8,5 

4 f Q 

0,65 

13,15 

12,6 

(13,7) 

25,15 

(26,85) 

1973 

9 

4,05 

0,65 

13,70 

12,9 

(14,!) 

26 r 60 

(27,80) 

1974 

9 

4,1 

0,65 

13,75 

13,3 

(14,5) 

27,05 

(28,25) 

1975 

9 

4,15 

0,65 

13,80 

13,7 

(14,9) 

27,50 

(28,70) 


i 


*) Gail bis zur Einführung der Lohnfortzahlung ab 1. Januar 1970 für Pfüchtmitglieder der gesetzlichen Kranken- 
versicherung und Mutterschutz (KV) mit sofortigem Anspiudi auf Barleistungen (in der Regel Arbeiter], deren 
Bruttojahresarbeitsentgelt die jeweilige Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung und Mutterschutz 
nicht übersteigt. Auch ab 1970 sind die Beiträge unter der Annahme berechnet, daß diese Grenze nicht über- 
schritten ist. 

(Für Krankenversicherung und Mutterschutz: gewogener Durchsdmittssalz) 
s ) ab April (kein Einfluß auf den Jahresdurchschnitt der Beiträge insgesamt) 
a ) ab März Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt) 

*) von August 1961 bis April 1962 keine Beiträge (Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt) 

:h ) Verheiratete ohne Kinder mit Durdischnittsverdienst {durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der Rentenversicherung der Arbeiter und Rentenversicherung der Angestellten), es sei denn, dieses ist hoher 
als die Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung und Mutterschutz» Dieser Fall ist bislang nur in den 
Jahren 1964, 1968 und 1969 akut geworden. Er wird es infolge der Dynamisierung auch dieser B e me ssungs grenze 
voraussichtlich nicht mehr werden. 

°J in Klammern einschließlich Kirchensteuer (in Höhe von 9 v. H, der Lohnsteuer) 

7 ) ab 1971 Steuern nach geltendem Recht 
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Tabelle 1—4 


Sozislversichenmgsbeiträge eines An gestellten, 
dessen versidierungspfliditiges Entgelt die Beitragsbemessungsgrenze 
In der Krankenversicherung nidit übersteigt 
(relativ höchster Beitragssatz) *) 

(ln v. I-L des Bruttoarbeitsen Igelte) 


Jahr 

Renten- 

ver~ 

Sicherung 

Beiträge zu 

Kranken- 

ver- 

sicherung 

r 

Arbeits- 
losenver- 
sicherung 
und Mut- 
terschutz 

Beiträge 

insgesamt 

Nachrichtlich Steuer 

Durchschnittliche 
Lohnsteuer 5 ) °) 

- und Gesamtabzüge 

Beiträge und 
Steuern insgesamt p ) 

1950 

5 

2,6 

2 

9,6 

4,0 

( 4,4) 

13,6 

(14,0 ) 

1951 

5 

2.7 

2 

9.7 

5,2 

( 5,7) 

14,9 

(15.4 ) 

1952 

5 

2.8 

2 

9,8 

6,1 

( G.fä) 

15,9 

(16,4 ) 

1953 

5 

2,9 

2 

9,9 

5,1 

( 5,6) 

15,0 

(15,5 ) 

1954 

5 

2,9 

2 

9,9 

4,8 

( 5,2) 

14,7 

(15,1 ) 

1955 

5,5 *) 

2,9 

1,5=) 

9,9 

4,9 

( 5,3) 

1 4 f 8 

(15,2 ) 

1956 

5 f 5 

2,9 

1.5 

9.9 

5,6 

( 6,1) 

15,5 

(16,0 ) 

1957 

7*) 

3,0 

l s ) 

10,8 

4,4 

( 4.8) 

I5 r 2 

(15,6 ) 

1958 

7 

3,1 

1 

11.1 

2,7 

( 2,9) 

13,8 

(14,0 ) 

1959 

7 

3,1 

1 

n,i 

3*6 

( 3,9) 

14 r 7 

(15,0 ) 

1960 

7 

3,2 

1 

1 1,2 

4,7 

( 5,1) 

15 r 9 

(16,3 ) 

1961 

7 

3*3 

1 4 > 

1 0,9 

6,1 

( 6,6) 

17,0 

(17,5 ) 

1962 

7 

3 t 4 

0,7 J ) 

10.9 

7,2 

( 7.8) 

18,1 

(18,7 ) 

1963 

7 

3,4 

0,7 

1U 

7,9 

( 8,6) 

19,0 

(19,7 ) 

1964 

7 

3 r 4 

0,65 

1 1 ,05 

8,2 

( 8,9) 

19*25 

(19,95) 

1965 

7 

3,6 

0,65 

11,25 

8*3 

( 9,0) 

19,55 

(20,25) 

1966 

7 

3,7 

0,65 

11,35 

9*0 

( 9,8) 

20,35 

(21,15) 

1967 

7 

3,9 

0,65 

11,55 

9,3 

(10,1) 

20,85 

(21,65) 

1968 

7,5 

4.1 

0.65 

12,25 

9,8 

(10,7) 

22,05 

(22.95) 

1969 

8 

4,25 

0,65 

12,9 

10,1 

(11.0) 

23,0 

(23,9 ) 

1970 

8,5 

4,1 

0,65 

13,25 

11,5 

(12,5) 

24,75 

(25,75) 

1971 ') 

8,5 

4,0 

0,65 

13,15 

12,1 

(13,2) 

25,25 

(26,35) 

1972 

8,5 

4,0 

0,65 

13,15 

12,6 

(13,7) 

25.75 

(26,85) 

1973 

9 

4,05 

0,65 

13,70 

12,9 

(14,1) 

26,60 

(27,80) 

1974 

9 

4,1 

0,65 

13,75 

13,3 

(14.5) 

27 f Q5 

(28,25) 

1975 

9 

4,15 

0,65 

13,80 

13 r 7 

(14,9) 

27,50 

(28,70) 


: ) Trifft zu für Fflichtmitglicder der gesetzlichen Krankenversicherung und Mutterschutz (Krankenversicherung und 
Mutterschutz} mit Lohn- und Gehaltsansprudi bis einschließlich 6 Wochen (bis 31. Dezember 1969 in der Regel 
Angestellte), deren BrultojahresarbcilsentgeU die jeweilige Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung 
und Mutterschutz nicht übersteigt. 

(Für Krankenversicherung und Mutterschutz: gewogener Durchschnittssatz) 

2 ) ab April (kein Einfluß auf den Jahresdurchschnitt der Beiträge insgesamt) 

■") ab März (Beiträge insgesamt -- gewogener Jahresdurchschnitt) 

J } % f on August 1961 bis April 19G2 keine Beitrage (Beiträge insgesamt = gewogener Jahresdurchschnitt) 

Verheiratete ohne Kinder mit Durchschnittsverdienst (durchschnittliches BruttojahresarbcitsentgeU aller Versicher- 
ten der Rentenversicherung der Arbeiter und Rentenversicherung der Angestellten), cs sei denn, dieses ist höher 
als die Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung und Mutterschutz. Dieser Fall ist bislang nur in den 
Jahren 1964, 1968 und 1969 akut geworden. Er wird es infolge der Dynamisierung auch dieser Bemessungsgrenze 
voraussichtlich nicht mehr werden. 

*) in Klammem einschließlich Kirchensteuer [in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer) 

T ) ab 1971 Steuern nach geltendem Recht 
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Tabelle 1—5 


Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie *) 2 ) 

Ledig 


Jabr 

Durch' 
sdmitlliche 
Brutto- 
wodien- 
verdienste s ) 

Lohnsteuer- 
abzüge 4 ) 

So zial versiehe - 
rungsabzüge 4 ) 

Abzüge insgesamt 
in Klammern: 

einschließlich Kirchensteuer 

Nettoverdienste 
in Klammern: 

abzüglich 

Kirchensteuer 










DM 

DM 

V. H . •] 

DM 

v, H. e ) 

DM | 

V. H. ") 

DM 


I 

2 

3 

Ä 1 

5 1 

6 

7 ] 

1 

8 

1950 

72,85 

6,63 

9,1 

7,32 

10,0 

13,95 (14,55) 

19,1 (2 0,0) 

58,90 

( 58,30) 

1951 

82,72 

8,55 

10,3 

8,28 

10,0 

16,83 (17,60) 

20,3 (21,3) 

65,89 

( 65,12) 

1952 

89,40 

10,13 

11,2 

8,84 

10,0 

18,97 (19,88) 

21,2 (22,2) 

70,43 

( 69,52) 

1953 

93,89 

10,38 

n,o 

9,35 

10,0 

19,73 (20,66) 

21,0 (22,0) 

74,16 

( 73,23) 

1954 

97,56 

9,81 

10,0 

9,83 

10,1 

19,64 (20,52) 

20,1 (21,0) 

77,92 

( 77,04) 

1955 

104,85 

10,44 

10,0 

10,61 

10,1 

21,05 (21,99) 

20,1 (21,0) 

83,80 

( 82 f 8 G ) 

1956 

11 1,62 

11,76 

10,6 

11,30 

10,1 

23,06 (24,12) 

20,7 (21,6) 

88,56 

( 87,50) 

1957 

H 8 f 69 

12,17 

10,3 

12,81 

10,8 

24,98 (26,03) 

21,0 (22,0) 

93,71 

( 92,61) 

1953 

124,31 

13,33 

10, 7 

15,16 

12,2 

28,49 (29,69) 

22,9 (23,9) 

95,82 

( 94,62) 

1959 

129,45 

14,76 

n ,4 

15,81 

12,2 

30,57 (31,90) 

23,6 (24,6) 

93,88 

( 97,55) 

1960 

141,23 

17,07 

12,1 

17,22 

12,2 

34,29 (35,83) 

24,3 (25,4) 

106,94 

(105,40) 

1961 

154,90 

19,84 

12,8 

19 r 62 

12,7 

39,46 (41,25) 

25,5 (26,6) 

115,44 

(113,65) 

1962 

170,18 

22,84 

13,4 

20,97 

12,3 

43,81 (45,87) 

25,7 (27,0) 

126,37 

(124,31) 

1963 

182,20 

25,61 

14,0 

21,34 

11, 7 

46,95 (49,25) 

25,8 (27,0) 

135,25 

(132,95) 

1964 

198,00 

30,05 

15,1 

22,50 

UA 

52,55 (55,25) 

26,5 (27,9) 

145,45 

(142,75) 

1965 

218,00 

29,19 

13,4 

23,91 

11,0 

53,10 (55,73) 

24,4 (25,6) 

164,90 

(162,27) 

1966 

230,00 

31,82 

13,8 

27,73 

12,1 

59,55 (62,41) 

25,9 (27,1) 

170,45 

(167,59) 

1967 

228,00 

31,44 

13,8 

28,17 

12,4 

59,61 (62,44) 

26,1 (27,4) 

168,39 

(165,56) 

1968 

242,00 

34,57 

14,3 

30,43 

12,6 

65,00 (68,11) 

26,9 (28,1) 

177,00 

(173,89) 

1969 

272,00 

41,86 

15,4 

34,56 

12,7 

76,42 (80,19) 

28,1 (29,5) 

195,58 

(191,81) 

1970 

312,00 

52,48 

15,8 

40,01 

12,8 

92,49 (97,21) 

29,6 (31,2) 

219,51 

(214,79) 


*) bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

2 } Bundesgebiet; von 1960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

3 J Jahresdurchschnitt 

4 ) Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen. Eventuelle Lohnsteuerfreibeträge sind nicht 
unterstellt. 

s ) in Hohe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
°) von Spalte 1 
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Tabelle I— 6 


Durchsdinütlidie Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie *) a ) 

Verheiratet (1 Kind) 


Jahr 

Durch- 
schnittliche 
Brutto- 
wodien - 
Verdienste l ) 

Lohnsteuer- 
abzüge 4 ) 

Soziaiversiche- 
rungsabziige 4 ) 

Abzüge insgesamt 
in Klammern" 

einschließlich Kirchensteuer 

Nettoverdienste 
in Klammern: 

abzüglich 
Kirthens teuer 

DM 

DM 

v. H. *) 

DM | 

v. H. s ) 

DM 

V . 

H.*) 

DM 

i 

2 

3 

« 1 

5 I 


6 1 


7 1 

1 

8 

1950 

72,85 

2,59 

3,6 

7 f 32 

10,0 

9,91 

(10,14) 

13,ö 

(13,9) 

62,94 

( 62,71) 

1951 

82,72 

4,03 

4,9 

8,28 

W'0 

12,31 

(12,67) 

14,9 

(15,3) 

70 r 41 

( 70,05) 

3952 

89,40 

5,28 

5,8 

8,84 

10,0 

14,12 

(14,60) 

15,0 

(16,3) 

75 r 23 

( 74,80) 

1953 

93,89 

5,48 

5,8 

9,35 

10,0 

14,83 

fl 5,32) 

15,8 

(16,3) 

79,06 

( 78,57) 

1954 

97,56 

4,02 

4,7 

9,83 

10,1 

14,45 

(14,87) 

14,8 

(15,2) 

83, 1 1 

( 82,69) 

1955 

104,85 

4,82 

4,6 

10,61 

10,1 

15,43 

(15,86) 

14, 7 

(15,1) 

S9,42 

( 88,99) 

1956 

1 1 1 ,62 

5,94 

5,3 

11,30 

10,1 

17,24 

(17,77) 

15,4 

(15,0) 

94,38 

( 93,85) 

1957 

118,69 

5.45 

4,6 

12,81 

10,8 

18,26 

(18,75) 

15,4 

(15,8) 

100,43 

( 99,94) 

1958 

124,31 

5,30 

4,3 

15,16 

1 2,2 

20,46 

(20,94) 

16,5 

(16,8) 

103 r 85 

(103,37) 

1959 

129,45 

4,84 

3,7 

15,81 

12,2 

20,65 

(21,09) 

16,0 

(16,3) 

108,80 

(108,36) 

1960 

141,23 

7,15 

5,0 

17,22 

12,2 

24,37 

(25,01) 

17,3 

(17,7) 

116,86 

(116.22) 

1961 

154,90 

9,92 

0,4 

19,62 

12,7 

29,54 

(30,43) 

19,1 

(19,6) 

125,36 

(124,47) 

1962 

170,18 

1 1 ,70 

6 f 9 

20,97 

12,3 

32,73 

(33,79) 

19,2 

(19,9) 

137,45 

(136.39) 

1963 

182,20 

14,07 

7,7 

21,34 

11,7 

35,41 

(36,68) 

19,4 

(20,1) 

14ö r 79 

(145,52) 

1964 

198,00 

17,30 

8,7 

22,50 

11.4 

39,80 

(41,36) 

20,1 

(2 0,9) 

158,20 

(156.64) 

1965 

218,00 

18,19 

3,4 

23,91 

11,0 

42,10 

(43,74) 

19,3 

(20,1) 

175,90 

(174,26) 

1966 

230,00 

20,57 

9 ,0 

27,73 

12,1 

48,30 

(50,15) 

21,0 

(21,8) 

181,70 

(179,85) 

1967 

228,00 

20,15 

8,9 

28,17 

12,4 

48,32 

(50,13) 

21,2 

(22,0) 

179,68 

(177,87) 

1968 

242,00 

22,76 

9,4 

30,43 

12,6 

53,19 

(55,24) 

22,0 

(22,8) 

188 T 81 

(186,76) 

1969 

272,00 

28,50 

10,5 

34,56 

12,7 

63,06 

(65,63) 

23,2 

(23,9) 

208,94 

(206,37) 

1970 

312,00 

36,15 

ll t 6 

40,01 

12,8 

76,16 

(79.41) 

24,4 

(25,5) 

235 r 84 

(232,59) 


] ) bfs einschließlich 1956 ohne Bergbau 

“) Bundesgebiet; von i960 an einsdiließltdi Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

) Jahresdurdrsdinitt 

*) Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugs tabeilen. Eventuelle Lohns teuer fr ei bet rage sind nidit 
unterstellt, 

L ) in Höhe von 9 v, H. der Lohnsteuer 
6 ) von Spalte I 
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Tabelle 1—7 


Durchschnittliche Wochenverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 

in der Industrie ') 3 ) 

Verheiratet (3 Kinder) 


Jahr 

Durch- 
schnittliche 
Brulto- 
wodien- 
Verdienste :i J 

Lohnsteuer- 
abzüge 4 ) 

Sozialverslche- 
i ungsabzüge 4 ) 

Abzüge insgesamt 
in Klammern: 

einschließlich Kirchensteuer 

Nettoverdienste 
in Klammern; 

abzüglich 

Kirchensteuer 

I 


DM 

DM 

v.H.*) | 

DM 

v.H.») | 

DM | 

V. H. *) 

DM 


1 

2 

3 I 

4 

5 1 

6 

7 

1 

8 

1950 

72,85 

1,10 

1.6 

7,32 

10,0 

8,42 ( 8,52) 

11,6 (11,7) 

64,43 

( 64,33) 

1951 

82,72 

1,45 

h% 

8,28 

10,0 

9,73 ( 9,86) 

11,8 (11,9) 

72 r 99 

( 72,86) 

1952 

89,40 

1 r G3 

Iß 

8,84 

10,0 

10,52 (10,67) 

11,8 (11,9) 

78,88 

( 78,73) 

1953 

93,39 

I r 74 

IM 

9,35 

10 t 0 

11,09 (11,25) 

11,8 (12,0) 

82,80 

( 82,64) 

1954 

97 r 56 

0,87 

0,9 

9,83 

10,1 

10,70 (10,78) 

11,0 (11,0) 

86,86 

( 86,78) 

1955 

104,85 

— 

~ 

10,61 

10,1 

10,61 (10,61) 

10,1 (10,1) 

94,24 

( 94,24) 

1956 

111,62 

— 

— 

1 1 ,30 

10,1 

11,30 (11,30) 

10,1 (10,1) 

100,32 

(100,32) 

1957 

U8 T 69 

— 

— 

12,81 

10 ß 

12,81 (12,81) 

10,8 (10,8) 

105,88 

(105,88) 

1958 

124,31 

— 

— 

15,16 

12,2 

15,16 (15,16) 

12,2 (12,2) 

109,15 

(109,15) 

1959 

129,45 

— 

— 

15,81 

12,2 

15,81 (15,81) 

12,2 (12,2) 

113,64 

(11 3,64) 

1960 

141,23 

— 

— 

17,22 

12,2 

17.22 (17,22) 

12,2 (12,2) 

124,01 

(124,01) 

1961 

154,90 

— 

— 

19,62 

12,7 

19,62 (19,62) 

12, 7 (12. 7) 

135,28 

(135,28) 

1962 

170,18 

— 

■ 

20,97 

12,3 

20,97 (20,97) 

12,3 (12,3) 

149,21 

(149,21) 

1963 

182,20 

0,69 

0,3 

21,34 

11, 7 

22,03 (22,09) 

12,1 (12,1) 

160,17 

(160,11) 

1964 

198,00 

3,92 

1,9 

22,50 

11,4 

26,42 (26,77) 

13,3 (13,5) 

171,58 

(171,23) 

1965 

218,00 

5,46 

2,5 

23,91 

11,0 

29,37 (29,86) 

13,5 (13, 7) 

188,63 

(188,14) 

1966 

230,00 

7,88 

2,4 

27,73 

12,1 

35,61 (36,32) 

15,5 (15,8) 

194,39 

(193,68) 

1967 

228,00 

7,42 

3 t 3 

28,17 

12,4 

35,59 (36,26) 

15,6 (15,9) 

192,41 

(191,74) 

1968 

242,00 

10,07 

4,2 

30,43 

12,6 

40,50 (41,41) 

16,7 (17,1) 

201,50 

(200,59) 

1969 

272 r 00 

15,76 

5ß 

34,56 

12,7 

50,32 (51,74) 

18,5 (10,0) 

221 r 68 

(220,26) 

1970 

312,00 

23,42 

7,5 

40,01 

12,8 

63,43 (65,54) 

20,3 (21,0) 

248,57 

(246,46) 


*) bis einschließlich 1956 ohne Bergbau 

‘’\ Bundesgebiet; von I960 an einschließlich Saarland; von 1964 an einschließlich Berlin (West) 

Jahresdurchschnitt 

4 ) Nach den jeweils zu Anfang des Jahres gültigen Lohnabzugstabellen, Eventuelle Lohnsieuerfreibetrage sind nicht 
unterstellt. 

: -) in Höhe von 9 v. H. der Lohnsteuer 
von Spalte 1 
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Tabelle 1—8 

Beitragsbemessungs- und Versicherungspfiichtgrenzen 

(DM/Monat) 

Gültig ab 

Be i t rags b eines s u i i g sgre nz e 

Versicherungspflicht- 

grenze 

für Angestellte 

Renten- 
versiche- 
rungen der 
Arbeiter 
und der 
Angestellten 

Knapp - 
schaftlidtie 
Renten- 
versicherung 

Kranken- 
ver- 
sicherung *) 

Arbeits- 

losen- 

versicherung 

Renten- 

versicherung 

der 

Angestellten 

Arbeits- 

losen- 

versicherung 

l. Juni 1949 

600 

700 

375 

375 

600 

600 

h September 1952 

750 

1 000 

500 

500 

750 

750 

1, März 1957 




750 

1 250 

1 250 

1. Oktober 1957 



660 




1. Januar i959 

800 

1 000 





L Jaiiunr 1960 

850 

1 000 





1. Januar I9G1 

900 

1 100 





1. Januar 1962 

950 

1 100 





1, Januar 1963 

1 000 

1 200 





L Januar 1964 

1 100 

1 400 





1. Januar 1965 

1 200 

1 500 





1. Juli 1965 





1 800 

1 800 

1. September 1965 



900 




h Januar 1966 

l 300 

1 600 





! . Oktober 1966 




1 300 



1. Januar 1967 

1 400 

] 700 




— 

1. Januar 1963 

1 600 

1 900 



— 

— 

1. Januar 1969 

1 700 

2 000 





1. August 1969 



990 




i. Januar 1970 

1 800 

2 1 00 

1 200 

1 800 



1, Januar 1971 

1 900 

2 300 

1 425 

1 900 



U Januar 1972 

2 000 

2 500 

1 500 

2 000 



1. Januar 1973 

2 300 

2 700 

1 725 

2 300 



1. Januar 1974 

2 500 

3 000 

1 875 

2 500 



1. Januar 1975 

2 600 

3 200 

l 950 

2 600 



1 . Januar 1976 

2 800 

3 400 

2 100 

2 800 




l ) gleichzeitig Versidierungspfliriitgrenze für Angestellte 


Anhang l 
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Tabelle 1-9 


Entwicklung der Lohnsteuerabzüge 
bei Durchsdmitts Verdiensten seit 1950 


Jahr 

Durchschnittliches 
Bruttoj ahresarbei ts- 
entgelt aller 
Versicherten der 
Rentenversicherung 
der Arbeiter und 
Rentenversicherung 
der Angestellten J ) 

Jahreslohnsteuer eines Verheirateten 

ohne Kind 

mit einem Kind 

DM 

DM 

v. H.*) 

DM | 

v, R *) 

l 

2 

3 

4 

S 1 

ß 

1950 

3 161 

127 

4,0 

1 

76 

2,4 

1951 

3 579 

187 

5,2 

107 

3,0 

1952 

3 852 

235 

6,1 

142 

3,7 

1953 

4 061 

207 

3,/ 

121 

3,0 

1954 

4 234 

203 

4,8 

120 

2,8 

1955 

4 548 

223 

4,9 

118 

2ß 

1956 

4 844 

271 

5,6 

160 

3,3 

1957 

5 043 

223 

4A 

118 

2,3 

1958 

5 330 

144 

2,7 

■ — 

— 

1959 

5 602 

204 

3,6 

24 

0,4 

1960 

6 101 

288 

4,7 

108 

1,8 

1961 

6 723 

408 

6,1 

228 

3,4 

1962 

7 328 

528 

7,2 

288 

3,9 

1963 

7 775 

612 

7,9 

372 

4,8 

1964 

8 4C7 (7 920} 

756 ( 648) 

8,9 ( 8,2) 

516 (408) 

6,8 (5,2) 

1965 

9 229 

762 

8,3 

534 

5,8 

1966 

9 893 

888 

9,0 

660 

6,7 

1967 

10 219 

946 

9,3 

718 

7,0 

1968 

10 842 (10 800} 

1 070 (1 060) 

9,9 ( 9,8) 

842 (832) 

7,8 (7,7) 

1969 

11 839 (11 250) 

1 254 (1 140) 

10,6 (10,1) 

1 026 (912) 

8,7 (8,1) 

1970 

13 272 3 ) 

1 526 

11,5 

1 298 

9,9 

1971 *) 

14 559 

1 766 

12,1 

1 538 

10,6 

1972 

1 5 476 

1 948 

12,6 

1 720 

ihi 

1973 

16 451 

2 130 

12,9 

1 902 

11,6 

1974 

17 488 

2 324 

13,3 

2 096 

12,0 

1975 

18 589 

2 544 

13,7 

2 314 

12,4 


] ) In Klammem: Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung falls diese niedriger ist als der Durchschnitts- 
verdienst (1969: 7 Monate 900 DM, 5 Monate 990 DMJ. 

-) von Spalte 2 

r ') ohne Lohnfortzahlung 

4 ) ab 1971 Steuern nach geltendem Recht 
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Tabelle I— 10 


Entwicklung der Lohnsteuerabzüge seit 1950 


Regelung ab 

Ledige 

Verheiratete 
ohne Kinder 

Verheiratete mit 

| 1 Kind 

1 3 Kindern 

1* Nach der Lohnsteuertabelle ist bis zu einem steuerpflichtigen Bruttomonats- 

lohn bzw. -gehalt von . . , DM keine Lohnsteuer zu entrichten 



DM 

DM 

DM 

DM 

1. Januar 1950 

127,58 

140,08 

173,41 

252,58 

L Januar 1953 

140,53 

153,08 

186,41 

265,58 

L Juni 1953 ........ , * . . . 

144,74 

211,41 

261,41 

382,24 

1. Januar 1955 

153,08 

228,08 

290,58 

490,58 

1. Januar 1957 

173,91 

269,74 

332,24 

590,58 

1. Oktober 1957 

190,58 

286 t 4 1 

348,91 

607,24 

1. Januar 1958 

190,58 

315,58 

378 t 08 

636,41 

1. September 1958 

242,49 

384,99 

459,99 

749,99 

1. Januar 1962 

242,49 

384,99 

484,99 

774,99 

1, Januar 1965 

287,49 

429,99 

529,99 

819,99 

2. Lohnsteuer bei 750 DM steuerpflichtigem Bruttomonatslohn bzw. -yehalt 

i 

DM | v. H. 1 ) | 

DM | v. H. 1 ) 

| DM | v. H. 1 ) 

DM | v. IT. 1 ) 

L Januar 1950 

162,05 2 Iß 

142,05 18,9 

122,90 16,4 

88,75 11,8 

L Januar 1953 

157,05 20,9 

137,05 18,3 

118,50 15,8 

85,00 11,3 

1. Juni 1953 . . . 

135,65 18,1 

113,75 15,2 

93,25 13,1 

64,64 8,6 

1. Januar 1955 

111,05 14,8 

93,0 5 12,4 

79,25 10,6 

37,65 5,0 

1. Januar 1957 

106,00 M,\ 

83,40 11,1 

70,00 9,3 

20,00 2,7 

1. Oktober 1957 

106,00 14,1 

83,40 11,1 

70,00 9,3 

20,00 2,7 

1. Januar 1958 

106,00 14,1 

76,80 10,2 

63,65 8,5 

15,50 2,1 

1. September 1958 

102,00 13,6 

74,00 9,9 

59,00 7,9 

1,00 0,1 

1, Januar 3962 . 

102,00 13 f 6 

74,00 9,9 

54,00 7,2 

— 

L Januar 1965 

88,30 11,8 

61,60 8,2 

42,60 5,7 

— — 


*) Steuer in v. H. des Bruttolohns 


Anhang ! 


237 


Drucksache VI/2155 


Deutscher Bundestag ö, Wah lperiode 


Ta belle I- 11 


Absolute und relative Höhe der Lohnsteuer 

{nach dem seit dem 3. Januar 1965 geltenden Tarif) 


Brutto- 

monats- 

lohn 

Lediger 
(Steuer- 
klasse I) 

0 


Verheirateter (Steuerklasse III) mit , , - Kindern 




i 


2 

i 

3 

i 

4 


5 


DM 

DM 

vH 1 ] | DM 

vH 1 ) DM 

vH*) 

DM | 

vH 1 ) 

1 DM ! 

vH 1 ) 

| DM 

1 vH 1 ) | DM 

1 vH 1 ) 

300 

2 r 30 

0,9 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

400 

21,80 

5,5 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

500 

40,80 

8,2 

14,10 

2,8 











600 

59,80 

1 0,0 

33,10 

5,5 

14,10 

2,4 

— 

— 

— 

— | 

— 

— A 

— 

— 

700 

78,80 

11,3 

52,10 

7,4 

33,10 

4,7 

6,50 

0,9 

— 

— i 

— 

— 

— 

— 

800 

97,80 

12,2 

71,10 

8,9 

52,10 

0,5 

25,50 

2,8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

900 

117,50 

13,1 

90,10 

10,0 

71,10 

7,9 

44,50 

4,9 

16 — 

Iß 

— 

— j 

— 

— 

I 000 

139,00 

13,9 

109,10 

1 0,9 

90,10 

9,0 

63,50 

6,4 

35,— 

3,5 

6,50 

0,7 

— 


1 100 

162,20 

14, 7 

128,10 

11,6 

109,10 

9,9 

82,50 

7,5 

54, — 

4,9 

25,50 

2,3 

— 

— 

1 200 

187,10 

15,6 

147,10 

12,3 

128,10 

10,7 

101,50 

8,5 

73 — 

6,1 

44,50 

3,7 

16,— 

1,3 

1 300 

213,50 

16,4 

166,10 

12,8 

147,10 

11,3 

120,50 

9,3 

92,— 

7,1 

63,50 

4,9 

35 — 

2,7 

1 400 

241,50 

17,3 

185,10 

13,2 

166,10 

11,9 

139,50 

10,0 

in,— 

7,9 

82,50 

5,9 

54,— 

3,9 

i 500 

270,90 

18,1 

204,10 

13,6 

185,10 

12,3 

158,50 

10,6 

130, — 

8,7 

101,50 

6,8 

73,— 

4,9 

1 750 

350 — 

20,0 

255 — 

14,6 

234 — 

13,4 

206,10 

11,8 

177,50 

10,1 

149,— 

8,5 

120,50 

6,9 

2 000 

436,50 

21,8 

311,50 

15,6 

288,10 

14,4 

257,10 

12,9 

225,80 

11,3 

196,50 

9,8 

168,— 

8,4 

2 250 

529,20 

23,5 

373, — 

16,6 

347,80 

15,5 

313,80 

13,9 

279,10 

12,4 

246,50 

11,0 

215,80 

9,6 


l J Stenern in v. H. des Bruttolohns 


Tabelle 1—12 


Steuerermäßigung durch Kinderfreibeträge 
nach geltendem Einkommen (Lohn) steuerrecht 


monat- 
liches 
Brutto- 
einkom- 
men 0 

DM 

600 

800 

1 000 

1 200 

1 500 

2 500 

1 

3 500 

5 000 

10 000 ! 

25 000 

Ein Ehepaar mit . . . Kindern hat durch Kinderfreibeträge eine monatliche Steuerermäßigung 2 ) (ESt, LSt) 
von DM . . , gegenüber einem kinderlosen Ehepaar: 

1 Kind 

DM 

19 

19 

19 

19 

19 

27 

34 

40 

48 

53 

2 Kinder 

DM 

33 

46 

46 

46 

46 

64 

80 

96 

116 

127 

3 Kinder 

DM 

33 

71 

74 

74 

74 

102 

128 

155 

188 

207 

4 Kinder 

DM 

33 

71 

103 

103 

103 

138 

175 

213 

259 

286 

5 Kinder 

DM 

33 

71 

109 

131 

131 

171 

221 

270 

331 

366 


‘) Bruttolohn bzw. -gehalt 

-) Bercdinung nach der Jahres-Splittingtabelle (gültig ab 3965) unter Abzug von. 1740 DM p* a. für Arbeitnehmer- 
freibetrag, Werbungskosten- und Sonderausgabenpausdibelrag,- Ergänzungsabgabe und Kirchensteuer nicht be- 
rücksichtigt; auf volle DM gerundete Werte 


238 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2155 


Anhang II 


Tabellenwerk des institutionellen Sozialbudgets 


Seite 


001 Sozialbudget 240 

050 Jahresüberblick 1050 242 

055 JahresüberbHck 1955 244 

060 Jahresüberblick 1960 246 

065 Jahresüberblick 1965 248 

069 Jahresüberblick 1969 250 

070 Jahresüberblick 1970 . . 252 

071 Jahresüberblick 1971 254 

075 Jahmsüberblick 1975 256 

100 Soziale Sicherung . 258 

110 Allgemeine Systeme 259 

111 Rentenversicherung der Arbeiter . . 260 

1 12 Rentenversicherung der Angestellten 261 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz 262 

114 Unfallversidrerung 263 

115 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und beruf- 
liche Bildung 264 

116 Kindergeld 265 

11 a Entgeltfortzahlung bei Krankheit 266 

120 Sondersysteme 267 

121 Knappschaftliche Rentenversicherung 268 

122 AUershilfe für Landwirte einschließlich Landabgaberente ........... 269 

130 Systeme nach beamtenrechtlichen Vorschriften 270 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 271 

132 Kinderzusdüäge im öffentlichen Dienst 272 

HO Erganzungssysteme 273 

141 Zusatz Versicherung im öffentlichen Dienst 274 

142 Zusatzversidierung für einzelne Berufe 275 

300 Entschädigungsleistungen . . . 276 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 277 

302 Lastenausgleich 278 

303 Wiedergutmachung 279 

304 Sonstige Entschädigungen . 280 

400 Soziale Hilfen und Dienste 281 

401 Sozialhilfe 282 

402 Jugendhilfe 283 

403 Ausbildungsförderung 284 

404 Wohngeld 285 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 286 

900 Kosten der Sozialen Sicherung 287 

Verrechnungen 288 


Anhang li 
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Tabelle II — 1 


001 — Sozialbudget insgesamt 

Millionen DM 



1950 

1955 

1060 

i 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

13 121 

22 808 

Leistungen 

41 893 65 876 

89 772 

101 340 

110 283 

151 401 

Sachleistungen 

2 361 

4 376 

7 910 

14 288 

22 096 

24 845 

28 321 

41 718 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen • • • • 

1 272 

2 314 

3 230 

5 295 

7 045 

8 605 

9 504 

12017 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . • 

16 754 

29 498 

53 033 

85 459 

118913 

134 790 

148 108 

205 136 

Beiträge 

der Versicherten . . . 

3 730 

6915 

Finanzie 

13 249 

r u n g 

21 230 

31 691 

36 808 

39 284 

53 836 

Beiträge 

der Arbeitgeber 

7 448 

14 440 

25 451 

38 382 

53 197 

66 493 

74 624 

100 156 

Öffentliche Mittel 

5 452 

9 821 

14 577 

25 712 

30 717 

32 855 

36 797 

51 828 

Vermögenserträge . . 

84 

614 

1 437 

2 344 

2 839 

3 029 

3 242 

5 098 

Sonstige Hinnahmen . . 

1 066 

807 

1 591 

1 758 

1 669 

1 630 

1 612 

1 416 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

17 760 

32 597 

5G 305 

89 426 

120 113 

140 815 

155 559 

211534 

Vermögens- 
veränderung 

4- 1 026 

F i n 

ö 3 099 

anzierun 

Ö-3 272 

g s s a 1 d 

-f 3 967 

o 

+ 1 200 

T 6 025 

~r7 45L 

+6 398 

Bund 

3 157 

7 730 

Offcnllidie Mille] 

11191 20 555 

23 fl7fi 

25 402 

2B 371 

39 &13 

Länder T . . T 

1 397 

875 

1 B(M 

2 479 

3 191 

3 432 

4 056 

5 562 

Gemeinden 

m 

1 216 

1 582 

2 669 

3 571 

3 049 

4 344 

5 834 

Euiopäiächcr Sozialfonds . . . . . 

— 

— 

— 

5 

50 

0 

10 

6 

Barop SA sehe Geoiemscliiiil 
für Kohle Und Stahl 

— 

— 

— 

4 

23 

12 

10 

11 

insgesamt . . . 

5 452 

9 321 

14 577 

25 711 

39 717 

32 855 

36 797 

51 029 
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rt o c h Tabelle II - 


Strukturdaten in v, H> 



1950 

1955 

1%0 

1985 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

78,3 

77,1 

Leistungen 

79,0 77,0 

75,5 

75,2 

74,5 

73,8 

Sachleistungen 

14,1 

15,0 

14,9 

IG, 8 

18,6 

18,4 

19,1 

20,4 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

7,6 

7,9 

6,1 

6,2 

5,9 

6,4 

6,4 

5,8 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . , 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Beiträge 

der Versidierten . 

21 r 0 

Finanzierung 

21,4 23,3 23,3 

26,4 

26,2 

25,2 

25,5 

Beiträge 

der Arbeitgeber 

41,9 

44,7 

45,5 

43,1 

44,4 

47,3 

47,9 

47,4 

öffentliche Mittet , . 

30, G 

29,5 

25,9 

28,5 

25,4 

23,3 

23,8 

24,0 

Vermögenserträge . - 

0 r 5 

1,9 

2,5 

2,6 

2,4 

2,1 

2,1 

2,4 

Sonstige Einnahmen 

6,0 

2,5 

2,8 

2,0 

M 

U 

1,0 

0,7 

Verrechnungen 

— s 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


Anhang I! 


241 


Drucksache ¥1/2155 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle II— -2 


050 — Jabresüberblick 1950 

Millionen DM 





Leistungen 


Institutionen 

Geld- 

leistun- 

gen 

Sach- 

leistun- 

gen 

1 

Allge- 

meine 

D lens Le 
und Lei- 
stungen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

SOZIALBUDGET insgesamt 

13 121 

2 361 

1 272 

— 

16 754 

1 Soziale Sicherung 

9 684 

1 940 

888 

3 

12 515 

11 Allgemeine Systeme 

5715 

1935 

679 

84 

8 413 

111 Rentenversicherung der Arbeiter 

2 126 

125 

104 

207 

2 562 

112 Renten Versicherung der Angestellten 

860 

48 

36 

57 

1 001 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz . ... 

631 

1 681 

212 

14 

2 538 

114 Unfallversicherung t 

429 

81 

67 

15 

592 

1 15 Arbeitsforderung einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche Bildung 

1 620 

_ 

260 

227 

2 107 

116 Kindergeld . , 

49 

— 

— 

— 

49 

11 a Entgelt fori Zahlung bei Krankheit 

500 

— 

10 

— 

510 

12 Sondersysteme 

538 

5 

17 

46 

606 

121 Knappschaftliche Rentenversicherung 

538 

5 

17 

46 

606 

122 Altershilfe für Landwirte einschließlich Land- 
abgaberente 

— 

— 

— ■ 

- — 

— 

13 Systeme nach beamtenrech fliehen Vorschriften . . 

2 797 

— 

173 

— 

2 970 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

2 364 

— 

165 

2 

2 531 

132 Kinderzu sch läge im Öffentlichen Dienst 

433 

— 

8 

— 

44 X 

14 Ergänzungssysteme ...... 

134 

0 

9 

0 

143 

141 Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst . . 

134 

0 

9 

0 

143 

142 Zusatz Versicherung für einzelne Berufe 

0 

— 

0 

0 

0 

3 EntschädigungsleJstungen 

2 819 

140 

147 

39 

3 145 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer 

1 867 

140 

106 

29 

2 142 

302 Lastenausgleich - . 

952 

— 

41 

10 

1 003 

303 Wiedergutmachung 

— 

— 

— 

— 

— 

304 Sonstige Entschädigungen 

— 

— 

— 

— 

— 

4 Soziale Hilfen und Dienste . 

618 

281 

237 

3 

1 139 

401 Sozialhilfe *) 

618 

256 

108 

— 

982 

402 Jugendhilfe 

— 

25 

2 

— 

27 

403 Ausbildungsförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

404 Wohngeld 

— 

— 

— 

— 

— 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 

— 

— 

127 

3 

130 

900 Kosten der Sozialen Sicherung 2 ) 

12 487 

2 336 

1 251 

— 

16 074 
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Tabelle II— 2 


Finanzierung 



Beitrage der 



Sonstige 

Ein- 

nahmen 



Finan- 


Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

Uft ent- 
liehe 
Mittel 

v GT- 

mögens- 

ertrage 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

zieFungS’ 

saldo 


3 730 

7 448 

5 452 

84 

1 0G6 

— 

17 780 

+ 1 026 


3 730 

7 448 

2 177 

83 

71 

32 

13 541 

+ 1 026 

1 

3 475 

3 609 

1 987 

69 

54 

70 

9 264 

+ 851 

11 

l 134 

1 078 

626 

13 

14 

9 

2 874 

+ 312 

111 

524 

478 

94 

8 

16 

5 

I 125 

4* 124 

112 

1 225 

953 

30 

24 

7 

443 

2 682 

+ 14 4 

113 

69 

569 

8 

11 

15 

— 

672 

+ 80 

114 

523 

531 

1 229 

13 

2 

— 

2 298 

4- 191 

115 

— 

— 

— 

— 

— 

49 

49 

— 

116 

— 

510 

— 

— 

— 

— 

510 

— 

11 a 

167 

298 

114 

1 

13 

35 

628 

+ 22 

12 

167 

298 

114 

I 

13 

35 

628 

-f 22 

121 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

122 

— 

2 840 

76 

— 

— 

54 

2 970 

— 

13 

— 

2 420 

76 

— 

— 

35 

2 531 

— 

131 

— 

420 

— 

— 

— 

21 

441 

— 

132 

83 

191 

■ — 

13 

4 

— 

296 

+ 153 

14 

88 

191 

— 

13 

4 

— 

296 

+ 153 

141 

0 

0 

— 

— 

— 

— 

0 

0 

142 

— 

— 

2 177 

— 

9G8 

— 

3145 

— 

3 

... 



2 136 

— 

6 



2 142 

— 

301 

— 

— 

41 


962 

— 

1 003 

— 

302 

— - 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

303 

— 

— 

— • 

— 

— 

— 

— 

— 

304 ' 





1 098 

1 

27 

13 

1 139 

— 

4 

— 

— 

969 

— 

— 

13 

982 

— 

401 

— 

— 

27 

— 

— 

— 

27 

— 

402 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

403 

404 

405 

— 

— 

102 

1 

27 

— 

130 

— 

3 642 

6 747 

5 425 

71 

1 062 

— 

16 947 

+ 873 



einschließlich 
Kriegsopfer- 
fürsorge 
zum Vergleich 
mit den ent- 
sprechenden 
Angaben in den 
Sozialbudgets 
1068 und 
1969/70» d. h. 
ohne die Insti- 
tutionen 1 1 a, 
141, 142, 3Q3 t 
304 r 402, 403 
und 404 


Anhang II 
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Tabelle II— 3 


055 — Jahresüberblick 1955 

Millionen DM 





Leistungen 



Institutionen 

Geld- 

leistun- 

gen 

Sadi~ 

leislun- 

gen 

Allge- 
meine 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Ins- 

gesamt 

SOZIALBUDGET insgesamt 

22 808 

4 376 

2314 

— 

29 498 

1 Soziale Sicherung 

17 764 

3 555 

1 673 

2 

22 994 

11 Allgemeine Systeme 

9 763 

3 541 

1 261 

208 

14 773 

1 1 1 Rentenversicherung der Arbeiter . . . 

4 003 

219 

214 

466 

4 902 

1 12 Rentenversicherung der Angestellten ...... 

1 917 

73 

58 

144 

2 192 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz 

1 273 

3 053 

365 

43 

4 734 

114 Unfallversicherung 

695 

196 

126 

24 

1 041 

115 Arbeitsfördening einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche Bildung 

1 329 



486 

230 

2 045 

116 Kindergeld 

546 

_ 

12 

— 

558 

11a Entgeltfortzahlung bei Krankheit 

1 000 

— 

20 

— 

1 020 

12 Sondersysteme 

1 136 

14 

29 

95 

1 274 

121 Knappschaft liehe Rentenversicherung 

1 136 

14 

29 

95 

1 274 

122 Altershilfe für Landwirte einschließlich Land- 
abgaberente 

— 

— 


— 

— 

13 Systeme nach beamten rechtlichen Vorschriften . . 

5 578 

— 

344 

— 

5 922 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

4 828 

— 

330 

5 

5 163 

132 Kinderzusdiläge im öffentlichen Dienst 

750 

— 

14 

— 

764 

14 Ergänzung s sys lerne 

287 

0 

19 

0 

306 

141 Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst . . 

282 

0 

19 

0 

301 

142 Zusatz Versicherung für einzelne Berufe 

5 

— 

0 

0 

5 

3 Entschädigungslelstungen 

4 441 

212 

266 

18 

4 937 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer 

2 828 

212 

166 

6 

3212 

302 Lastenausgleich 

1 026 

— 

56 

12 

1 094 

303 Wiedergutmachung 

375 

— 

23 

— 

398 

304 Sonstige Entschädigungen 

212 

— 

21 

— 

233 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

603 

609 

375 

5 

1 592 

401 Sozialhilfe 1 ) 

603 

563 

145 

— 

1 311 

402 Jugendhilfe 

— 

46 

6 


52 

403 Ausbildungsförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

404 Wohngeld 

— 

— 

— 

— 

— 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 

— 

— 

224 

5 

229 

900 Kosten der Sozialen Sicherung *) 

20 934 

4 330 

2 225 

— 

27 489 


244 


Deutscher Bun destag - 6. Wahlperiode 


Drucksache YI/2155 


Tabelle II— 3 


Finanzierung 

Finan- 

zierungs- 

saldo 


Beiträge der 

öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

6915 

14 440 

9 821 

614 

807 

— 

32 597 

+ 3 099 


6 915 

14 440 

3 994 

612 

121 

11 

26 093 

+ 3 099 

1 

6 468 

6 973 

3 331 

518 

115 

92 

17 497 

+ 2 724 

11 

2 241 

2 083 

1 784 

206 

27 

12 

6 353 

+ 1 451 

111 

1 075 

974 

694 

118 

17 

— 

2 878 

+ 686 

112 

2210 

1 668 

96 

54 

32 

664 

4 724 

- 10 

113 

104 

945 

11 

20 

30 

0 

I 110 

+ 69 

1 14 

838 

846 

746 

119 

9 

. — 

2 558 

+ 513 

115 

— 

457 

— 

1 

0 

115 

573 

+ 15 

116 

“ 

1 020 

— 

— 

— 

— 

1 020 

— 

11 a 

278 

491 

475 

11 

- 

113 

1 368 

+ 94 

12 

278 

491 

475 

11 

— 

113 

1 368 

+ 94 

121 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

122 

— 

5 634 

181 

— 

— 

107 

5 922 

— 

13 

— 

4911 

181 

— 

— 

71 

5 163 

— 

131 

— 

723 

— 

— 

— 

41 

764 

— 

132 

169 

322 

7 

83 

6 

— 

587 

+ 281 

14 

163 

322 

7 

83 

6 

— 

581 

+ 280 

141 

6 

0 

— 

— 

— 

— 

6 

+ 1 

142 

— 

— 

4 292 

— 

645 

— 

4 937 

— 

3 



— 

3 212 

— 

0 

— - 

3 212 

— 

301 

— 

— 

449 

— 

645 

— 

1 094 

— 

302 

— 

— 

398 

— 

— 

— 

398 

— 

303 

— 

— 

233 

— 

— 

— 

233 


304 

— 

— 

1 535 

2 

41 

14 

1 592 

— 

4 

— 

— 

1 297 

— 

— 

14 

1 311 

— 

401 

— 

— 

52 

— 

— 

— 

52 

— 

402 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

403 

— 

— 

186 

2 

41 

— 

229 


4U4 

405 

6 746 

13 098 

9 131 

531 

801 

— 

30 307 

+ 2818 



J ) einschließlich 
Kriegsopfer- 
fürsorge 

s ) zum Vergleich 
mit den ent- 
sprechenden 
Angaben in den 
Sozialbudgets 
1968 und 
1969/70, d, h. 
ohne die Insti- 
tutionen 1 1 
141, 142, 303, 
304, 402, 403 
und 404 


Anhang II 
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Tabelle 11—4 


060 — Jahresüberblick 1960 

Millionen DM 





Leistungen 



Institutionen 

Geld- 

leistun- 

gen 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 
meine 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

SOZIALBUDGET insgesamt 

41 893 

7910 

3 230 

— 

53 033 

1 Soziale Sicherung 

34 473 

6 848 

2 292 

2 

43 615 

11 Allgemeine Systeme 

20 688 

6 818 

1 710 

554 

29 770 

1 1 1 Rentenversicherung der Arbeiter 

9 522 

544 

263 

1 890 

12 219 

112 Rentenversicherung der Angestellten 

4 970 

193 

87 

486 

5 736 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz .... 

3 222 

5 769 

727 

71 

9 789 

114 Unfallversicherung 

1 218 

312 

182 

42 

1 754 

115 Arbeitsfördenmg einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche Bildung 

626 


429 

169 

1 224 

116 Kindergeld 

1 130 

— 

22 

— 

1 152 

11 a Entgeltfortzahlung bei Krankheit 

3 000 

— 

60 

— 

3 060 

12 Sondersysteme 

2 504 

30 

47 

234 

2 815 

121 Knaopsdiaftlidie Rentenversicherung 

2 328 

30 

41 

234 

2 633 

122 Altershilfe für Landwirte einschließlich Land- 
abqaberente 

176 

0 

6 

0 

182 

13 Systeme nach beamten rechtlichen Vorschriften . . 

7 943 

— 

453 

— 

8 396 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

6 518 

— 

425 

6 

6 949 

132 Kinderzusddäge im öffentlichen Dienst 

1 425 

— 

28 

— 

1 453 

14 Ergänzungssysteme 

338 

0 

22 

0 

360 

141 Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst . . 

320 

0 

22 

0 

342 

142 Zusatz Versicherung für einzelne Berufe 

18 

— 

0 

0 

18 

3 Entschädig ungsleistungen . 

6 677 

216 

381 

98 

7 372 

301 Versorgung der Kriegs* und Wehrdienst- 
opfer 

3 223 

216 

202 

84 

3 725 

302 Lastenausgleidi 

1 811 

— 

77 

14 

1 902 

303 Wiedergutmachung 

1 550 

— 

93 

— 

1 643 

304 Sonstige Entschädigungen 

93 

— 

9 

— 

102 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

743 

846 

557 

11 

2 157 

401 Sozialhilfe 

677 

797 

192 

1 

1 667 

402 Jugendhilfe 

— 

49 

7 

— 

56 

403 Ausbildungsförderung 

64 

— 

6 

— 

70 

404 Wohngeld 

2 

— 

0 

0 

2 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 

— 

— 

352 

10 

362 

900 Kosten der Sozialen Sicherung 

36 846 

7 861 

3 033 

— 

47 740 
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Tabelle II— 4 


Finanzierung 



Beiträge der 

öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens* 

ertrage 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 


Finan- 


Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

ins- 

gesamt 

zierungs- 

Saldo 


13 249 

25 451 

14 57? 

1 437 

1 591 

— 

56 305 

+3 272 


13 249 

25 451 

6 442 

1 435 

215 

95 

46 887 

+3 272 

1 

12 490 

13 293 

4 841 

1 152 

207 

304 

32 287 

+ 2517 

11 

4 529 

4 375 

3 514 

501 

24 

89 

13 032 

+ 813 

in 

2 508 

2 090 

950 

257 

7 

489 

6 301 

+ 565 

1 12 

4 388 

3 450 

213 

62 

105 

1 583 

9 801 

i + 12 

113 

185 

1 581 

18 

45 

59 

1 

I 889 

+ 135 

114 

880 

888 

138 

282 

10 

— 

2 198 

+ Ö74 

115 

— 

909 

8 

5 

2 

246 

1 170 

+ 18 

116 

— 

3 060 

— 

— 

— 

— 

3 060 

— 

11 a 

487 

652 

1 304 

27 

1 

383 

2 854 

+ 39 

12 

374 

652 

1 235 

27 

— 

383 

2 671 

+ 38 

121 

113 

— 

69 

0 

1 

— 

183 

+ 1 

122 

— 

7 928 

276 

— 

— 

194 

8 396 

— 

13 

— 

6 554 

276 

— 

— 

119 

6 949 

— 

131 

— 

1 372 

— 

— 

— 

81 

l 453 

— 

132 

272 

520 

21 

256 

7 

— 

1 076 

+ 716 1 

14 

255 

513 

18 

254 

7 

' — 

1 047 

+ 705 

141 

17 

7 

3 

2 

— 

— 

29 

+ 11 

142 

— 

— 

6 055 

— 

1 317 

— 

7 372 

— 

3 

— 

— 

3 724 

_ 

1 

— 

3 725 

— 

301 

— 

— 

586 

— 

1 316 

— 

1 902 

— 

302 

— 

— 

1 643 

— 

— 

— 

1 643 

— 

j 303 

— 

— 

102 

— 

— 

— 

102 

— 

304 

— 

— 

2 0Ö0 

2 

59 

16 

2 157 

— 

4 

— 

— 

1 649 

0 

2 

16 

1 667 

— 

401 

— 

— 

56 

— 

— 

— 

56 


402 

— 

— 

70 

— 

— 

— 

70 

— 

403 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

2 

— 

404 

— 

— 

303 

2 

57 

— 

362 

~ 

405 

12 823 

22 025 

12 683 

1 181 

1584 

— 

50 296 

+ 2 556 



! ) einschließlich 
ICriegsopfer- 
fürsorge 

*) zum Vergleich 
mit den ent- 
sprechenden 
Angaben in den 
Sozialbudgets 
1968 und 
1969/70, d. h. 
ohne die Insti- 
tutionen 11 a, 
141, 142, 303, 
304, 402, 403 
und 404 


Anhang II 
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Tabelle U — 5 


065 — Jahresüberblick 1965 

Millionen DM 





Leistungen 



Institutionen 

Geld- 

leistun- 

gen 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge* 
meine 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

SOZIALBUDGET insgesamt 

65 876 

14 288 

5 295 

— 

85 459 

1 Soziale Sicherung 

55 968 

12 457 

3 494 

0 

71 919 

1 1 Allgemeine Systeme 

33 716 

12 420 

2 597 

891 

49 624 

1 1 1 Rentenversicherung der Arbeiter 

14 547 

1 127 

376 

4 001 

20 051 

112 Rentenversicherung der Angestellten 

8 336 

433 

150 

846 

9 765 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz . , , 

4 508 

10 428 

1 161 

118 

16 215 

114 Unfallversicherung ..... 

2 314 

432 

319 

192 

3 257 

115 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche Bildung 

852 



583 

202 

1 637 

H6 Kindergeld 

3 159 

— 

8 

106 

3 273 

11 aEntgeltfortzahtung bei Krankheit 

5 008 

— 

100 

— 

5100 

12 Sondersysleme 

3 984 

37 

66 

448 

4 535 

121 Knappschaf tliche Rentenversicherung 

3 510 

37 

52 

448 

4 047 

122 AltershÜfe für Landwirte einschließlich Land- 
abgaberente 

474 

0 

14 

0 

488 

13 Systeme nach beamten recht 11 dien Vorschriften . . 

12 647 

— 

685 

— 

13 332 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

10 280 

— 

640 

10 

10 930 

132 Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst .... 

2 367 

— 

45 

— 

2 412 

14 Ergänzungssysteme 

621 

0 

46 

0 

667 

141 Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst , . 

593 

0 

45 

0 

638 

142 Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

28 

— 

1 

0 

29 

3 Entschädigungsleistungen 

8 802 

3Ö2 

545 

156 

9 805 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer *} 

4 985 

379 

302 

137 

5 803 

302 Lastenausgleidi 

1 880 

— 

110 

19 

2 009 

303 Wiedergutmachung 

1 524 

3 

91 

— 

1 618 

304 Sonstige Entschädigungen 

413 

_ 

42 

— 

455 

4 Soziale Hilfen nndl Dienste 

i 106 

1 449 

1 256 

20 

3 831 

401 Sozialhilfe 

847 

951 

230 

1 

2 029 

402 Jugendhilfe * 

— 

498 

290 

- — 

788 

403 Ausbildungsförderung 

111 

— 

1 1 

— 

122 

404 Wohngeld 

148 

— 

28 

2 

178 

405 Öffentlicher Gesundheitsdienst 

— 

— 

697 

17 

714 

900 Kosten der Sozialen Sicherung 3 ) 

58 057 

13 787 

4 687 

— 

76 531 
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Tabelle II — 5 


Finanzierung 


Beiträge der 

öffent- 

liche 

MUlei 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige ' 
Ein- 
nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

Finan- 

zierungs- 

saldo 


Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

21 230 

33 382 

25712 

2 344 

1 758 

— 

89 426 

+ 3 967 


21 230 

38 382 

13 353 

2 340 

424 

157 

75 886 

+3 967 

1 

20 243 

19 736 

9 704 

1 825 

350 

564 

52 422 

+2 798 

11 

7 373 

7 197 

4 982 

818 

47 

80 

20 497 

+ 446 

111 

4 324 

3 602 

1 223 

505 

16 

1 582 

1 i 252 

+ 1 487 

112 

7 563 

5 203 

363 

129 

148 

2 980 

16 391 

+ 176 

113 

179 

2 883 

250 

62 

115 

67 

3 556 

+ 299 

114 

804 

817 

83 

306 

24 

40 

2 074 

+ 437 

115 

— 

34 

2 798 

5 

0 

389 

3 226 

- 47 

116 

— 

5 100 

— 

— 

— 

— 

5 100 

— 

il a 

565 

601 

2 718 

34 

1 

618 

4 537 

+ 2 

12 

437 

601 

2 355 

34 

— 

618 

4 045 

2 

121 

128 

— 

303 

0 

1 

0 

492 

+ 4 

122 

— 

12 135 

883 

— 

— 

314 

13 332 

— 

13 

— 

9 853 

883 

— 

— 

194 

10 930 

— 

131 

— 

2 282 

— 

— 

— 

130 

2 412 

— 

132 

422 

810 

48 

461 

73 

— 

1 834 

+ 1 167 

14 

399 

803 

43 

470 

73 

— 

1 788 

+ 1 150 

141 

23 

7 

5 

11 

0 

— 

46 

+ 17 

142 

— 

— 

8 666 

0 

1 219 

— 

9 8 85 

— 

3 

— 

— 

5 803 

0 

0 

— 

5 803 



301 

_ 

— 

790 

— 

1 219 

■ — 

2 009 

— 

302 


— 

1 618 


— 

— 

1 618 

. — 

303 

— 

— 

455 

— 

— 

— 

455 

— i 

304 

— 

— 

3 693 

4 

115 

19 

3 831 



4 

— 

— 

2 008 

0 

2 

19 

2 029 

• — ■ 

401 

— 

— 

788 

— 

— 

— 

788 

— 

402 

— 

— 

122 

— 

— 

— 

122 


403 

— 

— 

178 

— 

— 

— 

178 

— 

404 

— 

— 

597 

4 

1 13 

— 

714 


405 

20 808 

32 472 

22 503 

1 863 

1 685 

— 

79 331 

+ 2 800 



einschließlich 
Kriegsopfer- 
Xürsorge 
’zum Vergleich 
mit den ent- 
spre drenden 
Angaben in den 
SozialbudgcLs 
1968 und 
1969/70, d, h. 
ohne die Insti- 
tutionen 1 1 a. 
Hl, 142, 203, 
304, 402, 403 
und 404 


Anhang II 
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Tabelle II-6 


069 — Jatiresüberblick 1969 

Millionen DM 





Leistungen 



Institutionen 

Geld- 

leistun- 

gen 

Sach- 

leistun 

gen 

Allge- 
meine 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

SOZIALBUDGET insgesamt 

89 772 

22 096 

7 045 

— 

118913 

1 Soziale Sicherung 

78 586 

19 493 

4 857 

i 

102 937 

11 Allgemeine Systeme 

49 286 

19 430 

3 801 

1774 

73 891 

1 1 1 Rentenversicherung der Arbeiter 

22 382 

1 153 

507 

5 195 

29 242 

112 Angeste] Itenversidierung 

12 7G7 

508 

255 

1 336 

14 866 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz .... 

5 330 

17 292 

1 493 

163 

24 273 

114 Unfallversicherung 

3 112 

472 

414 

249 

4 247 

1 15 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche Bildung 

1 480 

_ ; 

1 132 

377 

2 989 

116 Kindergeld 

3215 

— 

— 

57 

3 272 

11a Enlgeltfortzahlung bei Krankheit 

7 000 

— 

140 

— 

7 140 

12 Sondersysteme 

5 754 

63 

87 

769 

6 673 

121 Knappsdiaftliche Rentenversicherung 

4 965 

40 

64 

768 

5 837 

122 Altershilfe für Landwirte einschließlich Land- 
ab ga bereute 

789 

23 

23 

1 

836 

13 Systeme nach beamten rechtlichen Vorschriften . . 

16 560 

— 

772 

— 

17 332 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

13 702 

— 

720 

14 

14 436 

132 Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

2 858 

— - 

52 

— 

2910 

14 Er gänzungs Systeme 

986 

0 

57 

0 

1043 

141 Zusatzversicherung im Öffentlichen Dienst 

953 

0 

55 

0 

1 008 

142 Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

33 

— 

2 

0 

35 

3 Entschädigtmgsieistungen 

9 320 

531 

554 

210 

10 615 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer *) 

5 608 

517 

321 

188 

6 634 

302 Lastenausgleich 

1 646 

— 

98 

22 

1 766 

303 Wiedergutmachung 

1 795 

14 

108 

— 

1 917 

304 Sonstige Entschädigungen 

271 

— 

27 

— * 

298 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

I 866 

2 072 

1 634 

29 

5 601 

401 Sozialhilfe 

1 095 

1 320 

300 

1 

2716 

402 Jugendhilfe 

— 

752 

406 

— 

1 158 

403 Ausbildungsförderung 

194 


19 

— 

213 

404 Wohngeld 

577 

— 

59 

3 

639 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 

— 

— 

850 

25 

875 

900 Kosten der Sozialen Sicherung a ) 

78 946 

21 330 

6 227 

— 

106 505 
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Tabelle II— 6 


Fi nanzierung 

Finan- 

zierungs- 

Saldo 


beitrüge der 

Öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

ertriige 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

| 

Ver- 

sicherten 

A rbeit- 
geber 

31 691 

53 197 

30 717 

2 839 

1 669 

— 

120 113 

-1- 1 200 


31 691 

53 197 

15 713 

2 831 

488 

217 

104 137 

+ 1 200 

1 

30 588 

28 743 

10 541 

l 943 

466 

928 

73 215 

- 76 

11 

10 743 

10 186 

6 255 

620 

5 

134 

27 943 

“1 299 

111 

G 948 

6 653 

878 

681 

29 

852 

16 041 

-1-1 175 

112 

11 404 

6 978 

264 

201 

207 

4 947 

24 001 

- 277 

113 

250 

3 672 

252 

120 

162 

1 

4 467 

+ 220 

114 

I 243 

1 260 

160 

311 

63 

57 

3 094 

+ 105 

115 

— 

— 

2 732 


0 

540 

3 272 

— 

i 16 

— 

7 140 

— 

— 

— 

0 

7 140 

— 

11 a 

673 

659 

3918 

29 

2 

1369 

6 650 

- 23 

12 

463 

659 

3 296 

23 

2 

1 369 

5 317 

- 20 

121 

210 

— ■ 

622 

1 

0 

— 

833 

3 

122 

— 

15 674 

1 196 

— 

— 

462 

17 332 

— 

13 

— 

13 002 

1 156 

— 

— 

278 

14 436 

— 

131 

— 

2 672 

40 


— 

198 

2910 

— 

132 

430 

975 

58 

859 

20 

— 

2 342 

4-1 299 

14 

408 

969 

52 

845 

20 

— 

2 294 

+ 1 286 

141 

22 

6 

6 

14 

0 

— 

48 

4" 13 

142 

— 

— 

9 609 

0 

1 006 

— 

10 615 


3 

— 

— 

6 634 

0 

0 

- — 

6 634 

— 

301 

— 

— 

760 

— 

1 006 

— 

1 766 

— 

302 

— 

— 

1 917 

— 

— 

— 

1 917 

— 

303 


— 

293 

— 

— 

— 

298 

— 

304 

— 

— 

5 395 

8 

175 

23 

5 601 

— 

4 

— 

— 

2 692 

0 

1 

23 

2716 

— 

401 

— 

— 

1 139 

— 

19 

— 

i 158 

— 

402 

■ — 

— 

213 

— 

— 

■ — 

213 

— 

403 

— 

— 

639 

— 

— 

— 

639 

— 

404 

— 

— 

712 

8 

155 

i 

875 

— 

405 

31 261 

45 082 

26 453 

1 980 

1 630 

1 

106 406 

- 99 



einschließlich 
Kriegsopfer- 
fürsorge 
zum Vergleich 
mit den ent- 
sprechenden 
Angaben in den 
Sozialbudgets 
I960 und 
1969/ 70, d. h, 
ohne die Insti- 
tutionen 11a, 
141, 142, 303, 
304, 402, 403 
und 404 


Anhang II 


251 


Drucksache VI/2155 


Deutscher Bundestag — G. Wahlperiode 


Tabelle Jl—7 


G7Ö — Jahresüberblick 1970 

Millionen DM 





Leistungen 



Institutionen, 

Geld- 

leistun- 

gen 

Sach- 

leistun- 

gen 

; Allge- 
meine 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

SOZIALBUDGET insgesamt 

101 340 

24 845 

8 605 

— 

134 790 

1 Soziale Sicherung 

89 003 

21 942 

6 240 

1 

117 246 

11 Allgemeine Systeme , * 

50 541 

21 865 

4 995 

1 887 

72 288 

1 1 1 Rentenversicherung der Arbeiter 

24 310 

1 405 

595 

5 882 

32 192 

112 Angesteütenversidierung 

14 039 

617 

248 

1 590 

16 544 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz . ^ 

3 570 

19 340 

2 143 

169 

25 222 

114 Unfallversicherung 

115 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosen- 

3 053 

503 

462 

215 

4 233 

Versicherung und berufliche Bildung 

2 104 

— 

1 547 

327 

3 978 

1 16 Kindergeld 

3 415 

— 

— 

50 

3 465 

1 1 a Entgeltfortzahlung bei Krankheit 

13 000 

— 

200 

— 

13 200 

12 Sondersysteme 

6 032 

77 

97 

868 

7 074 

121 KnappschaftUche Rentenversicherung 

122 Altershilfe für Landwirte einschließlich Land- 

5 187 

43 

69 

867 

6166 

abgaberente 

845 

34 

28 

1 

908 

13 Systeme nach beamtenrechtlichen Vorschriften 

18 413 

— 

886 

— 

19 299 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

15 367 

— 

830 

15 

16212 

132 Kinderz usch läge im öffentlichen Dienst 

3 046 

— 

56 

_ 

3 102 

14 Ergänzungssysteme . 

1 077 

0 

62 

0 

1 139 

141 Zusatzv er Sicherung im öffentlichen Dienst . . 

1 040 

0 

60 

0 

1 100 

142 Zu satzver Sicherung für einzelne Berufe 

37 

— 

2 

0 

39 

3 Entschädigung slelstungen 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 

10 045 

563 

G02 

215 

11 425 

opfer *) 

6 285 

549 

364 

192 

7 390 

302 Lasten aus gleich , 

1 648 

— 

99 

23 

1 770 

303 Wiedergutmachung 

1 813 

14 

109 

— 

1 936 

304 Sonstige Entschädigungen 

299 

— 

30 

— 

329 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

2 232 

2 340 

1 763 

35 

6 370 

401 Sozialhilfe 

i 200 

1 510 

339 

1 

3 050 

402 Jugendhüfe . . , 

— 

830 

450 

— 

1 280 

403 Ausbüdungsforderung 

382 

— 

38 

— 

420 

404 Wohngeld 

650 

— 

66 

4 

720 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 

— 

— 

870 

30 

900 

90Ü Kosten der Sozialen Sicherung a ) 

84 115 

24 001 

7 650 

— 

115 766 
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Tabelle 11—7 


Finanzierung 



Beiträge der 

öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 


Finan- 


Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

ins- 

gesamt 

zierungs- 

saldo 


36 808 

6G 493 

32 855 

3 029 

1 630 

— 

140 815 

-t-6 035 


36 808 

66 493 

16 278 

3 020 

445 

227 

123 271 

4-6 025 

1 

35 649 

33 945 

10 824 

2 049 

430 

1 029 

83 926 

4-4 638 

n 

13 158 

12 642 

6 380 

580 

0 

128 

32 888 

+ 696 

in 

8 486 

8 154 

928 

820 

0 

664 

19 052 

+2 508 

112 

12 210 

7 940 

260 

200 

200 

5 958 

26 768 

+ 1 546 

1 13 

255 

3 652 

247 

138 

170 

1 

4 463 

+ 230 

114 

1 540 

1 557 

118 

311 

60 

50 

3 636 

- 342 

115 

— 

— 

2 891 

— 

— 

574 

3 465 j 


116 

— 

13 200 

— 

— 

— 

— 

13 200 


11 a 

633 

762 

4 135 

27 

0 

1 440 

7 047 

- 27 

12 

428 

762 

3 491 

27 

0 

1 440 

6 143 

ie 

121 

255 

— 

644 

0 

0 

0 

899 

- 9 

122 

— 

17 529 

1 258 


— 

512 

19 299 

— 

13 

— 

14 690 

1 220 

— 

— 

302 

16212 

— 

131 

— 

2 839 

38 

— 

— 

225 

3 102 

— 

132 

476 

I 057 

61 

944 

15 

— 

2 553 

+ 1 414 

14 

450 

1 050 

55 

930 

15 

— 

2 500 

+ 1 400 

141 

26 

7 

6 

14 

0 

— 

53 

+ 14 

142 

— 

— 

10 424 

1 

1000 

— 

11 425 

— 

3 

— 

— 

7 389 

1 

0 

- — 

7 390 

— - 

301 

— 

— 

770 

— 

1000 

— 

1 770 

— 

302 

— 

— 

1 936 

— 

— 

— 

1 936 

— 

303 

— 

— 

329 

— 

— ■ 

— 

329 

— 

304 

— 

— 

6153 

8 

185 

24 

6 370 

-TT# 

4 

— 

— 

3 026 

0 

0 

24 

3 050 

— 

401 

— 

— 

1 260 

— 

20 

— 

1 280 

— 

402 

■— 

— 

420 

— 

— 

— 

420 

— 

403 

— 

— 

720 

— 

— 

— 

720 

— 

404 

— 

— 

727 

8 

165 

— 

900 

— 

405 

36 332 

52 236 

28 129 

2 085 

1 595 

— 

120 377 

+ 4 611 



emsdiließiich 
Kriegsopfer- 
lürsorge 
zum Vergleich 
mit den ent- 
sprechenden 
Angaben in den 
Sozial budgets 
1968 und 
1 969/70, d. h* 
ohne die Insti- 
tutionen 1 1 a t 
141, 142, 303, 
304, 402, 403 
und 404 
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Tabelle 11—8 


071 — Jahres üb erb lick 1971 

Millionen DM 





Leistungen 



Institutionen 

Geld- 

leistun- 

gen 

, 

Sdch- 
leislun- 1 
gen 

i | 

Alige- 
meine 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

SOZIALBUDGET Insgesamt 

1 10 233 

28 32 ' 

9 504 

— 

148 108 

1 Soziale Sicherung 

96 257 

25 009 

6 909 

0 

128 26 5 

1 1 Allgemeine Systeme 

54 336 

25 009 

5 513 

1 971 

86 829 

111 Rentenversicherung der Arbeiter 

26 166 

I 469 

642 

6 323 

34 600 

112 Artgestellienv er Sicherung 

15 314 

636 

276 

1 827 

18 103 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz 

3810 

22 303 

2 208 

176 

28 502 

114 Unfallversicherung 

3 400 

546 

495 

221 

4 662 

115 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche Bildung 

i 751 

— 

1 892 

340 

3 983 

116 Kindergeld 

3 895 

— 

— 

63 

3 958 

1 1 a Entgelt fort Zahlung bei Krankheit 

14 000 

— 

250 

— 

14 250 

1 2 Sonder Systeme 

6 324 

90 

101 

985 

7 500 

121 Knappsdiaftliche Rentenversicherung 

5 438 

50 

73 

984 

6 545 

122 Altershilfe für Landwirte einschließlich Land- 
abgaberente 

886 

40 

28 

1 

955 

13 Systeme nach beamten recht liehen Vorschriften . 

20 422 


978 

— 

21 400 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

17 242 

— 

920 

17 

13 179 

132 Kinderz usch läge im öffentlichen Dienst 

3 180 

— 

53 

— 

3 238 

1 4 Ergänzungssysteme 

1 175 

0 

67 

0 

1 242 

141 Zu satzver Sicherung im öffentlichen Dienst . . 

1 135 

0 

65 

0 

1 200 

142 Zusstzver Sicherung für einzelne Berufe 

40 

— 

2 

0 

42 

3 Entschädigungsleistungen 

10 584 

602 

609 

204 

11 999 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer 4 ) 

6 747 

583 

367 

ISO 

7 882 

302 Lastenausgleich 

1 646 

— 

99 

24 

1 769 

303 Wiedergutmachung 

1 886 

14 

113 

— 

2013 

304 Sonstige Entschädigungen 

305 

— 

30 

— 

335 

4 Soziale Hillen und Dienste 

3 442 

2 620 

1 936 

42 

8 090 

401 Sozialhilfe , , 

I 270 

1 710 

378 

2 

3 360 

402 Jugendhilfe 

— 

910 

490 

— 

1 400 

403 Ausbildungsförderung 

836 

— 

84 

— 

920 

404 Wohngeld . 

1 336 

— 

119 

5 

1 460 

405 Öffentlicher Gesundheitsdienst 

— 

— 

915 

35 

950 

900 Kosten der Sozialen Sicherung 2 ) 

90 740 

27 397 

8 351 

— 

126 483 
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Tabelle Jl — B 


Finanzierung 



Beiträge der 

Öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

Finan- 

zierungs- 

saldo 


Ver* 

sicherten 

Arbeit- 

geber 


39 284 

74 624 

1 *! 

36 797 

3 242 

1 612 

— 

155 559 

+ 7 45! 


39 284 

74 624 

17 923 

3 232 

431 

222 

135 716 

+7 451 

1 

38 028 

38 856 

12 054 

2 193 

416 

1 133 

92 600 

+5 851 

i 11 

14 517 

13 948 

0 805 

576 

0 

135 

35 981 

+ 1 381 

Ml 

9 444 

9 073 

1 152 

946 

0 

658 

21 273 

+ 3 170 

112 

12 150 

!0 140 

260 

240 

200 

6 649 

29 639 

+ 1 137 

113 

260 

4 018 

292 

150 

180 

2 

4 902 

+ 240 

114 

1 657 

1 677 

192 

28 t 

36 

63 

3 906 

- 77 

115 

— 

— 

3 353 

— 1 

— 

605 

3 958 

— 

116 

— 

14 250 

— 

— 

— 

— 

14 250 

— 

11 a 

727 

838 

4 402 

25 

0 

1 493 

7 405 

— 15 

12 

472 

838 

3 702 

25 

0 

1 493 

6 530 

- 15 

121 

255 

— 

700 

0 

0 

0 

955 

0 

122 

— 

19 442 

1 406 

— 

— 

552 

21 400 

— 

13 

— 

16 490 

1 370 

— 

— 

319 

18 179 

— 

131 

— 

2 952 

36 

— 

— 

250 

3 238 

— 

132 

529 

1 230 

61 

1 014 

15 

— 

2 857 

+ 1 615 

14 

500 

1 230 

55 

I 000 

15 

— 

2 800 

+ 1 600 

141 

29 

8 

G 

14 

0 

— 

57 

+ ! 5 

142 

— 

— 

ü 013 

1 

985 

— 

II 999 

— 

3 





7 881 

1 

0 


7 882 

— 

301 

— 

— 

784 

— 

985 

— 

1 769 

— i 

302 

— 

— 

2013 

— 

— 

— 

2013 

— 

303 

— 

— 

335 

— 

— 

- 

335 

— 

304 

— 

— 

7 861 

9 

196 

24 

8 090 

— 1 

4 

— 

— 

3 336 

0 

0 

24 

3 360 

— 

401 

— 

— 

1 379 


21 


1 400 

— 

402 

— 

■ — 

920 



- 

920 

— 

403 

— 

— 

1 460 

— 

— 

- 

1 460 


404 

— 

— 

766 

9 

175 


950 

~ ■ 

405 

38 755 

59 136 

30 629 

2 228 

| 1 57G 

1 

132 324 

+5 836 



einschließlich 
Kriegsopfer- 
fürsorge 
zum Vergleich 
mit den ent- 
sprechenden 
Angaben in den 
Sozialbudgets 
1968 und 
1 969/70, d. h. 
ohne die Insti- 
tutionen 11 a, 
141, 142, 303, 
304, 402, 403 
und 404 
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Tabelle IT— 9 


075 — Jahresüberblick 1975 
Millionen DM 





Leistungen 



Institutionen 

Geld- 

leistun- 

gen 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 
meine 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

Ver- 

rech- 

nungen 

ins- 

gesamt 

SOZIALBUDGET insgesamt 

151 401 

41 718 

12017 


205 136 

1 Soziale Sicherung 

133 571 

37 250 

8 610 

o 

179 431 

11 Allgemeine Systeme 

78 318 

37 132 

6 719 

2 491 

124 660 

111 Rentenversicherung der Arbeiter 

33 310 

1 984 

837 

8 155 

49 286 

112 Angestelltenversidierung 

23 425 

929 

353 

2 521 

27 228 

113 Krankenversicherung und Mutterschutz 

4 894 

33 586 

2 530 

198 

41 208 

114 Unfallversicherung 

4 66? 

633 

608 

262 

6 17U 

115 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche Bildung 

2 471 


2 391 

487 

5 349 

116 Kindergeld 

4 551 


— 

80 

4 631 

11 a Entgeh fort Zahlung bei Krankheit 

18 000 

— 

350 

— 

18 350 

12 Sondersysteme 

8 709 

118 

130 

1 506 

10 463 

121 Knappscfaaftlkhe Rentenversicherung 

7 683 

67 

95 

1 504 

9 349 

122 Altershilfe für Laruhvirte eins diließ lieh Land- 
abgaberente 

1 026 

51 

35 

2 

1 114 

13 Systeme nach beamt enrechtlidien Vorschriften . 

26 864 

— 

1 328 

— 

28 192 

131 Pensionen im öffentlichen Dienst 

23 100 


1 260 

23 

24 383 

132 Kinderzuschi dge im Öffentlichen Dienst 

3 764 

— 

68 

— 

3 832 

14 Ergänzungssysteme 

1680 

0 

83 

0 

1 763 

141 Zusatzversidierung im öffentlichen Dienst . . 

1 620 

0 

80 

0 

1 700 

142 Zusatzversidierung für einzelne Berufe 

60 

— 

3 

0 

63 

3 Enlsdiadigungsleistungen 

12 650 

688 

768 

210 

14 316 

301 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienst- 
opfer J ) 

8 462 

673 

497 

190 

9 822 

302 Lastenaus gleich 

1 210 

— 

73 

20 

1 303 

303 Wiedergutmachung 

2 500 

15 

150 

— 

2 665 

304 Sonstige Entschädigungen 

478 

— 

48 

— 

526 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

5180 

3 780 

2 639 

61 

11 660 

401 Sozialhilfe 

1 530 

2 450 

495 

5 

4 480 

402 Jugendhilfe 

— 

1 330 

720 

— 

2 050 

403 Ausbildungsförderung 

1 850 


180 

— 

2 030 

404 Wohngeld 

1 800 

— 

144 

6 

1 950 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 


— 

1 100 

50 

1 150 

900 Kosten der Sozialen Sicherung a ) - 

125 087 

40 373 

10 342 

— 

175 802 
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Tabelle II— 9 


Finanzierung 

Fjnan- 

zierungs- 

saldo 


Beiträge der 

öffent- 

liche 

Mittel 

Ver- 

mögens- 

erträge 

Sonstige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

iris- 

gesamt 

Ver- 

sicherten 

Arbeit- 

geber 

53 G36 

100 156 

51 028 

5 098 

1 416 

— 

211 534 

+ 6 398 


53 83G 

100 156 

26 045 

5 086 

455 

251 

185 829 

+ 6 398 

1 

52 423 

53 451 

17 CIO 

3 641 

445 

1 661 

129 231 

+ 4 571 

11 

19 183 

18 430 

10 308 

931 

0 

189 

49 041 

- 245 

111 

13 675 

13 139 

2 394 

1 923 

0 

692 

31 323 

+4 595 

112 

17 100 

14 200 

710 

315 

200 

9 059 

41 584 

+ 376 

113 

315 

5 512 

211 

210 

200 

2 

6 450 

+ 280 

114 

2 150 

2 170 

207 

262 

45 

80 

4914 

- 435 

115 

— 

— 

3 780 

— 

— 

851 

4 631 

— 

116 

— 

18 350 

— 

— 

— 

— 

18 350 

— 

11 a 

776 

934 

6 739 

28 

0 

1 906 

10 383 

- 80 

12 

526 

934 

5 968 

28 

0 

1 906 

9 362 

+ 13 

121 

250 

— 

771 

0 

0 

0 

1 021 

- 93 

122 

— 

25 881 

1 630 

- — 

— 

681 

28 192 

— 

13 

— 

22 390 

1 600 


— 

393 

24 383 

— 

131 

— 

3 491 

30 

— 

— 

311 

3 832 

— 

L32 

637 

1540 

66 

1 417 

10 

— 

3 670 

+ 1 907 

14 

600 

1 530 

60 

1 400 

10 

— 

3 600 

+ 1 900 

141 

37 

10 

6 

17 

0 

— 

70 

+ 7 

142 

— 

— 

13 589 

1 

726 

— 

14 316 

— 

3 

— 

— 

9 821 

1 

0 

— 

9 822 

— 

301 

— 

— 

577 

— 

726 

— 

1 303 

— 

302 

— 

— 

2 665 

— 

— 

— 

2 665 

— 

303 

- 

— 

526 

— 

— 

— 

526 

— 

304 

— 

— 

11 394 

11 

235 

20 

11 660 

— 

4 

— 

— 

4 460 

0 

0 

20 

4 480 

— 

401 

— 

— 

2 025 

— 

25 

— 

2 050 

— 

402 

— 

— 

2 030 

— 

— 

— 

2 030 

— 

403 

— 

— 

1 950 

— 

— 

— 

1 950 

— 

404 

— 

— 

929 

1 1 

210 

— 

1 150 

— 

405 

53 199 

80 266 

41 766 

3 681 

1 381 

— 

180 293 

+4 491 



einschließlich 
Kriegsopfer- 
fürsorge 
ÄUm Vergleich 
mit den ent- 
sprechenden 
Angaben in den 
Sozialbudgets 
1968 und 
1969/70, d. h. 
ohne die Insti- 
tutionen 1 1 a, 
141, 142, 303, 
304, 402, 403 
und 404 
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Tabelle II — 10 


too- 

— Soziale Sicherung 

Millionen DM 





1950 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

9 684 

17 764 

Leistungen 

34 473 55 968 

78 586 

89 063 

96 257 

133 57 t 

Sachleistungen 

1 940 

3 555 

6 848 

12 457 

19 493 

21 942 

25 099 

37 250 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

888 

1 673 

2 292 

3 494 

4 857 

6 240 

6 909 

8 610 

Verrechnungen 

3 

2 

2 

0 

1 

1 

0 

0 

insgesamt . ■ ■ 

12 515 

22 994 

43 615 

71919 

102 937 

117 246 

128 265 

179 431 

Beiträge 

der Versicherten . - . 

3 730 

Finanzierung 

6 915 13 249 21 230 

51 691 

36 808 

39 284 

53 836 

Beiträge 

der Arbeitgeber .... 

7 448 

14 440 

25 451 

38 382 

53 197 

66 493 

74 624 

100 156 

öffentliche Mittel . . . . 

2 177 

3 994 

6 442 

13 353 

15713 

16 278 

17 923 

26 045 

Vermögenserträge - - ■ 

83 

612 

1 435 

2 340 

2 831 

3 020 

3 232 

5 086 

Sonstige Einnahmen . . 

71 

121 

215 

424 

488 

445 

431 

455 

Verrechnungen 

32 

11 

95 

157 

217 

227 

222 

251 

insgesamt 

13 541 

26 093 

46 8B7 

75 8B6 

104 137 

123 271 

135 716 

185 829 

Vermögens- 

Veränderung 

+ 1 026 

Finanzierungssaldo 

+3 099 +3 272 +3 987 +1 200 

+ 6 025 

+7 451 

+6 398 

Geld- und Sachleistungen an 
Sozialhilfe 

3 

2 

Verredmu d gsau sgab en 

2 0 

i 

l 

0 

0 

insgesamt , < , 

! 3 

2 

2 

0 

l 

l 

0 

0 

Bcdiräge von 

Ki feg sop lerve rsorgung ...... 

25 

Vor reuhnun gsci nnahmen 





Geld- und Sachleistungen von 

K rf eg sop fo rversoigun g ... 

— 

— 

68 

f 13 

158 

157 

143 

145 

Verwaltung*- und sonstige 
Leistungen von 

Kriegsopfer? Besorgung * 

4 

6 

16 

24 

30 

35 

37 

45 

Sozialhilfe 

— 

— 

l 

J 

1 

1 

2 

5 

Wohngeld 

- 

- 

0 

2 

3 

4 

5 

G 

öffentlicher Gesundheits- 
dienst 

3 

5 

10 

17 

25 

30 

35 

50 

Insgesamt . . . 

32 

(1 

05 

157 

217 

227 

222 

251 

Verrechnung^ saldo 

-7-29 

+9 

+93 

+ 157 

+216 

+226 

+ 222 

+251 

Bund 

1 742 

3 083 

Öffentliche Mittel 

6 435 13 345 

15 607 

16 253 

17 876 

20 005 

Länder 

435 

S 

7 

-1 

27 

13 

21 

21 

Europäischer Sozial fand* ...... 

— 

- 

— 

5 

50 

0 

10 

6 

Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl .......... 


- 

— 

4 

29 

12 

16 

11 

Insgesamt . , . 

| 2 177 

3 094 

6 442 

13 353 

15 713 

16 270 

17 023 

26 045 
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110 — 

Allgemeine Systeme 

Millionen DM 


Tabelle 11— 11 


1950 

1955 

1960 

1965 | 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

5 715 

9 763 

Leistungen 

20 688 33 716 

48 286 

50 541 

54 336 

78318 

Sachleistungen 

1 935 

3 541 

6 818 

12 420 

19 430 

21 865 

25 009 

37 132 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen .... 

679 

1 261 

1 710 

2 597 

3 801 

4 995 

5513 

6 719 

Verrechnungen ...... 

84 

208 

554 

891 

1 774 

1 887 

1 971 

2 491 

insgesamt . . . 

8 413 

14 773 

29 770 

49 624 

73 291 

79 288 

86 829 

124 660 



F 

inanzie 

rung 





Beiträge 









der Versicherten . . . 

3 475 

6 468 

12 490 

20 243 

30 588 

35 649 

38 028 

52 423 

Beiträge 









der Arbeitgeber .... 

3 609 

6 973 

13 293 

19 736 

28 749 

33 945 

38 856 

53 451 

Öffentliche Mittel . . 

1 987 

3 331 

4 841 

9 704 

10 541 

10 824 

12 054 

17 610 

Vermögenserträge . . 

69 

518 

1 152 

1 825 

1 943 

2 049 

2 193 

3 641 

Sonstige Einnahmen . . 

54 

115 

207 

350 

466 

430 

416 

445 

Verrechnungen . 

70 

92 

304 

564 

928 

1 029 

1 133 

1 661 

insgesamt . . . 

1 

9 264 

17 497 

32 287 

52 422 

73 215 

83 926 

92 680 

129 231 



Finanzierungssaldo 





Vermögens- 









Veränderung 

+ 851 

+ 2 724 

+ 2 517 

+ 2 798 

-76 

+ 4 638 

+ 5 851 

+ 4 571 



Verrechnung tausgaben 





Geld- und Sachleistungen an 
Knapp.srhaftUdie 









Rentenversicherung 

35 

113 

383 

618 

1 369 

1 440 

1 493 

I Mb 

SoilaJhlffe ...... 

3 

2 

2 

0 

1 

1 

0 

0 

Verwaltung*, und sonstige 
Leistungen Ein 

Pensionen im öffentlichen. 









Dienst 

3-1 

09 

115 

IS? 

269 

293 

3ÖÜ 

361 

Kinder Zuschläge im 









öffentlichen Dienst 

12 

2-1 

54 

86 

135 

153 


20.'. 

Insgesamt . 

1 34 

203 

554 

801 

1 774 

I 067 

1 071 

2 491 



Verrechnung seinnalmien 





Beitrüge von 

Kn apps diaf Ulche 









Rentenversicherung ....... 

37 

77 

159 

293 

SOS 

603 

700 

1 121 

Versorgung der Kriegs- und 









Wehr die ns topfe r 

35 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Geld- und Sachleistungen von 
KnappsdiaftUthä 









Rentenversicherung ..... 

0 

15 

70 

146 

250 

253 

2Ü6 

370 

Versorgung der Kriegs- und 









Wehrdienstopfer 

— 

— 

68 

113 

15a 

157 

143 

145 

Zu sä t2v ei Sicherungen 

— 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

VerwaJtungs- und sonstige 
Leistungen von 

Versorgung der Kriegs- und 









Weh nlien slopfer 

— 

— 

6 

11 

13 

15 

16 

20 

Sozialhilfe 

— 

— 

I 

1 

1 

1 

2 

5 

Insgesamt . . . 

70 

92 

304 

564 

928 

1 029 

1 133 

1 661 

VnrrcchntiugssaJdo 

-14 

-HO 

-250 

-327 

“846 

-850 

—638 

-830 

Bund 

1 552 

3 320 

öffentlich o Mittel 

4 034 9 G36 

10 437 

10 799 

12 007 

17 570 

Länder 

435 

5 

7 

“1 

27 

13 

21 

21 

Europäischer Sozialfonds ... 

— 

— 

— 

5 

48 

0 

IG 

3 

Europäische Gemeinschaft 









für Kohle und Stahl 

— 

— 

— 

4 

29 

12 

10 

n 

insgesamt . . 

1 907 

3 331 

4 B41 

9 704 

10 541 

10 824 

12 054 

17 610 
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Tabelle 11—12 

Institution 111 — 

- Rentenversicherung der Arbeiter 

Millionen DM 




1950 

1955 

I960 

1965 

S9Ü9 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

2 126 

4 003 

L e i s tu 

9 522 

ngen 

14 547 

22 382 

24 310 

26 166 

38 310 

Sachleistungen 

125 

219 

544 

1 127 

1 158 

1 405 

1 469 

1 984 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen .... 

104 

214 

263 

376 

507 

595 

642 

837 

Verrechnungen ■ 

207 

466 

! 890 

4 001 

5 195 

5 882 

6 323 

8 155 

insgesamt . . 

2 562 

4 902 

12 219 

20 051 

29 242 

32 192 

34 680 

49 286 




Finanz! 

erung 





Beiträge 









der Versicherten . . . 

1 134 

2 241 

4 529 

7 373 

10 743 

13 158 

14517 

19 183 

Beitrage 









der Arbeitgeber .... 

1 078 

2 083 

4 375 

7 197 

10 186 

12 642 

13 948 

18 430 

öffentliche Mittel . . . < 

626 

1 784 

3514 

4 982 

6 255 

6 380 

6 805 

10 308 

Vermogenserträge . ■ ■ 

13 

206 

501 

818 

620 

580 

576 

931 

Sonstige Einnahmen . . 

14 

27 

24 

47 

5 

0 

0 

0 

Verrechnungen 

9 

12 

89 

80 

134 

128 

135 

189 

insgesamt . , . 

2 874 

6 353 

13 032 

20 497 

27 943 

32 888 

35 981 

49 041 



Finanzierungssaldo 




Vermögens- 









Veränderung 

+312 

+ 1 451 

+ 813 

+446 

”1 299 

+696 

+ 1 381 

"245 




V errechn up g *p usga b en 





Beiträge an 

K ranken ver s 1 dteru Dg 









und MuUejsdmlx 

149 

311 

694 

1 463 

2 580 

3 371 

3 745 

4 075 

Gold- und Sachleistungen an 

R ente n vo rsich g njng 









der Angestellten . 

— 

— 

435 

E 566 

G28 

640 

633 

657 

K ranken vc rs idicrung 









und Mutterschutz * . 

— 

— 

— 

144 

220 

220 

220 

263 

Kindergeld 

2G 

57 

126 

200 

207 

320 

344 

504 

Knapp schalt lititc 









Rentenversicherung 

25 

05 

30 y 

437 

1 083 

1 137 

1 170 

i m 

Verwaltung*;- und sonstige 
Leistungen an 

Kia nke □ ver si ehe run g 









und Muttersdiutz 

— 

— 

45 

75 

106 

100 

1GÖ 

123 

Pensionen im difootllchen 









Dienst 

4 

to 

W 

24 

57 

GG 

73 

ÖS 

Kiuüeizusthldga im 









öffentlichen Dienst 

1 

3 

7 

12 

13 

22 

34 

31 

insgesamt .. , . 

[ 207 

4GG 

1 600 

4 00t 

5 135 

5 002 

6 323 

3 155 




V errechn g ngs ei u i tuh men 





Geld- und Sachleistungen von 
Re nt c n v ers ich erring 









der Angestellten 

— 

— 

50 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankenversicherung und 









Mutterschutz 

— 

12 

] 

3 

0 

0 

0 

fl 

Unfallversicherung 

0 

0 

1 

2 

3 

0 

0 

0 

KnappschüfUfdie 









Rentenversicherung 

— 

— 

37 

75 

131 

12« 

135 

109 

Verwaltung*- und sonstige 
Leistungen von 









Arbeit s fdrderung u*w f , . 

9 

■ — ■ 

— 

— 

— 

4 — 

— 

— 

insgesamt ♦ * p 

9 

12 

09 

80 

134 

120 

133 

189 

V c r j e d* ü ungssaldo 

- 193 

-454 

-1 801 

-3 021 

-5 061 

-5 754 

— c ies 

- 7 066 

Bund 

500 

I 7R4 

Öffentliche 

3 £14 

Mittel 

4 07? 

6 223 

6 300 

6 005 

10 303 

Länder ■ 

46 

— . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Europäischer Sozlaifouds 

— 

— 


5 

32 

0 

D 

0 

insgesamt * . . 

620 

1 784 

3 514 

4 032 

6 255 

0 300 

6 S05 

10 300 
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Institution 112 — Renten Versicherung der Auges teilten Tabelle H — 13 

Millionen DM 



1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

860 

1 917 

4 970 

8 336 

12 767 

14 089 

15314 

23 425 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 

48 

73 

193 

433 

508 

617 

686 

929 

und Leistungen .... 

36 

58 

87 

150 

255 

248 

276 

353 

Verrechnungen 

57 

144 

486 

846 

1 336 

1 590 

1 827 

2 521 

insgesamt , . . 

1 001 

2 192 

5 736 

9 765 

14 866 

16 544 

18 103 

27 228 



F 

inanzierung 





Beiträge 

der Versicherten , . 
Beiträge 

524 

1 075 

2 508 

4 324 

6 948 

8 486 

9 444 

13 675 

der Arbeitgeber , . . , 

478 

974 

2 090 

3 602 

6 653 

8 154 

9 073 

13 139 

öffentliche Mittel .... 

94 

694 

950 

1 223 

873 

928 

1 152 

2 394 

Vermögenserträge . . . 

8 

118 

257 

505 

631 

820 

946 

1 923 

Sonstige Einnahmen . 

16 

17 

7 

16 

29 

0 

0 

0 

Verrpcbn^mgen , . „ _ 

5 


489 

1 532 

852 

664 

658 

692 




insgesamt . . 

1 125 

2 878 

6 301 

II 252 

16 041 

19 052 

21 273 

31 823 



Finanzierungssaldo 




Vermögens- 









Veränderung 

4-124 

+ 686 

+ 565 

+ 1 487 

+ 1 175 

+ 2 508 

H-3 170 

4-4 595 



Vene dm ungäaus gab on 





Beitrage nn 









Krank env ersi die r u n g 









und MutlersdttUz 

4L 

] 02 

29$ 

557 

052 

t ost 

1 292 

! 815 

Gc'd- und Sii dt! eis Lungen ac 









Ren tenver siehe na ng 

der Arbeiter 

K rau ken ve r s : che ruft g 

- 

— 

50 

— 

- 

- 

- 

- 

und Mutiecschutz < ...... * - 

— 

— 

. 

51 


37 

38 

40 

Kindergeld 

S 

|q 

33. 

55 

si 

54 

n 

] 41 

Knappschaft Bchc 




Rentenversicherung 

]0 

25 

n 

nt 

*201 

303 

315 

450 

Verwaltimgs- und sonstige 
Leistungen an 









Krankenversicherung 

und Mutterschutz 

Pensionen Im öffentlichen 

“ 


23 

30 

70 

G7 

70 

85 

Die na t . . . . . * , . 


> 

ö 

8 

% 

0 

Lft 

1 ^ 

Kindcrvuschlägß irc 





öffentlichen Dienst . ,. P 

0 

j 

3 

5 

0 

0 

m 

lj 

Insgesamt , 

57 

M4 

m 

846 

i m 

t 590 

I 027 

2 521 



Verrechnungseinnrihiußn 





Geld- und Sachleistungen von - 









Rentenversicherung der 

Arbeiter 

Krankenversicherung und 

- 

— 

m 

I 5S5 

03 a 

G40 

633 

557 

Mutterschutz 

— 

— . 

— 

1 

i 

— 

— 

— 

Unfallversicherung 

Knappschaft! idhf* Renten- 

— 

— ■ 

i 

] 

i 

— 

— 

— 

versicherung 

— 

— ■ 

— 

14 

2| 

24 

r p - 


Kiiegsopfervensorgung 

Verwdllühgs- und sonstige 
Leistungen von 



i> 

0 

1 

Q 

U 

0 

Arbcltsföideiung usw 

5 

— ■ 

— ’ 

— 

— 

— 


— * 

insgesamt . . J 

1 5 

— 

4311 

1 5BS 

852 

GS4 

mn 

mi 

Verredmungssnldo * . r r 

1 -52 

— 144 


H 700 

- 48 t 

02 ti 

! 1 69 

-J 029 




öffentliche 

Mittel 





Bund * 

74 

$94' 

947 

1 223 

877 

928 

1 152 

2 304 

Länder 

2n 


3 




Europäischer Sozia Monds 

— 


— 

— 

1 

0 

i) 

0 

insgesamt . . . 1 

94 

C94 

050 

T 223 

37« 

928 

1 152 

2 304 
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Tabelle 11—14 Institution 113 — Kranken Versicherung und Muttersdiutz 

Millionen DM 



1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

631 

1 273 

3 222 

4 508 

5 330 

3 570 

3 810 

4 894 

Sachleistungen ...... 

Allgemeine Dienste 

i 681 

3 053 

5 769 

10 428 

17 292 

19 340 

22 308 

33 586 

und Leistungen ■ ■ ■ ■ 

212 

365 

727 

1 161 

1 493 

2 143 

2 208 

2 530 

Verrechnungen 

14 

43 

71 

118 

163 

169 

176 

198 

insgesamt . . . 

Beiträge 

2 538 

4 734 9 789 16 215 

Finanzierung 

24 278 

25 222 

28 502 

41 208 

der Versicherten . . . 
Beiträge 

1 225 

2210 

4 388 

7 563 

11 404 

12210 

12 150 

17 100 

der Arbeitgeber .... 

953 

1 668 

3 450 

5 203 

6 978 

7 940 

10 140 

14 200 

öffentliche Mittel .... 

30 

96 

213 

368 

264 

260 

260 

710 

Vermögenserträge , . . 

24 

54 

62 

129 

201 

200 

240 

315 

Sonstige Einnahmen . 

7 

32 

105 

148 

207 

200 

200 

200 

Verrechnungen 

443 

664 

1 583 

2 980 

4 947 

5 958 

6 649 

9 059 

insgesamt . . . 

Vermögens- 

2 682 

4 724 9 801 16 391 24 001 

Finanzierungssaldo 

26 768 

29 639 

41 584 

Veränderung 

Geld' und Saqft! eis Lungen fln 

Re n t ph v e rs 1 cheruc g 

144 

-10 

+ 12 +176 

VpTrechnungsQusgahcu 

“277 

+ 1 546 

+ 1 137 

+376 

der Arbeiter . 


12 

1 

3 

0 

0 

0 

ö 

der Angestellten 

Knappschaft liehe 

— 

— 

— 

L 

\ 

“ 

— 

— 

Renten Versicherung 

Verwaltungs- und sonstige 

1 Leistungen an 

Pensionen im öffentlichem 


3 

2 






Dienst ■ . w, . *.*.* . , . . 
Kinclentustiiläge im 

10 

21 

47 

77 

105 

l}ö 

ilf 

130 

öffentlichen Dienst , * 

4 

7 

21 

37 

57 

59 

61 

60 

insgesamt . . . 

Beiträge von 

Ren t en v ers i theru n g 

1 M 

43 7i na 

Verrc chnungse i n n ah m en 

163 

189 

176 

193 

der Arbeiter 

MO 

3H 

m 

I 483 

2 580 

3 371 

3 745 

4 375 

der Angestellten 

41 

102 

239 

557 

652 

1 OBI 

1 292 

1 815 

Arbeläsforderung usw 

KnappschaftUdae Renten- 

m 

174 

60 

49 

209 

163 

170 

371 

versicherung , 

37 

77 

15!) 

293 

506 

603 

706 

1 121 

Krlcgsapferversoigung . . * , * 
Geld- und Sathleisluugen von . * 
Ren t cn ve rs i ehern n g 

25 

' 







der Arbeiter 

— 

— 

— 

M4 

220 

220 

270 

368 

der Angestellten 

— 


— 

51 

3G 

37 

38 

40 

U nfallv ersiehe nrng ...... ... 

— 

— 

— 

1Q0 

IM 

70 

70 

75 

Arbcltsfürderung usw. ...... 

Knappschaft liehe Renten- 

— ‘ 

— ■ 

37 

G3 

30 

— 

— 


Versicherung .,. 

— 

— 


a 

16 

16 

T7 

20 

Kriegsopferversorgung 

Versal tungs- lind sonstige 

Leis Lungen von 

Rentenversicherung 



38 

63 

127 

132 

123 

135 

der Arbeiter 


— 

46 

75 

106 

106 

106 

120 

der Angestellten .......... 

— 

— 

n 

Z9 

70 

67 

70 

85 

Unfallversicherung 

— 

— 

3 

19 

30 

29 

30 

40 

ArbeitsfordcTung u&w. ...... 

— 

— 

17 

24 

37 

47 

44 

G0 

Kriegs oplor Versorgung 

— 


G 

13 

13 

15 

16 

20 

Sozialhilfe „ . . 

0 

0 

i 

1 

1 

1 

2 

5 

insgesamt . . . 

443 

664 

1 583 

2 980 

4 947 

5 958 

6 649 

9 059 

' Verrechnungssnldo 

+ 423 

+621 

+ 1 512 

Öffentliche 

+ 2 862 

Mittel 

+ 4 784 

+ 5 789 

+ 6 473 

+ 8 861 

Bund 

IG 

36 

213 

360 

264 

2G0 

260 

710 

Länder * 

12 

— 

— 

— 

0 

— 

— 

— 

insgesamt - . . 

1 30 

96 

213 

360 

264 

260 

250 

710 
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Tabelle 11—15 


Institution 114 — Unfallversicherung 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

429 

695 

1 218 

2314 

3 112 

3 053 

3 400 

4 667 

Sachleistungen 

81 

196 

312 

432 

472 

503 

546 

633 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen . . . . 

67 

126 

182 

319 

414 

462 

495 

608 

Verrechnungen 

15 

24 

42 

192 

249 

215 

221 

262 

Insgesamt . * . 

592 

1 041 I 754 3 257 

Finanzierung 

4 247 

4 233 

4 662 

6170 

Beiträge 









der Versicherten . . 

69 

104 

185 

179 

250 

255 

260 

315 

Beiträge 









der Arbeitgeber . 

569 

945 

1 581 

2 883 

3 672 

3 652 

4 018 

5 512 

öffentliche Mittel . . 

8 

11 

18 

250 

252 

247 

292 

211 

Vermögenserträge 

11 

20 

45 

62 

130 

138 

150 

210 

Sonstige Einnahmen . . 

15 

30 

59 

115 

162 

170 

180 

200 

Verrechnungen 

— 

0 

l 

67 

1 

1 

2 

2 

insgesamt , . . 

672 

1 110 1 889 3 556 4 467 

Finanzierungssaldo 

4 463 

4 902 

6 450 

Vermögens- 









Veränderung 

H-80 

+69 

+ 135 +299 

Ver rechnung s ait sgaben 

+ 220 

+ 230 

+240 

+280 

Geld- und Saddeistungen an 

R nn ten Vers 1 die ru n g 









der Arbc-Hei 

0 

0 

1 

2 

3 

0 

0 

0 

der Angestellten . 

— 

— 

1 

1 

1 

— 


— 

K ranlte nv e i s i di eruitfj 









und Mmtersdiijlz 

— 

— 

=- 

uin 

114 

70 

70 

75 

Kindergeld 

8 

1Ü 

14 

35 

50 

60 

60 

70 

Knappscbattligtifi 









Rentenversicherung ... . 

— 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Altcrshiife für Landwirte 
einschließlich Lan dato gaben - 









renle 

— 

— 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

VerwaUungs- und soasUge 
Leistungen an 

K ranken vor Sicherung 









und Mutterschutz 

— 


3 

19 

30 

29 

30 

40 

Pensinncn im offentlldban 









Dienst 

6 

n 

16 

24 

35 

33 

4! 

53 

Kindercusdhlftge im 









offenllldiiHi Dienst 

1 

3 

7 

11 

LG 

ia 

20 

24 

Insgesamt . . 

15 

24 42 m 

Yer reUmungsemnahmen 

249 

215 

221 

262 

Beiträge von 









Arbeitsförderung usw, . . 

— 

n 

1 

1 

1 

1 

T 

2 

Verwallungs- und sonstige 
Leistungen von 









Aibeltsfördcrung usw 

— 

— 

— 

0 

0 

0 

(i 

0 

Kindergeld 

— 

— 

— 

Gfi 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

— 

0 

1 

67 

1 

1 

2 

2 

Verrechnung ssaido 

-15 

—24 

-41 -125 

Öffentliche Mittel 

-248 

— 214 

-219 

-260 

Bund . . 

fl 

11 

18 

250 

244 

247 

292 

211 

Europäischer Sozial fonrfs 

— 

— 

— 

0 

G 

0 

0 

Ö 

insgesamt . . . 

1 O 

11 

!6 

250 

252 

247 

292 

211 
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Tabelle 11—16 

Institution 115 — Arheitsförderung einschließlich 
Arbeitslosenversidierung und berufliche Bildung 

Millionen DM 



1950 

1955 

i960 

1965 | 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

1 620 

1 329 

Leistungen 

626 852 

1 480 

2 104 

1 751 

2 471 

Sachleistungen . 

■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen . . . . 

260 

486 

429 

583 

1 132 

1 547 

1 892 

2 391 

Verrechnungen 

227 

230 

169 

202 

377 

327 

340 

487 

Insgesamt . . . 

2 107 

2 045 

1 224 

l 637 

2 989 

3 978 

3 983 

5 349 

Beiträge 

der Versicherten . . . 

523 

F 

838 

inanzierung 

880 804 

1 243 

1 540 

1 657 

2 150 

Beiträge 

der Arbeitgeber > . . . 

531 

846 

883 

817 

1 260 

1 557 

1 677 

2 170 

Öffentliche Mittel .... 

1 229 

746 

138 

83 

160 

118 

192 

207 

Vermögenserträge . . . 

13 

119 

282 

306 

311 

311 

281 

262 

Sonstige Einnahmen . . 

2 

9 

10 

24 

63 

60 

36 

45 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

40 

57 

50 

63 

80 

insgesamt . . 

| 2 29» 

2 550 

2 198 

2 074 

3 094 

3 636 

3 906 

4 914 

Vermögens- 
Veränderung 

+ 191 

Finanzierungssaldo 

+ 513 +974 +437 

+ 105 

-342 

-77 

“435 

B^Uräge an 

Kran ke n Ve rs Ich emn (| 
und Mutterschutz 

m 

174 

Verrechnungsausgaben 

60 40 

209 

163 

170 

27 J 

Unfallversicherung 

— 

Q 

\ 

1 

1 

1 

T 

2 

Geld- und Sachleistungen an 
Krankenve rslcherung 

und Multersdiulz 



37 

63 

30 




Kindergeld 

— 

20 

10 

— 


— 



Sozialhilfe 

3 

2 

2 

0 

1 

! 

0 

0 

Vcnvflilüngs- und scnslfge 
Leitungen, an 

Ren ten 1 ver 5 1 che i u ng 
der Arbeiter , * . . 

g 








der Angestellten 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Kra n ke nv e rsich eru n g 
und Miitusrsdrate 



17 

24 

37 

47 

44 

on 

Pensionen Lrn öffentlichen 
Dienst 

13 

24 

26 

44 

64 

70 

70 

SB 

Kinderzuschlage 5m 
öffentlich eil Dienst 

fi 

10 

16 

2\ 

35 

45 

54 

Gfi 


insgesamt . . . | 227 230 169 2 03 377 327 3-10 467 


Vet reebnu ngsef n nah men 

Veiwaltungs“ und sonstige 
Leistungen von 


Kindergeld * . . , 

— 

— 

- 

40 

57 

50 

63 

30 

Insgesamt . . . 

— 

— 

— 

40 

$7 

50 

63 

00 

Vo r re chnungs saldo 

—227 

-230 

-163 -162 

öffentliche Mittel 

-320 

-277 

-277 

-407 

Rund .......... ,, 

Ö72 

741 

134 

30 

97 

03 

145 

167 

Länder 

357 

5 

4 

-1 

27 

U 

21 

21 

Europäischer Sozial Fonds 

Europäische Gemeihsdmit 

— ■ 

— 

” 

— 

7 

0 

10 

0 

fü: Kohle und Stahl 

— 

r*. 


4 

29 

12 

16 

ti 

insgesamt . ■ . 

[ 1 229 

746 

133 

33 

160 

118 

192 

207 
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Tabelle 11—17 


Institution 116 — Kindergeld 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

49 

546 

1 130 

3 159 

3 215 

3 415 

3 895 

4 551 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen ■ ■ ■ 

— 

12 

22 

8 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 



— 

— 

106 

57 

50 

63 

80 

insgesamt . . . 

49 

558 1 152 

Finanz!« 

3 273 

;nintj 

3 272 

3 465 

3 958 

4 631 

Beiträge 









der Versicherten . . . 


— 

— 

- 



— 

— 

Beiträge 









der Arbeitgeber . - . . 

— 

457 

909 

34 

— 

— 

— 

— 

Öffentliche Mittel 

— 

— 

8 

2 798 

2 732 

2 391 

3 353 

3 780 

Vermögenserträge « . , 

Sonstige Einnahmen . . 

— 

1 

0 

5 

2 

5 

0 

0 

• — 


— * 

Verrechnungen 

49 

115 

246 

389 

540 

574 

605 

851 

insgesamt . . . 

49 

573 1 170 3 226 3 272 

Finanzierungssaldo 

3 465 

3 958 

4 631 

Vermögens- 









Veränderung 


+ 15 +18 -47 

Vor re ch nungs aus g abe n 





Verwaltung?- und sonstig«! 
Leistungen an 









Unfallversicherung 

— 

— 

— 

65 

— 

— 


— 

Arbeitsordnung umw'. 

— 

— 

— 

40 

57 

50 

G3 

60 

insgesamt . . 1 

| — 

— — 106 

V er r^chnungs e i n n a h me n 

57 

50 

63 

&0 

Geld* und Sachleistungen von 
Renten versidberunc 









der Arbeiter ...... 

23 

57 

12« 

200 

297 

320 

344 

504 

der Angestellten 

5 

n 

33 

55 

8! 


92 

141 

Unfallversicherung . . . .... 

d 

10 

14 

35 

50 

60 

60 

70 

Arbcitsforderurtg usw 

— 

2ö 

10 


. 


__ 

& 

KrtappsdiaflHche Renten- 









versicherung 

fl 


33 


82 

85 

39 

J 26 

Zusaurvcrsicherung im 









öffentlichen Dienet 


— 

— 



0 

0 

0 

0 

Zusatz Versicherung für 









einzelne Berufe < - 



0 

n 

0 

0 

fl 

0 

Verwaltung' und sonstige 
Leistungen von 









Kriegsopforversorgung 

— 

— 

30 

50 

30 

25 

20 

10 

insgesamt . . . 

49 

115 

245 

339 

340 

574 

COS 

BSI 

Yerrechnungssaldo 

+49 

+ 115 

+ 246 +203 

Öffentliche Mittel 

+ 483 

+ 524 

+ 542 

+ 771 

Hund 


— 

e 

2 7D6 

2 732 

2 691 

3 353 

3 700 
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Tabelle II— 18 

Institution 11a — 

Entgeltlortzahlung bei Krankheit 

Millionen DM 




1950 

1955 

i960 1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

500 

1 000 

Leistungen 

3 000 5 000 

7 000 

13 000 

14 000 

18 000 

Sachleistungen ■ 

— - 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen .... 

10 

20 

60 100 

140 

200 

250 

350 

Verrechnungen 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

510 

1 020 

3 060 5 100 

7140 

13 200 

14 250 

18 350 

Beiträge 

der Versicherten . 


F 

inanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber . . . 

510 

1 020 

3 060 5 100 

7 140 

13 200 

14 250 

18 350 

öffentliche Mittel ... 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

Vermogenserträge . 

— 

— 

— — 

— 

- ■ 

— 

— 

Sonstige Einnahmen . . 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

510 

1 020 

3 060 5 100 

7 140 

13 200 

14 250 

18 350 

Vermögens- 
veränderung 


F i n a 

nzierungssaldo 

— 

— 

— 
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120 

— Sondersysteme 

Millionen DM 



Tabelle 11—19 


1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

538 

1 136 

Leistungen 

2 504 3 984 

5 754 

6 032 

6 324 

8 709 

Sachleistungen 

5 

14 

30 

37 

63 

77 

90 

118 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen ■ * ■ • 

17 

29 

47 

66 

87 

97 

101 

130 

Verrechnungen 

46 

95 

234 

448 

769 

868 

985 

1 506 

insgesamt . . 

606 

1 274 

2 815 

4 53d 

6 673 

7 074 

7 500 

10 463 



Finanzierung 





Beiträge 









der Versicherten . . 

167 

278 

487 

565 

673 

683 

727 

776 

Beiträge 









der Arbeitgeber .... 

298 

491 

652 

601 

659 

762 

838 

934 

öffentliche Mittel ■ - ■ 

114 

475 

1 304 

2718 

3913 

4 135 

4 402 

6 739 

Vermögenserträge . * 

1 

11 

27 

34 

29 

27 

25 

28 

Sonstige Hinnahmen . 

L3 

— 

1 

1 

2 

0 

0 

0 

Verrechnungen 

35 

113 

333 

618 

1 369 

1 440 

1 493 

I 906 

insgesamt 

1 

620 

1 368 

2 854 

4 537 

6 650 

7 047 

7 485 

10 383 



Finanzierungssaid 

! Q 




Vermögens- 









Veränderung 

+ 22 

+94 

+ 39 

+ 2 

23 

-2? 

-15 

-80 




Voir« dm ungs au sgnb en 





Beitrage an 

Kranken Versicherung und 









Mutterschutz 

37 

77 

159 

233 

5*6 

003 

708 

1 121 

Geld- und Sachleistungen au 

Ren ton ve rsi ehemn g 









der Arbeiter * 

— 


37 

75 

131 

m 

i 3-5 

)89 

der Angestellten 

— 

— 

— 

U 

21 

24 

25 

33 

Kranken Versicherung 









und Mutterschutz 



— 

s 

IG 

IG 

17 

20 

Kindergeld 

S 

I j 

33 

49 

02 

85 

B3 

126 

Verwaliungs- und sonstige 
Leistungen an 

Kinde rausch lüge im 









öffentlichen Dienst 

0 

l 

1 


4 

3 

3 

3 

Pensionen im öffentlichen 









Dienst 

1 

2 

4 

7 

9 

9 

10 

12 

insgesamt 

1 46 

95 

274 

443 

?G9 

863 

985 

1 506 



Verrechn ung sei n na h men 





Geld- und Sachleistungen von 
Ren tenv ersi cheru ng 









der Arbeiter ... 

25 

35 

309 

437 

1 088 

1 137 

1 178 

1 496 

der Angestellten 

IQ 

25 

72 

131 

281 

303 

315 

410 

Krankenversicherung und 









Mutterschutz * 

— 

3 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

Unfallversicherung 

— 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Insgesamt . . . 

35 

113 

383 

G!fl 

1 36D 

1 440 

1 493 

1 9QG 

Verrechnungssuldo 

-u 

-f 13 

4-1-Sfl 

-M70 

4- 600 

+ 572 

4- 508 

4- 400 

Bund 


■175 

öffentliche Mittel 

1 304 2 713 

3. 916 

4 135 

■1 402 

(i 739 

Europäischer Sozialfonds 

| IM 

— 

— 

— 

2 

0 

0 

0 

insgesamt . . 

1 114 

475 

1 304 

2 718 

3 918 

4 135 

4 402 

6 739 
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Tabelle 11—20 

Institution 121 — Knappsdialtlidie Rentenversicherung 

Millionen DM 



1950 

] 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

538 

1 136 

Leistungen 

2 328 3 510 

4 965 

5 187 

5 438 

7 683 

Sachleistungen 

5 

14 

30 

37 

40 

43 

50 

67 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

17 

29 

41 

52 

64 

69 

73 

95 

Verrechnungen 

46 

95 

234 

448 

768 

867 

984 

1 504 

insgesamt - 

606 

1 274 

2 633 

4 047 

5 837 

6 166 

6 545 

9 349 

Beiträge 

der Versicherten . . 

167 

Finanzierung 

278 374 437 

463 

428 

472 

526 

Beiträge 

der Arbeitgeber .. . . 

208 

491 

652 

601 

659 

762 

838 

934 

Öffentliche Mittel . * ■ 

IM 

475 

1 235 

2 355 

3 296 

3 491 

3 702 

5 968 

Vermögenserträge . . , 

1 

11 

27 

34 

28 

27 

25 

28 

Sonstige Einnahmen . 

13 

— 

— 

— 

2 

0 

0 

0 

Verrechnungen 

35 

113 

383 

618 

1 369 

1 440 

1493 

1 906 

insgesamt , . . j 

628 

1 368 

2 671 

4 045 

5 817 

6 148 

6 530 

9 362 

Vermogens- 
veränderung 

+ 22 

Finanzierungssaid 

+ 94 -^38 ”2 

0 

-20 

“18 

“15 

+ 13 

Beiträge* an 

K ranken vo rsf che i ung 
und Mutterschutz 

3? 

Verrethrtungsausgaben 

77 155 293 


603 

70 G 

1 121 

Geld- und Sachleistungen an 

Re n te n vers i che re n g 
der Arbeiter 



37 

75 

131 

129 

135 

m 

der Angestellten 



__ 



14 

21 

24 

25 

35 

Krankenvet Sicherung 
und Mieterschutz . t 




9 

Iß 

Ifl 

17 

20 

Kindergeld 

B 

ts 

33 

49 

02 

35 

m 

126 

Verv. + aUungs- und sonstige 
Leistungen an 

Pcnslonon im öffeöllldiCLD 
Dienst * 

1 

2 

4 

7 

g 

0 

10 

11 

Kinderyusthlage ini 
öffentlichen Dienst 

0 

] 

1 

2 

3 

2 

2 

2 

insgesamt . . 

46 

95 

234 

443 

793 

897 

934 

1 504 

Geld- und Sachleistungen von 
Reute n ve rsi di c ni ng 
der Arbeiter 

25 

Ver r e di muujs e i nn a bmen 

95 391 497 

1 033 

1 137 

1 173 

1 495 

der Angestellten 

10 

25 

72 

!3I 

2Gi 

303 

315 

410 

Krankenversicherung 
und Mutterschutz 


3 

2 






Unfallversicherung 

— 

— 

Ü 

0 

D 

0 

0 

0 

insgesamt - j 

3S 

1.13 

393 

619 

1 369 

1 440 

I 493 

L 906 

Veircthnungssniltlo \ 

■n\ 

+ in 

-1-140 

-t 170 

-f G01 

+ 573 

4* 509 

4- 402 

Bund . . . 1 

1X4 

475 

Öffentliche Mittel 

1 235 1 355 

3 2S4 

3 m 

3 702 

5 968 

Europäischer SüzEalfönds 1 

— 

— 

— 

— 

2 

0 

0 

0 

Insgesamt . , * 

1 114 

475 

1 235 

2 355 

3 296 

3 431 

3 702 

5 9BÖ 
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Tabelle H — 2 1 


Institution 122 — Altershiife für Landwirte einschließlich Landabgaberente 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

— 

— 

176 

474 

783 

845 

886 

1 026 

Sachleistungen 

— 

— 

0 

0 

23 

34 

40 

51 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen * ■ ■ ■ 

— 

— 

6 

14 

23 

23 

28 

35 

Verrechnungen ...... 

— 

— 

0 

0 

1 

I 

1 

2 

insgesamt . , 

— 

— 

182 

488 

036 

908 

955 

1 114 



F 

inanzierung 





Beiträge 









der Versicherten . ■ . 


— 

113 

120 

210 

255 

255 

250 

Beiträge 









der Arbeitgeber .... 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel ... 

— 

— 

69 

363 

622 

644 

700 

771 

Vermögenserträge . . . 

— 

— 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

Sonstige Hinnahmen ■ 

— 

— 

1 

1 

0 

0 

0 

0 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

insgesamt . . 

— 

— 

183 

492 

833 

899 

955 

I 021 



F i n a 

nzierung 

ssaldo 




Vermögens- 









Veränderung 

’ — 

— 

+ 1 

+ 4 

-3 

“9 

0 

“93 



VcrrcäuiungsAUsg üben 





Verwaltung^- und sonstige 









Leistungen an 









Pensionen im Öffentlichen 









Dienst 

-- 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

i 

Klndeizuschictge im 









ürfeolllcien Dienst ........ 

— 

— 

0 

0 

i 

i 

i 

i 

insgesamt . . 

1 — 

— 

0 

0 

i 

i 

i 

2 



Vc rre di nu ngse in n ah ra cn 





Geld- und Südtlrislungea von 









Unfallversicherung 


- 

- 

0 

0 

0 

0 

0 

insgesamt . , , 


- 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

Verrcchnungssoldo 


— 

0 

0 

-1 


”1 





Offenillchs Mittel 





Bund „ 

1 - 

- 

€9 

363 

623 

<3 44 

700 

771 
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Tabelle 11—22 


130 — Systeme nach beamtenredinichen Vorschriften 

Millionen DM 



1950 

1955 

1900 1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

2 797 

5 578 

Leistungen 

7 943 12 647 

16 560 

18 413 

20 422 

26 864 

Sachleistungen . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen ■ ■ 

173 

344 

453 685 

772 

886 

978 

1 328 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

2 970 

5 922 

8 396 13 332 

17 332 

19 299 

21 400 

28 192 

Beiträge 

der Versicherten . . . 



Finanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber . . . 

2 840 

5 634 

7 926 12 135 

15 674 

17 529 

19 442 

25 881 

Öffentliche Mittel .... 

76 

131 

276 883 

1 196 

1 258 

1 406 

1 630 

Vermögenserträge , - - 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen - , 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen ...... 

54 

107 

194 314 

462 

512 

552 

681 

insgesamt . . . 

2 970 

5 922 

8 396 13 332 

17 332 

19 299 

21 400 

28 !92 

Vermögens- 
veränderung 

— 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

. — 

Verwaltung:;- und sonstige 
Leistungen von 

Ken t cn versi di c mng 
der Arbeiter 

5 

13 

V er i cchnun g sc iimahra en 

27 46 

78 

ea 

97 

126 

der Angestellten 

1 

4 

9 13 

16 

iö 

20 

30 

Krankeiivcisidierunri und 
Mutterschutz 

14 

2a 

GD 114 

162 

169 

175 

198 

Unfallversicherung . ... . 

7 

u 

23 35 

51 

56 

61 

77 

Arbeitsfürderuotf . 

19 

34 

42 65 

99 

115 

124 

154 

Knappschaft liehe Rcnlon- 
Versicherung 

1 

3 

5 9 

]2 

11 

12 

13 

Altoishilfe IQr Landwirte 
einschließlich Landabg.ib« 
reute 



0 0 

1 

l 

1 

2 

Zusatzversfdierungen 

0 

0 

0 0 

Q 

0 

0 

0 

Versorgung der Kriegs- und 
Wehrdienst opfer 

4 

6 

10 13 

17 

20 

21 

25 

Wohngeld 

— 

— 

ö 2 

a 

4 

5 

6 

Öffentlicher Gesundheit*;- 
dienst 

3 

5 

10 17 

25 

30 

35 

50 

insgesamt . . . 

54 

107 

194 314 

462 

512 

552 

681 

Verrochnung&saldo 

+54 

+ 107 

+ 194 -*-314 

+ 462 

+512 

+552 

+681 

Bund ...» 

1 76 

1S1 

Öffentliche Mittel 

276 883 

1 198 

1 258 

1 405 

1 630 
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Institution 131 — Pensionen im öffentlichen Dienst Tabelle 11—23 

Millionen DM 



1950 

1955 

i960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

2 3G4 

4 828 

Leistungen 

6 510 10 280 

13 702 

15 367 

17 242 

23 100 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen - - . . 

165 

330 

425 

640 

720 

830 

920 

1 260 

Verrechnungen 

2 

5 

6 

10 

14 

15 

17 

23 

insgesamt . . . 

2 531 

5 163 

6 949 

10 930 

14 436 

16 212 

18 179 

24 383 

Beiträge 

der Versicherten * - . 


Finanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber .... 

2 420 

4 9U 

6 554 

9 853 

13 002 

14 690 

16 490 

22 390 

öffentliche Mittel .... 

76 

181 

276 

883 

1 156 

1 220 

1 370 

1 600 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 


— 


— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

35 

71 

119 

194 

278 

302 

319 

393 

insgesamt 

2 531 

5 163 

6 949 

10 930 

14 436 

16 212 

18 179 

24 383 

VermÖgens- 

verandemiig 

- — 

Pinanzierungssaldo 


— 

— 

Geld- und Sachleistungen nn 
Kindf r^usdildgc Im 
öffentlichen Dienst 

* 

5 

VciredmungsiiusgLiben 

G 10 

u 

15 

17 

23 

insgesamt . . . 

1 2 

5 

6 

10 

M 

15 

17 

■n 

Verwaltung?- Und sonstige 
Leistungen von 

Renten ve rsith er un g 
der Arbeiter 

4 

Vcrxcdmungseljin ahmen 

10 20 34 

57 

6G 

73 

95 

der Angestellten . 

l 

3 

G 

8 

8 

9 

10 

15 

Krankenversicherung Und 
Mutterschutz 

10 

21 

47 

77 

105 

HO 

115 

130 

Unfallversicherung 

6 

11 

16 

24 

25 

33 

41 

53 

Arbeltsf&rtlerung usw 

13 

24 

25 

44 

64 

70 

70 

88 

Knappschaft!] che Renten- 
versicherung . ..... 

1 

2 

4 

7 

9 

9 

10 

11 

Altershilfe für Landwirte 
ein schließlich Landabe Eibe- 
rente 



0 

0 

0 

0 

0 

1 

Zusatz Versicherung im 
öffentlichen Dienst ........ 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Zus ützversi cheri im g für 
einzelne Berufe 

- 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

insgesamt . . 

35 

71 

119 

m 

278 

302 

319 

393 

Verredunmgssaldo 

+ 33 

+ 66 

+ 113 

+ 184 

+264 

+2B7 

+302 

+ 370 

Bund 

76 

181 

öffentliche : 

276 

Mittel 

803 

1 156 

1 220 

l 37G 

l G0Ö 
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Tabelle 11—24 


Institution 132 — Kinderzuschläge Im öffentlichen Dienst 

Millionen DM 



1950 [ 

1955 

i960 

1965 

19G9 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

433 

750 

1 425 

2 367 

2 858 

3 046 

3 180 

3 764 

Sachleistungen ...... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen ■ ■ ■ . 

8 

14 

28 

45 

52 

56 

58 

68 

Verrechnungen ..... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . 

441 

764 1 453 2 412 

Finanzierung 

2 910 

3 102 

3 238 

3 832 

Beitrüge 









der Versicherten , . . 

* 

— 

- — 

— 

— 

— 

— . 

— 

Beiträge 









der Arbeitgeber .... 

420 

723 

1 372 

2 282 

2 672 

2 839 

2 952 

3 491 

öffentliche Mittel .... 

— 

— 

— 

— 

40 

38 

36 

30 

Vermögenserträge . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

21 

41 

81 

130 

198 

225 

250 

311 

Insgesamt . . . 

441 

764 1 453 2 412 2 910 

Finanzierungssaldo 

3 102 

3 238 

3 832 

Vermögens- 









Veränderung ..... 

Geld* und Sachleistungen von 
Pensionen im äffen Lli dien 


V errcch nun g s e \ n n ahm e n 





Dienst 

VerwÄJtUDgs- und sonstige 
Leistungen von 

Ron Lcnve rsi d t erung 

1 

5 

o 

io 

14 

15 

17 

23 

der Arbeilei . 

t 

3 

i 

12 

19 

22 

24 

31 

der Angestellten 

Krankcuver Sicherung und 

D 

i 

3 

5 

8 

0 

10 

iS 

Mutterschutz . . 

4 

7 

21 

37 

57 

59 

61 

68 

Unfallversicherung 

t 

3 

7 

11 

16 

18 

20 

24 

Arbeitsfürderung usw. 
ICnappschafllicho 

6 

1Ü 

16 

21 

25 

45 

54 

65 

Rentenversicherung ... 

Alteisliilfe für Lficdwirtn 
eirxsdü Fehl ich Liißdnbgöbe 

D 

1 

1 

2 

3 

2 

2 

2 

rente . 

Zusatz Versicherung im 



0 

0 

1 

I 

1 

l 

öffentlichen Dienst 

Zusatz Versicherung für 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

einzelne Berufe 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Kriqgsopfervefsorgung ...... 

4 

0 

10 

13 

17 

20 

21 

25 

Wohngeld 

öffentlicher GesundheMs* 


— ' 

0 

2 

3 

4 

5 

6 

dienst * . 

3 

S 

10 

17 

2 5 

30 

35 

50 

insgesamt - , 

21 

41 

81 

130 

499 

225 

260 

311 

Verredmungssnldo .... 

4 21 

4*41 

4 81 4 130 

Öffentliche Mittel 

4 103 

4 225 

4250 

431 ( 

Bund 

\ 

- 

- 

- 

40 

38 

36 

30 
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Tabelle 11—25 


140 — Ergänzungssysteme 

Millionen DM 



1950 

1955 

19ü0 

1ÖG5 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

134 

287 

Leistungen 

338 621 

986 

1 077 

1 175 

1 680 

Sachleistungen 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen ■ ■ . . 

9 

19 

22 

46 

57 

62 

67 

83 

Verrechnungen 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

insgesamt . . . 

143 

306 

360 

667 

1 043 

1 139 

I 242 

1 763 

Beiträge 

der Versicherten . . . 

88 

Finanzierung 

169 272 422 

430 

476 

529 

637 

Beiträge 

der Arbeitgeber .... 

191 

322 

520 

810 

975 

1 057 

1 238 

1 540 

öffentliche Mittel 

— 

7 

21 

48 

58 

61 

61 

66 

Vermögenserträge . . 

13 

83 

256 

481 

859 

944 

1 014 

1 417 

Sonstige Einnahmen . . 

4 

6 

7 

73 

20 

15 

15 

10 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

296 

587 

1 076 

1 834 

2 342 

2 553 

2 857 

3 670 

Vermögens- 

Veränderung 

+ 153 

Finanzier ungssaldo 

4281 +716 +1167 +1 299 

+ 1 414 

+ 1 615 

+ 1 907 

Verwaltung^' und sonstige 
Leistungen on 

Kindergeld 

0 

0 

Vt*r i e dmungs ausgab cn 

0 0 

0 

o 

0 

0 

Pensionen, im ölfentticbcu 
Dienst 

0 

0 

0 

0 

0 

o 

0 

0 

Kindei Zuschläge im 
eff ent Heben Dienst 

— 

— 

— 

— 

0 

o 

0 

0 

insgesamt . . . 

0 

0 

0 

0 

0 

o 

0 

o 

Veriedinungssalda * , . . * 

-0 

“0 

-0 

-0 

-0 

-0 

-0 

-0 

Bund 

1 - 

7 

Öffentliche Mittel 

2L 43 

53 

61 

61 

66 
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Tabelle IT— 26 


Institution 141 — Zusatz Versicherung im öffentlichen Dienst 

Millionen DM 



1950 

1955 1900 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

134 

Leistungen 

282 320 593 

953 

1 040 

1 135 

1 620 

Sachleistungen 

0 

0 0 

0 

0 

0 

0 

0 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen • • 

9 

19 22 

45 

55 

60 

65 

80 

Verrechnungen 

0 

0 0 

0 

0 

0 

0 

0 

insgesamt , > 

143 

301 342 

638 

1008 

1 100 

1200 

1700 

Beitrage 

der Versicherten . . 

38 

Finanzierung 

163 255 399 

408 

450 

500 

600 

Beiträge 

der Arbeitgeber 

191 

322 513 

803 

969 

1 050 

1 230 

1 530 

öffentliche Mittel . . . * 

— 

7 18 

43 

52 

55 

55 

60 

Vermögensertrüge 

13 

83 254 

470 

845 

930 

1 000 

1 400 

Sonstige Einnahmen . . 

4 

6 7 

73 

20 

15 

15 

10 

Verrechnungen 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

296 

581 1 047 

1 788 

2 294 

2 500 

2 800 

3 600 

Vermögens- 
veränderung 

4* 153 

Finanzierungssaldo 

+280 +705 +1 150 +1 286 

-H 400 

+ 1 600 

+ 1900 

Verwalt ud gs- und sonstige 
Leistungen an 

Kindergeld 

0 

Vctt ndhmiD gsausga b en 

0 0 

0 

0 

0 

ft 

Pensionen im ültentüdhen 
Dienst 

0 

0 o 

0 

0 

0 

0 

0 

KIr.dor7.«sdiäägtf im 

offen tli dien Dienst 

— 

— 


0 

0 

0 

0 

insgesamt . . . 

0 

0 0 

0 

l> 

0 

0 

0 

Vcrredinungssaido 

-0 

“0 -o 

—0 

-D 

-0 

—0 

- n 

Bund 

1 

Öffentliche KUlel 

!3 13 

52 

55 

5.5 

60 
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Tabelle 11—27 


Institution 142 — Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

Millionen DM 



1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

0 

5 

Leistungen 

18 28 

33 

37 

40 

60 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen ... 

0 

0 

0 

1 

2 

2 

2 

3 

Verrechnungen 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

insgesamt . , . 

0 

5 

18 

29 

35 

39 

42 

63 

Beitrage 

der Versicherten . . . 

0 

F 

6 

inanzierung 

17 23 

22 

26 

29 

37 

Beiträge 

der Arbeitgeber 

0 

0 

7 

7 

6 

7 

8 

10 

öffentliche Mittel ■ ■ 

— 

— 

3 

5 

6 

6 

G 

6 

Vermögenserträge - . 

— 

— 

2 

11 

14 

14 

14 

17 

Sonstige Einnahmen ■ 

— 

— 

— 

0 

0 

0 

0 

0 

Verrechnungen , . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

0 

6 

29 

46 

48 

53 

57 

70 

Vermögens- 

Veränderung 

0 

F i n a 

+ 1 

nzierungssaldo 

+ 11 +17 +13 

+ 14 

+ 15 

+ 7 

Vqrurflltüügs- und sonstige 
Leitungen an 

Kindergeld 



Vejrcdmung saus gaben 

0 0 

0 

0 

0 

0 

Pensionen Im üffcntüchcn 
Dienst ....... 



0 

Ö 

0 

0 

0 

0 

Kindtrzusdiliigo im 
öffentlichen Dienst . . 

0 

o 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Insgesamt . • . 

0 

0 

0 

o 

0 

0 

n 

0 

Verrechmings saldo 

-0 

— 0 

-0 

-o 

-n 

- ü 

-0 

-0 

Bund ... . 

1 - 

— 

Ul (entliehe 

3 

Mittel 

Ä 

6 

6 

§ 

G 
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Tabelle II — 28 


300 — Entschädigungsleistungen 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

2 819 

4 441 

6 677 

8 802 

9 320 

10 045 

10 584 

12 650 

Sachleistungen 

140 

212 

216 

382 

53t 

563 

602 

688 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen .... 

147 

266 

381 

545 

554 

602 

609 

768 

Verrechnungen 

39 

18 

98 

156 

210 

215 

204 

210 

insgesamt . . . 

3 145 

4 937 

7 372 

9 885 

10 615 

11 425 

11 199 

14 316 



Finanzi' 

ernng 





Beiträge 









der Versicherten . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge 









der Arbeitgeber .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Öffentliche Mittel .... 

2 177 

4 292 

6 055 

8 666 

9 609 

10 424 

11 013 

13 589 

Vermögenserträge . . . 

— 

— 

— 

0 

1 

1 

1 

1 

Sonstige Einnahmen - . 

963 

845 

1 317 

1 219 

1 006 

980 

983 

724 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

3 145 

4 937 

7 372 

9 885 

10 615 

11 425 

12 199 

14 316 



Finanzierungssaldo 




Vermögens- 









Veränderung 

— 

- — - 


“ 

— 

— 

— - 

- — 




Ve i re dm un gs ausgaben 





Beiträge an 









K ran kenversi therung und 









Mutterschutz 

25 

— . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Geld', u nd Sachleistungen on 









Rente n vc rsl che rnng 









der Angestellten 

— 

— 

0 

0 

t 

0 

0 

0 

Krankenversicherung und 









Mutterschutz 

— 

— 

36 

63 

127 

132 

123 

135 

Kindergeld 

— 

— 

30 

50 

30 

25 

20 

10 

Sozialhilfe 

io 

12 

14 

19 

22 

33 

24 

20 

VeTwallungs und sonstige 









Leistungen an 









Krankenversicherung und 









Mutterschutz 

— 

— 

6 

11 

)3 

15 

10 

20 

Kinder Zuschläge im 









öffentlichen Dienst 

4 

6 

10 

13 

17 

20 

21 

25 

insgesamt . . . 

39 

18 

96 

156 

210 

215 

204 

210 

Vnrrechnungsfiaido . 

-3B 

“IS 

-98 

-156 

-210 

-215 

-204 

-210 




öffentliche Mittel 





Bund 

1 374 

3 684 

4 650 

6 981 

7 751 

fl 499 

0 059 

H 290 

Länder . ♦ 

762 

SSO 

! 3G6 

l 592 

J 762 

t 825 

1 856 

2 205 

Gemeinden 

41 

2fl 

39 

93 

96 

100 

90 

94 

Insgesamt . . . 

2 177 

4 292 

6 055 

8 666 

9 609 

10 424 

11 013 

13 5Q3 
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Tabelle 11—29 


Institution 301 — Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer *) 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

1 867 

2 828 

3 223 

4 985 

5 608 

6 285 

6 747 

8 462 

Sachleistungen 

MO 

212 

216 

379 

517 

549 

588 

673 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen .... 

106 

166 

202 

302 

321 

364 

367 

497 

Verrechnungen 

29 

6 

84 

137 

188 

192 

180 

190 

insgesamt . . . 

2 142 

3 212 

3 725 

5 803 

6 634 

7 390 

7 802 

9 822 



P 

inanziorung 





Beiträge 









der Versicherten . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

— 

Beiträge 









der Arbeitgeber .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel 

2 136 

3 212 

3 724 

5 803 

6 634 

7 389 

7 881 

9 821 

Vermögenserträge . . . 

— 

— 

— 

0 

0 

i 

1 

1 

Sonstige Einnahmen . . 

6 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

Verrechnungen ...... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . , . 

2 142 

3 212 

3 725 

5 803 

6 634 

7 390 

7 802 

9 822 



Finanzierung s saldo 




Vermögens- 









Veränderung 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

- — - 

■ — 




Vc rre di n ungs au s g ab g n 





Beitrüge an 









Krankenversicherung und 









MuttcrndiuLc ......... ... 

25 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Geld- und Sachleistungen an 









Krankenversicherung nnd 









Muttefsdiulz 

— 

— 

33 

&3 

127 

132 

123 

135 

Renten v c rs i die mn g 









der Angestellten 

— 

— 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

Kindergeld . . 

— 

— 

30 

50 

30 

25 

20 

10 

Verwaltungs- und sonstige 









Leistungen, an 









Krankenversicherung und 









Mutterschutz 

— 

— 

fi 

11 

13 

15 

Iß 

20 

Kl oder Zuschläge lm 









öffentlichen, Dienst ......... 

4 

6 

10 

13 

17 

20 

21 

25 

insgesamt , . . 

29 

6 

84 

m 

188 

IS2 

m 

190 

VerreehnujigssaldG 

-29 

-ß 

-34 

— 137 

-188 

-132 

-ISO 

-ISO 




öffentliche 

Mittel 





Bund 

1 374 

3 000 

3 517 

5 441 

e 221 

0 028 

7 438 

9 273 

Länder 

— 

— 

— 

324 

380 

411 

304 

403 

Gemeinden , 

762 

122 

207 

38 

47 

50 

49 

57 

insgesamt . . . 

| 2 13$ 

3 212 

3 724 

5 603 

0 034 

7 300 

7 SB1 

9 821 


*) 1950, 1955 und 1960 ohne Kriegsopferfürsorge 
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Tabelle 11—30 


Institution 302 — Lastenausgleich 

Millionen DM 



1850 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen , . . 

952 

1 026 

1 811 

1 880 

1 646 

1 648 

1 646 

1 210 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

— 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen . . - . 

4t 

56 

77 

110 

98 

99 

99 

73 

Verrechnungen 

10 

12 

14 

19 

22 

23 

24 

20 

insgesamt . , , 

1 003 

1 094 

1902 

2 009 

1 766 

I 770 

1769 

1 303 



Finanz] 

\ e r u n g 





Beiträge 









der Versicherten . . . 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

Beiträge 









der Arbeitgeber .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel .... 

41 

449 

586 

790 

760 

770 

784 

577 

Vermögenserträge . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen . . 

962 

645 

1 316 

1 219 

i 006 

1 000 

985 

726 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

1 003 

1 094 

1 902 

2 009 

1 766 

t 770 

1 769 

1 303 



Finanzierungssaldo 




Vermögens- 









veränderung 

— 

— 

— 

— 

— _ 

— 

— - 

— 




Verrcdrnuiigsausgaben 





Geld- und Sachleistungen an 

I 








Sozialhilfe 

10 

12 

34 

19 

22 

23 

24 

20 

insgesamt . . . 

10 

12 

14 

19 

22 

n 


20 

Verrcdmungssfildo . 

-10 

- 12 

- H 

-19 

— 22 

— 23 

-24 

—20 




Öffentliche Mittel 





Bund 



158 

208 

302 

289 

293 

300 


Länder 

— 

263 

339 

433 

422 

4-7 

435 

y>i 

Gemeinden 

41 

28 

39 

55 

49 

50 

49 

37 

Insgesamt . . . 

41 

449 

586 

790 

760 

770 

784 

577 
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Institution 303 — Wiedergutmachung 

Millionen DM 


Tabelle II— 31 


1950 

1955 

I960 

1065 

1969 

1970 

1971 

1 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

— 

375 

1 550 

1 524 

1 795 

1 813 

1 886 

2 500 

Sadhleistungen ...... 

— 



3 

14 

14 

M 

15 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen . 

— 

23 

93 

91 

108 

109 

113 

150 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

— 

39« 

1 643 

1 618 

1 917 

I 936 

2 013 

2 665 



Finanzierung 





Beitrage 









der Versicherten . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Beiträge 









der Arbeitgeber . 


— 


— 

— 

— 

■ 

— 

öffentliche Mittel 


398 

1 643 

1 618 

1 917 

1 936 

2 013 

2 665 

Vermögenserträge . . . 


— 

— 

— 


— 


— 

Sonstige Einnahmen . . 

— 


w 

— 

— 

— 


— 

Verrechnungen 

— 


— 


— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

— 

398 

1 643 

i 618 

1 917 

I 936 

2 013 

2 665 



Finanzierungssaldo 




Vermögens- 

1 








Veränderung 

1 

— 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 




Öffentliche Milte! 





Huntf 



203 

C28 

838 

967 

Ö?ß 

1 0l3 

1 345 

Länder 


105 

815 

800 

050 

960 

I 000 

1 320 

Gemeinden - - 

— 

— 

— 

— 


— 


— 

insgesamt . . 

1 

393 

1 643 

! 

1 017 

1 936 

2 013 

2 665 
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Tabelle 11—32 


Institution 304 — Sonstige Entschädigungen 

Millionen DM 



1950 

1955 

1950 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 


212 

Leistungen 

93 413 

271 

299 

305 

478 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen .... 

_ 

21 

9 

42 

27 

30 

30 

48 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt , . . 


233 

102 

4 55 

298 

329 

335 

526 

Beiträge 

der Versicherten , . . 


Finanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber .... 

_ 

. — 

— 

. — . 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel .... 

— 

233 

102 

455 

298 

329 

335 

526 

Vermögenserträge 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen ...... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

— 

233 

102 

455 

298 

329 

335 

526 

Vermögens- 

Veränderung 


Finanzierungssaldo 

— . 

_ _ 

. „ 



Bund ... 


233 

Oifentlkhe 

97 

Mittel 

420 

274 

302 

3 OB 

m 

Länder . . 

— 

— 

5 

35 

24 

27 

27 

45 

insgesamt . . 

I " 

233 

I.UZ 

455 

2M 

329 

335 

526 
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Tabelle II — 33 


400 — Soziale Hilfen und Dienste 
Millionen DM 



1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

618 

603 

Leistungen 

743 1 10G 

1 866 

2 232 

3 442 

5 180 

Sachleistungen 

281 

609 

846 

1 449 

2 072 

2 340 

2 620 

3 780 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

237 

375 

557 

1 256 

1 634 

1 763 

1 98G 

2 639 

Verrechnungen 

3 

5 

11 

20 

29 

35 

42 

61 

insgesamt , T . 

1 139 

1 592 

2 157 

3 031 

5 601 

6 370 

0 090 

11 660 

Beiträge 

der Versicherten - . . 


Finanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber .... 





— 

— 

— 

— 

— 

— 

Öffentliche Mittel .... 

1 098 

1 535 

2 080 

3 693 

5 395 

6 153 

7 861 

11 394 

Vermögenserträge . . . 

1 

2 

2 

4 

8 

8 

9 

11 

Sonstige Einnahmen . . 

27 

41 

59 

115 

175 

185 

196 

235 

Verrechnungen ...... 

13 

14 

16 

19 

23 

24 

24 

20 

insgesamt 

| 1 139 

1 592 

2 157 

3 831 

5 601 

6 370 

8 090 

11 660 

Vermogens- 

veränderung 

___ 

Finanzierungssaldo 

_ 


_ 

Vorwaltungs- und sonstige 
Leistungen an 
Krankenversicherung 
und Mutterschutz 



VerrqdinungsüUsgdben 

1 1 

i 

] 

2 

5 

Klnderzusdüügc Im 
offen (liehen Dienst 

3 

5 

10 

10 

28 

34 

40 

55 

insgesamt ■ ■ . 

3 

5 

1! 

20 

29 

35 

42 

61 

Geld- und Sachleistungen von 
Arbeite fnrdernng üsw 

3 

Vene chn uugs ei n n uh men 

2 2 0 

t 

I 

0 

0 

Läslenausg lelch 

10 

12 

14 

19 

22 

23 

24 

20 

insgesamt . . . 

13 

14 

16 

10 

23 

24 

24 

20 

Verrechnungsaaldo 

■MO 

+ 9 

+5 

~1 

-6 

-11 

— is 

-41 

Bund 

41 

57 

öffentliche Mittel 

106 229 

518 

710 

l 436 

2 318 

Länder 

2C0 

290 

431 

868 

1 402 

1 594 

2 179 

3 33G 

Gemeinden 

857 

1 IBS 

1 5-13 

2 576 

3 475 

3 849 

4 246 

S 740 

Insgesamt . . . 

t 090 

! 535 

2 080 

3 603 

5 395 

6 153 

7 861 

11 394 
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Tabelle 11—34 


Institution 401 — Sozialhilfe 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 | 1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 

G18 

603 

Leistungen 

677 847 

1 095 

1 200 

1 270 

l 530 

Sachleistungen 

256 

565 

797 951 

1 320 

1 510 

1 710 

2 450 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen .... 

108 

145 

192 230 

300 

339 

378 

495 

Verrechnungen 

— 

— 

1 1 

1 

1 

2 

5 

insgesamt . . . 

982 

1 311 

1 667 2 029 

2 716 

3 050 

3 360 

4 480 

Beiträge 

der Versicherten . . . 


Finanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber .... 

öffentliche Mittel .... 

969 

1 297 

1 649 2 000 

2 692 

3 026 

3 336 

4 460 

Vermogensertrage . . . 

1 — 

— 

0 0 

0 

0 

0 

0 

Sonstige Einnahmen . . 


— 

2 2 

1 

0 

0 

0 

Verrechnungen 

13 

14 

16 19 

23 

24 

24 

20 

insgesamt . . . 

982 

1 311 

1 667 2 029 

2716 

3 050 

3 360 

4 480 

Vermögens- 
veränderung 


Finanzierung ssaldo 





Verwaltung®- und sonstige 
Leistungen an 

Krankenversicherung und 
Mutterschutz * . . . . | 



Verrechnung sausgaben 

] ! 

5 

i 


s 

Insgesamt • . 

1 - 


1 t 

! 

! 

2 

5 

Geld- und Sachleistungen von 
Arbeitüfördemng usw 

3 

Vc rre ch n ungsef ti n ahme n 

2 0 

1 

1 

0 

0 

Lasten ausgleldt 

10 

12 

M 10 

22 

23 

24 

20 

insgesamt . , . 

13 

M 

16 10 

2.3 

24 

24 

zo 

Verrcchmmgssaldo 

H »3 

*14 

-HS 4M 

-t 22 

423 

4 22 

415 

Bund , 

35 

32 

Öffentliche Mittel 

66 80 

103 

121 

133 

170 

Länder 

]55 

207 

264 321 

431 

484 

533 

715 

Gemeinden 

775 

1 038 

1 319 1 607 

2 IS3 

2 -123 

2 670 

3 566 

insgesamt . . . 

| 

1 257 

1 649 2 008 

2 ßf» 2 

3 026 

3 33fi 

4 860 
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Tabelle II — 35 


Institution 402 — Jugendhilfe 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 

1955 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

— 

— 

— 




— 

— 

Sachleistungen 

25 

46 

49 

498 

752 

830 

910 

1 330 

Allgemeine Dienste 









und Leistungen .... 

2 

6 

7 

290 

405 

450 

490 

720 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesaml . . 

27 

52 

56 

788 

i 158 

1 280 

1 400 

2 050 



F 

i nanzierung 





Beiträge 









der Versicherten ... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge 









der Arbeitgeber .... 

: 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

öffentliche Mittel . . . 

27 

52 

56 

788 

1 139 

1 260 

1 379 

2 025 

Vermögenserträge . . . 

— 

- — 


— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Hinnahmen . . 

— 

— 

— 

— 

19 

20 

21 

25 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

insgesamt . . . 

27 

52 

56 

788 

1 158 

1 280 

1 400 

2 050 



f ina 

nzierungssaldo 




Vermögens- 









Veränderung ...... 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 





Olfer.Ukhe Mittel 





Band 

0 

i 

1 

0 

n 

13 

u 

20 

Länder 

6 

12 

13 

tafi 

274 

302 

331 

480 

Gemeinden . 

21 

39 

42 

591 

814 

945 

1 Ö34 

1 51 7 

insgesamt . . 

27 

52 

56 

788 

1 139 

1 260 

1 370 

2 025 
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Tabelle 11— *36 


Institution 403 — AusbüdungslÖrderung 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 



Leistungen 

64 111 

194 

382 

836 

1 850 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen .... 

— 

— 

6 

11 

19 

38 

84 

180 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

— 

— 

70 

122 

213 

420 

920 

2 030 

Beiträge 

der Versicherten . . . 


Finanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber 

_ 

— , 

— 

— 

— 

. — 

— 



Öffentliche Mittel 

— 

— 

70 

122 

213 

420 

920 

2 030 

Vermögenserträge . • . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

insgesamt . . . 


— 

70 

122 

213 

420 

920 

2 030 

Vermögens- 

Veränderung ...... 



Finanzierungssaldo 




_ 

Bund 



öffentliche Mittel 

32 55 

07 

236 

606 

1 200 

Länder 


— 

33 

67 

116 

104 

314 

030 

insgesamt ... 

I - 

— 

70 

122 

213 

420 

920 

2 030 
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Tabelle 11—37 


Institution 404 — Wohngeld 

Millionen DM 



1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 



Leistungen 

2 148 

577 

650 

1 336 

I 800 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen .... 



— 

0 

28 

59 

66 

119 

144 

Verrechnungen 

— 

— 

0 

2 

3 

4 

5 

6 

insgesamt , 

— 

— 

2 

178 

639 

720 

1 460 

1 950 

Beitrage 

der Versicherten . - * 


Finanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber .... 



— 

— 

— 

— 

_ 

« — 

. — . 

öffentliche Mittel ... 

— 

— 

2 

178 

639 

720 

1 460 

1 950 

Vermögenserlräge . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- 

— 

insgesamt , . . 

— 

— 

2 

178 

639 

720 

i 460 

1950 

Vermögens- 

Veränderung 


Finanzierungssaldo 




Verwaltung:- und sonstige 
Leistungen on 

Kinderxus dilfigc im 
öffentlichen Dienst 



Ve r re dmungsausg ab e a 

0 2 

3 

4 

s 

8 

Insgesamt . . . 

- 

- 

0 

2 

3 

4 

5 

6 

Verrcdmungssaldo 

- 

— 

0 

—2 

-3 

—4 

—5 

-6 

Bund * 



Öffentliche Mittel 

1 74 

288 

325 

663 

»0 

Länder 

— 

— 

1 

84 

311 

348 

710 

850 

Gftm finden 

— 

— 

0 

20 

40 

47 

32 

100 

insgesamt . . . 

[ 


2 

178 

633 

720 

1 460 

1 350 


Antiong II 
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Tabelle 11—38 


Institution 405 — öffentlicher Gesundheitsdienst 

Millionen DM 



1950 

1955 

I960 

19Ö5 | 

1969 

1970 

1971 

1975 

Geldleistungen 



Leistungen 





Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen . . - 

127 

224 

352 

697 

850 

870 

915 

1 100 

Verrechnungen 

3 

5 

10 

17 

25 

30 

35 

50 

insgesamt . . . 

130 

229 

362 

714 

875 

900 

950 

1 150 

Beiträge 

der Versicherten „ ■ ■ 


F 

inanzierung 





Beiträge 

der Arbeitgeber 





- 

— 

— 


— - 

— - 

öffentliche Mittel .... 

102 

186 

303 

597 

712 

727 

766 

929 

Vermögenserträge . ■ ■ 

1 

2 

2 

4 

8 

8 

9 

11 

Sonstige Einnahmen ■ 

27 

41 

57 

i 13 

15 5 

165 

175 

210 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt , . . 

130 

229 

362 

714 

875 

900 

959 

1 150 

Vermögens- 
veränderung . - . . 


F i n a 

nzierungssalclo 


_ 





VerwaHungs- und sonstige 
Leitungen an 

KindoriUisdilage im 
öffentlichen Dienst 

3 

5 

Ve r i edinimg m u sgab en 

10 17 

25 

30 

35 

50 

insgesamt . . . 

3 

s 

10 

17 

25 

30 

35 

50 

Vcircchnungssaldo 

-3 

-5 

—10 

“17 

-25 

-30 

— 35 

-SO 

Bund 

2 

i 

öffentliche 

6 

Mittel 

12 

14 

iS 

15 

10 

Länder * , , 

sa 

71 

115 

327 

270 

276 

231 

iS 3 

Gemeinden 

Gl 

111 

162 

353 

426 

436 

460 

557 

Insgesamt . , 

I 102 

1SG 

3G3 

507 

713 

727 

766 

023 
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900 — Kosten der Sozialen Sicherung *) 

Millionen DM 



1950 

1 955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 

1975 




Leistungen 





Geldleistungen 

12 487 

20 934 

36 846 

58 057 

78 946 

84 115 

90 740 

125 087 

Sachleistungen 

2 336 

4 330 

7 861 

13 787 

21 330 

24 001 

27 397 

40 373 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen .... 

1 251 

2 225 

3 033 

4 687 

6 229 

7 650 

8 351 

10 342 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt , . 

16 074 

27 409 

47 740 

76 531 

106 505 

115 766 

126 488 

175 802 



Finanzi 

erung 





Beiträge 

der Versicherten . . . 

3 642 

6 746 

12 823 

20 808 

31 261 

36 332 

38 755 

53 199 

Beiträge 

der Arbeitgeber 

6 747 

13 098 

22 025 

32 472 

45 082 

52 236 

59 136 

80 266 

öffentliche Mittel .... 

5 425 

9 131 

12 683 

22 503 

26 453 

28 129 

30 629 

41 766 

Vermögenserträge . . . 

71 

531 

1 181 

1 863 

1 980 

2 085 

2 228 

3 681 

Sonstige Einnahmen ■ 

1 062 

801 

I 584 

1 685 

I 630 

1 595 

1 576 

l 381 

Verrechnungen 

1 - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . 

16 947 

30 307 

50 290 

79 331 

106 406 

120 377 

132 324 

180 293 



Finanzierungssaldo 




Vermögens- 
Veränderung . ... 

4-873 

-I 2 818 

-1-2 556 

Offen Ul die 

4 2 800 

-99 

4-4 611 

4-5 836 

4-4 491 


Mittel 

öünd 

3 157 

7 286 

10 211 

19 132 

22 IÖ1 

23 549 

25 701 

35 601 

Länder * 

1 391 

C6B 

032 

1 304 

t MG 

1 Gll 

1 674 

I 929 

GemcStidciD 

877 

1 177 

1 5 40 

2 053 

2 017 

2 957 

3 220 

4 217 

E-urOpöi scher Sozialfonds . 

— 

— 

— 

5 

50 

0 

10 

8 

Guropüisdio Gemeinschaft 

für Kohlp ufld Stahl 




4 

23 

12 

IG 

] 1 







insgesamt . - . 

5 42 5 

9 131 

12 083 

22 503 

26 453 

2S 129 

30 G39 

41 766 


‘) zum Vergleich mit den. entsp re ebenden Angaben in den Sozialbudgets i960 und I9G9/70, d. h. ohne die Institutio- 
nen Entgeltforlzahlung bei Krankheit, Erganzuogssysteme, Wiedergutmachung, Sonstige Entschädigungen, Jugentl- 
hilfe, Ausbildungsfürderung, Wolingeld 
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Tabelle 11—40 

Verrechnungen (Zahlungen der Institutionen untereinander) 

Millionen DM 


Ausgaben 





Arbeits- 

förde- 


Einnahmen 

Renten- 
versiche- 
rung der 
Arbeiter 

Renten- 
versiche- 
rung der 
Ange- 
stellten 

Kranken- 
versiche- 
rung und 
Mutter- 
schutz 

Unfall- 

versiche- 

rung 

rung 
einschl. 
Arbeits- 
lose n- 
versithe- 
rung und 
berufl. 
Bildung 

Kinder 

geld 


1950 

1955 

1960 

1965 

I960 

1970 

1971 
1975 


Rentenversicherung 
der Arbeiter 



1950 

1955 

I960 

1965 

1969 

1970 

1971 
1975 


Rentenversicherung 
der Angestellten 



1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 
1975 


Krankenversicherung 
und Mutterschutz 


149 

311 

940 

1 702 

2 906 

3 697 

4 071 

5 372 



191 

174 

114 

136 

276 

210 

214 

331 


1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 
1975 


Unfallversicherung 


1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 
1975 


Arbeitsförderung 
einschließlich Arbeitslosen- 
versicherung und berufliche 
Bildung 




40 

57 

50 

63 

80 


1950 

1955 

1960 

1965 

1969 

1970 

1971 
1975 


Kindergeld 




28 

57 

126 

200 

297 

320 

344 

504 


5 

13 

33 

55 

81 

84 

92 

141 


8 

10 

14 

35 

50 

60 

60 

70 


20 

10 



Knapp- 

sdiaft- 

liche 

Renten- 

ver- 

siche- 

rung 


37 

75 

131 

128 

135 

189 


14 

21 

24 

25 
35 

37 
77 
159 
301 
522 
619 
723 
1 141 


8 

15 

33 

49 

82 

85 

89 

126 
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Tabelle 11—40 


Alters- 
hi 1 Fe für 
Land- 
wirte 
emschi. 
Landab- 
gabe- 
lente 

Zusatz- 

Ver- 

siche- 

rungen 

(Ergan- 

zungs- 

Syste- 

me) 


Versor- 

gung 

der 

Kriegs- 
und 
Wehr- 
dienst - 
opfer 

Lasten- 

aus- 

gleidi 

Sozial- 

hilfe 

öffent- 

lidier 

Ge- 

sund- 

heits- 

dienst 

Wohn- 

geld 

ins- 

gesamt 

Ausgaben ^ 

/ Einnahmen 

Jahr 





_ 

_ 



9 

Rentenversicherung 

1950 

— ■ 

— 


— - 

— . 

— 

— 

— 

12 

der Arbeiter 

1955 








. 

. — 

— 

_ 

89 


1960 

. . 




— _ 

. — _ 


— 


80 


1965 



_= 


— . 



— 

— 

— 

134 


1969 


— 



— 

— 

- — 

— 

128 


1970 

- 

— ■ 


— . 

— 

— 

— 

— 

135 


1971 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

189 


1975 



— 



— 

— . 

— - 

— - 

5 

Rentenversicherung 

1950 

— 

— 


— 

— 

— 

- — 

— 

— ! 

der Angestellten 

1955 


— 


0 

— 

— 

— 

— 

489 


1960 



, — . 


0 

— 

— 

— 

— = 

1 582 


1965 

. 

— . 


1 

— . 

— 

— 

— 

852 


1969 



— 


0 

— 

— 

— 

— 

664 


1970 

— . 

— , 


0 

— 

— 

— 

— 

658 


1971 

— 

— 


0 

— 

— 

— 

— 

692 


1975 





25 

— . 

— - 

rn-m 


443 

Krankenversicherung 

1950 



— 




— . 

— 

— 

— 

664 

und Mutte rsdiutz 

1955 

. 

— - 


44 

— 

1 

— 

— 

1 583 


1960 

_ 

— 


74 

— ■ 

1 

— 

- — 

2 980 


1965 



— 


140 

— 

1 

— 

— 

4 947 


1969 

_ 

— 


147 

— 

1 


— 

5 958 


1970 



— 


139 

— 

2 

— 

— 

6 649 


1971 

— 

— 


155 

— 

5 

— 

— 

9 059 


1975 


__ 






_ 





Unfallversicherung 

1950 



- - 


- — . 

— 

— 


— ■ 

0 


1955 








_ 







1 


1960 










. 

— 



67 


1965 

, 






— . 

— , 

. — 

— 

1 


1969 






. . 





* 

— 

1 : 


1970 






- 

_ 



— . 

— 

2 


1971 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

2 


1975 


_ 




_ 







. 

Arbeitsförderung 

1950 

- 






— 

— . 

— 

— 

— 

einschließlidi Arbeitslosen- 

1955 

— 

_ 


— 

- — 

— 

— 

— 

— 

versicherung und berufliche 

1960 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

40 

Bildung 

1965 

— 

— 


— 

— - 

- — . 

— 

— 

57 


1969 



— . 




. 

— . 

— - 

— 

50 


1970 






r 

- 


. - 

— . 

63 


1971 

— 

— 


~ 

— 

— 

— 

— 

80 


1975 

« — 

0 



— 

— 

— 

— 

— 

49 

Kindergeld 

1950 

— 

0 

— 


— 

— - 

— 

— 

115 


1955 



0 



30 

— - 

— 

— 

— 

246 


1960 



0 



50 

— . 

— 

„ 

— 

389 


1965 

— * 

0 

— 

30 

— 

— 

— 

— 

540 


1969 


0 



25 

— 

— - 

— 

— ■ 

574 


1970 

_ 

0 

— 

20 

— 

— 

— 

— 

605 


1971 

— 

0 

— 

10 

— 

— 

— 

— 

851 


1975 
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Verrechnungen (Zahlungen der Institutionen untereinander) 

Millionen DM 


Jahr 


Ausgaben 


Renten- 
versiche- 
rung der 
Arbeiter 


Renten- 
versiche- 
rung der 
Ange- 
stellten 


ITimnahmen 


Kranken- 
versiche- 
rung und 
Mutter- 
schutz 


Unfall- 

versiche- 

rung 


Arbeits- 
förde- 
rung 
einschL 
Arbeits- 
losen- 
versidie- 
rung und 
berufl. 
Bildung 


Kinder- 

geld 


Knapp- 

schaft- 

Iiche 

Renten- 

ver* 

sidie- 

rung 


1950 

Kn appsch ältliche 

25 

10 






1955 

'Rentenversicherung 

85 

25 

3 

— 

— 

— 

\ / 

1900 


309 

72 

2 

0 

— 

— 


1965 


487 

131 

— 

0 

— 

— 

\/ 

1909 


1 088 

281 

— 

0 

— 

— 


1970 


1 137 

303 

— 

0 

— 

— 

A 

1971 


1 178 

315 


0 

— 

— 

/ \ 

1975 


1 496 

410 

— - 

0 

— 

— 


1950 

Altershilfe für Landwirte 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

1955 

einschließlich Landabgabe- 

— 

— 

— 

— 


— 

= 

1960 

rente 

— 

— 

— 

— 

■ — ■ 

— 

— - 

1965 


— 

— 


0 

— 

— ■ 

— 

1969 


— 

— 

— 

0 

— 

— 

— 

1970 


— 

— 

— 

0 

— 

— 

— 

1971 


— 

— 

— 

0 

— 

— 

— 

1975 


— 

— 

• — 

0 

— 

— 


1950 

Pensionen im 

4 

1 

10 

6 

13 

— 

l 

1955 

öffentlichen Dienst 

10 

3 

21 

11 

24 

— 

2 

1960 


20 

6 

47 

16 

26 

— 

4 

1965 


34 

8 

77 

24 

44 

— 

7 

1969 


57 

8 

105 

35 

64 

- 

9 

1970 


66 

9 

110 

38 

70 

— 

9 

1971 


73 

10 

115 

41 

70 

— 

10 

1975 


95 

15 

130 

53 

8ß 

— 

11 

1950 

Kinderzuschläge 

1 

0 

4 

1 

6 

— 

0 

1955 

im öffentlichen Dienst 

3 

1 

7 

3 

10 

— 

1 

1960 


7 

3 

21 

7 

16 

— 

1 

1965 


12 

5 

37 

11 

21 

— 

2 

1969 


19 

8 

57 

16 

35 

— 

3 

1970 


22 

9 

59 

18 

45 

— 

2 

1971 


24 

10 

61 

20 

54 

— 

2 

1975 


31 

15 

68 

24 

66 

— 

2 

1950 

Sozialhilfe 

— 

— 

— 

— 

3 

— 

— 

1955 


— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

I960 


— 

— 

— 

- — 

2 

- — 

— - 

1965 


— 

— 

— 

— 

0 

— 

— 

1969 


— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

1970 


— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

1971 


— 

— 

— 

— 

0 

— 

— 

1975 


— 

— 

— 

— 

0 

— 

— 

1950 

insgesamt 

207 

57 

14 

15 

227 

— 

46 

1955 


466 

144 

43 

24 

230 

— 

95 

1960 


1 890 

486 

71 

42 

169 

— 

234 

1965 


4 001 

846 

118 

192 

202 

106 

448 

1969 


5 195 

1 336 

163 

249 

377 

57 

768 

1970 


5 882 

1 590 

169 

215 

327 

50 

867 

1971 


6 323 

1 827 

176 

221 

340 

63 

984 

1975 


8 155 

2 521 

198 

262 

487 

80 

1 504 
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Alters- 
hilfe für 
Land- 
wirte 
einsdU. 
Landab- 
gabe- 
rente 


Zusatz- 

ver- 

sidie- 

rungcn 

(Ergän 

zungs- 

Syste- 

me) 


Pensio- 
nen im 
öffent- 
lichen 
Dienst 


Versor- 

gung 

der 

Kriegs- 
und 
W ehr- 
dienst - 
opfer 


Lasten- 

aus- 

gleich 


Sozial- 

hilfe 


Öffent- 

licher 

Ge- 

sund- 

heits- 

dienst 




Ausgaben 

Wohn- 

ins- 


geld 

gesamt 




Einnahmen 










35 

Knapp schaft liehe 

1950 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

113 

Renten Versicherung 

1955 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

383 


I960 

— . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

618 


1965 

— - 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

1 369 


1969 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 440 


1970 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 493 


1971 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 906 


1975 










Altershüfe für Landwirte 

1950 


„ 



— 

— 

— 

— 



— 

einschließlich Landabgabe- 

1955 




— 

— 

— 

— 

— 

— ~ 

— 

rente 

1960 



— 

— 

— 

— 

— 


0 


1965 






— 

— 

— - 

— 



0 


1969 


— . 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

0 


1970 


. 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

0 


1971 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- 

0 


1975 


0 


— 









35 

Pensionen im 

1950 



0 

— 

— 

— 

— 


— 

71 

öffentlichen Dienst 

1955 

0 

0 

. — - 

— 

— 

— 


— 

119 


1960 

0 

0 

— 

— 

— 

— 


— - 

194 


1965 

0 

0 

— . 

— 

— 

— 

— 

— 

278 


1969 

0 

0 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

302 


1970 

0 

0 

— 

— 

— 

* — 

— 

— 

319 


1971 

I 

0 

— 

— 

— 

— | 


— 

393 


1975 


0 

2 

4 




3 



21 

Kinderzusch läge 

1950 



0 

5 

6 

— 



5 

— 

41 

im öffentlichen Dienst 

1955 

0 

0 

6 

10 

— 

. 

10 

0 

81 


1960 

0 

0 

10 

13 

— 

— 

17 

2 

130 


1965 

l 

0 

14 

17 

— 

- — , 

25 

3 

198 


1969 

1 

0 

15 

20 

— 

. 

30 

4 

225 


1970 

1 

0 

17 

21 

— 

— 

35 

5 

250 


1971 

1 

0 

23 

25 

— 

— 

50 

6 

311 


1975 




— 

10 

\ j : 

\ / 

— 

— 

13 

Sozialhilfe 

1950 

_ 





— 

12 

\ / 

— 

— 

14 


1955 

_ 

, . 

— 

— 

14 

\/ 

— 

— 

16 


1960 







— 

19 

v 


— 

19 


1965 



_ 



— 

22 



— 

23 


1969 

, 





— 

23 

\ 

— 


24 


1970 



„ 



— - 

24 

/ \ 

— 

— 

24 


1971 

— 

— 

— 

— 

20 


— 

— 

20 


1975 

. 

0 

2 

29 

10 

0 

3 

— 

610 

insgesamt 

1950 



0 

5 

6 

12 

0 

5 

— * 

1 030 


1955 

0 

0 

6 

84 

14 

1 

10 

0 

3 007 


i960 

0 

0 

10 

137 

19 

1 

17 

2 

6 099 


1965 

1 

0 

14 

188 

22 

I 

25 

3 

8 399 


1969 

1 

0 

15 

192 

23 

1 

30 

4 

9 366 


1970 

1 

0 

17 

180 

24 

2 

35 

5 

10 198 


1971 

2 

0 

23 

190 

20 

5 

50 

6 

13 503 


1975 
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1. Überblick 

Die in dem Anhang III wiedergegebenen Tabellen 
stellen die Verbindung zwischen Sozialbudget und 
kurz- und mittelfristiger Wirtschaftsprojektion her. 
Es werden darin die methodischen Schritte darge- 
stellt, die erforderlich sind, um die Grüßen des 
Sozialbudgets in die Kategorien der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung umzusetzen. 

In umfassender Weise werden alle Positionen des 
Sozialversicherungskontos (Teil III — 2) und der 
Einkommensübertragungen der Gebietskörperschaf- 
ten (Teil III — 3) aus dem Sozialbudget abgeleitet. 
Ergänzend zum Teil III ■ — 2 wird eine Aufgliede- 
rung nach Institutionen gegeben für die Einkom- 
mensübertragungen der Sozialversicherung an die 
privaten Haushalte (Teil III — 4) und für die Bei- 
träge der privaten Haushalte zur Sozialversicherung 
(Teil III — 5). Die Tabellen in Teil III — 3 und 
Teil III — 4 ergeben zusemmen die Einkommens- 
übertragungen des Staatssektors an die privaten 
Haushalte; in ähnlicher Form veröffentlicht die 
Deutsche Bundesbank die „Öffentlichen Einkom- 
mensübertragungen'" für abgelaufene Perioden* In 
Teil III — - 6 schließlich wird die kontenmäßige Ver- 
zahnung der Sozialversicherung mit dem Konten- 
system der Volkswirtschaftlichen Gesamt rech nung 
dargestellt. 


2. Die Umsetzung in das Sozialversicherungs- 
konto der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung 

1- Ausgangspunkt ist das institutionelle Sozial- 
budget r dessen Zahlenwerk in Anhang II zusammen- 
fassend wiedergegeben ist. 

Die Daten folgender neun Institutionen gehen in 
das Sozialversicherungskonto der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamt rechnung ein: 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 
Knappsdiaftliche Rentenversicherung 
Krankenversicherung 

Arbeitslosenversicherung (im Sozialbudget zutref- 
fender mit „Arbeitsförderung einschließlich Ar- 
beitslosenversicherung und berufliche Bildung" 
bezeichnet) 

Landwirtschaftliche Altershilfe 
Unfallversicherung 

Zusatzversidierung im öffentlichen Dienst 
Pensionen, im öffentlichen Dienst. 

Die Daten des Sozialbudgets für Finanzierung und 
Leistungen dieser neun Institutionen (aus Anhang 11) 
sind in den Tabellen 0 zusammengestellt, 

2. Für jede Position des Sozialversicherungskontos 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (vgL 
Übersicht 16) ist ein „Umbuchungskonto für den 


Einbau des Sozialbudgets in die Volkswirtschaftliche 
Gesamtredmung" 1 eingerichtet (Konten 1.1,1. bis 
2.3.). 

Für die Pensionen im öffentlidien Dienst ist ein 
eigenes Umbuchungskonio eingerichtet (Konto 3.). 

Die in den Tabellen 0 zusammengestellten Daten 
(vgl. L) sind vollständig auf die genannten Um- 
budiungskonten übernommen, mit Ausnahme der 
internen Verrechnungen zwischen den Zweigen der 
Sozialversicherung, die für den Einbau deT Sozial' 
Versicherung insgesamt ohne Bedeutung sind, da sie 
sich zu Null saldieren. Die Nummern der jeweiligen 
Gegenkonten sind angegeben. Die Finanzierungs- 
Positionen werden auf der rechten Seite (Haben), 
die Leistungspositionen auf der linken Seite (Soll) 
gebucht. 

3- Finanzierung und Leistungen sind im Sozial- 
budget gegenüber dem Sozialversicherungskonto 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung anders 
gegliedert und anders abgegrenzt. 

Nach der ersten groben Zuordnung der Sozialbud- 
get-Positionen (vgl. 2.) sind deshalb zahlreiche Um- 
setzungen zwischen den Umbuchungskonten erfor- 
derlich. Dadurdi wird jeder Position des Sozialver- 
sicherungskontos der Betrag zugewiesen, der ihrer 
sachlichen, räumlichen und zeitlichen Abgrenzung 
entspricht. Die Art der einzelnen Umsetzungen ist 
in 7. näher erläutert. 

4* Die in der kurz- und mittelfristigen Wirtschafts- 
projektion angesetzten Werte für die Positionen des 
Sozialversicherungskontos sind, mit den vorläufigen 
Berechnungen des Sozialbudgets abgestimmt wor- 
den. Sie sind in Übersicht 16 wiedergegeben. 

Die Ansätze des in die Wirtschaftsprojektion emge- 
gangenen Sozialversicherungskontos (Übersicht 16) 
sind nunmehr mit den Werten zu vergleichen, die 
sich aus den endgültigen Ergebnissen des Sozial- 
budgets durch Umsetzung in die Volkswirtschaft- 
liche Gesamtredmung (vgl, 2. und 3,) ergeben und 
als Salden der Umbuchungskonten 1,1*1. bis 2.3. zu 
berechnen sind, 

5. Die bei diesem Vergleich etwa festzustellenden 
Abweichungen sind darauf zu prüfen und danach zu 
beurteilen, 

— ob es sich um methodische Residifferenzen han- 
delt, die in gleicher Größenordnung bereits in 
den Basisjahren 1969 und 1970 vorhanden sind 
und deshalb audr in den Prognose j ah ren 1971 
und 1975 auf treten, 

ob sic in den untersdüedlidien Bearbeitungs- 
und Fertigsteilungszeitpunkten von Wfrtsdiafts- 
projektion und Sozialbudget begründet sind 
(Verarbeitung neuerer Daten im Sozialbudget), 

— ob sie absolut und relativ geringfügig sind. 

Die Abweichungen sind in Übersicht 17 zusammen- 
gestelit und werden in Nr. 47 bis 51 ausführlich ana- 
lysiert. Das Ergebnis ist, daß Übereinstimmung zwi- 
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sehen Sozialbudget und Wirtschaftsprojektion be- 
steht. Die Abweichungen sind ausnahmslos gering- 
fügig und als unerhebliche statistische Differenzen 
anzusehen, 

6 . Die statistischen Differenzen sind auf den Um- 
buchungskonten 1.1. 1. bis 2.3. verbucht. Die sich da- 
nach ergebenden Salden der Umbuchungskonten 
sind in das Konto 4 übernommen. Damit ist das 
Kontensystem im Teil III — 2 geschlossen, 

Konto 4. stimmt einerseits überein mit Übersicht 16 
(Sozialversichemngskonto der Wirtschaftsprojek- 
tion), andererseits ist es aus dem Sozialbudget (An- 
hang lf) abgeleitet. Konto 4 ist deshalb das gemein- 
same Sozia Iversidiemngskonto von Wirtschafts- 
projektion und Sozialbudget. 

7. Methodisch entscheidend für den Einbau des 
Sozialbudgets in das Sozialversichemngskonto der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtredinung sind die Um- 
setzungen auf den Umbuchungskonten (vgl. 3.), Sie 
werden im folgenden näher erläutert. 

1 .1 .1 . Sozi alversi ehern ngsbeitri ge 

Aus dem Sozialbudget werden übernommen: 

— die Versicherten- und Arbeitgeberbeiträge der 
ersten sechs in 1. genannten Institutionen, 

— die Beiträge und öffentlichen Mittel der Zusatz- 
versicherung im öffentlichen Dienst. 

Hinzuaddiert werden die fiktiven Beiträge, die im 
Rahmen der Volks wirtschaftlichen Gesamtrechnung 
für die Pensionen im öffentlichen Dienst berechnet 
werden (Gegenkonto: 3), 

Abgesetzt werden: 

— die im Jahr 1969 von den Rentnern der gesetz- 
lichen Rentenversicherung getragenen Beiträge 
zur Krankenversicherung der Rentner, Ab 1970 
ist die 2prozentige Rentenkürzung weggefallen. 
Im Sozialbudget werden die Renten ungekürzt 
unter den Geldleistungen ausgewiesen, als Ge- 
genposten sind die betreffenden Beiträge in den 
Versichertenbeiträgen enthalten (Brutlover- 
budmng). In der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
redinung sind die Renten um die Rentnerbei- 
trage gekürzt ausgewiesen, entsprechend fehlt 
der Gegenposten bei den Beitragseinnahmen 
(Nettoverbudiung). Die Gegenbuchung erfolgt 
auf Konto 1 .2.2.1. (Einkommensübertragungen), 
wo die Barleistungen um die Rentnerbeiträge 
gekürzt werden. 

— - die im Sozialbudget, dagegen nicht in der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung unter den Bei- 
trägen angesetzten Verwaltungskosten, die die 
Arbeitgeber für Betriebskrankenkassen tragen. 
Entsprechend wird als Gegenbuchung auf Konto 
1,2.1. der Staatsverbrauch korrigiert, 

— die geschätzten Beiträge der Einpendler, d, h. der 
in der BRD beschäftigten Arbeitnehmer, die 
ihren Wohnsitz im Ausland haben. Diese Bei- 
träge werden in der Volkswirtschaftlichen Ge- 


samtredhmmg als laufende Übertragungen vom 
Ausland gebucht (Konto 1,1,3.). Die Sozialver- 
sicherungsbeiträge umfassen nur die Beiträge 
der privaten Haushalte, 

Zu berücksichtigen ist schließlich, daß die Beiträge 
zur Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange- 
stellten im Sozialbudget zeitlich anders abgegrenzt 
sind als in der Volkswirtschaftlichen Gesamtredi- 
nung. Die im Sozialbudget angewandte Ist-Rechnung 
erfaßt die Beiträge, die im Kalenderjahr bei den 
Rentenversicherungsträgem eingehen; die Soll-Rech- 
nung der Volkswirtsdiaftlidien Gesamtredinung 
weist dagegen die Beiträge aus, die für das Kalen- 
derjahr geleistet werden. Da die Beiträge für einen 
Monat im Durchschnitt erst im nadifolgenden Monat 
abgeführt werden, besteht eine Phasenverschiebung, 
Die Beiträge des Sozialbudgets, die in den Monaten 
Januar bis Dezember eingehen, betreffen den De- 
zember des Vorjahres und die Monate Januar bis 
November des laufenden Jahres. Setzt man die im 
Januar für den Dezember des Vorjahres vereinnahm- 
ten Beiträge ab und die im Januar des folgenden 
Jahres für den Dezember des laufenden Jahres ver- 
einnahmten Beiträge zu, so gelangt man vom Sozial- 
budget zur zeitlichen Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtredinung. Die Differenz zwischen 
den betreffenden Januar -Bei trägen der Ist-Rechnung 
macht den Betrag der Phasenversdiiebung aus. Sie 
wird zu den Beiträgen des Sozialbudgets addiert. Bei 
steigenden Beitragseinnahmen ist sie positiv, d. h, 
die Beiträge in der Abgrenzung der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtredinung sind um sie höher als die 
Beiträge in der Abgrenzung des Sozialbudgets. In 
Jahren mit großen Steigerungen der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme und^oder mit Erhöhungen des Bei- 
tragssatzes ist die Phasenverschiebung besonders 
hoch; das erklärt die Ansätze für 1969 und 1970 
einerseits und 1971 und 1975 andererseits. Die Pha- 
senverschiebung der Beiträge erhöht den Finanzie- 
rungssaldo (Konto 2.3.). 

1.1.2. Indirekte Steuern 

Als indirekte Steuern werden in der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtredinung die UnfaHversiche- 
nmgsbei träge des Sozialbudgets verbucht. 

Hinzu kommt der Zuschuß des Bundes an die land- 
wirtschaftlichen Bemfsgenossenschaften. In der 
Volkswirtschaftlidien Gesamtredinung wird dieser 
Bimdeszusdiuß einerseits als Subvention des Staa- 
tes an den Unternehmenssektor und andererseits als 
indirekte Steuer des Unternehmenssektors an den 
Staat gebucht. Im Sozialbudget dagegen ist er in 
den öffentlichen Mitteln enthalten, von denen er 
deshalb beim Einbau abzusetzen ist (Konto LI. 5.). 

1.1.3. Laufende Übertragungen vom Ausland 

Hier werden die Beitrage der Einpendler erfaßt, die 
von den Sozialversidierungsbeitmgen abgesetzt 
werden (s, Erläuterungen zu Konto 1.1.1,). 

LI -4. Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen 

Aus dem Sozialbudget werden die Vermögenser- 
träge der Sozialversicherung übernommen. 
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Außerdem werden in der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung unterstellte Bankgebühren angesetzt. 
Hierbei handelt es sich um die Differenz aus den 
Vemiögenserträgen und Zinsauf Wendungen der 
Kreditinstitute, die als Verkauf einer Dienstleistung 
an die übrigen Sektoren, u. a. aud; die Sozialver- 
sicherung, gebucht wird. Die auf die Sozialversiche- 
rung entfallenden Betrage werden einerseits als 
empfangene Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen und andererseits als Staatsverbraudi 
ausgewiesen. Die Gegenbuchung erfolgt also auf 
Konto 1.2.1. 

Im Rahmen der Umsetzung des Sozialbudgets in die 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung wird schließ- 
lieh der Saldo des Kontos 1.1.8. in das Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen einge- 
stellt. Wie sich aus den Buchungen auf den Konten 
1.1.7. und LI. 8. ergibt, bedeutet dies, daß die stati- 
stischen Differenzen dieser Konten voll in das Konto 
1.1.4 übertragen werden. Dieser methodische Weg 
ist nicht ganz befriedigend; er ist jedoch dadurch 
gerechtfertigt, daß die „Sonstigen Einnahmen" des 
Sozialbudgets sowohl Rückersätze (LL7.) als auch 
Verkaufserlöse (1.1.8,) als auch Vermögenserträge 
(1.1.4.) enthalten, aber eine exakte Aufteilung der- 
zeit aus statistischen Gründen nicht möglich ist. Von 
einer schätzungsweisen Aufteilung der statistischen 
Differenzen ist abgesehen worden, da es sich insge- 
samt um relativ geringe Beträge handelt. 

1.1.5. Laufende Übertragungen von 
Gebietskörperschaften 

Ans dem Sozialbudget werden übernommen: 

— die öffentlichen Mittel, die von den ersten sieben 
der in 1. genannten Institutionen vereinnahmt 
werden, 

die von Gebietskörperschaften, zufließenden Vcr- 
redinungseinnahmen 

— der Bundesanstalt Tür Arbeit (Verwaltungs- 
kosten Kindergeld), 

der Krankenversicherung (Sozialhilfe; Kriegs- 
opferversorgung) und 

der Rentenversicherung der Angestellten 
(Kriegsopferversorgung). 

Hinzuaddiert werden vom Konto 3 

— die laufenden Übertragungen der Gebietskörper- 
schäften an die Sozialversicherung für die Beam- 
tenpensionen, 

— der Zuschuß des Bundes an die Bundesbahn für 
die Versorgung der 131er. 

Abgezogen werden 

— der Zuschuß des Bundes an die landwirtschaft- 
lichen Rerufsgenossenschüften, der im Sozial- 
budget als öffentliche Mittel, in der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamt rechnung dagegen als indi- 
rekte Steuer von der Sozialversicherung verein- 
nahmt wird (vgl. 1.1, 2, ), 

— die Öffentlichen Mittel für Leistungen, die im 
Sozialbudget, nicht aber in der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung zum Bereich der Sozial- 


versicherung gehören und die deshalb auch auf 
der Leistungsseite (Konten 1.2.1, und 1.2.2. 1.) ab- 
geselzt werden, und zwar 

— ein Teil des Mutterschutzes, 

— die Arbeitslosenhilfe (außer Anschlußarbcits- 
losenhilfe), 

— die „Sonstigen Auftragsgeschäfte" der Bun- 
desanstalt für Arbeit (z. B. Berybauhilfen, 
Hilfsmaßnahmen der Länder). 

Ebenfalls abgezogen wird die Phasenverschiebung, 
die sich für den Bundeszuschuß zur Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten ab 1970 er- 
gibt, weil das Sozialbudget in Übereinstimmung mit 
dem Rentenanpassungsbericht die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten für die 
Jahre ab 1970 nach dem reinen IsLVerfahren dar- 
stellt r während die Volkswirtschaftliche Gesamtrech- 
nung (ebenso wie die auf den Rechnungsabschlüs- 
sen aufbauenden ex -post-Daten des Sozialbudgets) 
den Bundeszuschuß nach dem Soll-Verfahren aus- 
weist. Da entsprechend den Renten der Bundeszu- 
schuß für Januar bereits im Dezember gezahlt wird, 
bedeutet, die unterschiedliche zeitliche Abgrenzung, 
daß die öffentlichen Mittel im Sozialbudget um den Alll JRtj Hl 
Betrag der Phasenverschiebung höher sind als die 
entsprechenden Größen in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung. 1971 ist der Betrag größer als in 
den übrigen Jahren, da der Bundeszuschuß von 
1971 auf 1972 wegen des Auslaufens der Kürzungen 
auf Grund des Finanzänderungsgesetzes 1967 beson- 
ders stark steigt. Die Phasenverschiebung der öffent- 
lichen Mittel vermindert den Fmanzierungssaido 
(Konto 2.3.). 

1.1.6. Laufende Übertragungen von 
Wirtschaftsuntemehmen 

Soweit die von Bundesbahn und Bundespost gezahl- 
ten Pensionen nicht durch fiktive Beiträge und durch 
den Bundeszuschuß an die Bundesbahn zur Ver- 
sorgung der 131er gedeckt sind, werden in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung lautende 
Übertragungen vom Unternehmenssektor an die 
Sozialversicherung gebucht (Gegenkonto 3). 

1.1.7, Laufende Übertragungen von 
privaten Haushalten 

Diese Position umfaßt die sogenannten Rückersätze, 
d. h. die Kostenerstattungen, Gebühren und Straf- 
gelder einschließlich bestimmter Verredinungsein- 
nahmen der Krankenversicherung. Die „Sonstiger! 

Einnahmen" des Sozialbudgets werden deshalb 

— um den Teil gemindert, der nicht auf RückeTSätze 
entfällt. Das sind z. B. Verkaufserlöse. Die Ge- 
genbuchung erfolgt auf Konto LI. 8. 

— um die Erstattungen erhöht, die die Rentenver- 
sicherung nach § 183 RVO und die Unfallver- 
sicherung nach § 1504 RVO an die Krankenver- 
sicherung leisten. Diese Buchung ist erforderlich, 
weil in der Volkswirtschaftlichen Gesamtredi- 
nung sowohl die Leistungen der Krankenver- 
sicherung als auch die Leistungen der Renten- 
versicherung und Unfallversicherung ungekürzt 
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ongesetzt werden und die dadurch entstehenden 
Doppelzählungen bei den Einkommensübertra- 
gungen an private Haushalte (Konto t .2,2,1.) 
auszugleidien sind. Im Sozialbudget dagegen 
werden diese Beträge nur einmal als Barleistun- 
gen erfaßt, indem die Barleistungen der Renten- 
versicherung und Unfallversicherung entspre- 
chend gekürzt ansgewiesen werden und der 
Erstattungsvorgang durch Verredmungsbuchun- 
gen zwischen den Versidierungszweigen durge- 
stellt wird. 

1*1*8. Verkäufe 

Die „Sonstigen Einnahmen", die nicht als Rüde- 
ersätze auf Konto 1.1.7. verbleiben, gehen von 
Konto 1.1,7. auf Konto 1.1.8, über. Nach Berücksich- 
tigung eines Betrages, der in dos Konto für das 
Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen (1.1.4.) eingestellt wird, ergeben sich die Ver- 
kaufserlöse. 

1 .2.1 . Staatsverbrauch 

Aus dem Sozialbudget werden folgende LeisLungs- 
positionen der Sozialversicherung (ohne Pensionen 
im öffentlichen Dienst) übernommen: 

— Sachleistungen, 

— Allgemeine Dienste und Leistungen, 

Kinderzusdiläge für die Bediensteten der Sozial- 
versicherung (als Verrechnungsausgaben an die 
Institution „Kinderzusdiläge im öffentlichen 
Dienst" ausgewiesen). 

Zugesetzt werden: 

“ die fiktiven Beiträge für die Versorgung der Be- 
diensteten der Sozialversicherung (Gegenbu- 
chung auf Konto 3.), 

— die unterstellte Bankgebühr (Gegenbudiung auf 
Konto 1 ,1 .4.), 

— die Abschreibungen (Gegenbucbung auf Konto 

2.L2,}. 

Abgesetzt werden Beträge, die in den Sachleistun- 
gen und in den Allgemeinen Diensten und Leistun- 
gen des Sozialbudgets enthalten sind, aber nicht 
zum Staatsverbraudi redinen. Im einzelnen sind 
dies: 

— die von Arbeitgebern getragenen VerwaHungs- 
kosten der Betriebskrankenkassen, die auf der 
Einnahmenseite von den Beiträgen (1.1.1.) abge- 
setzt werden, 

die von der Rentenversicherung gezahlten Eei- 
tragszuschusse zur privaten Krankenversiche- 
rung von Rentnern, die im Sozialbudget als Sach- 
leistungen, in der Volkswirtsdiaftlichen Gesamt- 
rechnung dagegen als Einkommensübertragun- 
gen (1,2. 2.1.) verbucht werden, 

— die Einkommensübertragungen der Arbeitsför- 
derung und beruflichen Bildung, die — - anders 
als das Unterhaltsgeld — im Sozialbudget nicht 
als Barleistungen ausgewiesen sind, jedoch zu 


den EinkommensüberLragungen (1 .2.2,1,) rech- 
nen, 

“die Krankenscheinprämie für nicht benutzte 
Krankenscheine (S 188 RVO), die von 1970 an 
gezahlt und ebenfalls als Einkommensübertra- 
gung (1. 2,2,1.) in der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung gebucht wird, 

— die „Sonstigen Auftragsgeschäfte" der Bundes- 
anstalt für Arbeit, die nicht zum Leis tun gsbe reich 
der Sozialversicherung in der Abgrenzung der 
Volks wirtschaftlichen Gesamtrechnung gehören 
und deshalb auch auf der Eirniahmenseite bei den 
öffentlichen Mitteln (1,1.5.) abgesetzt werden, 

— die Bruttoanlage Investitionen (Sach Investitionen) 
und die Vermögensübertragungen, die in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung eigenen 
Positionen (2*2.1 . und 2.2.2.) zugeordnet sind. 

1, 2,2.1. Einkommensübertragungen an 
private Haushalte 

Außer den Geldleistungen der Sozialversicherung 

werden berücksichtigt: 

— die Kinderzusdiläge, die zu den Geldleistungen 
gewährt werden und wegen ihres dem Kinder- 
geld vergleichbaren Charakters im Sozialbudget 
durch Verrechnung der Institution „Kindergeld" 
zugewiesen sind. Ebenso die Kinderzuschläge zu 
den Pensionen im öffentlidien Dienst, die im 
Sozialbudget durch Verrechnung der Institution 
„Kinderzusdiläge im öffentlichen Dienst 11 zuge- 
wiesen sind. 

— die Erstattungen der Bundesanstalt für Arbeit an 
die Träger der Sozialhilfe, 

— die Erstattungen der Rentenversicherung und 
Unfallversicherung an die Krankenversicherung 
nach §§ 133, 1504 RVO (Gegenbuchung als Rüde- 
ersätze auf Konto 1.1.7), 

— die nicht als Staatsverbrauch (1.2.1.) ausgewie- 
senen Einkommensübertragungen der Arbeits- 
förderung und beruflichen Bildung (ohne das 
Unterhaltsgeld, das im Sozialbudget bereits als 
Geldleistung verbucht wird), 

— die nicht als Staatsverbrauch (1.2. L) angewie- 
senen Beitragszusdiüsse der Rentenversicherung 
für die private Krankenversicherung von Rent- 
nern, 

die nidit als Staatsverbraudi (1,2.1) angewie- 
sene Krankensdieinprämie, 

Dagegen werden abgezogen 

— die Beiträge der Rentner zu ihrer Krankenver- 
sidiemng, die auf der anderen Seite von den 
Sozialversicherungsbeiträgen abgesetzt werden 
(Gegenkonto 1.1,1.), 

— ein Teil der Leistungen des Bundes für den Mut- 
terschutz und die Arbeitslosenhilfe (ohne An- 
schlußarbeitslosenhilfe), die nidit zum Lei- 
stungsbereich der Sozialversicherung in der Ab- 
grenzung der Volks wirtsdiaftlidien Gesamtredl- 
nung gehören und deshalb auch hei den öffenU 
lidien Mitteln (1*1 .5.) eliminiert werden, 
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— die Einkommensubertragungen, die an Berech- 
tigte im Ausland gezahlt und darum der Position 
1.2. 2, 2, zugeordnet werden. 

Außerdem sind Phasenverschiebungen anzusetzen 

für 

— die Geldleistungen der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten, Da die Renten 
schon vor Ende eines Monats für den nächsten 
Monat angewiesen werden , ergibt die für die 
Jahre ab 1970 im Sozialbudget verwendete Ist- 
Rechnung höhere Rentensummen als die Soll- 
Rechnung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung. Die Geldleistungen der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten sind um 
die Phasen Verschiebung zu vermindern; dadurch 
erhöht sich der Finanzier ungssaldo (2.3.). 

— das SdhledUwettergelcl, denn die Zahlungen der 
Bundesanstalt für Arbeit an die Unternehmen 
fallen zeitlich nicht mit den Zahlungen der Un- 
ternehmen an die Arbeitnehmer zusammen. Im 
Sozialbudget werden entsprechend den Abrech- 
nimgsergebnissen der Bundesanstalt für Arbeit 
die Zahlungen an die Unternehmen ausgewiesen, 
in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
werden an Hand der Statistik der ausgefallenen 
Tagewerke diese Betrage den Tagen des tat- 
sächlichen Lohnausfalls zugeordnet. Entsprechend 
dem Witterungs verlauf ergibt sidi daraus, daß 
1969 das Schlechtwcltergeld in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung hoher 
ist als in der des Sozialbudgets, in 1970 dagegen 
niedriger. Durch Berücksichtigung der Phasen- 
verschiebung wird der Finanzierungssaldo (2. 3.) 
1969 vermindert und 1970 erhöht. Für die Jahre 
1971 und 1976 wurde ein ausgeglichener, rJ nor- 
maler" Wilterungsverlauf unterstellt, so daß 
keine Phasenverschiebung anzusetzen ist. 

die Krankenscheinprämie (§ 188 RVO). Diese 
Leistung der Krankenversicherung wird erstmals 
für das Jahr 1970 gezahlt. Da die Krankenschein- 
prämie für ein Jahr zum größten Teil erst im 
nachfolgenden Jahr tatsächlich an die Versicher- 
ten ausgezahlt wird, können die Ansätze des 
Sozialbudgets, die das Jahres-Soll wiedergeben, 
von denen der Volks wirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung abweichen, in der auf den Zeitpunkt 
der Erhöhung des verfügbaren Einkommens der 
privaten Haushalte abgestellt wird. Diese Pha- 
senverschiebung hat beim Einbau des Sozialbud- 
gets 1971 nur für das Jahr 1970 praktische Be- 
deutung, denn in diesem Jahr gibt es wegen der 
Einführung der Krankenschemprämie zum 
1. Januar 1970 keinen Überhang aus dem Vor- 


jahr, während sich 1971 und 1975 wegen der in 
gleicher Höhe eingesetzten Beträge die Über- 
hänge ausgleichen. 1970 ist deshalb für den Ein- 
bau in die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
einmalig eine Phasenverschiebung der Kranken- 
scheinprämie von den Leistungen des Sozialbud- 
gets abgesetzt, wodurch sich der Finanzierungs- 
saldo (2.3.) erhöht, 

1.2.2.2. Einkommensübertragungen an das Ausland 

Die von den Geldleistungen abgesetzte Beträge für 
Zahlungen ins Ausland (vgl. Konto 1.2, 2.1.) sind 
hier erfaßt, 

2.1.2. Abschreibungen, 2.2.1. Sachinvestitionen, 

2.2.2. Vermögensübertragungen 

Die hier ausgewiesenen Beträge sind auf Konto 
1,2.1, (Staatsverbrauch) gegengebudit, 

2.3. Finanzierungssaldo 

Der Finanzierungssaldo der Sozialversicherung in 
der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
redmung ergibt sich, wenn man den Finanzienmgs- Anhang Itl 
saldo der Sozia l Versicherung in der Abgrenzung des 
Sozialbudgets um die auf den einzelnen Umbu- 
chungskonten ausgewiesenen Phasenverschiebun- 
gen und statistischen Differenzen korrigiert. 


3. Umbuchungen bei den Pensionen im 
öffentlichen Dienst 

Auf diesem Konto sind alle Budumgsvorgänge zu- 
samm enge faßt, die im Zusammenhang mit den Pen- 
sionen im öffentlichen Dienst für den Einbau des 
Sozialbudgets in die Volkswirtschaftliche Gesamt- 
redmung erforderlich sind. Die gesonderte Darstel- 
lung dieser Institution erscheint angebracht, weil 

— die Finanzierungsseite im Sozialbudget und in 
der Volks wirtschaftlichen Gesamtrechnung nach 
methodisch unterschiedlichen Konzepten darge- 
stellt wird, 

— die Verwaltungskosten für die Pensionen in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht in 
den Staatsverbrauch der Sozialversicherung ein- 
gehen. 

Die Einschaltung des besonderen Kontos behebt die 
Schwierigkeiten, die Vollständigkeit und Richtig- 
keit der vorgenommenen Umsetzungen angesichts 
der methodischen Unterschiede deutlich zu machen. 
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0, Daten der Sozialversicherung in der Abgrenzung des Sozialbudgets 

1969 

Mrd. DM 


Positionen des Sozialbudgets 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Renten- 
versicherung 
der Arbeiter 

Renten- 
versicherung 
der Ange- 
stellten 

Knapp- 

schafüiche 

Renten- 

versicherung 

Kranken- 
versicherung 
und Mutter- 
schutz 

Beitrage der Versicherten und der 






Arbeitgeber 

1.1.1. 

20,929 

13,601 

1,122 

18,382 

öffentliche Mittel 

1.1.5. 

6,255 

0,878 

3,296 

0,264 

Vermögenserträge 

1.1.4. 

0,620 

0,681 

0,028 

0,201 

Sonstige Einnahmen 

1.1.7. 

0,005 

0,029 

0,002 

0,207 

Verrechnungen von Zweigen 






der Sozialversicherung 


0,134 

0,851 

1,369 

4,806 

Verrechnungen von anderen 






Institutionen 

1.1.5. 

— 

0,00t 

— 

0,141 

Summe Finanzierung . . . 


27,943 

16,041 

5,817 

24,001 

Geldleistungen 

1.2.2. 1. 

22,382 

12,767 

4,965 

5,330 

Sachleistungen 

1,2.1. 

1,158 

0,508 

0,040 

17,292 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1.2.1. 

0,507 

0,255 

0,064 

1 493 

Verrechnungen an Zweige 






der Sozialversicherung 

- 1 ) 

4,879 

1,247 

0,683 

0,106 

Verrechnungen an andere Institutionen 

J 1.2.1, 

| 1. 2.2.1. 

0,019 

0,297 

0,008 

0,081 

0,003 

0,082 

0,057 

Summe Leistungen . . . 


29,242 

14,866 

5,837 

24,278 

Finanzierungsaldo 

2.3, 

1,299 

+ 1.175 

-0,020 

-0,277 


■) Interne Verrechnungen zwischen den Zweigen der Sozialversicherung bleiben beim hinbau unberücksichtigt, da sie 
sich zu Null saldieren. 
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Arbeitslosen* 

Versicherung 

Altershilfe 
für Land- 
wirte ein- 
schließlich 
Land- 
abgabe- 
rente 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Unfall- 

versicherung 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Zusatz- 
Versicherung 
im Öffent- 
lichen 
Dienst 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Pensionen 
im öffent- 
lichen 
Dienst 

2,503 

0,210 

1.1.2, 

3,922 

l.-U. 

1,377 

3. 

13,002 

0,160 

0,622 

1.1.5. 

0,252 

l.t.l. 

0,052 

3. 

1,156 

0,311 

0,001 

1.1.4. 

0,130 

1.1.4. 

0,845 

— 

— 

0,063 

0 

1.1.7. 

0,162 

1.1.7. 

0,020 

— 

— 

— 

— 

- 1 ) 

0,001 

— 

— 

- 1 ) 

0 f 278 

0,057 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3,094 

0,333 

— 

4,467 

— 

2,294 

— 

14,436 

1,480 

0,789 

1 .2.2.1. 

3,112 

1 .2,2.1. 

0,953 

3. 

13,702 

— 

0,023 

1.2.1. 

0,472 

1.2.1. 

0 

— 

— 

1,132 

0,023 

1.2.1. 

0,414 

1.2.1. 

0 t 055 

3. 

0,720 

0,341 

— ■ 

- 1 ) 

0,183 

- 1 ) 

0 

— 

— 

0 t Q35 

0,001 

1.2*1. 

0,016 

1.2.1. 

0 

3. 

— 

0,001 

— 

1. 2.2.1. 

0,050 

1. 2.2,1. 

0 

— 

0,014 

2,988 

0,836 

— 

4 r 247 

— 

1,008 

— 

14,436 

4-0,105 

“0,003 

2.3. 

+ 0,220 

2.3. 

+ 1.286 

— 

— 


Anhang III 
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0, Daten der Sozialversicherung in der Abgrenzung des Sozialbudgets 

1970 

Mrd. DM 


Positionen dos Sozialbudgets 


Nummer 
des Gegen 
kontos 


Renten- 
versicherung 
der Arbeiter 


Renten- 
versicherung 
der Ange- 
stellten 


Knapp- 

sdiaflliche 

Renten- 

Versicherung 


Kranken- 
Versicherung 
und Mutter- 
schutz 


Beiträge der Versicherten und der 


Arbeitgeber 

1 .1.1 . 

25,800 

16,640 

1,190 

20,150 

öffentliche Mittel 

1.1,5, 

6,380 

0,928 

3,491 

0,260 

Vermögenserträge 

1.1.4. 

0,580 

0,820 

0,027 

0,200 

Sonstige Einnahmen 

1.1.7. 

0 

0 

0 

0,200 

Verrechnungen von Zweigen 






der Sozial versiehe mng 

- 1 ) 

0,128 

0,664 

1,440 

5,810 

Verrechnungen von anderen 






Institutionen 

1.1.5. 

— 

0 

— 

0,148 

Summe Finanzierung . . . 

— 

32,888 

19,052 

6,148 

26,768 

Geldleistungen 

1.2.2.!. 

24,310 

14,089 

5,187 

3,570 

Sachleistungen 

1*2.1. 

1,405 

0,617 

0,043 

19 r 340 

Allgemeine Dienste und Leistungen .... 

1.2.1. 

0,595 

0,248 

0,069 

2,143 

Verrechnungen an Zweige 






der Sozialversicherung . . . . 


5,540 

1,497 

0,780 

0,110 

Verrechnungen an andere Institutionen 

f 1.2.1. 

1 1 .2.2.1, 

0,022 

0,320 

0,009 

0,084 

0 T 002 

0,085 

0,059 

Summe Leistungen ■ . - 

— 

32,192 

16,544 

6,166 

25,222 

Finanzierungssaldo 

2.3. 

+ 0,696 

+ 2,508 

+ 0,018 

+ 1,546 


l ) Interne Verrechnungen zwischen den Zweigen der Sozialversicherung bleiben beim Einbau unberücksichtigt, da sie 
sich zu Null saldieren. 
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Arbeitslosen- 

versicherung 

Aitershilfe 
für Land- 
wirte ein- 
schließlich 
Land- 
abgabe- 
rente 

Nummer 
des Gegen' 
kontos 

Unfall- 
versiehe? ung 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Zusatz- 
ve rsicherung 
im öffent- 
lichen 
Dienst 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Pensionen 
im öffent- 
lichen 
Dienst 

3,097 

0,255 

1.1,2. 

3 r 907 

1.1. 1. 

1,500 

3, 

14,690 

0,118 

0,644 

1.1.5, 

0,24? 

1.1.1. 

0,055 

3, 

1,220 

0,311 

0 

1,1.4. 

0,138 

1.1.4. 

0,930 

— 

— 

0,060 

0 

1,1.7. 

0,170 

1.1.7. 

0,015 

— 

— 

— 

— 

- 1 ) 

0,001 

— 

— 

- 1 ) 

0.302 

0,050 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3,636 

0,899 

— 

4,463 

— 

2,500 

— 

16,212 

2,104 

0,845 

1 .2.2.1. 

3 r 053 

1 .2.2.1 . 

1,040 

3, 

15,367 

— 

0,034 

1.2.1. 

0,503 

1.2.1. 

0 

— 

— 

1,547 

0,028 

1.2.1. 

0,462 

1.2.1. 

0,060 

3. 

0,830 

0,281 

— 


0,137 

- 1 ) 

0 

— 

— 

0,045 

0,001 

1,2.1. 

0,018 

1.2.1. 

0 


— 

0,001 

— 

1. 2.2.1. 

0,060 

1 .2.2.1. 

0 

o + 

0,015 

3,978 

0,908 

— 

4,233 

— 

1,100 

— 

16,212 

-0,342 

“ 0,009 

2.3. 

+ 0,230 

2.3. 

+ 1,400 

— 

— 


Anhang III 
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0. Daten der Sozialversicherung in der Abgrenzung des Sozialbudgets 

1971 

Mrd. DM 


Positionen des Sozialbudgets 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Renten- 
versicherung 
der Arbeiter 

Renten- 
versicherung 
der Ange- 
stellten 

Knapp- 

schaftiiche 

Renten- 

versicherung 

Kranken- 
versicherung 
und Mutter- 
schutz 

Beiträge der Versicherten und der 






Arbeitgeber 

1.1.1. 

28,465 

18,517 

1,310 

22,290 

öffentliche Mittel 

1.1.5. 

6,805 

1,152 

3 r 7Q2 

0,260 

Vermögenserträge 

1.1.4. 

0,576 

0 f 946 

0 t G25 

0,240 

Sonstige Einnahmen 

1.1.7, 

0 

0 

0 

0,200 

Verrechnungen von Zweigen 






der Sozialversicherung 

- 1 ) 

0,135 

0,658 

1,493 

6,508 

Verrechnungen von anderen 






Institutionen 

1.1,5. 

— 

0 

— 

0,141 

Summe Finanzierung . . . 

— 

35,981 

21,273 

6 r 530 

29,639 

Geldleistungen 

1 .2.2.1. 

26,166 

15,314 

5,438 

3,810 

Sachleistungen 

1.2.1. 

1 ,469 

0 t 686 

0,050 

22,303 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1.2.1. 

0,642 

0,276 

0,073 

2,208 

Verrechnungen an Zweige 






der Sozialversicherung 

- 1 ) 

5,955 

1,725 

0 f 893 

0,115 

Verrechnungen an andere Institutionen 

f 1.2.1. 

1 1. 2.2.1. 

0,024 

0,344 

0,010 

0,092 

0,002 

0,089 

0,061 

Summe Leistungen . • . 

— 

34,600 

18,103 

6,545 

28,502 

Finanzierungssaldo * 

2,3, 

+ 1,381 

+ 3,170 

-0,015 

+ 1,137 


Interne Verrechnungen zwischen den Zweigen der Sozialversicherung bleiben beim Einbau unberücksichtigt, da sie 
sich zu Null saldieren. 
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Arbeitslosen- 

versicherung 

Altershilfe 
für Land- 
wirte ein- 
schließlich 
Laml- 
abgabe- 
rente 

Nummer 
des Gcgen- 
kontos 

Unfall- 

versicherung 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Zusatz- 
Versicherung 
im öffent- 
lichen 
Dienst 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Pensionen 
im öffent- 
lichen 
Dienst 

3,334 

0,255 

1.3.2. 

4,278 

1.1.1. 

1,730 

3. 

16,490 

0,192 

0,700 

1.1*5. 

0,292 

l.l.L 

0,055 

3. 

1,370 

0,281 

0 

1.1.4. 

0,150 

1,1.4. 

1,000 

— 

— 

0,036 

0 

1.1.7. 

0,180 

1.1.7. 

0,015 

— 

— 

— 

— 

- 1 ) 

0,002 

— 

— 

~ l ) 

0,319 

0,063 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3,906 

0,955 

— 

4,902 

— 

2 r 8Q0 

— 

18,179 

1,751 

0,886 

1.2.2. 1. 

3,400 

1.2, 2.1. 

1,135 

3. 

17,242 

— 

0,040 

1.2.1. 

0,546 

1.2.1. 

0 

— 

— 

1,892 

0,028 

1.2.1. 

0,495 

1.2.1. 

0,065 

*3. 

0,920 

0,286 

— 

- 1 ) 

0,141 

- 1 ) 

0 

— 

— . 

0,054 

0 

0,001 

1.2.1 , 

1. 2.2.1. 

0,020 

0,060 

1*2.1. 

1,2.2. 1. 

0 

3. 

0,017 

3,983 

0,955 

— 

4,662 

— 

1,200 

— 

18,179 

-0,077 

0 

2.3. 

+ 0,240 

2.3. 

+ 1,600 

— 

— 


Anhang 111 
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0. Daten der Sozialversicherung in der Abgrenzung des Sozialbudgets 

1975 

Mrd. DM 


Positionen des Sozialbudgets 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Renten- 
versicherung 
der Arbeiter 

Renten- 
versicherung 
der Ange- 
stellten 

Knapp- 

sdiaftliche 

Renten- 

versicherung 

Kranken- 
versicherung 
und Mutter- 
schutz 

Beitrüge der Versicherten und der 






Arbeitgeber 

1-1.1* 

37,613 

26,814 

1,460 

31,300 

öffentliche Mittel 

1.1.5. 

10,308 

2,394 

5,394 

0,710 

Vennögenserträge 

1.1,4, 

0,931 

1,923 

0,028 

0,315 

Sonstige Einnahmen 

1.1.7. 

0 

0 

0 

0,200 

Verrechnungen von Zweigen 






der Sozialversicherung 

- 1 ) 

0,189 

0,692 

1,906 

8,899 

Verrechnungen von anderen 






Institutionen 

1.1.5. 

— 

0 

• — 

0,560 

Summe Finanzierung . . . 

— 

49,041 

31,823 

9,362 

41,584 

Geldleistungen 

1, 2.2.1. 

38,310 

23,425 

7,683 

4,894 

Sachleistungen 

1.2.1. 

1,984 

0,929 

0,067 

33,586 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1.2.1. 

0 r 837 

0,353 

0,095 

2,530 

Verrechnungen an Zweige 






der Sozialversicherung 


7,620 

2,365 

1,376 

0,130 

Verrechnungen an andere Institutionen 

f 1.2.1. 

1 1, 2.2.1, 

0,031 

0,504 

0,015 

0,141 

0,002 

0 f 126 

0,068 

Summe Leistungen . ■ , 

— 

49,286 

27,228 

9,349 

41,208 

Finanzierungssaldo 

2,3. 

“0,245 

+ 4,595 

+0,013 

+ 0,376 


J ) Interne Verrechnungen zwischen den Zweigen der Sozialversicherung bleiben beim Hinbau unberücksichtigt, da sie 
sich zu Null saldieren. 
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Arbeitslosen- 

versicherung 

Altershilfe 
für Land- 
wirte ein- 
schließlich 
Land- 
abgabe- 
rente 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Unfall- 

versicherung 

Nummer 
des Gegen- 
kontos 

Zusatz- 
ve rsicherung 
im öffent- 
lichen 
Dienst 

Nummer 
des Gegen* 
kontos 

Pensionen 
im öffent- 
lichen 
Dienst 

4,320 

0,250 

1.1.2, 

5,327 

1.1,1. 

2,130 

3. 

22,390 

0,207 

0,771 

1.1.5. 

0,211 

1.1. i. 

0,060 

3, 

1,600 

0,262 

0 

1.1.4. 

0,210 

1.1.4. 

1,400 

— 


0,045 

0 

1,1.7. 

0,200 

1.1.7, 

0,010 

-- 

— 

0,080 

— 

- 1 ) 

0,002 

- l ) 

— 

- l ) 

0,393 

4,914 

1,021 

— 

6,450 

— 

3,600 

— 

24,383 

2,471 

1,026 

1. 2.2,1, 

4,667 

1.2.2.U 

1,620 

3. 

23,100 

— 

0,051 

1.2.1. 

0,633 

1.2.1. 

0 

— 

— 

2,391 

0,035 

1.2.1. 

0,G08 

1.2.1. 

0,080 

3. 

1,260 

0,42 1 

0,001 


0,168 

- 1 ) 

0 

— 

— 

0,066 

0,001 

1.2*1. 

0,024 

1.2.1. 

0 

3. 



0 

— 

1. 2.2.1. 

0,070 

1.2,2. 1. 

0 


0,023 

5,349 

1,114 

— 

6,170 

— 

1,700 

— 

24,333 

-0,435 

— 0,093 

2.3. 

+ 0,280 

2.3, 

i 1,900 

— 

— 
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Tabelle III— 2/5 


Umbuchungskonten für den Einbau des Sozialbudgefs 


Position 


Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1969 

1970 

1971 

1975 




Mrd. DM 


1.1.1. S oz i ai versieh er ungs bei träge 


Beiträge der Rentner zur Krankenversicherung der 
Rentner 

von Arbeitgebern getragene VerwaHungskosten der 
Betriebskrankenkassen 

Beitrage der Einpendler 

Statistische Differenz . 

Sozialversicherungsbeiträge 


i .2.2, 1 . 

0,733 

— 

■ — ■ 

— 

L2.1. 

0,108 

0,140 

0,140 

0,180 

1.1.3. 

0,120 

0,170 

0,200 

0,300 

2.3. 

0,155 

0,167 

— 

— 

4 . 

65,440 

78,160 

86,600 

118,400 


Statistische Differenz 
Indirekte Steuern 


Summe . . . — 

1.1.2. Indirekte Steuern 

2.3, 


66,556 78,637 86,940 118,880 


4, 


4,200 


4,200 


0 t 038 

4 r 5Q0 


0,107 

5,900 


Summe ... — ■ 


4 t 2Ü0 


1.1-3. laufende Übertragungen vom Ausland 
Laufende Übertragungen vom Ausland I 4. I 0,120 


4 f 200 


0.170 


4 r 538 


0 r 200 


1.1.4, Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

Sonstige Einnahmen* soweit nicht Rüdeersätze und Ver- 
kaufserlöse 1.1.8, 

Statistische Differenz 2,3. 0,313 0,224 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 4. 3,280 3,630 


0, 1 84 
3,940 


6,007 


0,300 


0,047 

0,122 

6,300 


Summe . 


3,593 


3,854 


4,124 


6,469 
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Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

I960 ( 

1970 

1971 

1975 



Mrd, DM 


1.1. L Süzifllversidie 

Beitrage zur Rentenversicherung der Arbeiter 

rungsbeifrä 

0, 

ge 

20,929 

25,800 

28,465 

37,613 

Betreige zur Rentenversicherung der Angestellten , . . . 

0. 

13,601 

16,640 

18,517 

26,814 

Beiträge zur Knappschaftlichen Rentenversicherung . . 

0, 

1.122 

1,190 

1,310 

1,460 

Beiträge zur Krankenversicherung und Mutterschutz . . 

0. 

18,382 

20,150 

22,290 

31,300 

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 

0. 

2,503 

3,097 

3,334 

4,320 

Beiträge zur AHershilfe für Landwirte einschließlich 
Landabgaberente , . 

0 , 

0,210 

0,255 

0,255 

0,250 

Beiträge und öffentliche Mittel der Zusatzversicherung 
im Öffentlichen Dienst 

0 . 

1,429 

1,555 

1 ,785 

2 t 1 90 

Fiktive Beiträge für Pensionen im öffentlichen Dienst 

3, 

7,860 

9,300 

10,600 

14,100 

Phasenverschiebung der Beiträge zur Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und Rentenversicherung der Ange- 
stellten 

2,3, 

0,520 

0,650 

0,350 

0,450 

Statistische Differenz 

2,3, 


— 

0,034 

0,083 

Summe . . . 


66,556 

73,637 

86,940 

118,880 

1.1.2. Indirekte 

Beitrage zur Unfallversicherung . . . 

\ Steuern 

0. 

3,922 

3 T 9Ü7 

4,278 

5,827 

Bundeszuschuß zur Landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung . - 

1.1.5. 

0,206 

0,215 

0,260 

0,180 

Stat istische Differenz . . , 

2.3. 

0,072 

0,078 

— 


Summe . . . 

— 

4,200 

4,200 

4,538 

6,007 

1.1.3. Laufende Übertragungen vom Ausland 

Beiträge der Einpendler 1.1.1. 0,120 

0,170 

0,200 

0,300 

1.1.4. Einkommen aus Uniernehn 

Vermögenserträge der Rentenversicherung der Arbeiter 

aertätlgkeit 

0. 

und Vermögen 

0,620 0,580 

0,576 

0,931 

Vermögenserträge der Rentenversicherung der Ange- 
stellten - 

0. 

0,68 1 

n f 82o 

0,946 

1,923 

Vermögenser träge der Knappschaft! idien Rentenver- 
sicherung . ■ . , 

0. 

0,028 

0,027 

0,025 

0,028 

Vermögenserträge der Krankenversicherung und Mut- 
terschutz 

0 . 

0,20! 

0,200 

0,240 

0,315 

Vermögenserträge der Unfallversicherung 

0. 

0,130 

0,138 

0,150 

0,210 

Vermögenserträge der Arbeitslosenversicherung . 

0. 

0,311 

0,311 

0,281 

0,262 

Vermögenserträge der AlteTshilfe Für Landwirte ein- 
schließlich Landabgaberente 

0. 

0,001 

0 

0 

0 

Vermögenserträge der Zusatz Versicherung im öffent- 
lichen Dienst 

0. 

0,845 

0,930 

1 ,000 

1,400 

Unterstellte Bankgeb übten 

1.2*1 > 

0,610 

0,800 

0,900 

1,400 

Sonstige Einnahmen, soweit nidht Rückersätze und 
Verkaufserlöse 

1.1.8. 

0,166 

0,048 

0.006 

— 

Stimme . . . 


| 3,593 

3,854 

4,124 

6,469 
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noch Umbuchungskonten für den Einbau des Sozialbudgets 

Position 


Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1969 

1970 

1971 

1975 



MrcLDM 


1.1.5. laufende Übertragungen von Gebletskörperschaften 


Leistungen des Bundes für Mutterschutz 

Bundeszuschuß zur Landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung 

Arbeitslosenhilfe ohne Ansdilußarbeilslosenhilfe 
„Sonstige Auftragsgeschäfte" der Bundesanstalt für 

Arbeit * i — - 

Phasenverschiebung bei Rentenversicherung der Arbei- 
ter und Rentenversicherung der Angestellten 

Statistische Differenz ... 

Laufende Übertragungen von Gebietskörpersdiaften . . 


1.2. 2,1. 

0,001 

— 

— 

— 

1,1.2. 

0,206 

0,215 

0,260 

0,180 

1 .2.2.1. 

0,027 

0,016 

0,031 

0,040 

1.2.1. 

0,1 18 

0,098 

0,139 

0,137 

2.3, 

. . 

0*044 

0,167 

0,066 

0,048 

— 

— 

0,046 

2.3. 

4. 

16,640 

17,440 

19,350 

28,020 




Summe..,] — | 17,040 17,813 19,947 28,489 


1.1.6. Laufende Übertragungen von Wlrtsdiaflsunternelimsii 
Laufende Übertragungen von Wirtsdiaftsunt er nehmen j 4. | 0,660 0,640 0,680 0,950 


1.1.7. Laufende Übertragungen von privaten Haushalten 


Verkaufserlöse tu a . , 

Laufende Übertragungen von privaten Haushalten 


1.1.8. 

4, 


0,206 

0,650 


0,098 

0,680 


0,066 0,053 

0,700 0,800 


Summe . . . | — 

0,856 

0,778 

0,766 

0,853 

1.L8. Verkäufe 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen I.L4, 

0,166 

0,048 

0,006 

— 

Verkäufe 4, 

0,040 

0,050 

0,060 

0,100 

Summe . , . [ — | 

0,208 

0,098 

0,066 

0,100 
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Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1969 

1970 

ism 

1975 


Mrd. DM 


1,1*5* laufende Übertragungen von GebietsRürp erschallen 


öffentliche Mittel der Rentenversicherung der Arbeiter 
Öffentliche Mittel der Rentenversicherung der Ange- 
stellten 

öffentliche Mittel der Knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung . ...... 

öffentliche Mittel der Krankenversicherung und Mut- 
terschutz 

öffentliche Mittel der Unfallversicherung ........... 

öffentliche Mittel der Arbeitslosenversicherung ...... 

öffentliche Mittel der Altershilfe für Landwirte ein- 
schließlich Landabgaberente 

Erstattungen an Arbeitslosenversicherung für Verwal- 
tungskosten Kindergeld 

Erstattungen an Krankenversicherung und Mutterschutz 

von Sozialhilfe 

Erstattungen an Krankenversicherung und Mutter- 
schutz von Kriegsopferversorgung 

Erstattungen an Rentenversicherung der Angestellten 

von Kriegsopferversorgung 

Laufende Übertragungen von Gebietskörperschaften 


0 . 

0 . 

0 . 

0. 

0. 

0 , 

0 . 

0 . 

0 . 

0 . 

0 . 


6,255 

6,380 

6,805 

10,308 

0,878 

0,928 

1,152 

2,394 

3,206 

3,491 

3,702 

5,968 

0,264 

0,260 

Q r 260 

0,750 

0,252 

0 f 247 

0,292 

0,21 i 

0,160 

0 T 1 1 8 

0,192 

0,207 

0,622 

0,644 

0,700 

0,771 

0,057 

0.050 

0,063 

0,080 

0,001 

0,001 

0,002 

0,005 

0,140 

0,147 

0,139 

0,155 


0,001 


für Beamtenpensionen 

Zuschuß des Bundes an die Bundesbahn für die Versor- 
gung der 131 er 

Statistische Differenz 

o 

vJ, 

3. 

2.3. 

3,920 

1,194 

4,110 

1,259 

0,178 

4,510 

1,370 

0,760 

6,080 

1,600 

Summe . . . 1 

1 

17,040 

17,813 

19,947 

28,489 

1.1.6. Laufende Übertragungen v< 

Laufende Übertragungen von Bundesbahn und Bundes- 
post für Beamtenpensionen 

>n Wirtschaftsuntemehmen 

3. ! 0.660 0,640 

0,680 

0,950 

1.1.7. Laufende üb ertrag imgen 

Sonstige Einnahmen der Rentenversicherung der Ar- 
beiter 

von privat« 

0. 

iü Haushalten 

0 T 005 

0 

0 

0 

Sonstige Einnahmen der Renten versidierung der An- 
gestellten 

0, 

0,029 

0 

0 

0 

Sonstige Einnahmen der Knappschaftlichen Renten- 
versicherung 

0, 

0,002 

0 

0 

0 

Sonstige Einnahmen der Krankenversicherung und 
Mutterschutz 

0. 

0,207 

0,200 

0,200 

0,200 

Sonstige Einnahmen der Unfallversidierung 

0. 

0,162 

0,170 

0,180 

0,200 

Sonstige Einnahmen der Arbeitslosenversicherung . . . 

0. 

0,063 

0,060 

0,036 

0,045 

Sonstige Einnahmen der AltershUfe für Landwirte ein- 
schließlich Landabgaberente 

0. 

0 

0 

0 

0 

Sonstige Einnahmen der Zusatzversicherung im öffent- 
lichen Dienst 

0. 

0,020 

0,015 

0,015 

0,010 

Erstattungen an Krank enversidierung und Mutter- 
schutz nach §§ 183, 1504 RVO 

1 .2.2,1. 

0,368 

0,333 

0,335 

0,398 

Summe . , . 

— 

| 0,856 

0*778 

0,766 

0,853 

1,1.8. Verli 

Sonstige Einnahmen, soweit nicht Rüdeersätze ........ 

Läufe 

1.1,7. 

0,206 

0,098 

0,066 

0,053 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

LL4. 

— 

— 

— 

0,047 

Summe . . * 

- 1 

| 0,206 

0,098 

0,066 

0,100 
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n o c h Umbuchungskonlen für den Einbau des Sozialbudgets 


Position 

| Nummer 
des 

Gegen- 

kontos 

1969 

1970 

1971 

1975 



Mrd DM 


1.2.1* Slaatsvf 

Sachleistungen der Rentenversicherung der Arbeiter . . 

irbraudi 

0. 

1,158 

1,405 

1,469 

l f 984 

Sachleistungen der Rentenversicherung der Angestellten 

0, 

0,508 

0,617 

0,686 

0,929 

Sachleistungen der Knappschaf tUchen Rentenversiche- 
rung . 

0. 

0,040 

0,043 

0,050 

0,067 

Sachleistungen der Krankenversicherung und Mutter- 
schutz * - . . . . . . * 

0. 

17,292 

19,340 

22,308 

33,586 

Sachleistungen der Unfallversicherung 

0. 

0 r 472 

0,503 

0,546 

0,633 

Sachleistungen der Altershilfe für Landwirte einschließ- 
lich Landabgaberente 

0. 

0,023 

0,034 

0 r G4Ü 

0,051 

Sachleistungen der Zusatzversicherung für den öffent- 
lichen Dienst * ■ * 

0. 

0 

0 

0 

0 

Allgemeine Dienste nnd Leistungen der Rentenver- 
Sicherung der Arbeiter ..... ......... 

0. 

0,507 

0,595 

0,642 

0,837 

Allgemeine Dienste und Leistungen der Rentenver- 
sicherung der Angestellten * 

0, 

0,255 

0,248 

0,276 

0,353 

Allgemeine Dienste und Leistungen der Knappsdiaft- 
lidien Rentenversicherung . . , . 

0, 

0,064 

0,069 

0,073 

0,095 

Allgemeine Dienste und Leistungen der Krankenver- 
sicherung und Mutterschutz 

0. 

1,493 

2,143 

2,208 

2,530 

Allgemeine Dienste und Leistungen der Unfallver- 
sicherung 

Q, 

0,414 

0,462 

0,495 

0,608 

Allgemeine Dienste und Leistungen der Arbeitslosen- 
versicherung * . ^ 

0i 

1,132 

1,547 

1,892 

2,391 

Allgemeine Dienste und Leistungen der Altershilfe für 
Landwirte einschließlich Landabgaberente 

0, 

0,023 

0,028 

0,028 

0,035 

Allgemeine Dienste und Leistungen der Zusatzver- 
sicherung im öffentlichen Dienst 

0, 

0,055 

0 r 06G 

0,065 

0,080 

Kinderzuschläge für Bedienstete der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter 

0. 

0,019 

0,022 

0,024 

0,031 

Kindemischläge für Bedienstete der Rentenversiche- 
rung der Angestellten . 

0. 

0,008 

0,009 

0,010 

0,015 

Kinderzuschläge für Bedienstete der Knappschaf tUchen 
Rentenversicherung 

0. 

0,003 

0 t 002 

0,002 

0,002 

Kinderzuschläge für Bedienstete der Krankenversiche- 
rung und Mutterschutz . . . 

0. 

0,057 

0,059 

0,061 

0,068 

Kinderzusdiläge für Bedienstete der Unfallversiche- 
rung 

0. 

0,016 

0,013 

0,020 

0,024 

Kinderzuschläge für Bedienstete der Arbeitslosenver- 
sicherung 

0, 

0,035 

0,045 

0,054 

0,066 

Kinderzusdiläge für Bedienstete der Altershilfe für 
Landwirte einschließlich Landabgaberente 

0. 

0,001 

0,001 

0,001 

0,001 

Kinderzusdiläge für Bedienstete der Zusatzversiche- 
rung im öffentlichen Dienst 

0. 

0 

0 

0 

0 

fiktive Beiträge für Pensionen der Sozialversicherung 

3. 

0,150 

0,190 

0,210 

0,300 

Unterstellte Bankgebühr 

1.1.4. 

0,610 

0,300 

0,900 

1,400 

Abschreibungen 

2 1.2. 

0,080 

0,090 

0,100 

0,100 

Statistische Differenz 

2,3. 

— 

— 

— 

0,119 

Summe . . . 

— 

24,415 

28,331) 

32,160 

46,305 
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Position 


Nummer 

des 

Gegen- 

kemtos 

1963 1970 

1971 

1975 

Mrd. D.M 


1,2.1. Staatsverbrauch 

Von Arbeitgebern getragene Verwaltungskosten der 

Betriebskrankenkassen 

ReLtragszusdiüsse zur privaten Krankenversicherung 

der Rentner 

Einkommensübertragungen der Arbeitsförderung ohne 

UnterhaHsgeld 

Krankenscheinprämie 

„Sonstige Auflragsgeschafte“ der Bundesanstalt für 
Arbeit * 


Sachinvestitionen 

Vermögensübertragungen 
Statistische Differenz , 
Staatsverbrauch 


Summe , * , — 


1.1,1. 

0, ! OB 

0,140 

0,140 

0,180 

1.2.2, 1 . 

0,1 92 

0,223 

0,240 

0.338 

1,2 m- 

0,280 

0,500 

0,550 

0.650 

1 .2.2*1 . 

— 

0.600 

0 r 600 

0,600 

1.1.5. 

0,118 

0,098 

0, 1 39 

0,137 

2.2.1. 

0,190 

0,200 

0,200 

0,300 

2.2.2. 

0,050 

0,030 

0,050 

0, ] 00 

2.3. 

0,077 

0,099 

0,135 


4, 

23,400 

26,440 

30,100 

44,000 


24.415 28,330 32 r lß0 46,305 
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noch Tabelle III— 2/5 


noch Umbuchungskonten für den Einbau des Sozialbudgets 


Position 

Nummer 

des 

, Gegen- 
kontos 

ism 

1970 

1971 

1975 

Mrd. DM 

1 -2.2.1. Einkommens üb ertragen gen an private Haushalte 



Geldleistungen der Rentenversicherung der Arbeiter . . j 

0. 

22,382 

24,310 

26,166 

38,310 

Geldleistungen der Rentenversicherung der Angestellten 

0. 

12,767 

14,089 

15,314 

23,425 

Geldleistungen der Knappschaftlichen Rentenversiche- 






i ung *. .. - 

0. 

4,965 

5,187 

5,438 

7,683 

Geldleistungen der Krankenversidierving und Mutter- 






schütz ...... . . . 

0. 

5,330 

3,570 

3,810 

4,894 

Geldleistungen der Unfallversicherung 

0, 

3,112 

3,053 

3,400 

4,667 

Geldleistungen der Arbeitslosenversicherung 

0. 

1,480 

2,104 

1,751 

2,471 

Geldleistungen der Altershilfe für Landwirte entschließ- 






lieh Landabgaberente 

0. 

0,789 

0 r 845 

0,886 

1,026 

Geldleistungen der Zusatzversicherung im öffentlichen 






Dienst 

3. 

0,953 

1,040 

1,135 

1,620 

Geldleistungen der Pensionen Lm öffentlichen Dienst , . 

0. 

13,702 

15,367 

17,242 

23,100 

Kinderzuschläge zu den Geldleistungen der Renten- 






versicherung der Arbeiter 

0. 

0,297 

0,320 

0,344 

0,504 

Kinderzuschläge zu den Geldleistungen der Renten- 






versicherung der Angestellten 

0, 

0,081 

0,084 

0,092 

0,141 

Kinderzuschläge zu den Geldleistungen der Knapp- 






schaftlidien Rentenversicherung 

0, 

0,082 

0,085 

0,089 

0,126 

Kinderzuschläge zu den Geldleistungen der Unfall- 






versicherung 

0 . 

0,050 

0,060 

0,060 

0,070 

Kinderzuschläge zu den Geldleistungen der Zusatz- 






versicherung im öffentlichen Dienst 

0, 

0 

0 

0 

0 

Kinderzusdiläge zu den Geldleistungen der Pensionen 






im öffentlichen Dienst ..... 

3. 

0,014 

0,015 

0,017 

0,023 

Erstattungen der Arbeitslosenversicherung an Sozial- 







0 . 

0,001 

0,001 

0 

0 

Erstattungen an Knappschaft! ich© Rentenversicherung 



nach §§ 183, 1504 RVO 

1.1.7. 

0,368 

0,333 

0,335 

0,398 

Einkommensübertragungen der Arbeitsförderung ohne 






UnterhaRsgeld . . 

1,2.1. 

0,280 

0,500 

0,550 

0,650 

Beitragszuschüsse zur privaten Krankenversicherung 






der Rentner 

1,2,1, 

0,192 

0,223 

0,246 

0,338 

Krankenscheinprämie 

1,2,1, 

— 

0,600 

0,600 

0,600 

Phasenverschiebung Schlecht wettergeld 

2.3. 

0,200 

— 

— 

— 

Summe . . . 

— 

67,045 

71,786 

77,475 

110,046 

1.2.2, 2. Einkommensübertragungen an Ausland 




Einkommensübertragunqen an Ausland 

1,2.2. 1. 

0,620 

0,700 

0,800 

1,100 
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noch Tabelle III — 2/5 


in die Volkswirtschaftliche Gesamirechnung 


Position 


Beiträge der Rentner zur Krankenversicherung der 
Rentner , 


Leistungen des Bundes für Mutterschutz 

Arbeitslosenhilfe ohne Anschi ußarbeUslosenhilfe 

Einkommensüb ertragungen an Ausland 

Phasenverschiebung SchlechtweUergeld 

Phasenverschiebung der Geldleistungen der Renten- 
versicherung der Arbeiter und Rentenversicherung der 
Angestellten 

Phasenverschiebung der Krankenschempräinie 

Statistische Differenz 

Einkommensübertragungen an private Haushalte 


Nummer 

des 

Gegen- 

konlos 

1969 

1970 

1971 

1975 

Mrd. DM 

1 

en an private Haushalte 



LU, 

0,733 

- — . 

— 

— 

LI. 5, 

0,001 

— 

— 

— 

1.1.5, 

0,027 

0,016 

0,(331 

0,040 

1 .2.2,2. 

0,620 

0,700 

0,800 

1,100 

2,3. 

— 

0,150 

— 

— 

2,3, 



0,300 

0,250 

0,450 

2.3 

— 

0,400 

— 

■ — 

2,3. 

0,234 

0,180 

0,294 

0,456 

4, 

65,430 

70,040 

76,100 

108,000 


Summe . . 


67,045 71,786 77,475 110,046 


1 ,2,2,2. Einkommensübertragungeii an Ausland 

Einkommensübertragungen an Ausland I 4. 0,620 0,700 0,800 1,100 
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n o c h Ta be II c IN —2/5 


n o c h Umbudiungskonten Sür den Einbau des Sozialbudgets 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1 9G9 

1970 

1971 

1975 

Mid. DM 

2.1.2. Abschreibungen 





Abschreibungen 

4. 

0,030 

0,090 

0,100 

0,100 

2.2,1. Sachinvestitionen 





Sachinvestitionen 

1.2,1. 

0,190 

0,200 

0,200 

0,300 

2.2.2. Vermögen sübe rtragungen 




Vermoqensübe rtragungen 

1.2.1. 

0,050 

0 r 030 

0,050 

0,100 

3. Umbuchungen bei den Pensionen im öffentlichen Dienst 



Geldleistungen 

0. 

13,702 

15,367 

17,242 

23,100 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

0 . 

0,720 

0,830 

0,920 

1,260 

Verredinungsausgaben 

0 . 

0,014 

0,0 1 5 

0,017 

0,023 

fiktive Beitrage 

LU. 

7,860 

9,300 

10,600 

14,400 

Zuschuß an die Bundesbahn für die Versorgung der 






131er 

1.1.5. 

1 r i 94 

1,259 

1,320 

1,600 

Laufende Übertragungen von Gebietskörperschaften . 

1.1.5. 

3,920 

4,110 

4,510 

6,080 

Laufende Übertragungen von Wirtschaftsunternehmen 

1*1.6. 

0,660 

0,640 

0,G8Q 

0,950 

Summe . , . 

— 

28,070 

31,521 

35,339 

47,413 


4. Konto der Sozialversicherung ln der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamt rechnung 


Staats verbrauch (brutto) 

1.2.1. 

23,400 

26,440 

30,100 

44,000 

Einkommensübertragungen an private Haushalte . 

1.2.2. 1. 

65,430 

70,040 

76,100 

108,000 

Einkommensübertragungen an Ausland 

1. 2.2.2. 

0,620 

0,700 

0,800 

1,100 

Sachinvestitionen 

2.2.1. 

0,190 

0,200 

0,200 

0,300 

Vermögensübertragungen 

2,2.2. 

0,050 

0,030 

0,050 

0,100 

Finanzierungssaldo (Überschuß - f Defizit ) . 

2.3. 

1,420 

7,650 

8,880 

7,370 

Summe . . . 

— 

91,110 

105,060 

116,130 

160,870 
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ji o c li Tabelle II! 2/5 


in die Volkswirtschaftliche Gesamt rechnung 


Abschreibungen 


Sachinvestitionen 


2.2,1. Sachinvestitionen 
. . 4. 


2,2.2, Vermügeitsüberlragungert 


Vermögensübertragungen 



Nummer 

1969 

1970 

197! 

1975 

Position 

des 




Gegen- 

kontos 

Mrd. DM 


2.1,2. Abschreibungen 

1,2.1. 0,080 0,030 0,100 0 f 100 


0,190 0,200 0,200 0,300 


0,050 0,030 0,050 0,100 

3. Umbuchungen bei den Pensionen im öffentlichen Dienst 


Geldleistungen 

1 .2.2.1. 

13,702 

15,36? 

17,242 

23,100 

Kinderzuschläge zu Geldleistungen 

i. 2.2.1. 

0,014 

0,015 

0,017 

0,023 

Beiträge 

0 . 

J 3,002 

3 4,690 

16,490 

22,390 

öffentliche Mitte! 

0 . 

1,156 

1,220 

1,370 

1,600 

fiktive Beiträge der Sozialversicherung 

1.2.1. 

0,150 

0,190 

0,210 

0,300 

statistische Differenz 

2.3. 

0.046 

0,039 

0,010 

— - 

Summe . . . 


28,070 

31,521 

35,339 

47,413 

4. Konto der Sozialversicherung in der Abgrenzung 




der Volkswirtschaftlichen Gesamlrechmmg 




Sozialversicherungsbeiträge . 

1.1,1. 

65,440 

78 r 160 

86,600 

118,400 

Indirekte Steuern 

1.1.2. 

4,200 

4,200 

4,500 

5,900 

Laufende Übertragungen vom Ausland 

1.1.3. 

0,120 

0,170 

0,200 

0,300 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

1.1,4, 

3,280 

3,630 

3,940 

6,300 

Laufende Übertragungen von Gebietskörperschaften . 

1.1,5. 

16,640 

17,440 

19,350 

28,020 

Laufende Übertragungen von Unternehmen 

1.1.6. 

0,660 

0,640 

0,680 

0,950 

Laufende Übertragungen von privaten Haushalten 

1.1.7. 

0,650 

0,680 

0.700 

0,800 

Verkaufe 

1.1.8. 

0,040 

0,050 

0,060 

0,100 

Abschreibungen , . . . 

2.1.2, 

0.080 

0,090 

0,100 

0,100 

Summe , . . 

— - 

91,110 

105,060 

116,130 

160,870 
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noch Tabelle UI— 2/5 


noch Umbuchuogskonten für den Einbau des Sozialbudgets 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

1969 

1970 

1971 

1975 



Mrd. DM 


2.3. Finanziemngssalrtö 

Uberschuß der Rentenversicherung der Arbeiter ..... . 0. 


0,696 

1,381 


Uberschuß der Rentenversicherung der Angestellten . 

1 

1,175 

2,598 

3,170 

4,595 

Uberschuß der Knappschaftlichen Rentenversicherung , 

0. 

— 

— 

— 

0,013 

Überschuß der Krankenversicherung und Mutterschutz 

! o. 

— 

1,546 

1,137 

0,376 

Uberschuß der Unfallversicherung 

0. 

0,220 

0,230 

0,240 

0,280 

Uberschuß der Arbeitslosenversicherung 

0. 

0/105 

— 


— 

Überschuß der Aliershilfe für Landwirte einschließlich 
Landabgaberente 

0. 

— 

— - 



— _ 

Uberschuß der Zusatzversicherung im öffentlichen 
Dienst 

0. 

1,286 

1,400 

1,600 

1,900 

Phasenverschiebung der Beiträge zur Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und Rentenversicherung der Ange- 
stellten 

1.1.1. 

0 r 52Q 

Q f 65G 

0,350 

0,450 

Phasenverschiebung des Schlechtwett er geldes ........ 

1 .2.2. i. 

— 

0. 150 

— 

— 

Phasenverschiebung der Geldleistungen der Renten- 
versicherung der Arbeiter und Rentenversicherung der 
jXngestelltPTi . 

1 .2.2.1. 


0,300 

0,250 

0,150 



Phasenverschiebung der Krankenscheinprämie 

1. 2.2.1. 

— 

0,400 

— 

— 

Statistische Differenz der Sozialversicherungsbeiträge 

LU. 

— 

— 

0,034 

0,083 

Statistische Differenz der Indirekten Steuern , 

1.1.2. 

0,072 

0,078 

— 

— 

Statistische Differenz der Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermietung 

1.1.4. 

— . 

_ 

„ ; ■ 



Statistische Differenz der lfd. Übertragung von Gebiets- 
körpersdiaften 

1,1.5. 

— 

0 r 178 

0,760 



Statistische Differenz des Staalsverbrauchs 

1.2.1. 

0,077 

0,099 

0,135 

— 

Statistische Differenz der Einkommensübertrag ungen . 

1.2.2. 1. 

0,234 

0,180 

0,294 

0,456 

Statistische Differenz der Pensionen im öffentlichen 
Dienst 

3. 

0,046 

0,039 

0,010 

— 

Summe . , . 

— 

3,735 

8,454 

9,361 

8,603 


J ) Zusammenfassung des Kontos 2.3 



1969 

1970 

1971 

1975 



Mrd, DM 


Finanzierungssaldo der Sozial Versicherung nach Sozialbudget ........ 

+ 1,187 

+ 6,011 

47,436 

46,391 

+ Summe der Phasenverschiebungen 

-1-0,320 

4 1,456 

40.433 

40.834 

* Summe der statistischen Differenzen 

-0,087 

40,183 

41.011 

40,145 

= Finanzierungssaldo der Sozialversicherung in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung 

+1,420 

47,650 

48,880 

47,370 
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noch Tabelle III— 2/5 


in die Volkswirtschaftliche Gesamtredinung 


Position 

Nummer 

des 

Gegen- 

kontos 

i%9 

1970 

1971 

1975 



Mrd. DM 


2.3, Finaazierur 

Defizit der Rentenversicherung der Arbeiter 

igssaldo L ) 

0. 

1,299 



0,245 

Defizit der Rentenversicherung der Angestellten .... 

0. 

— 

— 

— 

— 

Defizit der Knappschaft liehen Rentenversicherung . . 

0. 

0,020 

0,018 

0,015 

— 

Defizit der Krankenversicherung und Mutterschutz . . 

0. 

G r 277 

— 

— 

— 

Defizit der Unfallversicherung 

0. 

— 

— 

— 

— 

Defizit der Arbeitslosenversicherung 

0. 

— 

0,342 

Q r G77 

0,435 

Defizit der Altershilfe für Landwirte einschließlich 
Landabgaberente 

0 . 

0,003 

0,009 



0,093 

Defizit der Zusatzversidierung im ötfenllidien Dienst . . 

0 . 

— 

— 

— 

— 

Phasenverschiebung der Bundeszuschüsse zur Renten- 
versicherung der Arbeiter und Rentenversicherung der 
Angestellten 

1.1.5. 


0,044 

0,167 

0,066 

Phasenverschiebung des Schleditwettergeldes 

1. 2.2,1. 

0,200 

— 

— 

— 

Statistische Differenz der Soziaiversicherungsbeiträge 

1.1.1. 

0,155 

0,167 

— 

— 

Statistische Differenz der Indirekten Steuern 

1 . 1 . 2 . 

— 

— 

0,038 

0,107 

Statistische Differenz der Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermietung 

1.1.4. 

0,313 

0,224 

0,184 

0,122 

Statistische Differenz der lfd. Übertragung von Gebiets- 
körperschaften 

LI, 5, 

0,048 





0,046 

Statistische Differenz des Staatsverbraudis 

1.2.1. 

— 

— 

— 

0,119 

Statistische Differenz der Einkommensübertragungen , 

1,2.2. 1 . 

— 

— 

— 

— 

Finanzierungssaldo 

4. 

1,420 

7,650 

3,880 

7,370 

Summe . . . 

— 

3,735 

8.454 

9,361 

8,603 
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Tabelle 111—3 

Einbau des Sozialbudgets in die Volks wirtschaftliche Gesamtredinimg 
— Einkommensübertragungen der Gebietskörperschaiten 
an private Haushalte — 



Mrd. DM 

Positionen der 

E i nk omraens übe rl r n g u ng en 
an die privaten Haushalte 

Positionen des Sozia Umüyets; Art der Umsetzungen 

Arbeitslosenhilfe 

Geldleistungen der Arbeitslosenhilfe ohne Anschlußarbeitslosenkilfe . . 
± Statistische Differenz . 

Lastenausgleich 

Geldleistungen ... 

— Auslandszahlungen , . - . . 

T Statistische Differenz . * 

Kriegsopferversorgung 

Geldleistungen , . 

— ■ Geldleistungen der Kriegsopferfürsorge , . . 

+ Kinderzusthläge zu Renten - 

— Kapitalabfindungen . 

— Ausland szahlun gen > 

+ Statistische Differenz , . 

K ri e gsge f a nge n en- 
entschädigung 

Geldleistungen der Sonstigen Entschädigungsleistungen 

— Geldleistungen der Unterhaitssidierung 

± Statistische Differenz 

Kindergeld 

Geldleistungen 

— Kinderzuschläge zu Geldleistungen * 

+ Staüstisdie Differenz . 

Wied erg utmadiung 

Geldleistungen * 

— Auslandszahlungen . . , . 

+ Statistische Differenz 

Sozialhilfe 

Geldleistungen der Sozialhilfe (netto) 

T Geldleistungen der Kriegsopferfürsorge (netto) 

+ Zuschüsse an freie Träger der Jugendhilfe 

+ Rückersätze für Geldleistungen der Sozialhilfe 

H- Rüdeersätze für Geldleistungen der Kriegsopferfürsorge 

+ Statistische Differenz 

Zuschüsse an private Orga- 
nisationen ohne Erwerbs- 
charakter 

(kein Ansatz im Sozialbudget) 

+ Statistische Differenz 

Unterhaltssicherung 

Geldleistungen 

+ Statistische Differenz 

Wohngeld 

Geldleistungen . * 

+ Statistische Differenz . . . . , 

Hilfsmaßnahmen für den 
Bergbau, Abfindungsgeld 

und Härteausgleich für Feier- 
schichten, Zahlungen der 
Bundesanstalt für Arbeit im 
Auftrag einzelner Länder 

Teil der „Allgemeinen Dienste und Leistungen" der Institution „Arbeits- 
förderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und berufliche 

Bildung 41 

+ Statistische Differenz ........ , 

Ausbüdungsförderung 

Geldleistungen 

— Honnefer Modell (1971 nur L bis 3. Quartal) 

T Statistische Differenz 


Zwischensumme . * 

± Statistische Differenz (Abweichung zwischen Sozialbudget und Wirtsdiaftsprojektion) 


Einkommensübertragungen der Gebietskörperschaften an private Haushalte 
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Tabelle III— 3 


Umsetzung des Sozialbudgets in die 
Vol ks Wirtschaft liehe Gesa rntrechnung 


Einkommensübertragungeu an private Haushalte 


1969 

1970 | 

1971 | 

1975 

1969 

1970 | 

1971 

1975 

0,027 

0,016 

0,031 

0,040 





0 

0,009 

“ 0,001 

0 

0,027 

0,025 

0,030 

0,040 

1,646 

1 ,648 

1,646 

1,210 





— 0,090 

- 0,080 

- 0,080 

“ 0,060 





0,023 

0,002 

0,004 

0 

1,579 

1,570 

! ,570 

1,150 

5,608 

6,285 

6,747 

8,462 





- 0,265 

- 0,284 

- 0,306 

“ 0,331 





+ 0,030 

+ 0,025 

-1 0,020 

+ 0,010 





- 0,120 

— 

— 

— 





- 0,100 

- 0,120 

“ 0,140 

“ 0,180 





1 - 0,030 

- 0,019 

- 0,021 

+ 0,039 

5,183 

5,887 

6,300 

8,000 

0,271 

0,299 

0,305 

0,478 





“ 0,240 

- 0,270 

- 0,270 

- 0,450 





- 0,005 

• 1 - 0,006 

0 

+ 0,002 

0,026 

0,035 

0,035 

0,030 

3,215 

3,415 

3,895 

4,551 





- 0,540 

- 0,574 

“ 0,605 

- 0,851 





0 

- 0,038 

+ 0,010 

0 

2,675 

2,803 

3.300 

3,700 

1,795 

1,813 

1,086 

2,500 





- 1,352 

1,386 

- 1,456 

- 1,900 





— 0,005 

+ 0,003 

0 

— 

0,438 

0,430 

0,430 

0.600 

1,095 

1,200 

1 ,270 

1,530 





0,265 

0,284 

0 r 306 

0,331 





0,226 

0,248 

0,270 

0,400 





0,167 

0,178 

0,197 

0,278 





0,042 

0,046 

0 , 0:55 

0,060 





0,035 

0,194 

0,152 

0,201 

1,330 

2,150 

2,250 

2,800 

2,150 

2,300 

2,300 

2,900 





“ 0,013 

- 0,016 

0 

0 

2,137 

2,284 

2,300 

2,900 

0,240 

0.270 

0,270 

0,450 





- 0,030 

— 0,040 

“ 0,040 

“ 0,070 

0,210 

0,230 

0,230 

0,380 

0,577 

0,650 

1,336 

1,800 





- 0,017 

0,050 

0,014 

0 

0,560 

0,700 

1,350 

1,800 

0,087 

0,037 

0,058 

0,042 





0,002 

0,012 

0,002 

0,008 

0,089 

0,049 

0,060 

0,050 

0,104 

0,382 

0,836 

1,850 





- 0,194 

“ 0,292 

“ 0,274 

— 





— 

- 0,010 

“ 0,012 

— 

— 

0,080 

0,550 

1,850 





14,754 

16,243 

18,405 

23,300 





0 

0 

- 0,215 

0 


14,754 

16,243 

18,190 

23,300 
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Tabelle III— 4 


Einkommensübertragungen der Sozialversicherung an private Haushalte 
in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtredumng 

Einzelne Zweige 

(Mrd, DM) 



1969 

1970 

2971 

1975 

Rentenversicherung der Arbeiter .... 

22,4 

24,6 

26,4 

38,6 

Rentenversicherung der Angestellten 

12,6 

14,1 

15,3 

23,3 

Knappschaf tlidie Rentenversicherung 

4,9 

5 r 2 

5,5 

7,8 

Krankenversicherung und Mutterschutz 

5,2 

3,5 

4,2 

5,2 

Unfallversicherung 

3,2 

3,1 

3,4 

4,7 

Arbeitslosenversicherung 

1,9 

2,4 

2,2 

3,0 

Altershilfe für Landwirte 

0,8 

0,9 

0,9 

1,0 

Zu salz Versicherung im öffentlichen Dienst 

0,9 

1,1 

1,2 

1,6 

Pensionen im öffentlichen Dienst ......... 

13,5 

15,1 

17,0 

22,8 

Summe . . . 

65,4 

70,0 

76,1 

108,0 
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Tabelle TU—. 


Beiträge zur Sozialversicherung in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung 

Einzelne Zweige 

(Mrd. DM) 



1969 

1970 

1971 

1975 

Rentenversicherung der Arbeiter 

20,7 

26 f 2 

28,6 

37,8 

Rentenversicherung der Angestellten 

13,6 

16,8 

18,7 

27,0 

Knappschaft) iche Rentenversicherung 

1,0 

1,2 

1,3 

1,4 

Krankenversicherung und Mutterschutz 

18,2 

19,8 

22,0 

31,0 

Arbeitslosenversicherung 

2,5 

3,2 

3,4 

4,4 

Altershilfe für Landwirte 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

Zusatzversidierung im öffentlichen Dienst 

1,3 

1,5 

1,7 

2,1 

fiktive Beiträge für Pensionen im öffentlichen Dienst 

7,9 

9,3 

10,6 

14,4 

Summe . , . 

65,4 

78,2 

86,6 

113,4 
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Tabelle Hl^6 


Die Konten der Sozialversicherung im Kontensystem 



1969 

1970 

1971 

1975 

Position 







Mrd. DM 


a) Produktionskonto 




Vorleistungen 

20,59 

23,24 

26,44 

39,27 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

2,81 

3,20 

3,66 

4,73 

Summe . . . 

23,40 

26,44 

30,10 

44, GG 

b) E ln kommensen! siebung Skonto 




Abschreibungen 

0,08 

0,09 

0,10 

0 f 10 

Geleistete indirekte Steuern (einschließlich Beiträge zur 





gesetzlichen Unfallversicherung) an den Staat 

0,02 

0,02 

0,02 

0,03 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten ..... 

2,71 

3,09 

3,54 

4,60 

Summe . . . 

2,8 1 

3,20 

3,66 

4,73 

c) Einkommens verteLlungskonto 




Geleistete Einkommen aus unselbständiger Arbeit an pri- 





vate Haushalte 

2 r 71 

3,09 

3,54 

4,60 

Anteil am Volkseinkommen 

3,28 

3,63 

3.94 

6,30 

Summe . . 

5,99 

6,72 

7,48 

10,90 
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Tabelle III — 6 


der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 


Position 

1569 

1970 

1971 

1975 

Mrd. DM 

a) Produktion Skonto 




Produktionswert 





Verkäufe und selbsterstellte Anlagen ......... 

0,04 

0,05 

0,06 

0,10 

Eigenverb rauch 

23,36 

26,39 

30,04 

43,90 

Summe . . . 

23,40 

26 r 44 

3Q r 10 

44,00 

b) Einkorn men sentsl eh ungskonlo 




Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

2,81 

3,20 

3,66 

4,73 

Summe * . , 

2,81 

3,20 

3,66 

4,73 

c) Etnkommensverteilimgskonto 




Beitrag zum Nettomlandsprodukt zu Faktorkosten 

2,71 

3,09 

3,54 

4,60 

Empfangene Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 





von Unternehmen 

2,79 

3,22 

3,44 

5,70 

vom Staat 

0,49 

0,41 

0,50 

0,60 

Summe . . . 

5,99 

6,72 

7,48 

10,90 
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noch Tabelle III — 6 


Die Konten der Sozialversicherung im Kontensystem 


Position 


1969 


1970 | 


1971 


Mrd, DM 


1975 


d) Einkommensumverteilungskonto 

Sonstige geleistete laufende Übertragungen 

an private Haushalte 

an die übrige Welt 

Verfügbares Einkommen 


65,43 

70,04 

76,10 

108,00 

0 r G2 

0,70 

0,80 

1,10 

24,94 

34,18 

39,07 

51,57 


Summe | 

90,99 

104,92 

115,97 

160,67 

e) Einkommens Verwendung Skonto 




Eigenverbrauch 

23,36 

26,39 

30,04 

43,90 

Ersparnis 

1,58 

7,79 

9,03 

7,67 

Summe , . . 

24,94 

34,18 

39,07 

51,57 

i) Vermögensverä oder Lin gskonto 




Anlageinvestitionen: Käufe von neuen Anlagen 

0,19 

0,20 

0,20 

0 T 30 

Geleistete Vermögensübertragungen an Unternehmen . , 

0,05 

0,03 

0,05 

0,10 

Finanzierungssaldo 

1,42 

7,65 

8,88 

7,37 

Summe . . . 

1,66 

7,88 

9 r 13 

7,77 
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der Volkswirtschaftlichen Gesamt rechnung 



u g c h 

Tabelle 111—6 


1969 | 

1970 

1971 

| 1975 

Position 



— 

— 



Mid. UM 


d) Einkommensumverteilungskonto 




Anteil am Volkseinkommen 

3,28 

3,63 

3,94 

6,30 

Empfangene Beitrage zur gesetzlichen Unfallversicherung 





von Unternehmen 

3,93 

3,88 

4,14 

5,40 

vom Staat - 

0,21 

0,24 

0,27 

Ü f 38 

von privaten Organisationen ohne Enverbsdharakter . . 

Q r 06 

0,08 

0,09 

0,12 

Empfangene Sozialversicherungsbeiträge (ohne gesetzliche 





U nf all Versicherung) 





von privaten Haushalten 

65,44 

78,16 

36,60 

118,40 

von der übrigen Welt 

0,12 

0,17 

0,20 

0,30 

Sonstige empfangene laufende Übertragungen . 





von Unternehmen . , . . > . 

0,66 

0,64 

0,60 

0,95 

von öffentlichen Körperschaften 

16,64 

17,44 

19,35 

23,02 

von privaten Haushalten 

0,65 

ü r 68 

0,70 

0,80 

Summe . . . | 

90,99 

104,92 

115,97 

160,67 

e) Ein komm ensverivendirngskonto 



• 

Verfügbares Einkommen 

24,94 

34,18 

39,07 

5 1 r 57 

Summe ... j 

24,94 

34,18 

39,07 

51,57 

f) Vermögensveründerimgskoiito 




Ersparnis 

1,50 

7,79 

9,03 

7,67 

Abschreibungen , . . 

0,08 

0,09 

0,10 

0,10 

Summe . . . 

1,66 

7,88 

9,13 

7,77 
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1 . Methodische Erläuterungen zum Güederungs- 
schema des funktionalen Sozialbudgets 

1.1. Definitionen 

Die Gliederangskategorien des funktionalen Sozial- 
budgets sind wie folgt definiert'. 

1.1.1. Tatbestände 

Krankheit; 

Vorübergehende Beeinträchtigung der Gesundheit 
vorübergehende Arbeitsunfähigkeit, außer im Falle 
von Mutterschaft; Gesundheitsgefährdung; 

Invalidität: 

Dauernde Beeinträchtigung der Gesundheit, Berufs- 
und Erwerbsunfähigkeit, physische und psychische 
Gebrechen; Behinderung; 

Alter: 

Vollendung des Lebensjahres, das im System der 
sozialen Sicherung zum Ausscheiden aus dem Er- 
werbsleben und zum Bezug von Altersruhegeld be- 
rechtigt (Cd. bis 05. Lebensjahr) ; 

Tod: 

Ausfall des Familienernährers durdi Tod T Tod von 
Tamil ien ungehörigen ; 

Beschäftigung; 

Vorübergehende unfreiwillige Nichtteilnahme am 
Erwerbsleben auf Grund der Arbeitsmarktlage; un- 
terwertige Beschäftigung; Arbeitsbeschaffung, Ar- 
beitsvermittlung, Berufsberatung; 

Bildung: 

Ausbildung, Fortbildung, Umschulung; 

Familie: 

Mutterschaft (Schwangerschaft, Entbindung, Wo- 
chenbett); Vorhandensein eines Ehegatten und/oder 
von Kindern und anderen zu versorgenden Fami- 
lienmitgliedern; 

Wohnung; 

Mieten und Lasten von Wahnraum; 

En tschädigungsl eis t ungen (ohne Versorgung der 
Kriegs- und Wehrdienstopler ); 

Tatbestände des Lastenausgleichsgesetzes, des Bun- 
desentsdiädigungsgesetzes, des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes usw. r soweit sie Voraussetzung für 
laufende Leistungen (Einkommensübertragungen) 
sind. 

1*1 .2. Maßnahmearten 

Intertemporate und interpersonale Einkommensuni - 
Verteilung: 

Gewährung von Einkommen für den Lebensunter- 
halt einschließlich Einkommenshilfen bei Gesund- 
heits- und Besdiäftigungsmaßnahmen; Übernahme 
besonderer Aufwendungen, die nicht durdi Gesund- 
heit- und Besdiäftigungsmaßnahmen entstehen (z, B. 
Sterbegeld); 


Betragene: 

Personen, die selbst den jeweiligen Tatbestand 
erfüllen: der Kranke, Invalide, Verstorbene, 
Alte, Arbeitslose, Teilnehmer an Bildungsmaß- 
nahmen, die Mutter wmhreud der Mutterschaft, 
der Haushalts vors Land; nicht als unmittelbar 
Betroffene gelten Witwen, Waisen usw., audi 
wenn sie einen selbständigen Rechtsanspruch 
auf die Sozial leistung haben; ohne Familien- 
zuschläge; 

Angehörige; 

Ehegatte (Witwe), Kind (Waise) oder sonstige 
versorgte Familienmitglieder (Eltern) des un- 
mittelbar Betroffenen; Zuschläge zu den Lei- 
stungen für die Betroffenen auf Grund der 
Familiengröße-, 

Vorbeugende , wiederhersteUende und wiederein - 
gliedernde Maßnahmen: 

Gewährung von Sach- und Dienstleistungen, ein- 
schließlich Kostenerstattungen, ohne begleitende 
Einkommenshilfen; 

Maßnahmen auf dem Gesundheitssektor; 

Vorbeugende und heilende Gesundheitspflege 
bei Krankheit, Invalidität und Mutterschaft; all- 
gemeine vorbeugende Maßnahmen; 

Maßnahmen auf dem Beschäl tigungssektor: 

Bereitstellung und Vermittlung von Arbeitsplät- 
zen, berufliche Fortbildung und Umsdiulung, 
Hilfen zur Forderung der Arbeitsaufnahme (z, B. 
Umzugs- und Einrichtungsbeihilfen). 

1.1.3. Funktional nicht aufgegliederter Teil der 
allgemeinen Dienste und Leistungen 

Dieser Restposten enthält u. a. : VerwaUungslei- 
stungen; individuelle und kollektive Maßnahmen, 
die keiner Funktion zugeordnet werden können; 
Krankenscheinprämie der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung. 

1.2. Änderungen Im Sozialbudget 1971 gegenüber 
dem Sozialbudget 1969/70 

Das funktionale Gliederungsscherna im Sozialbudget 
1971 ist aus dem des Sozial budgets 1969/70 durch 
folgende Änderungen entwickelt: 

1.2.1. Tatbestände und Ursachen 

Die LJntergliederung der Tatbestände Krankheit, 
Invalidität und Tod nach den Ursachen „politische 
Ereignisse", „Arbeitsunfall, Berufskrankheit" und 
„andere Ursachen" ist weggef allen. 

Aus dem Tatbestand „Arbeitsförderung, Berufliche 
Bildung" ist die berufliche Bildung ausgegliedert 
und dem neu eingeführlen Tatbestand Bildung zu- 
geordnet worden. Die übrigbleibende Arbeitsför- 
derung ist mit dem Tatbestand Arbeitslosigkeit zum 
Tatbestand Beschäftigung zusammengefaßt worden. 

Der Tatbestand Familie ist nidit mehr unterteilt in 
Mutterschaft und Familiengröße. Die Leistungen für 
die beiden Teiltatbestände lassen sich jedoch midi 
wie vor getrennt im Gliederungsscherna ablesen, 
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denn die Leistungen für den Tatbestand Mutter- 
schaft sind entweder Einkommensleistungen für Be- 
trolfene (Spalte 1) oder Gesundheitsmaßnahmen 
(Spalte 3), die Leistungen für den Tatbestand Fa- 
milie (ohne Mutterschaft) sind Einkommenstransfers 
für Angehörige [Spalte 2), 

Die Leistungen für den Tatbestand Wohnung wer- 
den nicht mehr nach Betroffenen und Angehörigen 
unterschieden. Dasselbe gilt für die Position „andere 
Tatbestände, verursacht durch politische Ereignisse", 
die in „Entschädigungsleistungen (ohne Versorgung 
der Kriegs- und Wehrdienstopfer)" umbenannt wor- 
den ist, 

1.2.2. Maflnahmearlen und Personen 

Die Einkommensumvertcilung wird nidit mehr in 
Gewährung von Einkommen und Übernahme beson- 
derer Aufwendungen unterschieden. Die vorbeu- 
genden, wiederberstellenden und wiedereinglie- 
dernden Maßnahmen auf dem Gesundheit- und Be- 
schaff igungssektor werden nicht mehr nach Betrof- 
fenen und Angehörigen aufgeteiit Diese Aufgliede- 
rungen sind quantitativ und für die Interpretation 
des funktionalen Sozialbudgets ohne große Bedeu- 
tung, 

1.2.3. Funktional nicht aulgegliederter Teil des 
Institutionellen Sozialbudgets 

Dieser Restposten ist jetzt - anders als im Sozial- 
budget 1969/70 — in die Summe des funktionalen 
Sozialbudgets einbezogen. Er wird getrennt ausge- 
wiesen, da für eine Verteilung der betreffenden 
Leistungen kein befriedigendes Zuordirungskrite* 
riurn bzw, Schätzungsverfahren gefunden werden 
konnte. 


2- Methodische Erläuterungen zur funktionalen 
Gliederung einzelner Institutionen 

2,1, Allgemeines 

Das funktionale Sozialbudget baut auf dem institu- 
tionellen Sozialbudget auf. Abgesehen von den zu- 
sätzlichen betrieblichen Leistungen und den indi- 
rekten Leistungen, die zusätzlich zum institutionellen 
Sozialbudget in das funktionale Sozialbudget aufge- 
nommen sind, bilden die Geldleistungen die Sach- 
leistungen und die allgemeinen Dienste und Leistun- 
gen des Institution eilen Sozialbudgets die statisti- 
sche Masse, die im funktionalen Sozialbudget nach 
funktionalen Kriterien aufbereitet wird. Dabei wird 
institutionenwmise vorgegungen und die Leistungs- 
summe soweit wie möglich und nötig nach Arten, 
die für die funktionale Zuordnung Bedeutung haben, 
aufgeghedert. 

Die Vcrrechmmgsausgaben, die sich für die Summe 
des institutionellen Sozialbudgets mit den Verrech- 
nungseinnethmen zu Null saldieren, sind auch bei der 
funktionalen Darstellung der einzelnen Institutio- 
nen nicht be rüdes iditigt, da es sich um (tatsächliche 
oder fiktive) Zahlungen zwischen Institutionen han- 
delt und das funktionale Sozialbudget nur die Lei- 
stungen von Institutionen an die geschützten Per- 
sonen wiedergibt. Die funktionale Verflechtung der 


Institutionen durdi den Verrechnungsverkehr bleibt 
außerhalb des funktionalen Sozialbudgets; sie ist im 
institutionellen Sozialbudget erschöpfend darge- 
stellt, 

Mit Rücksicht darauf, daß an verschiedenen Stellen 
Schätzungen erforderlich sind, werden alle Anga- 
ben im funktionalen Sozialbudget gerundet, und 
zwar mindestens auf 10 Mio. DM. 

2.2. Unterschiede zwischen institutionellem und 
funktionalem Sozialbudget 

Der Grundsatz, daß exakt die Summe der Geldlei- 
stungen, Sachleistungen und allgemeinen Dienste 
und Leistungen in das funktionale Sozialbudget ein- 
geht, gilt nicht nur für das institutionelle Sozial- 
budget insgesamt, sondern natürlich auch für seine 
einzelnen Institutionen. Allerdings schien es jedoch 
für die funktionale Darstellung der einzelnen In- 
stitutionen in einigen Fällen sinnvoll, die Institutio- 
nen im funktionalen Sozialbudget untereinander 
anders abzugrenzen als im institutionellen Sozial- 
budget: 

Dio Leistungen der Kxiegsopferfürsorge im Jahre 
1960 wurden durch Schätzung aus der Leistungs- 
summe der Sozialhilfe her ausgenommen und der 
Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer zuge- 
schlagen, damit beide Institutionen im Darstellungs- 
zeitraum des funktionalen Sozialbudgets (I960 bis 
1975) einheitlich abgegrenzt sind. 

Die Kinderzuschläge zu Sozialleistungen werden im 
institutionellen Sozialbudget als Verrechmmgsaus- 
gaben der sie zahlenden Institutionen und als Ver- 
rechnungseinnähmen und Geldleistungen der Insti- 
tution Kindergeld verbucht. Diese Funktional isie- 
rung des institutioneilen Sozialbudgets wurde im 
funktionalen Sozialbudget rückgängig gemacht, um 
das Vorhandensein von Kindergeld -Ersatzleist ungen 
bei einzelnen Institutionen im funktionalen Sozial- 
budget darstellen zu können. Die Institution Kinder- 
geld hat also im funktionalen Sozialbudget eine um 
diese Beträge geringere Leistungssumme, während 
die Leistungssummen (ohne Verrechnungen) folgen- 
der Institutionen entsprechend höher als im insti- 
tutionellen Sozialbudget sind: Rentenversicherung 
der Arbeiter, Rentenversicherung der Angestellten, 
Unfallversicherung, Arbeitslosenversicherung (nur 
I960), KnappschafÜiche Rentenversicherung, Versor- 
gung der Kriegs- und Wehrdienstopfer. 

2.3. Die funktionale Zuordnung der wichtigsten 
Leistungen der einzelnen Institutionen 

An der Methode der funktionalen Gliederung für die 
einzelnen Institutionen hat sich grundsätzlich nichts 
gegenüber dem Sozialbudget 1969 ''70 geändert. Le- 
diglich einige quantitativ geringfügige Aufteilungen 
wurden aufgegeben, um das funktionale Soziulb nei- 
get möglichst einfach und übersichtlich zu halten. 
Entsprechend der Zusammenstellung in Nr. 253 des 
Sozialbudgets 1969/70 wird im folgenden ein Über- 
blick über die funktionale Zuordnung der wichtig- 
sten Leistungsarten der einzelnen Institutionen des 
institutionellen Sozialbudgets gegeben. 
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Die Funktionen sind dabei mit den Kenmmunern 
bezeichnet, die den einzelnen Tabellenfeldem des 
funktionalen Gliederungsschemas zugewiesen wor- 
den sind. Diese Kennummern sind in Tabelle IV — 1 
dargestellt und kehren als Spallennumniem in den 
Tabellen IV — 2 bis IV — 5 wieder. Die erste Ziffer 
kennzeichnet den Tatbestand und die zweite die 
MaßnahmearL Die vor den Namen der Institutionen 
in Klammem angegebenen Nummern sind die In- 
stitutions-Kennummern des institutionellen Sozial- 
budgets; in den Tabellen IV— 2 bis IV — 5 werden 
sie als Zeilennummern verwendet. 

Die wichtigsten Leistungen der einzelnen Institutio- 
nen sind wie folgt funktional zugeordnet (Kinder- 
zuschläge und Leistungsanteile für Familienange- 
hörige werden der Kurze halber nicht gesondert er- 
wähnt, sie sind in 12, 22, 32, 52 und 62 ausge- 
wiesen) : 

Tabellenfeld 


[111], 1112], [121] Rentenversicherung 
Altersruhegeld 31 

Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsrenten, 
Ubergangsgeld 21 

Witwen- und Waisenrenten 42 

Heilverfahren, allgemeine Zuschüsse , . 23 

Eerufsfördemde Maßnahmen . . . 24 

[113} Krankenversicherung und 
Mutterschutz 

Kranken- und Hausgeld 11 

Geldleistungen der Wochenhilfe 71 

Sterbegeld 42 

Sachleistungen ohne Wochenhilfe 13 

Sachleistungen der Wochenhilfe 73 

Vertrauensärztlicher Dienst, 

vorbeugende Maßnahmen 13 

[ 1 14] Unfallversicherung 

Verletztengeld 11 

Sterbegeld 42 

Verletztenrenten 21 

Witwen- und Waisenrenten . 42 

Abfindungen 2 1 , 42 

Heilbehandlung , 13 

Berufshilfe 24 

Unfallverhütung und Erste Hilfe ...... 13, 23 


[115] Arbeitsf örderung einschließlich 
Arbeitslosenversicherung und 
berufliche Bildung 

Arbeitslosengeld, Sdüeditweüergeld, 
Kurzarbeitergeld .................... 51 

Unterhaltsgeld, Berufsausbildungs- 

beihilfen 61 

Unterhaltsgeld für Behinderte, Zuschüsse 
zur individuellen Förderung der beruf- 
lichen Bildung Behinderter 21 

„Sonstige Leistungen" 24, 51, 54, 64 


Tabellenfeld 


Fachaufgaben der BA 

(Teil der Verwaltungskosten) 54 

[116] Kindergeld 72 

[11a] Entgeltfortzahlung bei Krankheit 11 

[122] Altershilfe für Landwirte 

einschließlich Landabgaberente 

Altersgeld für Witwen 42 

Altergeld für landwirtschaftliche 

Unternehmer . ... . 31 

Vorzeitiges Altersgeld 21, 42 

[131] Pensionen im öffentlichen Dienst 

Pensionen an Dienstunfähige 21 

Hinterbliebene 42 

Alterspensionäre . . 31 

Beihilfen 13 

[132] Kinderzuschläge im öffentlichen 

Dienst 72 

]141] Zusatzversicherung im öffent- 
lichen Dienst vgl. ]1 31 ] 21, 31, 42 

[142] Zusatz Versicherung für einzelne 

Berufe * * 31 r 42 

{301} Versorgung der Kriegs- und 
W eh r di ens top f e r 

Beschädigtenrenten 21 

Hinterbliebenenrenten 42 

Kapitalabfindung 21, 42 

Heil- und Krankenbehandlung, 

Erholungsfürsorge 13» 23 

Berufsfürsorge * . . * 24 

Erziehungsbeihilfen . * 62 

Wohnungsfürsorge 81 

Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt, 
sonstige Hilfen (§ 27 b BVG) 21» 42 

[302], ]303], [304] Lastenausgleich, 
Wiedergutmachung, sonstige Ent- 
schädigungen 82 

[401] Sozialhilfe 

Die Sozialhilfe verteilt sich auf 10 Fel- 
der. Soweit eine Hilfeart nicht unmittel- 
bar zugeordnet werden konnte, wurde 
der Betrag nach einem Schlüssel auf ge- 


teilt. Die Felder sind: 11, 12, 13, 21, 22, 

23, 24, 31, 42, 61 


1402] 

Jugendhilfe 

72 

(4031 

Ausbildungsförderung 

61 

[404] 

Wohngeld 

81 

[405] 

öffentlicher Gesundheitsdienst . . 

13 
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Tabelle IV— 1 


Kennummern für die Funktionen des funktionalen Sozialbudgets 



lntertemporale und intcr 
personale Einkommensum- 
verteihing zugunsten der 

Vorbeugende, wiederher- 
stehende und wiederein- 
gliedernde Maßnahmen auf 
dem 

Summe 

Betroffenen 

I 

Angehörigen 

Gesundheits- 

sektor 

JBesdiäfti- 

gungs- 

sektor 

1 1 

2 

1 3 1 

A 


Krankheit 

1 

11 

12 

13 

14 

10 


Invalidität 

2 

21 

22 

23 

24 

20 


Alter * . . 

3 

31 

32 

33 

34 

30 

Tatbe- 








stände 

Tod 

4 

41 

42 

43 

44 

40 


Beschäftigung 

5 

5t 

52 

53 

54 

50 


Bildung 

6 

61 

62 

63 

64 

60 


Familie 

7 

71 

72 

73 

74 

70 


Summe . . 

01 

02 

03 

04 

99 

Leistungen für den Tatbestand Wohnung 




81 

laufende Leistungen nach LAG, BEG, USG u, a. 





(Entsdiädigungsleistungen ohne Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer) 

82 

funktional 

nicht aufgegliederter Teil der Allgemeinen Dienste 

und Leistungen aus dem 


Institutionellen Sozial hudnet 






83 









Summe . . . 

100 


Anhang IV 
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Tabelle IV— 2 


Funktionales Sozialbudget 1960 in institutioneller Gliederung 

Millionen DM 



Funktionen 


Krankheit 


Invalidität 



1 

Einkommen für 

Gesund- 

Einkommen ItJr 

Goftuml- 

heits- 

xnaB- 
na innen 

Beschäf- 
tig ungs- 

iDllC' 

nahmen 

1 


\ 

Bc- 

tmlfEJie 

Ange- 

hörige 

1 

hedsmaß 

nahmen 

Be- 

iTOffpUE 

Ange- 

liunqe 

1 

Institutionen 

11 

1 ft 

1 13 1 

21 | 

1 22 | 

1 23 | 

34 | 

111 

Ren tenvers icherung 

der Arbeiter 




l 980 

160 

580 

10 

112 

Ren Len versidierung 
der Angestellten 





, 

740 

30 

190 

0 

i 13 

K r ank enve rsi di er u ng 
und Mutterschutz ... 

2 500 

190 

5 690 

L-*. 



40 



114 

Unfallversicherung , . . . 

10 

— 

330 

850 

10 

20 

0 

115 

A rbeits förder ung einsdilie ßl ich 
Arbeitslosenversicherung und 
berufliche Bildung 








116 

Kindergeld . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

11a 

Entgeltfortzahlung 

bei Krankheit 

3 000 

r 

. „ 

. 

- 




121 

Knappschaftlidhe Renten- 
versicherung 

— = 

_ 



710 

50 

30 

— 

122 

Altershilfe für Landwirte ein- 
schließlich Landabgaberente . . 

— 

* — . 

— - 



«_= 

— 

131 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

— 

— 

100 

1 100 

— 

— 

— 

132 

Kinder Zuschläge im öffentlichen 
Dienst . . . . 





_ 





— 



141 

Zusatz Versicherung im 
Öffentlichen Dienst 





^ r 

60 







142 

Zusatzversicherung für 
einzelne Berufe 

, „ 

. 







— 



301 

Versorgung der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer 

• 

* 

80 

1 280 

80 

150 

20 

302/303/304 Lastenausgieich, 
Wiedergutmachung und 
sonstige Entschädigungen 








401 

Sozialhilfe 

200 

100 

200 

350 

50 

50 

20 

402 

Jugendhilfe 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

403 

Allsbildungsförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

404 

405 

Wohngeld , 

öffentlicher Gesundheitsdienst . 

_ . 

— 

320 | 

, ■ 

_ 



= 

Institutionelles Sozialbudget . . 

5 710 

290 

ft 720 

7 070 

330 

1 060 

50 

H- 

Zusätzliche betriebliche 
Leistungen . . , , 

Indirekte Leistungen 

100 

— 

700 

50 

150 

410 

— 


100 

=* 

Funktionales Sozialbudget .... 

5810 

290 

7 470 | 

7 630 

380 

1 060 

150 | 


Alter 


Einkommen fiir 


Be- 
troffen c 


4 450 

2 600 


380 

90 
3 200 


160 

10 


200 


1 1 590 

750 

160 


Ango* 

hü/ige 


32 

20 

30 


0 

20 


50 


50 
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Tabelle IV— 2 


1 

Tod 

j 

Beschäftigung 

Bildung 

Familie 


Entschei- 

digungfi- 

lelilCm- 

gen 

(ohne 

Vor so r- 
fpunrj 
der 

Kriegs- 

und 

Wehr- 

dienst- 

opfer} 

funktio- 
nal nicht 
aufgetfUe 


Eintom- 
men für 
Ange- 
hörige 

Einkommen für 

Be*chSftl- 

Einkommen für 

Bil- 
dungs- 
] □ afr- 
nehmen 

Einkommen für 

Ge* 

suncl- 

Woh- 

nung 

dortcr 
Teil der 
allgemei- 
nen. Dien- 

Summe 

Be- 

troffene 

1 

Atiijc* 

hörige 

gunqs- 

mafl- 

nabmen 

Br- 
no ffeno 

Ange- 

hörige 

Be- 

troffene 

Ange- 

hörige 

hoIU- 

snaß- 

niihnaen 


ste und 

Leistun- 

gen 



42 ] 51 ! 52 | 54 61 62 1 64 [ 71 | 72 [ 73 | 81 [ 82 A3 100 


3 040 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 


— 

1 

220 

10 460 

1 620 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— ’ 

90 

5 280 

170 

— 

— 

— 



— 

— 

360 

— 

140 

— 

— 

630 

9 720 

370 

— - 

— 

— _ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

140 

1 730 


540 

100 

290 



10 



___ 




130 

1 070 

— 

— 

— 



— 

“ 1 

— 

po 


_ 

— 

20 

900 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ! 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

60 

3 060 

720 

— 

— 


— 

— 

— , 

— 

— 

— 

— 

— 

40 

2 430 

70 

2 120 

— - 

— 

— 

— 

— 

- 

- 

— 

— . 

— 

— 

0 

420 

180 

6S40 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 420 

— 

— 

— 

30 

1 450 

100 

1 f\ 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

20 

n 

340 

on 

10 

I 930 

— 

— 

— 

— 

130 

— 

— 

— 

— 

0 

— 

u 

200 

3 870 







. 





. * 

„ 

_ 

_ 



3 450 

180 

3 630 

100 

— 

— 

— 

10 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

190 

1 470 




: 

__ 

60 


* — 



50 

— -* 

~ 

. 

10 

10 

ÜO 

70 

— 

— 

— 

— 

— _ 

— 

* — - 

1 — - 

— 

— 

, 0 

— 

0 

30 

0 

350 


10 250 

540 

100 

290 

70 

130 

10 

360 

2 350 

140 

0 

3 450 

2 420 

53 030 

400 

— 

— - 

. — 

— 

— _ 

— 


300 

100 

400 

— 

— 

3 000 

50 

— 

- 

— 



— 

— 

8 610 

— 

— 

— 

— 

9 280 

10 700 

| 540 

100 

290 

| 70 

130 

10 

1 3G0 

1 1 260 

240 

400 

| 3 450 | 

2 420 

| 65 310 
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T a 

helle IV— 3 

Funktionales Sozialbudget 1965 in institutioneller Gliederung 

Millionen DM 



- 

Funktionen 

Krankheit 


Invalidität 


Alter 



Einkommen für 

Gesund'' 

Einkommen für 

Gesund 

hehs- 

maß- 

n a hm er. 

Be&diäf- 

Ugungs' 

ffidE- 

hiiiimea 

Einkommen für 



Be- 

troffene 

Ango- 

hurige 

beiUtnütJ- 

nahmen 

Be- 

troffene 

Anne- 

hörige 

Be- 

troffene 

Ange- 

hörige 

Institutionen 

11 

u 

13 | 

21 

22 

22 

24 | 

31 1 

32 

ui 

Rentenversi cherung 

der Arbeiter 




2 670 

220 

1 140 

20 

7 260 

40 

112 

Rentenvers i dierung 

der Angestellten 

, 

__ _ 



910 

50 

440 

0 

4 810 

20 

113 

K ranke n vor si dierung 

und Mutterschutz 

3 440 

260 

10 230 

___ 


60 







114 

Unfallversicherung > 

390 

30 

450 

1 240 

40 

40 

10 

— 

— 

115 

Arbeitsförderung einschließlich 
Arbeitslosenversicherung und 
berufliche Bildung 







0 



116 

Kindergeld 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

11a 

Entgeltfortzahlung 

bei Krankheit 

5 000 


_ 






_ 



121 

Knappschaftliche Renten- 
versicherung 





- - 

760 

50 

40 



1 610 

10 

122 

Altershilfe für Landwirte ein- 
schließlich Landabgaberente * 

— 





20 

0 

0 

— 

210 

80 

131 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

— 

— 

200 

1 500 

— 

— 

— 

5 300 

— 

132 

Kinderzuschlage im Öffentlichen 
Dienst 

_ 


_ 

_ 


_ 

_ 

_ 

_ 

141 

Zusatzversicherung im 
öffentlichen Dienst 




_ 

90 




320 


142 

Zu satz Versicherung für 
einzelne Berufe 

_ 


_ 


_ 

_ 

__ 

20 


301 

Versorgung der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer 





150 

i 980 

100 

230 

20 




302/303/304 Lastenausglekh, 

Wiede rgutmachung und 
sonstige Entschädigungen 










401 

Sozialhilfe 

250 

100 

300 

500 

80 

100 

50 

250 

— 

402 

Jugendhilfe 


— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

403 

Ausbildungsförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld 

— 

— 


— 

— 

— 

— 


— 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst . 

— 

— 

650 


- 


— 


— 

= 

Institutionelles Sozialbudget , . 

9 080 

390 

11 980 

9 670 

540 

2 050 

100 

19 780 

150 

iL. 

Zusätzliche betriebliche 
Leistungen 

200 

— - 

1 300 

200 

- - 



100 

900 



+ 

Indirekte Leistungen 

— 

— 

100 

420 

— 

— 

— 

320 

— 

= 

Funktionales Sozialbudget ... 

| 9 280 

390 

13 380 , 10 290 

540 

2 050 

200 | 

21 000 

150 
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Tabelle IV— 3 


Tod 

Beschäftigung 


Bildung 



Familie 



Entsdvi- 

digengs- 

Icfstun- 

ejen 

föhne 

Versor- 

gung 

der 

Kriegs- 

und 

Wehr- 

dlenst- 

opferj 

funktio- 
nal nichr 
flufgegjir- 
derter 
Teil ck-r 
nMgemm.- 
non Dien- 


Einkom- 
men JÜf 
Angs- 
höritjG 

Einkommen für 

Hesdi&Üi- 

Einkommen für 

3B.il- 

dungs- 

tniiO- 

nnluncm 

Einkommen für 

Ge- 

sund- 

Woh- 

nung 

Summe 

Be- 

troffene 

Ange- 

hörige 

ITUlli- 

nahcncQ 

Be- 

troffene 

Ange- 

hörige 

Be- 

■ lolfene 

Ange- 

hörige 

hüilü- 
nui fl- 
attieren 


ste und 
Leistun- 
gen 


« 

M 

52 

54 

61 

61 

64 1 

1 71 | 

l n i 

73 | 

81 i 

1 81 

1 63 1 

100 

4 550 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

350 

16 250 

2510 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

140 

8 980 

270 

— 

— 

- , 

— 


- — ■ 

540 

— 

290 


— 

1 010 

16 100 

650 

— 

— 

— 

— 

— 

■— 

— 

— 

— ' 

— 

— 

250 

3 100 

_ 

720 

150 

360 

20 



20 

_ 









160 

1 430 


— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

2 770 

— 

— 

— 

10 

2 780 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100 

5 100 

1 100 

30 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

50 

3 650 

170 



— 

— 



— 

— 



— 


— 



10 

490 

3 280 

— 

— 

— ' 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

640 

10 920 

— 

1 — 

— 

— 1 

— 

— 

— 

— 

2 370 

— 

— 

— 

40 

2410 

180 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

50 

640 

10 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0 

30 

2 790 

— 

— 

— 

— 

150 

— 

— 

— 

— 

0 

— 

300 

5 720 








_ 



_ 

. 





3 820 

240 

4 060 

150 

— 

— 

— 

20 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

230 

2 030 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

660 

— 

— 

— 

130 

790 

— 

— 

— 

— 

110 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


10 

120 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 1 

150 

— 

30 

180 

— 

— 

— 

. 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

50 

700 

15 760 

750 

150 

360 

150 

ISO 

20 

540 

5 800 

290 

150 

3 820 

3 000 

85 480 

500 

— 

— 

— 

- 

— ■ 

— , 

— 

400 

100 

600 

— - 

— 

4 300 

100 

-er: 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

12 480 

— 

— 

— 

— 

13 420 

IG 360 j 

750 

150 

360 

150 

150 

20 

| 540 

18 680 

390 

1 750 1 

3 820 | 

3 800 

103 200 
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Tabelle IV— 4 


Funktionales Sozialbudget 1970 in institutioneller Gliederung 

Millionen DM 


Funktionen 

Institutionen 

K ftä nkheit 

Invalidität 

Alter 

Einkommen für 

Gcsund- 

heiismeß* 

rühmen 

Einkommen für 

Gf?sund- 

helTs- 

tnäfl* 

nahmen 

Beschäf* 

ligungs- 

C!flQ- 

ncihnnen 

Einkommen für 

Bo* 

Iroffetic 

Ange- 

hörige 

Ec* 

troflene 

Ange- 

hörige 

Be- 

Iroffenc 

Ange- 

hörige 

n 

12 

»3 

21 

1 22 

23 

' 24 

1 31 | 

32 

1LL 

Renten ve rskherun g 











der Arbeiter . 

— 

— 


3 670 

260 

l 410 

50 

13 240 

60 

112 

Rentenversicherung 











der Angestellten 

— 

— 

— 

1 300 

60 

630 

10 

8 430 

30 

113 

Krankenversicherung 











und Mutterschutz 

2 280 

180 

18 960 



130 

— 

— 

— 

114 

Unfallversicherung 

400 

30 

550 

1 710 

60 

60 

10 

— 

— 

115 

Arbeitsförderung einschließlich 











Arbeitslosenversicherung und 











berufliche Bildung 

— 

— 

— 

50 

— 

— 

20 

— 

— 

116 

Kindergeld 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- — ■ 

— 

— 

1 1 a 

Entgeltfortzahlung 











bei Krankheit 

13 000 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

121 

Knappschaftliche Renten- 











versicherung 

— 

— 

- 

770 

50 

40 

— 

2 650 

10 

122 

Altershilfe für Landwirte ein- 











schließlich Landabgaberente . . . 

— 

— 

— 

60 

20 

30 

— 

380 

120 

131 

Pensionen im öffenlli dien Dienst 

— 

— 

400 

2 000 

— 

— 

— 

8 000 

— 

132 

Kmderzuschläge im öffentlichen 











Dienst 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

141 

Zusalzversidierung im 











öffentlidien Dienst 

— 

— 

— 

130 

— 


. — 

590 

— 

142 

Zusatzversicherung für 











einzelne Berufe 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

30 

— 

301 

Versorgung der Kriegs- und 











Wehrdienstopfer 

— 

— 

220 

2 450 

100 

330 

20 

— 

— 

302/303/304 Lastenausgleidi, 











Wiedergutmachung und 











sonstige Entschädigungen 

— 

— 

— 

— 

4 — • 

— 

— 

- — 

* — 

401 

Sozialhilfe 

300 

150 

450 i 

850 

130 

200 

100 

300 

— 

402 

Jugendhilfe . . . , 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

403 

Aushildungsförderung 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst . 

— 

— 

800 


— 

— 

— 

— 

— 


Institutionelles Sozialbudget . . 

15 980 

360 

21 380 

12 990 

680 

2 830 

210 

33 620 

220 

_L 

Zusätzlidie betrieblidie 











Leistungen 

300 

— 

2 100 

250 

— 

— 

100 

1 200 

— 

+ 

Indirekte Leistungen 

— 


130 

430 


— 

— 

380 


= 

Funktionales Sozialbudget * . . . 

16 280 

360 

23 610 

1 3 670 

680 

2 830 

310 | 

35 200 

220 
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Tabelle IV 4 


Tod 

Beschäftigung 

Bildung 

Familie 


5-e-l £ S-’S \fl 

ß ^ - s 5 3 S s 3 e 3 ^ 

• fi S# 

funktio- 
nal nirhl 
Oüfgcgilc> 

•J Orter 

Teil der 

allgemei- 
nen Dien- 


Einkom- 
men für 
Ange- 
hiiricjc 

Einkommen iü r 

Beschul 

gimgs« 

mnß- 

nahtucu 

Einkommen für 

Bll- 

Einkommen für 

Ge- 

sand 

Woh- 

nung 

Summe 

Be- 
troffene '■ 

Ange- 

hörige 

Br' 

Irölfene 

Ange- 

hörige 

infiß' 

nahmen 

1 

Be- 

li offen 

Ange- 

hörige 

heits- 
unnfi- 
i nahmen 


ste und 
Leitun- 
gen 


42 1 

51 | 

52 

54 

61 

( 62 

Ä4 1 

71 1 

n 

1 73 

* 81 ] 

82 

| £S3 

100 

7 400 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


540 

26 630 

4 350 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

230 

15 040 

430 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

630 

— 

450 

— 

— 

1 940 

25 050 

920 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

340 

4 080 

— . 

1 660 

250 

650 

520 

30 

170 

— 

— 

— 

— 

— 

300 

3 650 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

2 840 

— 

— 

— 

— 

2 840 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

200 

13 200 

1 680 

110 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

70 

5 380 

270 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 



— - 

— 

— 

30 

910 

4 970 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

830 

16 200 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 040 

— 

— 

— 

60 

3 100 

320 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

60 

1 100 

10 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0 

40 

3 580 

— 

— 

— 

— 

160 

— 

— 

— 

— 

0 

— 

360 

7 220 

* 

— . 

— 

— 

— 

. — - 

— 

— 

T - 

— 

— 

3 760 

240 

4 000 

200 

— 

— 

— 

30 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

340 

3 050 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 080 

— 

— 

— 

200 

1 280 

— 

— 

— 

— 

380 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

40 

420 







. _ 



— 

- 

— 

— 


650 

— 

70 

70 

720 

870 

24 180 

1 770 

250 

650 

930 

190 

170 

630 

6 960 

450 

650 

3 760 

5 920 

134 780 

650 

— 

— ■ 

— - 

— 

— 

— 

— 

500 

100 

800 

— 

— 

6 000 

130 

— 

— 

— 

20 

— 

— 

— 

16 850 

— 

— 

— 

— 

17 940 

24 960 

| 1 770 

250 

650 

950 

190 

170 | 

630 

24 310 

550 

1 450 

3 760 

| 5 920 

| 158 720 
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Funktionales Sozialbudget 1975 in institutioneller Gliederung 

Millionen DM 



Funktionen 

Krankheit 


Invalidität 


Alter 


... 

Einkommen lür 

Geeund- 

Einkommen für 

Gesumd- 

keits- 

siaß- 

rwihman 

Besdiäf- 

UtfÜJltjS- 

möö- 

riühmcn 

Einkommen für 


\ 

Be- 

troffene 

Ange- 

hörige 

hettsmaß- 

nrihmpn 

Be- 

troffene 

Ange- 

hörige 

Be- 

troffene 

Ange- 

hörige 

Institutionen 

n 

12 | 

13 i 

21 | 

22 | 

1 23 1 

24 | 

31 | 

[ 32 

111 

Rentenversicherung 

der Arbeiter 




4 960 

360 

1 980 

80 

21 930 

U0 

112 

Re ntenv ers ich e r un g 

der Angestellten 

. — 

— 



2 000 

90 

950 

10 

14 220 

50 

113 

Krankenversicherung 

und Mutterschutz 

3 150 

250 

33 140 

— 

— 

140 





. 

114 

Unfallversicherung 

560 

50 

680 

2 600 

70 

90 

30 

— 

— 

115 

Arbeitsförderung einschließlich 
Arbeitslosenversicherung und 
berufliche Bildung 




80 



40 



116 

Kindergeld 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

11 a 

EntgeUfortzahlung bei 

bei Krankheit 

18 000 



— . 





— .. 



. „ 

. 

121 

Knappschaftliche Renten- 
versicherung 

* 


— . 

970 

60 

70 



4 100 

20 

122 

Altershilfe für Landwirte ein- 
schließlich Landabgaberente . . . 



__ 

— 

70 

20 

50 



460 

150 

131 

Pensionen im öffentlichen Dienst 

— 

— 

700 

2 500 

— 

— 

— 

12 500 

— 

132 

Kinderzuschläge im öffentlichen 
Dienst 

— 

— 

— 








. _ 

. 

141 

Zusatzversicherung im 
öffentlichen Dienst 

— 

— 

— 

180 

_ 





950 



142 

Zusatzversidierung für 
einzelne Berufe 



— 






. 



40 

. 

301 

Versorgung der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer 

— 

— 

270 

3 240 

100 

400 

10 

— 

- — 

302/303/304 Lastenausgleich, 
Wiedergutmachung und 
sonstige Entschädigungen 





_ 






401 

Sozialhilfe 

400 

200 

700 

1 250 

190 

300 

200 

400 

— 

402 

Jugendhilfe 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

403 

Ausbildüngsf order ung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

— 

— 

1 000 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

= 

Institutionelles Sozialbudget 

22 110 

500 

36 490 

17 850 

890 

3 980 

370 

54 600 

330 

+ 

Zusätzliche betriebliche 
Leistungen , . . . . 

400 

— 

3 100 

300 


— , 

100 

1 600 

— 


Indirekte Leistungen 

— 

— 

180 

440 

— 

— 

— 

470 

— 

= 

Funktionales Sozialbudget 

| 22510 

500 

39 770 

] 18 590 

890 

3 980 

O 

| 56 670 

330 
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Tod 

Beschäftigung 

Bildung 

Familie 


Entschä- 
digung^ 
Ic-i Ölun- 
gen 
(ohne 
Versor- 
gung 
der 

Kriegs- 

und 

Wehr- 

dienst- 

opJcr) 

funktio- 
nal nicht 
ftufgegiie- 


Einkom- 
men für 
Ange- 
hörige 

Einkommen für 

Beschilft i 
g un gi- 
nnt fl- 
n ahmen 

Einkommen für 

Bil- 
dung 5- 
tadfl- 
nahmen 

Einkommen fiir 

Ge- 
sund - 

Woh- 

nung 

deutet 
Teil der 
Allgemei- 
nen Dien- 

Summe 

Bn- 

ivofftnc 

Ange- 

hörige 

Be- 

u offene 

Ange- 

hörige 

Be- 

troffene 

Ange- 

hörige 

heits- 

maß- 

Dalumen 


ste und 
Leistun- 
gen 


42 | 

51 

52 l 

54 | 

61 

62 J 

64 J 

71 l 

72 1 

73 | 

51 i 

82 

1 63 L 

100 

11 450 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

760 

41 630 

7 200 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

330 

24 850 

690 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

800 

— 

530 

— 

— - 

2310 

41 010 

1 460 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

440 

5 380 

— 

L 830 

300 

960 

860 

50 

240 

___ 






. 

500 

4 860 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 700 

— 

— 


— 

3 700 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

350 

18 350 

2 500 

160 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

90 

7 970 

330 

— 

— 

— 



_ 







— 

. 

— . 

30 

1 110 

7 400 

— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 260 

24 360 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 760 

— 

— 

— 

70 

3 830 

490 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

80 

1 700 

20 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0 

60 

4 940 

— 

— 

— 

— 

180 

— 

— 

— 


0 

— 

500 

9 640 

— 

. 





. — . 

— 


— 

— 

— 

— - 

4 190 

270 

4 460 

300 

— 

— 

— 

40 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

500 

4 480 ; 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

. — 

— 

1 730 

— 

— 

— 

320 

2 050 

— 

— 

— 

— 

i 850 


* — 

— 

— 

— 

— 

— 

180 

2 030 


















■ — 

1 800 

— 

140 

100 

1 940 

I 100 

36 780 

1 990 

300 

960 

2 750 

230 

240 

800 

9 190 

530 

t 800 

4 130 

8 230 

205 110 

800 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

600 

100 

1 000 

- - 

— 

8 000 

180 

— 

— 

— 

20 

— 

— 

— 

20 250 

— 

— 

— 

— 

21 540 

37 760 j 1 990 

300 

960 | 

2 770 

230 

240 | 

| 800 

30 040 

630 | 

2 800 

| 4 190 

, 8 230 | 

234 650 
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20 Krankenversicherung: Beitragssätze für Pflichtmitglieder 1950 bis 1975 125 

21 Unfallversicherung: Leislungen insgesamt 1950 bis 1975 127 

22 Unfallversicherung: Geld- und Sachleistungen 1950 bis 1975 127 

23 Unfallversicherung: Geldleistungen 1969 130 

24 Unfallversicherung; Sachleistungen 1969 130 

25 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bil- 
dung: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 132 

2ö Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bil- 
dung: Struktur der Allgemeinen Dienste und Leislungen 1965 und 1975 .... 135 

27 Arbeitsförderung einschließlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bil- 
dung: Entwicklung der Beschatt igungspotitik 1950 bis 1975 136 

28 Arbeitsfördemng einschließlich Arbeitslosenversicherung und berufliche Bil- 
dung: Finanzierung 1950, 1965, 1975 138 
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Nr. Titel Seite 

29 Kindergeld: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 140 

30 Enlgeltfortzahlung bei Krankheit: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 142 

31 Knappsdiaftliche Rentenversicherung: Leistungen insgesamt 1050 bis 1975 .. 146 

32 Knappschaftliche Rentenversicherung: Struktur der Finanzierung 1950, 1965, 

1975 149 

33 Altershilfe für Landwirte einschließlich Landabgaberente: Leistungen insge- 
samt 1950 bis 1975 151 

34 Pensionen im öffentlichen Dienst: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 156 

35 Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 159 

36 Ergänzungssysteme: Leistungen und Finanzierung 1950 bis 1975 161 

37 Zusalzversicherung im öffentlichen Dienst: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 161 

38 Zusatz Versicherung für einzelne Berufe: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 165 

39 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer: Leistungen insgesamt 1950 

bis 1975 163 

40 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer: Anspruchsbereddigle ins- 
gesamt 1950 bis 1975 168 

41 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienslopfer: Leistungen in Mrd. DM 

1950, 1965. 1975 169 

42 Versorgung der Kriegs- und Wehrdienslopfer: Struktur der Geldleistungen 

1969, 1970, 1971 169 

43 Lastenausgleich: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 173 

44 Lastenausgleich: Struktur der Geldleistungen 1965 und 1975 173 

45 Lastenausgleich: Empfänger von Kriegsschadenrente 1955 bis 1975 176 

46 Lastenausgleich: Finanzierung im Rahmen des Sozialbudgets 1965 und 1975 177 

47 Wiedergutmachung: Leistungen insgesamt 1955 bis 1975 ISO 

48 Wiedergutmachung: Verteilung der Geldleistungen auf Inland und Ausland 

1955 bis 1975 181 

49 Sonstige Entschädigungen: Leistungen insgesamt 1955 bis 1975 182 

50 Sozialhilfe: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 186 

51 Sozialhilfe: Geldleistungen 1969 188 

52 Sozialhilfe: Sachleistungen 1969 188 

53 Jugendhilfe: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 189 

54 Jugendhilfe: Leistungen 1969 192 

55 AusbfldungsfÖrderung: Leistungen insgesamt 1960 bis 1975 193 

56 Wohngeld: Leistungen insgesamt I960 bis 1975 195 

57 Öffentlidier Gesundheitsdienst: Leistungen insgesamt 1950 bis 1975 196 

58 Funktionale Struktur der Sozialleistungen 1970: Gliederung nach Tat- 
beständen . 199 

59 Funktionale Struktur der Sozialleistungen 1960 bis 1975: Gliederung nach 

Maßnahmearten 201 

G0 Der Anteil der Leistungen für Krankheit an den gesamten Sozialleistungen 

1960 bis 1975 206 
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61 Der Anteil einzelner Maßnahmearlen an den Sozialleislungen für Krankheit 

I960 bis 1975 208 


62 Der Anteil einzelner Institutionen an den Sozialleistungen für Krankheit 1S70 209 

63 Der Anteil einzelner Institutionen an den Sozialleislungen für Invalidität 1970 212 

64 Der Anteil der Leistungen für Aller an den Sozial leis langen 1960 bis 1975 213 

65 Der Anteil der Familienleistungen i. e, S, an den Sozialleistungen i960 


bis 1975 216 

66 Der Anteil einzelner Institutionen an den FamiUenleislungen I. e> S< 1970 . . 217 

67 Funktionale Struktur der E.enlenversicherungsleistungen 1960 bis 1975 .... 219 

63 Funktionale Struktur der Sozialhilfeleistungen i960 bis 1975 221 

69 Der Einfluß der Einkorn men sh öbe auf die Höhe der Steuerermäßigung durch 

Kinderfreibeträge 224 


Erläuterung; 

Grundsätzlich sind die Sdiaubiider des institutionellen Teiles ihrer Art nach unterein- 
ander vergleichbar und maßstabgerecht wobei bei den Kurvendarsiellungen 0,4 cm, 
bei den Säulendarstellungen 0 f 5 cm, bei den Kreisdarstellungen 0 r 93 cm* einer Mil- 
liarde DM entsprechen* Bei Gesamtzahlenwerlen, die 0,5 Milliarden DM unterschreiten, 
wurde von diesem Prinzip abgewichen. Die Kreisdaisiellungen mit einem farbigen Punkt- 
raster in der Mitte sind nur miteinander vergleichbar, wenn sie nebeneinander stehen. 
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Stichwortverzeichnis des Sozialbudgets 

(Die Verweisungen beziehen sich auf die Randnummern) 


A 

Änderungen gegenüber Sozialbudget 1969/70 2, 4, 12 ff,, 

25, 57, 132, 247 ff. 

Ärzte und Zahnärzte (Krankenversicherung) 83 
Allgemeine Dienste und Leistungen (Definition) 55 
Allgemeine Systeme 12, 16, 59 
Alter (Funktion) 21 fL r 244 ff., 256 ff. r 270 ff. 

Altershilfe für Landwirte 135 r 145 ff-, 255 ff., 265 
Anstaltsbehandlung (Krankenversicherung) 88 
Anslaltshilfe (Sozialhilfe) 203 ff. 

Arbeitslörderung 108 ff. r 2G8 

Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 1 10 f,, 268 
Arbeitslosenversicherung 10B ff., 268 
Ausbildungsförderung 59, 226 ff., 260, 272 


8 

Beamtenversorgung 151, 153 ff-, 252 ff., 271 
Beiträge zur Sozialversicherung 44, 47 
Berufliche Bildung 108 ff., 268 
Berufshilfe 101 f., 148 
Beschäftigung (Funktion) 21 ff., 244 ff., 259 
Betriebliche Sozialleistungen 20, 246 ff., 273 ff. 
Bevölkerungsstruktur 27 ff. 

Bezirksschornsleinfegormeister (Zusalzversicherung für 
einzelne Berufe) 167 
Bildung (Funktion) 21 ff., 244 ff., 260, 272 
Blindenhilfe (Sozialhilfe) 211 

Bühnen (Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst) 162 
Bundesanstalt für Arbeit 24, 107, 108 ff., 130, 259 f., 268 
Bundesausglexchsamt 183 

Bundesbahn-Versicherungsanstalt (AbL B) 165 
Bundeskindergeldkasse 127 

Bundespost (Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst) 
162 


E 

Einbau in die Volkswirtschaftliche Gesamt rechnung 42 ff., 
Anlage III 

Eingliedernngshilfen 201, 212 
Einkommensentwiddung 37 ff. 
Einkommensübertragungen 44 ff., 48 
Einkommensumverteilung 44. 245 ff. 

Entgeltfortzahlung bei Krankheit 23, 131 ff,, 252, 272, 
274 

Entschädigungsleistungen 12, 21, 171 ff., 244, 269 
Ergänzungssysteme 12, IGO ff. 

Erholungsfürsorge (Kriegsopferfürsorge) 174 
Erwerbstätige 29 /. 

Erziehungsbeihilfe (Kriegsopferfürsorge) 174 
Europäisches Sozialbudget 5, 122, 126 

F 

Familie (Funktion) 21 ff., 244 ff., 261 ff., 271 L 
Finanzierungssaldo 52 
Finanzplan 3, 8, 42 
Funktion 21 ff., 244 ff. 

Funktionales Sozialbudget 244 ff. 


G 

Gehaltsfortzahlung an Beamte bei Krankheit 131, 152 
Gesundheitsleistungen 21 f., 245 ff., 254 


H 

Härtefonds (Lastenausgleich) 185, 193 
Hauptergebnisse des Sozialbudgets 12 ff. 

— institutioneller Teil 16 ff. 

— funktionaler Teil 20 ff. 

Hausgeld (Krankenversicherung) 81, 87 

Heil- und Krankenbehandlung {Versorgung der Kriegs- 
und Wehrdienstopfer) 174, 178 
Hilfe zum Lebensunterhalt 

— Versorgung der Kriegs- und Wehrdienstopfer 174 

— Sozialhilfe 208 ff., 270 

Hilfe in besonderen Lebenslagen (Sozialhilfe) 208 ff., 270 
Hilfe zur Pflege (Sozialhilfe) 212 
Hinterbliebene (siehe Tod [Funktion]) 
Hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung im Saarland 
60, 167 


I 

Immaterielle Sozialleistungeu 12, 206, 208 
Indirekte Sozialleistungen (Steuervergünstigungen) 4, 
20, 246, 252 ff., 276 ff. 

Institutionelles Sozialbudget 52 ff. 

Invalidität (Funktion) 21 ff., 244 ff„ 254 f. h 270 f. 


J 

Jahreswirtschaftsbericht 6, 42 ff., Anlage UT 
Jugendhilfe 215 ff-, 263, 272 
Jugendwohlfalmsbehörden 216 


K 

Kaminkehrergesellen (Zusalzversicherungen für einzelne 
Berufe) 167 

Kaufkraftentwjcklung 37 ff. 

Kindergeld 126 f*\, 272 
Kinderzulagen zu Renten 126 

Kinderzuschlage jm öffentlichen Dienst 126, 151, 157 (f., 
271, 274 

Knappschaft hebe Rentenversicherung 135, 136 ff., 255, 
264 

Kosten der Sozialen Sicherung 17 f, 

Krankenhil/e (Sozialhilfe) 212 
Krankengeld (Krankenversicherung) 81, 87 
Krankenversicherung 24, 79 fi, 252 ff., 266, 270 
Krankheit (Funktion) 21 fL, 244 ff„ 251 ff., 270, 272 
Kriegsopferfürsorge 173 ff + 

Kriegsschadenrente {Lastenausgleich) 187 
Kurorchesier (Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst) 
162 
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L 

Lasten au sgle ich 182 ff., 269 
Leistungsarten 19 

Lohnfortzahlung 69 f 8G H 82, 93 r 100 r 131, 266 

M 

Methodik des Sozialbudgets 3, 26, 27 ff., 41, 43. 54 ff., 
249, Anlage IV 

Muttersriiaftsgeld 87, 262, 266 
Mutterschutz 79, 94 


0 

öffentliche Mittel 19, 51, 54 

öffentlicher Gesundheitsdienst 239 ff,, 252, 272 

Ortszüschlag 151, 157 


P 

Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen 165 
Pflegegeld( Unfallversicherung) 101 


R 

Rehabilitation 98. 102, 109 fL, 174, 254, 259 
Rentenanpassungsbericht 60 ff.. 137, 143 

Rentenversicherung der Arbeiter / Rentenversicherung 

der Angestellten 24, 60 ff., 255, 264, 270 


S 

Schleditwettergeld 110, 114, 268 

Sondersysteme 12, 16, 135 

Sonstige Entschädigungen 201 fL, 269 

Sonstige Leistungen 55 

Soziale Hilfen und Dienste 12, 16, 205 ff, 

Sozialeinkoramen 44 

Soziale Sicherung 12.57L 

Soziale Tatbestände 244 ff. 

Sozialhilfe 174, 207 ff., 252 ff.. 270 

Sozialkonten der Europäischen Gemeinschaften 57, 151, 
261 

Sozialleistungen 4 f., 20 f., 29, 37 ff., 44, 244 ff, 
Sozialleistungsquote 18, 31 fL 
Sozialversidheningskonto 44, 50 f, 

Staatsverbrauch 44, 49 
Sterbegeld 87, 101 

Steuerermäßigungen (siehe Indirekle Leistungen) 

System der Sozialen Sicherung 29 


Systeme nach beamtenrechi liehen Vorschriften 12, 16, 

151 ff. 


T 

Tod [Hinterbliebene] (Funktion) 21 ff, r 244 fL, 252, 270 L 
Tuberkulosehilfe [Sozialhilfe) 211 

U 

U n fallverhii tu ngs bericht 99 
Unfallverhütung und Erste Hilfe 98, 103, 254 
Unfallversicherung 24, 05 fL, 252 ff., 267 
Unterhaltshilfe (Lastenausgleich) 185 L 
Unlerhallssicherungsleistungen für Angehörige von 
Wehrdienst- und Ersatzdienstleistenden 201 


V 

Verletztengeld (Unfallversicherung) 101 
Verrechnungen 56 

Versicherungs- und Versorgungswerke 135 
Versorg ungsanstalten 162 

— Bund/Länder 162 

— Bezirksschornstemfegermeister 167 ff. 

“ Bühnen 162 

— Gemeinden 162 

— Kaminkehrergesellen 167 ff. 

— Kulturorcbester 162 
Versorgungswerke für Selbständige 150 
Versorgung der Kriegs* und Wehrdienstopfer 173 fL, 

252 ff,, 267 f. 

Verwaltungskosten 55 

Volkswirtschaftliche Gesamtredmung 42 ff., Anlage III 
Vorbeugende, wiederelngliedernde uncl wiederherstel- 
lende Maßnahmen 4, 22, 245, 267 


W 

Wiedergutmachung 194 L, 269 
Wiuterbauförderung 110 
Wirtschaftliche Grundannahmen 6 ff., 42 
Wohngeld 230 ff., 272 
Wohnung (Funktion) 2L 244 ff., 272 
Wohnungsfüisorge (Kriegsopferfürsorge) 174 

Z 

Zusatzversicherungen für einzelne Berufe 167 EL, 272 
Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 162 ff. r 255, 
271, 274 

Zusatzversorgungskassen 163 


